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Kapitel I. 


Rechtsquellen, Verfaſſung und Verwaltung der Provinzen und 
Eutwickelung des Landrechts. 


Seitdem Liv⸗ und Eſthland unter dem kraͤftigen Scepter Schwedens 
vereinigt waren, genoſſen ſie einer lange entbehrten Ruhe, die nur kurze 
Zeit durch Kriege mit Polen und Rußland unterbrochen wurde. Mit großem 
Eifer widmete ſich die ſchwediſche Regierung der Umgeſtaltung der Verwal— 
tung und des Gerichtsweſens. Man muß ihr den Ruhm laſſen, daß ſie 
dieſelben, fo wie fie zum Theil noch jetzt beſtehen, wahrhaft geſchaffen hat. 
Im Kirchen- wie im Civil- und Criminalrechte, im Gerichts-, Verwal⸗ 
tungs-, Polizei- und Finanzweſen entwickelte fie eine gleich große und 
bis ans Ende ihrer Beherrſchungszeit fortſchreitende geſetzgeberiſche Tha 
tigkeit. Die Schilderung derſelben macht den wichtigſten Theil der Tiv- 
und eſthländiſchen Geſchichtſchreibung in dieſem Zeitraume aus. Indeſſen 
waren Tendenz und Character dieſer Geſetzgebung nicht in allen Zweigen 
und zu allen Zeiten dieſelben. Wie ſehr Liv- und Eſthland ſchon Pro⸗ 
vinzen geworden waren und ihre Geſchicke von denen des großen Gan⸗ 
zen abhingen, mit dem ſie vereinigt worden, erhellt ſchon daraus, daß die 
Veränderungen in dem Geiſte der Geſetzgebung und Verwaltung durch 
den Thronwechſel in Schweden bedingt wurden. Die Regierungen der 
ſchwediſchen Könige liefern daher natürliche Abſchnitte für die Ge⸗ 
ſchichte dieſes Zeitraums. Auf die Guſtav Adolphs und Chriſtinens, die 
dauptfächlich innern Reformen gewidmet waren, folgte vom Jahre 1654 
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nach den Friedensſchlüſſen zu Oliva mit Polen und zu Kardis mit Ruß⸗ 
land, die Regierung Karl XI. bis zum Jahre 1697, welche ihre Thaͤtig⸗ 
keit ebenfalls der Geſetzgebung und Verwaltung zuwandte, leider aber ſeit 
dem Jahre 1680, vielleicht durch jene Friedensſchlüſſe ſicher gemacht, eine 
verderbliche Richtung einſchlug, manche gute Einrichtung wieder aufhob 
und ſich die Herzen der Unterthanen entfremdete. Darauf folgte unter 
Karls XII. Regierung der große nordiſche Krieg, nach welchem Schweden 
den Beſitz der Oſtſeelande einem mächtigern Nachbarn abtreten mußte. 

So wie Polen waͤhrend ſeiner Glanzperiode, dem 17. Jahrhunderte, 
Livland beſeſſen hatte und deſſen Verluſt ein Symptom des beginnenden 
Verfalls war, ſo beherrſchte auch Schweden die deutſchen und finniſchen 
Oſtſeelande, als es ſich zur Hauptmacht des Nordens emporſchwang, und 
mit dem Verluſte dieſer Provinzen mußte es das Primat im Norden dem 
neuen Beſitzer derſelben abtreten. Die politiſche Wichtigkeit dieſer Pro— 
vinzen geht hieraus deutlich hervor. Im 17. Jahrhundert war Schwe⸗ 
den durch feinen großen König Guſtav Adolph zur Beherrſcherin der 
Oſtſee und zur Beſchützerin des Proteſtantismus in ganz Europa, zu ei- 
ner europäiſchen Großmacht geworden. Es drängte Polen in den Hinter- 
grund, ließ Rußland aus demſelben nicht hervortreten, machte ſich in 
ganz Europa furchtbar und erhielt ſich ein Jahrhundert lang auf dieſer 
künſtlichen Höhe, aber nur durch erſchöpfende Anſtrengungen, die die Fi⸗ 
nanzen zerrütteten, die unſelige Güterreduction hervorriefen, überall Un- 
zufriedenheit erregten und fo Peters des Großen Scharfblicke und ſtaats⸗ 
männiſchem Genie die Mittel an die Hand gaben, Schweden zu ſtürzen 
und das von der Natur reicher begabte Rußland an deſſen Stelle zu 
erheben. 

An einheimiſchen Annaliſten iſt dieſer Zeitraum außerordentlich arm, 
was ſich wohl durch die Seltenheit der Kriege erklären laßt, denn für 
innere Entwickelungsgeſchichte hatte man damals wenig Sinn. Der ein⸗ 
zige iſt Kelch bis zum Jahre 1706, deſſen ſechster oder letzter Theil, ſeit 
dem Jahre 1690, noch ungedruckt iſt. Hiezu kommen nun noch die 
ſchwediſchen Geſchichtſchreiber, vorzüglich Loccenius und Puffend orf, 
die Biographen Karls XII. und die ruſſiſchen Geſchichtsquellen, haupt⸗ 
ſächlich für die Zeit des nordiſchen Kriegs. Für die innern Zuſtände 
vorzüglich wichtig find die zahlreichen ſchwediſchen Verordnungen, die Be⸗ 
ſchlüſſe der Landtage, die ſogenannten Conſtitutionen des livländiſchen 
Hofgerichts und des eſthländiſchen Oberlandgerichts, die Verordnungen 
der Stadtmagiſtraͤte, das eſthländiſche Ritter- und Landrecht vom Jahre 
1650 und die rigaſchen Statuten vom Jahre 1673. Der ſpeciell für 
Eſthland erlaſſenen königlichen Verordnungen ſind viel weniger, als der 
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für Livland 1. Ueberhaupt fand die ſchwediſche Regierung in Eſthland 
ein geringeres Feld für ihre Thätigkeit, als in Livland. Unter dem 
Schutze der Privilegienbeſtätigungen, die ſeit der Beſitznahme Eſthlands 
im Jahre 1561 bei jedem Thronwechſel wiederholt wurden, entwickelten 
ſich Land⸗ und Stadtrecht ungeſtört fort und das erſtere gewann durch 
die Codification vom Jahre 1650 eine eben ſo feſte Grundlage, als das 
letztere durch die Reception des lübiſchen Rechts vom Jahre 1586 erhal⸗ 
ten hatte. 

Wir ſchreiten zuförderſt zu einer Darſtellung der Rechtsquellen wäh- 
rend der ſchwediſchen Beherrſchungszeit. Die Ausdehnung allgemeiner 
Reichsverordnungen auf Liv- und Eſthland, fo wie die Promulgation 
derſelben, fand meiſt gleihmäßig in beiden Provinzen ſtatt, ohne die 
Verſchiedenheit der bisherigen einheimiſchen Rechte zu berückſichtigen, 
welche durch dieſe Verordnungen zum Theil ergänzt, zum Theil aber auch 
bedeutend verändert wurden, Letzteres namentlich in Bezug auf den Pro- 
ceß, das Civil- und Criminalrecht. Das Gerichts- und Polizeiweſen und 
das Kirchenrecht, für welche es bisher nur ſehr wenige und ungenügende 
einheimiſche Verordnungen gegeben hatte, wurden ſogar ganz neu ge⸗ 
ſchaffen. 

Seit Guſtav Adolph und nach feinem Vorbilde enthalten die Be⸗ 
ſtätigungen der Privilegien ſowohl für Liv- als für Eſthland weder die 
Aufzählung, noch irgend welche Modification derſelben, ſondern nur die 
allgemeine Zuſicherung ihrer Erhaltung. Die eſthländiſchen Landesprivi⸗ 
legien wurden von der Königin Chriſtine am 7. Januar 1654. beftätigt, 
von der Königin Regentin Hedwig Eleonora am 22. November 1660 
und von Karl XI. am 30. September 1675; die der Stadt Reval am 
20. Auguſt 1646 und 17. März 1660, die der Stadt Weſenberg am 16. 
März 1635. Die Ergänzung und Fortbildung des privilegienmäßig be⸗ 
ſtehenden Rechts geſchah in Eſthland hauptſächlich durch ausdrückliche 
Ausdehnung ſchwediſcher Geſetze (z. B. der Kirchenordnung vom 3. Sep⸗ 
tember 1686, doch mit Zugeſtehung einiger Modificationen), oder durch 
einfache Promulgation derſelben in der Provinz, bisweilen nach Einho⸗ g 
lung der Bemerkungen des eſthländiſchen Oberlandgerichts zu den Ent⸗ 
würfen derſelben 2. Einzelne Verordnungen wurden auch von den Ge- 
neral⸗Gouverneuren erlaſſen, wie z. B. im Jahre 1653 von Drenftierna 
eine Interimsordnung der Manngerichte und im Jahre 1664 von Bengt 
Horn eine Ergänzung derſelben s. Die ſchwediſchen Verordnungen fan⸗ 
den auf dem Lande viel mehr Anwendung, als in den Städten, wo das 
lubiſche Recht vorherrſchte, ausgenommen in Narwa, dem ſchon Jo⸗ 
bann III. den Gebrauch des ſchwediſchen Stadtrechts a u hatte. 
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Im Ganzen kann man wohl behaupten, daß die eſthländiſchen Stände 
an der Geſetzgebung einen geringern Antheil nahmen, als zu herrmeiſter⸗ 
lichen Zeiten, obgleich die Autonomie noch immer eine reiche Quelle der 
Fortbildung des Rechts blieb und in dieſer Hinſicht zu den Landtags⸗ 
ſchluſſen und den Verordnungen der Stadtmagiſträte, namentlich des re⸗ 
valſchen, zu den Concordaten der Gilden, den Zunft⸗ und andern Schra⸗ 
gen, noch die ſogenannten Conſtitutionen des eſthländiſchen Oberlandge⸗ 
richts kamen. Letztere konnten ſich natürlich nur auf den Proceßgang be⸗ 
ziehen, wie z. B. die vom General-Gouverneuren de la Gardie im Namen 
und von wegen des Oberlandgerichts publicirten erneuerten Conſtitutionen 
vom 7. Juni 1691“. 

Die livländiſchen Landesprivilegien waren, wie wir geſehen haben, 
von den polniſchen Königen nicht ohne wichtige Vorbehalte beſtätigt wor⸗ 
den; vieles daran hatten die königlichen Conſtitutionen und Ordinatio⸗ 
nen geändert und auch der Stephaneiſche Privilegienkörper für Riga ent⸗ 
hielt keinesweges blos altes Recht. Dennoch war das Stephaneiſche 
Privilegium zur Grundlage des Guſtav Adolphſchen für Riga genommen 
worden, wie man ſich aus der Vergleichung beider überzeugen kann. 
Die Beftätigung der ritterſchaftlichen Privilegien erfolgte bei der ſchnellen 
Abreiſe des Königs nur vorläufig und bis auf weitere Unterſuchung am 
18. Mai 16295. Von gleicher Art war die auch nur generelle Privi- 
legienbeſtätigung der Regentſchaft, während der Unmündigkeit Chriſtinens, 
Guſtav Adolphs Tochter und Nachfolgerin O. Im. J. 1634 hatte näm⸗ 
lich die livländiſche Ritterſchaft nicht nur um Beſtätigung ihrer Privile- 
gien, ſondern auch um Redigirung derſelben mit den harriſch-wieriſchen 
zuſammen in einem gemeinſamen Rechtskörper gebeten, was bis auf die 
Zeiten der Mündigkeit der Königin ausgeſetzt und bis dahin nur der Ge⸗ 
brauch der Privilegien, fo wie der Güterbefig zugeſtanden wurde. Daſ⸗ 
ſelbe geſchah im J. 1643, wo die Regentſchaft im Namen der Königin 
deren Geneigtheit erklärte, die Ritterſchaft mit gewiſſen beſtimmten Pri⸗ 
vilegien zu verſehen, zu dieſem Geſchäfte aber dermalen keine Zeit, zu 
baben behauptete. Erſt am 17. Auguſt 1648 erfolgte die definitive Be⸗ 
ſtätigung ſeitens der Königin, jedoch mit der ausdrücklichen Klauſel „un⸗ 
ſeres und des Reichs Hoheit und Recht in Allem vorbehalten 
und ohne Präjudiz oder Schaden“, gleichwie auch im J. 1646 
die Privilegien der öſelſchen Ritterſchaft, nach dem vom daͤniſchen Könige 
Friedrich II. gegebenem Beiſpiele beſtätigt worden waren '. Die Privi⸗ 
legienbeſtätigungen ſeitens Karls X., vom 26. November 1658 und der 
vormundſchaftlichen Regierung der Königin Hedwig Eleonore, vom 23. 
November 1660 waren wiederum nur proviſoriſch und die definitive Be⸗ 
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ftätigung Karls XI. vom 10. Mai 1678 enthielt, ſo wie die feiner 
Mutter, die obengenannte Clauſel ?. In den Privilegienbeſtätigungen der 
Städte, wie in den zum vorigen Zeitraume angeführten Karls IX. und 
Guſtav Adolphs und in der für die Stadt Pernau vom 29. Auguſt 1649, 
kommt jener Vorbehalt nicht vor . Dorpat erhielt einen ganz neuen 
Privilegienkörper am 20. Auguſt 1646 11. 

Da die polniſchen Einrichtungen in Livland verhaßt waren und die 
Ritterſchaft ſchon im J. 1664 von Guſtav Adolph das Verſprechen der 
Aufhebung aller ihren Rechten widerſprechenden Satzungen im künftigen 
Friedensſchluſſe ſelbſt für den Fall erhalten hatte, daß Livland unter Po- 
lens Hoheit bleiben würde, ſo hatte die ſchwediſche Regierung daſelbſt für 
ihre geſetzgeberiſche Thätigkeit noch ein viel ausgedehnteres Feld, als in 
Eſthland, wo die frühern Zuſtände ſich ſeit deſſen Vereinigung mit Schwe⸗ 
den wenig verändert hatten. Sie übte ſie daher in Livland zwar in der⸗ 
ſelben Weiſe, wie in Eſthland, aber in viel größerm Maße aus, theils 
durch Erlaſſung ſpecieller, für Livland allein, oder für Liv- und Eſthland 
beſtimmter Verordnungen, theils durch ausdrückliche Einführung ſchwedi— 
ſcher Reichsgeſetze oder durch einfache Promulgation derſelben in der Pro⸗ 
vinz. Zu den ausdrücklich eingeführten Reichsgeſetzen gehören z. B. die 
ſchwediſche Kirchenordnung vom J. 1686 und die Vormuͤnderordnung vom 
J. 1669, beide durch königliche Verordnung vom 20. December 1694 erſt 
dann für unbedingt gültig erklärt, nachdem die Kirchenordnung dem Adel 
vorgelegt und von ihm auf dem Landtage vom J. 1690 bedingt ange⸗ 
nommen worden war und die königliche Reſolution vom 30. Juni 1691 
einige Modificationen bewilligt hatte. In der Provinz einfach promul⸗ 
girte Reichsverordnungen ſind die ſchwediſche Wechſelordnung vom Jahre 
1671, die Teſtamentsſtadga vom J. 1686, die Zinsplacate von den Jah- 
ren 1666 und 1687, die Proceßſtadga vom J. 1695 und andere proceß⸗ 
rechtliche Verordnungen, welche alle auf dieſe Weiſe in Livland Geltung 
erlangt zu haben ſcheinen. Alle dieſe Verordnungen ſind aus der zweiten 
Hälfte der ſchwediſchen Beherrſchungszeit und nach dem Tode Karls X., 
wo Liv- und Eſthland anfingen, mehr als bisher als rein ſchwediſche 
Provinzen behandelt zu werden. Von dieſer Thatſache werden wir ſpa⸗ 
ter zahlreiche Beweiſe finden; ſie erklärt ſich aus der durch den Olivaer 
und Kardiſer Frieden geſicherten Herrſchaft Schwedens. Zu den köͤnigli⸗ 
chen Verordnungen kamen auch in Livland die der Generalgouverneure, 
zu denen ſogar die Organiſationsgeſetze der Landgerichte und des Hofge- 
richts aus den Jahren 1630 und 1632 gehören, die vom livländiſchen 
General⸗Gouverneuren Johann Skytte, vermöge der ihm von Guſtav 
Adolph ertheilten Vollmacht erlaſſen wurden. In Riga kamen von den 
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ſchwediſchen Verordnungen nur einige wenige den Proceß betreffende 
zur Geltung und das in geringerem Maße, als in den übrigen livländi⸗ 
ſchen Städten. 3 

Obwohl nun auch in Livland die Theilnahme der Stände an ber 
Geſetzgebung geringer war als ſonſt, fo ſpielte dennoch die Autonomie 
dieſelbe Rolle, wie in Eſthland und erging ſich in Landtagsſchlüſſen, hof⸗ 
gerichtlichen Conſtitutionen, Verordnungen der Stadtmagiſträte, Concor⸗ 
daten der Gilden, Handwerker- und andern Schragen. 

In beiden Provinzen wurde das Recht auch fortgebildet durch Prä- 
judicate, indem die Gerichte ausdrücklich darauf angewieſen waren, in 
ihren Erkenntniſſen „nicht zu varüren“, ſondern ſich dabei an Entſchei⸗ 
dungen früherer ähnlicher Falle zu halten 2. Bei der ausgedehnten 
Thätigkeit der geſetzgebenden Gewalt, eines Erzeugniſſes der modernen 
Staatskunſt, blieb der Gerichtsgebrauch noch die einzige Form, in der ſich 
das ſonſt allmächtige Gewohnheitsrecht, die Quelle unſerer provinciellen 
Rechtsbücher, äußern konnte. Seit dem Verſchwinden der Urtheilsfinder, 
deren Sprüche ſonſt in viel freierer Weiſe das Recht fortbildeten, aus 
unſern Oſtſeelanden, ſo wie beinah aus ganz Europa wurde der Ge— 
richtsgebrauch auch durch das Juriſtenrecht vielfach beſchränkt. Indeſſen 
iſt ſelbſt die Reception vieler ſchwediſchen Verordnungen und namentlich 
die einer Privatarbeit eines ſchwediſchen Rechtsgelehrten aus den Jahren 
16181653 1s, der Richterregeln, die ſchon früh in Schweden und 
ſpäter in Livland angewandt wurden, lediglich ein Werk der Praxis. 
Die Kraft des Gewohnheitsrechts, inſofern es „ein Löbliches” war und 
dem Worte Gottes, den königlichen Hoheitsrechten und den Geſetzen nicht 
widerſprach, wurde geſetzlich anerkannt!“ und wenigſtens im Anfange 
dieſer Periode das provincielle Gewohnheitsrecht den ſchwediſchen Rech 
ten und Geſetzen vorgezogen 1». Jene Kraft äußerte ſich auch darin, daß 
manche Beſtimmungen der einheimiſchen Rechtsbücher außer Gebrauch ka⸗ 
men und theils durch die neuern ſchwediſchen Verordnungen, theils ganz 
einfach durch eine entgegenſtehende Praxis beſeitigt wurden, obwohl 
das harriſch-wieriſche Recht von Guſtav Adolph und das gedruckte (mitt⸗ 
lere) livländiſche Ritterrecht von der Königin Chriſtine und zwar bis zur 
Zuſammenſtellung eines neuen livländiſchen Rechts- und Geſetzeoder (Cor- 
pus juris Livonicum) beſtätigt wurde 16. 

Da Liv» und Eſthland bis zum J. 1561 deutſche Territorien gewer 
ſen waren, ſo hatte das deutſche gemeine Recht, wie es damals in 
Reichsgeſetzen, im römiſchen und kanoniſchen Rechte und im longobardi⸗ 
ſchen Lehnrechte beſtand 17, bis dahin in den Provinzen rechtliche Geltung 
gehabt und war auch ſeitdem als angeſtammtes Recht betrachtet worden. 
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Außerdem war es für Livland durch das Privilegium Sigismund Auguſts 
und für die Stadt Reval durch das Privilegium Johanns III. vom 11. 
Februar 1570 Art. 2 und die Urkunde Karls XI. vom 13. September 
1675 ausdrücklich beftätigt worden. Es behielt alſo natürlich feine ſubſi⸗ 
diäre Geltung neben den Rechtsbüchern und den allmälig erſcheinenden 
ſchwediſchen Verordnungen, doch nur in der Weiſe, wie es bis zum J. 
1561 beſtanden hatte, denn die ſpätern Reichsgeſetze wurden in Livland 
nicht mehr anerkannt. Wenn dagegen in neuerer Zeit behauptet worden 
iſt is, das Privilegium Sigismunds habe durch die Worte jura germa- 
norum propria et consueta nur das einheimiſche Ritterrecht beſtätigt, 
fo widerſpricht dies nicht nur einer eonſtanten Praxis und dem Umſtande, 
daß dies Ritterrecht der polniſchen Regierung ganz unbekannt war, ſondern 
auch einer richtigen Anſchauung von dem Verhältniſſe des gemeinen deutſchen 
Rechts zu den deutſchen Particularrechten, alſo auch zu den livländiſchen 
Rechtsbüchern bis ins 18. Jahrh. Denn bis dahin waren gemeines und 
Particularrecht noch nicht ſcharf geſchieden und ſind alſo im Privilegium 
Sigismund Auguſts zuſammen unter der Benennung „eigen und herge— 
brachte deutſche Rechte“ zu verſtehen. Weder konnten die livländiſchen 
Abgeordneten, die an der Abfaſſung des Privilegiums theilnahmen, unter 
dieſem ausgedehnten Ausdrucke, mit ganz willkührlicher Beſchraͤnkung und 
zu ihrem eignen Nachtheil, ein nur uſuell und nicht einmal ganz allge— 
mein in der Provinz recipirtes Rechtsbuch verſtehen, noch konnten es die 
polniſchen Beamten, die es gar nicht kannten. Von den oben angeführ—⸗ 
ten Quellen des gemeinen Rechts hatte nur das longobardiſche Lehnrecht 
kaum irgend welche Geltung gehabt, das kanoniſche war den proteſtanti⸗ 
ſchen Bewohnern verhaßt und das eigentliche deutſche Recht, ein Product 
der fpätern Doctrin, war damals kaum in feinen erſten Anfängen vor— 
handen. So blieb denn nur das römiſche Recht als Hülfsrecht übrig 
und dies hat wohl auch einige ältere livländiſche Rechtsgelehrte zu der 
irrigen Anſicht verleitet, daſſelbe für den in den Oſtſeeprovinzen einzigen 
gültigen Beſtandtheil des deutſchen gemeinen Rechts zu halten !“. Das 
römiſche Recht verbreitete ſich vorzüglich in den Städten, namentlich in 
Riga, deſſen revidirtes Stadtrecht vom J. 1674 der Praxis nicht genügen 
konnte. Auch im eſthländiſchem Ritter- und Landrechte vom J. 1650 wird 
auf daſſelbe als ſubſidiäre Entſcheidungsnorm ausdrücklich verwieſen de. 
Das Studium des römiſchen Rechts wurde vorzüglich durch die ſpäter 
anzuführende Stiftung einer Univerſität mit einer Juriſtenfacultät befördert. 

Die gleichzeitige Anwendung einer Mehrheit von Rechtsquellen von 
ſehr verſchiedenem Charakter mußte, beſonders bei der damals noch man- 
gelhaften Rechtsbildung, in Eſth- und Livland allmälig eine eben ſolche 


Verwirrung erzeugen, wie im deutſchen Reiche. Theils aus dieſem, theils 
auch wohl aus andern Gründen, bemühte ſich die ſchwediſche Regierung 
ſchon frühzeitig und unausgeſetzt um die Einführung des ſchwediſchen 
Reichsrechts in den Oſtſeeprovinzen. Herzog Karl hatte gleich nach feiner 
Ernennung zum Reichsverweſer der eſthländiſchen Ritterſchaft Vorſchläge 
in dieſem Sinne gemacht. Da ſie abgewieſen wurden, ſo verlangte er, 
daß das ſchwediſche Recht wenigſtens als Huͤlfsrecht in Eſthland einge⸗ 
führt werde 21. Später machte er den Abgeordneten der livländiſchen 
Ritterſchaft denſelben Vorſchlag und erhielt eine gleiche Antwort, jo daß 
die Angelegenheit auf den beabſichtigten, indeſſen damals nicht zu Stande 
gekommenen Landtag verwieſen wurde 22. Guſtav Adolph ſchrieb nach 
Reorganiſirung der livländiſchen Gerichtsverfaſſung den neu errichteten 
Behörden vor, ſchwediſche Rechte, Geſetze und Gebrauche als Hülfsrecht 
neben den livländiſchen löblichen Gewohnheiten zu gebrauchen; ſonſt ſoll⸗ 
ten keines fremden Volks Rechte angeführt werden 2”. Hiedurch ſchienen 
das römiſche und das gemeine deutſche Recht ausgeſchloſſen, ſpäter wurde 
ihr Gebrauch in Liv- und Eſthland ausdrücklich verboten?“. Hiebei blieb 
es aber nicht, ſondern ſchon Guſtav Adolph ſchrieb dem von ihm in 
Dorpat errichteten Hofgerichte (vom J. 1615) die Beobachtung der ftod- 
bolmſchen Gerichtsordnung vor, welche ohnehin die beinah wörtliche Quelle 
feiner livländiſchen Hofgerichtsordinanz vom J. 1630 war?“, und fpäter 
wurde dieſer Behörde und dem öſelſchen Landgerichte geradezu die Beob— 
achtung des ſchwediſchen Geſetzbuchs vorgeſchrieben ?. Auch findet fi 
in vielen ſpeciell für Livland erlaſſenen Verordnungen eine Bezugnahme 
auf ſchwediſches Recht . Durch Reſolution vom 31. Auguſt 1643, Pet. 8, 
befahl die Königin Chriſtine dem Landgerichte, ſeine Unterlegungen an die 
Landesherren in ſchwediſcher Sprache einzureichen, während der Adel im 
Gegentheil darum nachgeſucht hatte, daß die königlichen Erlaſſe an daſ⸗ 
ſelbe in deutſcher Sprache abgefaßt würden. Obwohl nun das ſchwediſche 
Recht zu Anfang des 17. Jahrh. codificirt worden war, was die Ein⸗ 
führung deſſelben in den Oſtſeeprovinzen erleichtern mußte, ſo erlangte 
es dennoch während des ganzen 17. Jahrh. keine practiſche Gültigkeit. 
Im J. 1707 erklärte das livländiſche Hofgericht ausdrücklich, daß das 
ſchwediſche Recht in Näherrechtsfällen keine Kraft habe 28. 

Das Vorhergehende mag zur Ueberſicht der Grundlagen des Rechts⸗ 
zuſtandes Liv⸗ und Eſthlands während der ſchwediſchen Beherrſchungszeit 
hinreichen. Das von mehreren ſchwediſchen Verordnungen angezogene 
göttliche Recht, worunter wohl die Bibel zu verſtehen, konnte natürlich 
ſelten zur Anwendung kommen. Wir gehen nun zur Darſtellung des Jur 
halts der Geſetzgebung bis zum Olivaer Frieden, unter den Regierungen 


Guſtav Adolphs bis zu feinem Tode in der Schlacht bei Lügen (. 16· No 
vember 1632), Chriſtinens bis zu ihrer Abdankung (am 916. Juni 1659) 
und Karls X. bis zu feinem Tode (am 1. Februar 1060) über. Wir 
werden uns hiebei auf das für die Provinzen im Allgemeinen Gültige, 
ſo wie auf das Landrecht, beſchränken. Die Entwicklungsgeſchichte der 
Städte in der ſchwediſchen Beherrſchungszeit bildet eine ganz abgejon- 
derte Sphäre, die mit der landrechtlichen nichts gemein hat und ſoll auch 
beſonders vorgetragen werden (ſ. Kap. VI.). 

Was zuförderſt das ſtaatsrechtliche Verhältniß der — zum 
Reiche betrifft, ſo war daſſelbe, wie aus dem Obigen ſchon hervorgeht, 
nicht klar feſtgeſtellt. Die Gränzen zwiſchen der Reichs- und der Pro- 
vinzial⸗Geſetzgebung, zwiſchen der geſetzgebenden Gewalt des Königs und 
der Provinzialſtände, waren es eben ſo wenig. Die mehreren Pri⸗ 
vilegienbeſtätigungen, namentlich für Livland, angehängte und oben ange⸗ 
führte Clauſel war zu unbeſtimmt, um nicht zu mannigfachen Auslegun⸗ 
gen Veranlaſſung zu geben. In Schweden ſelbſt war die königliche Ge⸗ 
walt verfaſſungsmäßig beſchränkt und der König gehalten, nach dem Rathe 
des Reichsraths zu regieren und die geſetzgebende Gewalt, ſo wie das 
Recht Steuern aufzulegen, Krieg zu erklären und Frieden und Bünbniffe 
zu ſchließen, mit den Neichsftänden zu theilen. Dieſe Grundſaͤtze, welche 
ſchon Herzog Karl gegen König Sigismund offen ausgeſprochen und 
kräftig behauptet hatte?“, waren auch durch den Königseid Guſtav 
Adolphs d beſtätigt worden, Chriſtine regierte auf dieſelbe Weiſe, nament⸗ 
lich wurde das uralte Selbſtbeſteuerungsrecht der Nation von dieſen Re⸗ 
genten mehr, als von ihren Vorgängern geachtet 2. Die Reichsſtand— 
ſchaft in Schweden genoſſen die liv- und eſthländiſchen Stände nicht. 
Als fie darum anſuchten, machte Karl Guſtav ihnen zwar darauf Hoff- 
nung, konnte aber ohne Zuſtimmung des ſchwediſchen Adels nichts weiter 
in der Sache thun und verſäumte ſo die Gelegenheit, die Provinzen durch 
das feſte Band der Rechtsgleichheit ans Reich zu knüpfen. So hatten ſie 
es nur mit dem Könige zu thun. Die Verbindung mit Schweden 
war alſo nur eine Perſonalunion und die Beſchluͤſſe der ſchwedi— 
ſchen Reichsſtände, die ohne Zuziehung der liv- und eſthländiſchen gefaßt 
wurden, hatten für die letztern keine verbindliche Kraft. Daß dieſe An⸗ a 
ſchauungsweiſe in den Provinzen auch wirklich vorherrſchte, ſieht man aus 
ihrer Geltendmachung durch die livländiſchen Deputirten in Stockholm im 
Jahre 1690, als die ſchwediſche Regierung, auf Reichstagsſchluͤſſen geſtützt, 
drückende Maßregeln ergriffen hatte 8. 

Die frühern Landtage, welche Verſammlungen ſämmtlicher Landes- 
herren und Stände waren, hatten aufgehört. Die proteſtantiſche Geift- 
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lichkeit, mit deren Organiſation die ſchwediſche Regierung ſich vielfach 
beſchäftigte, bildete ſich zwar allmälig zu einem beſondern Stande, welcher, 
da er meiſt auf dem Lande lebte, mit Ausnahme der Gtabtgeift- 
lichen auch nach Landrecht beurtheilt wurde; er genoß aber keine poli- 
tiſchen Rechte. Der Bauer war leibeigen und bildete alſo keinen ei- 
gentlichen Stand. Das Letztere gilt auch von denjenigen Landbewohnern, 
die perſönlich frei und keine eigentliche Bauern waren. Der Adel, deſſen 
Beſtand und Güterbefig in Livland höchſt ſchwankend war, mußte natür⸗ 
lich ſuchen, ſich eine feſte Grundlage zu geben und die verlorne corporative 
Organiſation in einer den Zeitverhälmiffen angemeſſenen Form wiederzu⸗ 
gewinnen. Die polniſchen Edelleute und Gutsbeſitzer waren beinah alle 
in Folge des kurzen von Guſtav Adolph zur Huldigung geſtellten Ter- 
mins verſchwunden, an ihre Stelle aber ſchwediſche Große getreten und 
zwar beſaß nach einer Güterreviſion vom Jahre 1641, deren Protocoll 
ſich noch erhalten hat, die Familie Drenftierna (der Reichskanzler, der 
Reichsadmiral und ein paar andere): die Güter Allaſch, Cremon, Aja, 
Kaſter, Mekshof, Rodenpois, Rappin, Segewold (beinah das ganze heu— 
tige Kirchſpiel dieſes Namens), Trikaten (das ganze. heutige Kirchſpiel, 
das früher zur Ausſtattung des wendenſchen Biſchofs und ſeines Kapitels 
angewieſen war), Mojahn, Wohlfahrt, Wolmar und Wenden nebſt der 
Oberhoheit über die beiden gleichnamigen Städte, im Ganzen 525 Haken. 
Die Familie Banner: die Güter Adſel, Berſohn (das 
ganze heutige Kirchſpiel nebſt Laudohn und — . 
Ronneburg, Smilten und Serben 279 — 
Graf Guſtav Horn: die Güter Marienburg a ganze 
heutige Kirchſpiel nebft Laitzen und N e 


burg und Weinſel . 150 — 
Der Reichsadmiral Karl Karlſon r die Gü⸗ 

ter Pebalg und Schujen 82 — 
Graf de la Gardie: die Güter Fellin, Fam * 

Helmet 116 — 


Feldmarſchall Wrangel: Oberpahlen (das gone alte 

pahlenſche Kirchſpiel mit Ausnahme Rutigfers, das 

Klein Johannisſche und ein Theil des Pilliſtferſchen) 111 — 
Heinrich Graf von Thurn: die Grafſchaft Pernau, von 

Guſtav Adolph aus den Gütern Tackerort, Torgel, 

Audern und noch ſechs andern zuſammengeſetzt . 82 — 
Lars Kruſe: Rujen ene e 
Feldmarſchall Löwenhaupt: Sagnig ene na 


Graf Brahe: Seswegen „ „„ l Halen. 
Generalcommiſſär Heinrich Kronſtern am Kokenhuſenſchen 40 — 
Gouverneur Andreas Erichſon: Neuhauſen. 56 — 
Generalmajor Wilhelm de la Barre 35 — 
Heinrich Flemming: Lais 33 —: 
Der Gouverneur oder vielmehr Vicegouverneur Nils 
Wien cite e . 
Ake Axelſon: Tech elfe 43 — 


in Summe 1728 Haken 
oder über ein Drittel der auf 4343 Haken berechneten bebauten Ober⸗ 
fläche des Landes, indem ein beſetztes Geſinde, das wöchentlich zwei Ar— 
beiter ſtellte, nach alter Art für einen Haken gerechnet wurde. Die oben 
genannten Güter waren meiſt ſchon von Guſtav Adolph an ſeine Gene⸗ 
rale und Miniſter verſchenkt worden, welchem Beiſpiele die vormund⸗ 
ſchaftliche Regierung während Chriſtinens Minderjährigkeit (bis zum 8. 
December 1644) in ſolchem Maaße folgte, daß alle Krondomainen in 
Privathände geriethen ?“. Nach einer authentiſchen Nachricht hat die Kö— 
nigin Chriſtine allein in Eſth- und Livland 490,964 Thaler S. M. 
Landgüter veräußert s. Es waren theils frühere Schloßgebiete und 
Krondomainen: wie z. B. Oberpahlen, Lais, Neuhauſen, Ermes, Lem— 
burg, Adſel, Marienburg, Wenden, Ronneburg, Wolmar, Segewold, oder 
biſchöfliche Güter wie Trikaten, oder Kloſtergüter wie die des ehemaligen 
Bisthums Reval, die Guſtav Adolph zum Unterhalte des im Michaelis 
kloſter gegründeten Gymnaſiums beſtimmte und die Königin Chriſtine im 
Jahre 1651 dem Landrathsſtuhl zur Unterhaltung der Gerichte verlieh “s. 
Häufig waren es Privatgüter, deren Beſitzer die Partei der Polen er— 
griffen (wie z. B. Tieſenhauſen von Berſohn), und aus dieſer oder aus 
andern Urſachen ihre Beſitzungen verloren hatten. Guſtav Adolph hatte 
nämlich befohlen, diejenigen Privatgüter, welche die Beſitzer ganzer, in 
Bauſch und Bogen an ſie verſchenkten Gebiete, an ſich gezogen hätten, 
auszuſcheiden, aber den Eigenthuͤmern nur dann zurückzuſtellen, wenn die⸗ 
ſelben der Krone Schweden treu geweſen wären, widrigenfalls zu confis⸗ 
eiren. Dieſe Beſtimmung ſollte auch auf Pfandbeſitzer angewandt wer 
den. Verſchreibungen aber, die zur Zeit der polniſchen Oberherrſchaft 
errichtet oder von den Feinden an ſich gebracht worden, ſollten nicht be⸗ 
achtet werden 27. Von manchen Gütern iſt die Urſache des Uebergangs 
in den Beſitz det ſchwediſchen Regierung unbekannt, z. B. von Seswegen, 
das König Sigismund Auguſt am 17. Mai 1573 dem bekannten Frei- 
herrn Johann Taube geſchenkt hatte und das auf feinen Sohn überge- 
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gangen war, aber im Jahre 1625 von Guſtav Adolph dem Grafen Nils 
Brahe verliehen wurde. Manche dieſer Güter waren von ungeheuerer 
Ausdehnung und umfaßten, wie oben von einigen gezeigt worden, ganze 
heutige Kirchſpiele!s. Von den ſchwediſchen in Livland beſitzlichen Fa⸗ 
milien ſind indeſſen nur wenige, als die Gyldenhofs, Sarenſchilds, Stiern⸗ 
ſtrahls, Sternhielms, Piſtohlkors, Igelſtröms, Kronmanns und Löwis, 
daſelbſt geblieben o; von denen nur die Sternhielms, Piſtohlkors, Igel⸗ 
ſtröms und Löwis noch bluͤhen. Die ſchwediſchen adligen Gutsbeſitzer 
genoſſen alle Rechte der einheimiſchen und wurden ebenfalls als Glieder 
der livländiſchen Ritterſchaft angeſehen. Nach der königlichen Reſolution 
vom 4. Juli 1643 mußte ſogar die Hälfte der Landräthe aus ihrer 
Mitte gewählt werden. Die Zahl der urſprünglichen livländiſchen adligen 
Geſchlechter, deren es bei Anfertigung der Matrikel vom Jahre 1747 
noch 52 gab und die ſich während der polniſchen Herrſchaft um 16 ver- 
mehrt hat, worunter die franzöſiſche Familie de la Barre, die ſchwediſche 
Boye, ſonſt aber lauter deutſche, in Livland eingeſeſſene oder aus Deutſch⸗ 
land eingewanderte Familien, verſtärkte ſich während der ſchwediſchen Be— 
herrſchungszeit noch um 45, von denen 32 noch blühen. Von dieſen wa⸗ 
ren 26 gleichzeitig oder kurz zuvor in den Adelſtand erboben worden; 
der livländiſche Adel verſtärkte ſich alſo zum größeren Theile aus dem 
Dürgerftande. Mit wenigen Ausnahmen trugen fie alle deutſche Namen, 
fo daß der jetzige livländiſche Adel beinahe ganz von deutſcher Herkunft 
iſt. Die erſte durch die livländiſchen Landtagskeceſſe beurkundete Aufnahme 
in die Corporation iſt die der kurz vorher geadelten Familie Grünblad 
auf dem Landtage vom April 1650. Durch eine königliche Reſolution 
vom 14. November deſſelben Jahrs ward die Errichtung einer livländi⸗ 
ſchen Ritterbank oder Matrikel behufs Ausſcheidung derjenigen, die ſich 
den Adel anmaßten, angeordnet. Daſſelbe geſchah fuͤr Eſthland durch die 
königl. Reſolutionen vom 31. Aug. 1643, 17. Jan. 1651 und 16. Oct. 1675, 
ohne daß eine Matrikel zu Stande gekommen wäre, obwohl der Adel ſelbſt die 
Sache angeregt hatte. Daß Indigenatsdiplome ertheilt wurden, ſieht man 
aus der koͤnigl. Reſolution vom 7. Juni 1690. Schwediſche Edelleute, 
denen in Eſthland eine Erbſchaft zufiel, ſollten mit den eſthländiſchen gleiche 
Erbrechte genießen!“. Von ſchwediſchen adligen Familien find wenige in 
die eſthländiſche Ritterſchaft getreten 21. Bei der Errichtung der Matrikel 
im Jahre 1743 fanden ſich in derſelben nur ſieben ſchwediſche Familien: 
Baggohufwud, Grotenhielm, Kaulbars, Lilienfeld, Piſtohlkors, Silberarm 
und Stenbock, drei und ſechszig aus der Ordenszeit, obgleich es nicht 
von allen gewiß iſt, drei ruſſiſche aus dem 17. Jahrhunderte (Baranow, 
Belſky, Naßakin), wobei erwähnt wird, daß ihrer noch mehrere vorhan⸗ 
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den, die ſich nicht gemeldet hatten und endlich ſechs und vierzig beutfche, 
meiſt ſeit ſchwediſcher Zeit in Eſthland angeſeſſene Familien. Die Zahl 
der Schweden hatte übrigens nach dem Nyſtädter Frieden ſehr abgenom⸗ 
men. Aus alten Güterrollen iſt erſichtlich, daß ſchon gegen Ende des 16. 
Jahrhunderts ruſſiſche Geſchlechter in Eſthland Lehngüter beſaßen (die 
Romanows, Butilows, u. ſ. w.) . Aus den fo eben erwähnten Nobi⸗ 
litirungen ſiebt man, daß der in Schweden von den Königen eingeführte 
Briefadel ſich auch in die Oſtſeeprovinzen verbreitete. Daſſelbe geſchah 
mit den von Erich XIV. zuerſt verliehenen Freiherrn- oder Barontiteln. 
In Ceumern's Verzeichniſſe für Livland vom Jahre 1690 kommen die 
Bellingshauſens, Kronſterns, Ferſens, Mengdens, Pahlens, Schoultzens 
(ſeit 1674), Tieſenhauſens, Ungerns und Wrangels, als Barone vor, 
die Taubes aber nicht, vielleicht weil ſie ihren Titel von den polniſchen 
Königen hatten und derſelbe alſo nicht anerkannt wurde. 

Schon im J. 1634 wurde der livländiſchen Ritterſchaft durch Für 
nigliche Reſolution vom 6. Auguſt geſtattet, ſich wieder einen Haupt- 
mann oder Landmarſchall und einen Seeretär zu wählen s. Auf dem 
Landtage zu Wenden vom Februar 1643 (dem erſten, deſſen Receß vor⸗ 
handen iſt), wählte dazu jeder Kreis einen Candidaten, aus denen der 
Generalgouverneur einen zum Landmarſchall erkor und außerdem vier 
Perſonen zum Ausſchuſſe, „welche alle denen Sachen, ſo zu des Vater⸗ 
lands Beſten zu berathſchlagen, perſönlich beiwohnen, und was zur fünfs 
tigen Ablegation nöthig, richten und ſchließen ſollten.“ Schon vom Land⸗ 
tage vom Januar 1646 an wurden die Landmarſchälle abwechſelnd aus 
den verſchiedenen Kreiſen gewählt. Auch in Eſthland wurde der Nitter- 
ſchaftshauptmann von einem Ritterſchaftscomite unterftügt** und hatte 
ebenfalls die Ladengelder einzuſammeln “. Zur Beſtreitung der hieraus 
erwachſenden Kanzlei- und ſonſtigen Ausgaben der Ritterſchaft bewilligte 
der livländiſche Landtag vom J. 1637 die ſog. Ladengelder zu ½ Tha⸗ 
ler ſchwediſch ( Thaler Alberts) von jedem Haken der Privatgüter 6. 
Die meiſt abhanden gekommenen Privilegien und andern Urkunden der 
Ritterſchaft, unter andern das Privilegium Sigismund Auguſts, wurden 
zuſammengeſucht und aus ihnen ein Archiv gebildet *. Der obige Land⸗ 
tagsſchluß vom J. 1637 wurde am 12. October 1642 von der Negent- 
ſchaft beſtätigt und zugleich dem Adel verhießen, daß die Königin nach 
erreichter Volljährigkeit den Etat der Ritterſchaft verbeſſern und vermeh⸗ 
ren werde. Dies geſchah indeſſen ſchon etwas früher. 

So wie in ältern Zeiten, fo firebte die livländiſche Ritterſchaft auch 
jetzt nach einer Organiſation, die der des ſtammverwandten eſthländiſchen 
Adels moͤglichſt ähnlich wäre und zugleich ſich den frühern Zuftindeh an- 


14 


ſchlöſſe. Auf Anſuchen der Ritterſchaftsdelegirten Otto von Mengden, 
Heinrich von Klebek, Kasper von Koſküll und Gotthard von Helmers 
(Helmerſen), die zu dieſem Zwecke nach Stockholm gegangen waren, 
wurde durch königliche Reſolution vom 4. Juli 1643 „bis zu anderwei⸗ 
tigen Verfaſſung“ ein Landesrath aus ſechs beſitzlichen Edelleuten, je 
zwei und zwar einen Schweden und einen Livländer aus jedem Kreiſe, 
geſtiftet, der vom Adel gewählt und vom Generalgouverneuren beſtätigt 
werden ſollte. Dies geſchah zum erſten Male auf dem Landtage vom 
25. October 1643, wo auch ſchon feſtgeſetzt wurde, daß Amtleute und 
Arrendatoren nicht mit wählen und Vater und Sohn nicht zugleich ſtim— 
men dürften. Zu Landräthen wurden aus den Schweden drei der höch— 
ſten ſchwediſchen Staatsbeamten und zu Stellvertretern derſelben drei 
Livländer gewählt und vom Generalgouverneuren beſtätigt. Die Land⸗ 
räthe erhielten zwar keine gerichtliche Competenz, wie das Landrathscolle⸗ 
gium in Eſthland, weil Guſtav Adolph ſchon dieſelbe einem beſondern 
Hofgerichte übertragen hatte, wohl aber einen indireeten Einfluß auf die 
Verwaltung, indem ſie bei den im Lande vorfallenden Sachen dem Ge— 
neralgouverneuren treulich an die Hand gehen und auf ihr Ausſchreiben 
mit Zuziehung von Kronbeamten, der Roßdienſt jährlich gemuſtert wer⸗ 
den ſollte. Ferner ſollten die Landräthe und zwar jeder in ſeinem Kreiſe 
die Landes angelegenheiten und Beſchwerden aufnehmen und dem Gene- 
ralgouverneuren und deſſen Beiſitzern (ſeit 1654 Aſſiſtenz- oder Negie- 
rungsräthe genannt) auf dem in Riga zu haltenden jährlichen Convents⸗ 
tage (Landtage) vortragen. Auf dieſem Tage ſollten überhaupt alle öf— 
fentlichen Angelegenheiten berathſchlagt, allein Sachen von einiger Wich— 
tigkeit der Königin unterlegt und Juſtizſachen an die Gerichte verwieſen 
werden. So wurde der Ritterſchaft die Vertretung ihrer Rechte und In⸗ 
tereſſen bei der Verwaltung möglich, und auf dem Landtage vom Fruͤh⸗ 
jahr 1645 erregte dieſe Beſtallung der „Väter des Vaterlandes“, wie ſie 
im Receſſe genannt werden, nicht wenig Freude. 

Der Adel aber erhielt dadurch keinen unmittelbaren Antheil an der 
Verwaltung, ſondern dieſelbe blieb in den Händen des Generalgouverneurs, 
dem unter andern auch geiſtliche, Schul- und Juſtizangelegenheiten unter 
geben waren, denn obwohl er ſelbſt keine Urtheile fällte, ſo hatte er doch 
darauf zu feben, daß die Gerichte ihre Pflichten erfüllten. Er ſollte ſo— 
wohl die Hoheitsrechte des Königs, als die Privilegien der Stände wah- 
ren und in Zwiftigfeiten zwiſchen Adel und Bürgerſchaft nicht anders als 
vermittelnd einſchreiten, im Uebrigen aber dieſelben zur richterlichen Ent— 
ſcheidung bringen. Seine Berichte ſollte er in ſchwediſcher Sprache und 
zwar zum erſten September jedes Jahrs einen jährlichen Rechenſchaftsbe⸗ 


15 


richt einſenden. Zu feiner Unterftügung erhielt er zwei Secretäre, einen 
ſchwediſchen und einen deutſchen und einen Kämmerer oder Buchhalter 
zur Einſammlung der Kronseinkünfte und Beſtreitung der Ausgaben 8“. 
Mit ſo geringen Mitteln wurde damals verwaltet. Nach drei Jahren 
ſollte der Generalgouverneur von ſeinem, wie es ſcheint wenig geſuchten 
Poſten abgelöft werden können und in Stockholm von feiner Verwaltung 
Rechenſchaft ablegen 2. Unter ihm ſtanden die Gouverneure zu Riga 
und Reval, deren Competenz ſich über ganz Liv⸗ und Eſthland er⸗ 
ſtreckte, indeſſen uns nicht genau bekannt iſt, ihre Theilnahme an der Be⸗ 
förderung von Appellationsſachen an das Obergericht und an der Urtheils— 
vollſtreckung abgerechnet 5°. Ihre Beziehungen zum Generalgouverneuren 
ſcheinen nicht genau beſtimmt geweſen zu fein. Das Anſinnen des eſth— 
ländiſchen Adels, den Gouverneuren immer aus den Landräthen zu er⸗ 
nennen, wurde von der Königin Chriſtine durch Reſolution vom 17. Ja⸗ 
nuar 1651 zurückgewieſen. Ferner kommen in mehreren für Livland er= 
laſſenen Verordnungen Kreisſtatthalter vor, die vermuthlich die Bes 
fehle des Gouverneurs in den Kreiſen zu erfüllen und auch die Urtheile 
der Gerichte zu vollziehen hatten i. Ihrer Inſtruction gemäß, ſollten 
die Generalgouverneure regelmäßig in Riga reſidiren. Dieſe Stadt iſt 
ſeitdem zum bleibenden Aufenthaltsorte der Generalgouverneure geworden, 
hat bald darauf die livländiſchen Landtage und ſpäter auch das Hofge⸗ 
richt in feinen Mauern geſehen und iſt fo zum Centralpunkte der Ver⸗ 
waltung Livlands und der Oſtſeeprovinzen überhaupt geworden. Hiedurch 
hat ſich ihr Charakter weſentlich verändert. Vom Landtage vom Jahre 
1646 wurde die Stadt auf ihren Wunſch wegen ihrer Landgüter zum 
Gliede deſſelben aufgenommen und ihren Deputirten der Sitz im wen- 
denſchen Kreiſe angewieſen 5%, Von einer Theilnahme der übrigen Städte 
an den wiederaufgelebten und neugeordneten Adelsverſammlungen iſt keine 
Spur. Die Landtage waren aus einer Verſammlung der ſämmtlichen 
livländiſchen Landesherren und Stände zu bloßen Adelsverſammlungen 
herabgeſunken. ’ 

Im folgenden Jahre, am 5. September 1647, wurde auch eine von 
der Ritterſchaft entworfene und von der königlichen Regierung beſtätigte 
Landtagsordnung erlaſſen. Nach derſelben ſollten Landtage oder Con- 
vente wenigſtens einmal jährlich von dem Generalgouverneuren nach Ver⸗ 
abredung des Termins mit den Landräthen ausgeſchrieben und von allen 
beſitzlichen Edelleuten, unter Androhung einer Geldſtrafe im Unter 
laſſungsfalle, beſucht werden. Dieſe wichtige Aenderung (denn bisher 

waren die Landtage nur von Delegirten der verſchiedenen Ritterſchaften 
beſucht worden) war dem Geiſte der ſchwediſchen Verfaſſung angemeffen, 
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nach welcher und zwar nach der Ritterhausordnung?? Guſtav Adolphs 
vom 6. Juni 1626, alle volljährigen Edelleute auf dem Reichstage er- 
ſcheinen mußten. Arrendatoren und Amtleute hatten auf dem Landtage 
keine Stimme. Sofort nach geſchehener Zuſammenkunft ſollte die Wahl 
des Landmarſchalls ſtattfinden, wobei der Landtag ſich nach Kreiſen theilte 
und in jedem derſelben zwei Candidaten wählte, unter welchen ſechſen 
der ganze Landtag wiederum zwei auswählte und dem Generalgouverneu⸗ 
ren vorſtellte, der einen von ihnen beftätigte 5%. Hievon mag der noch 
jetzt beſtehende Gebrauch herrühren, daß zum Landmarſchallsamte ſechs 
Candidaten und hernach aus ihnen zwei gewählt werden. Der Land⸗ 
marſchall hatte die anweſenden Edelleute zu den Sitzungen zuſammenzu⸗ 
rufen, ihnen die Propoſition des Generalgouverneuren vorzutragen, die 
Stimmen zu zählen, die Befchlüffe durch den Ritterſchaftsſeeretär abfaſſen 
und verleſen zu laſſen, im Namen der Ritterſchaft zu ſprechen und die 

„vom Generalgouverneuren beftätigten Landtagsſchluüſſe mit Unterſtützung 
der Behörden zur Ausführung bringen zu laſſen. Auch dieſe Beſtimmun⸗ 
gen ſtimmen mit denen der oben angeführten ſchwediſchen Ritterhausord⸗ 
nung überein; desgleichen auch das Stimmen, nicht nach Köpfen, ſondern 
nach Kreiſen, wie noch heut zu Tage in Eſthland, denn in Schweden 
wurde nach Klaſſen geſtimmt (nämlich 1) Grafen und Freiherren; 2) die⸗ 
jenigen, deren Vorfahren im Reichsrathe geſeſſen und 3) die übrigen 
Edelleute). Außerdem ward den Landräthen auch verſtattet, zur Bera⸗ 
tbung von Landesangelegenheiten abgeſondert zuſammenzukommen und 
das Reſultat ihrer Berathung zuerſt der Ritterſchaft und ſodann dem 
Generalgouverneuren vorzutragen. Zu den Berathungsgegenſtänden ge- 
hörten auch Postulata oder Anliegen einzelner Kreiſe; dringende Be- 
ſchwerden (Gravamina), die zwiſchen den Landtagen vorkamen, ſollten fo- 
fort von den Betheiligten des betreffenden Kreiſes den Landräthen mit⸗ 
getheilt und von ihnen unter Zuziehung des Ritterſchaftsſecretärs dem 
Generalgouverneuren vorgetragen werden. Die Haken- oder Ladengelder 
von einem Gulden auf den Haken ſollten zugleich mit der Station (den 
Naturallieferungen für die Krone) vom Kronsproviantmeiſter eingefam- 
melt und dem Ritterſchaftsſekretären übergeben werden. Aus ihnen durfte 
nichts ohne die ſchriftliche Zuſtimmung der Landräthe verausgabt werden 
und über ihre Verwendung war dem Landtage Rechenſchaft abzulegen. 
Seit dem J. 1653 wurden die Landtage in Riga mit Trompeten und 
Paukenſchall ausgerufen '. Aus den Landtagsreceſſen (zuerſt aus dem 
vom 7. März 1646) ſieht man, daß auf den Landtagen, außer den Land⸗ 
räthen, auch je zwei oder drei Deputirte der Kreiſe erſchienen. An: 

fangs ſcheint dies Amt noch kein beſtändiges geweſen zu ſein und es iſt 
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möglich, daß dieſe Kreisdeputirten zuerſt nur zu ſolchen Verſammlungen 
erſchienen, wo der ganze Adel ſich nicht einfinden konnte und daß dies 
namentlich auf der Zuſammenkunft vom März 1646 der Fall geweſen iſt, 
da blos Landräthe und Kreisdeputirte und nicht wie gewöhnlich „die 
fämmtlihe Ritter- und Landſchaft“ als gegenwärtig genannt werden. 
Allein ſchon im Landtagsreceſſe vom 27. Mai 1648 und ſpäter öfters 
werden die Kreisdeputirten erwähnt, obwohl der ganze Adel erſchienen 
war 56 und es fanden außer den Landtagen auch Convente, d. h. Ver⸗ 
ſammlungen der Landräthe und Kreisdeputirten ſtatt, z. B. am 30. Aus 
guſt 1647, 14. Auguſt 1657 und ſpäter. Bei Gelegenheit der Beſtäti⸗ 
gung der Privilegien im J. 1648 erlangte die Ritterſchaft, daß die Zahl 
der Landräthe verdoppelt wurde und daß einer aus jedem Kreiſe dem 
Hofgerichte als Aſſeſſor zugeordnet werde. Dieſe Landräthe ſollten ihren 
Sitz gleich nach dem Präſidenten einnehmen und einer von ihnen zum 
Vicepräſidenten ernannt werden können. Das jährliche Amt des Nitter- 
ſchaftshauptmanns wurde in ein dreijähriges umgewandelt 7. Die neuen 
Landräthe wurden nur aus den Einheimiſchen gewählt, ſo daß Schweden 
nur dem Namen nach unter ihnen ſaßen und zwar immer nur drei hohe 
Reichsbeamte 5s. 5 5 

Als zur Krönung der Königin Chriſtine im Jahre 1650 Abgeordnete 
aus allen Provinzen eingeladen wurden, erſchienen aus Livland die Land— 
räthe Otto von Mengden, Gotthard von Budberg und Ernſt von Meng— 
den, von denen der erſte zugleich Obriſtlieutenant beim adligen Roßdienſte 
und die zwei andern Landrichter waren, Guſtav von Klot, Ritterſchafts⸗ 
hauptmann und Statthalter auf dem rigaſchen Schloſſe, und der Ritter⸗ 
ſchaftsſecretair David von Wieken. Sie überbrachten zum Ehrengeſchenke 
ein in Hamburg beſtelltes prächtiges und ſtark vergoldetes Silberſervis 
aus 34 Schüſſeln und 48 Tellern beſtehend, nebſt Pokalen, Salzfäſſern 
u. ſ. w., welches am Krönungstage auf der königlichen Tafel prangte. 
Die Ritterſchaft hatte dazu neun Gulden von jedem Haken bewilligt; es 
koſtete alſo 37,800 Gulden 5%, Der damalige General-Gouverneur Mag⸗ 
nus de la Gardie, Liebling der Königin und von ihr mit Gütern und 
andern Gnadenbezeugungen überhäuft e, ging ebenfalls zur Krönung nach 
Stockholm und nahm funfzig Edelleute in feinem Gefolge mit‘. Die 
Livländer erhielten bei der Ceremonie den Platz über den Efthländern und 
ſpeiſten ſogar an der Generalitätstafel, obwohl die Königin den Efthlän- 
dern den von ihnen verlangten Vorrang im Princip zuerkannt hatte, 
weil ihr Vaterland früher mit Schweden vereinigt worden“. Daher ſie 
denn bei dem feierlichen Einzuge der Königin in die Hauptſtadt die erſte 


Stelle einnahmen, worauf die Livländer und die ſeit dem Jahre 1645 
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mit Schweden vereinigten Oeſeler und endlich die ſeit dem weſtphäliſchen 
Frieden zu dieſem Reiche gehörigen Bremer, Pommern und Rügener 
folgten ®, Die Bitte des Adels um Abſchaffung des den Wirkungskreis 
der Landräthe vermeintlich hemmenden Amts der Aſſiſtenzräthe bei dem 
Generalgouverneuren, die ſowohl in Liv- als Eſthland beftanden, wurde 
abgeſchlagen. So blieb denn alſo die Verwaltung in den Händen des 
Generalgouverneuren und feiner Räthe und um das jetzt zahlreicher ge- 
wordene Landrathscollegium nicht durch zu häufige und überflüſſige Zu⸗ 
ſammenkünfte zu ermüden, ward von dem Landtage des Jahrs 1653 mit 
Genehmigung des Generalgouverneuren die noch jetzt beſtehende abwech⸗ 
ſelnde Reſidirung der Landräthe in Riga angeordnet “. 

Die Verpflichtungen des Adels, der noch für ein Lehnadel galt, bin 
fanden, wie früher, hauptſächlich im Kriegsdienſte und in der Bekleidung 
von Aemtern, was auch in Schweden der Fall war 8. Das Recht des 
Adels auf Aemter ward durch die königlichen Reſolutionen vom 6. Aus 
guſt 1634 und namentlich vom 17. Auguſt 1648, P. 9., ausdrücklich an⸗ 
erkannt. Allein dem eſthländiſchen Adel ward durch eine königliche Re⸗ 
ſolution vom 17. Januar 1651 das ausſchließliche Recht auf die Be⸗ 
ſetzung von Landesämtern abgeſprochen; vielmehr ſollten auch Schweden 
und Finnen zu denſelben zugelaſſen werden. Der Kriegsdienſt wurde in 
Form des Roß dienſts geleiſtet, nämlich einer Stellung bewaffneter Reiz 
ter je nach der Hakengröße der Güter. Im Jahre 1640 erließ der Ge⸗ 
neralgouverneur eine Roßdienſtordnung (vom 30. Juli), aus welcher 
man ſieht, daß dieſe Reiter von den Gutsherren beſoldet wurden und von 
ihnen ohne Zuſtimmung der Rittmeiſter nicht abgedankt werden durften. 
Aus einer andern gleichzeitigen Verordnung erhellt, daß von 15 Haken 
je ein Reiter geliefert wurde (wie früher) und daß von jedem Roſſe 
jährlich 60 Reichsthaler zu zahlen waren. Lag ein Reiter zu Felde, 
fo ſollte er monatlich fünf Rthlr. dazu bekommen und der Roß dienſt 
wurde doppelt bezahlt, was aber außerhalb Landes nicht länger als drei 
Monate ſtattfinden ſollte s. Die Wahl und Präſentation der Offiziere 
und Corporale, nämlich ein Rittmeiſter, ein Lieutenant, ein Fähnrich und 
vier Corporale auf jeden Kreis 67, war dem Adel überlaſſen es und fand 
gewöhnlich auf dem Landtage fat . Aehnliche Einrichtungen beſtanden 
auch in Schweden und die Leiſtung des Roßdienſts, über deren Säumig⸗ 
keit häufig geklagt wurde, ward als die Bedingung der Steuerfreiheit der 
adligen Güter angeſehen d. Auf eigne Koſten brauchte der livländiſche 
Roßdienſt nur innerhalb der Provinz und drei Monate lang zu dienen. 
Der Landtag vom März 1656, der dies hervorhob, verſprach bei dem 
drohenden Einfalle der Ruſſen von je 15 Haken zwei Fußknechte und 
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zwei Lof Korn, im folgenden Jahre aber wurden gegen die Ruſſen noch 
größere Anſtrengungen gemacht. Aehnliches geſchah auch in Eſthland, 
wo im Jahre 1656 die Ritterſchaft außer dem Roßdienſte, noch ein be— 
ſonderes Reiterregiment ausrüſtete v1. Auch in Oeſel wurde der Roß— 
dienſt durch eine königliche Reſolution vom 31. Juli 1646 auf einen 
Reiter von je 15 Haken (ſtatt wie früher von je 12 Hafen feſtgeſetzt) 72. 
Nach einer damaligen Muſterrolle lieferte Oeſel 40 Reiter auf 596 ½ 
Haken 7s. Abgeſehen hievon kämpfte auch ein livländiſches, vermuthlich 
nur geworbenes, Regiment in den ſchwediſchen Reihen und zeichnete ſich 
namentlich im Jahre 1638 bei Wittſtock aus ra. Zu weitern Leiſtungen 
außer dem Roßdienſte war der Adel nicht verpflichtet und überhaupt galt 
die Steuerfreiheit, ſowohl in unſern Oſtſeeprovinzen, als in ganz 
Schweden, für ein Grundrecht dieſes Standes re. Brauchte alſo die 
Krone einmal Geld, ſo mußte es beſonders bewilligt werden. So gab 
der Landtag vom October 1643 Geld und Artilleriepferde zur Befefti- 
gung des rigaſchen Schloſſes o. Im Jahre 1645 ſchickte die Königin 
Chriſtine nach erlangter Mündigkeit ihren Secretairen Silverſtierna, um 
von der Ritterſchaft und den Städten eine Kriegsſteuer zu erhalten, und 
die Ritterſchaft bewilligte in Betracht der Erſchöpfung des königlichen 
Schatzes und ohne Präjudiz ihrer adligen Freiheit, von jedem Roßdienſte 
oder von 15 Haken 400 Gulden à 30 Groſchen Subſidien, womit nur 
die Paſtorate verſchont blieben . Die Subſidie kam muͤhſam zuſammen. 
Als daher im folgenden Jahre die Königin ihr Anſuchen brieflich wieder— 
holte, um durch ſtarke Rüſtungen den Friedensunterhandlungen in Deutſch⸗ 
land Nachdruck zu geben, bewilligte die Ritterſchaft nach langen Debatten 
zuerſt 3½ Laſt Korn oder 224 Gulden, endlich aber 100 Rthl. oder 300 
Groſchen von jedem Roßdienſte 7s. Der Landtag vom 27. Mai 1648 
beſchloß zu den drei adligen Reitercompagnien noch eine hinzuzufügen 
und zu deren Ausrüſtung einen Thaler vom Haken zu bewilligen (nur 
45 Gulden vom jedem Roßdienſte) o. Im Jahre 1653 wurden zu 
Kriegsrüſtungen ſtatt einer in Schweden eingeführten Steuer, die die Re— 
gierung auf Livland ausdehnen wollte, 200 Thaler, in zwei Jahren zahl⸗ 
bar, von jedem Roßdienſte bewilligt, im folgenden Jahre zur Unterhal- 
tung von 2000 nach Livland verlegten Soldaten, zuerſt 30,000 Thaler, 
und da der Generalgouverneur Solches für ungenügend erachtete, ihre 
Geldlöhnung und eine Naturallieferung zu ihrem Unterhalte bis zum 1. 
Juni 1655, was auf 38,000 Rthlr. oder über 9 Rihlr. vom Haken berech- 
net wurde o. Im Mai 1655 wurde auch noch ein halb Rthlr. vom Ha⸗ 
ken zur Anſchaffung von Artilleriepferden und zum Unterhalt der Officiere 
bewilligt und im Jahre 1661 übernahm die Ritterſchaft die Verpflegung 
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eines Reiterregiments von 714 Mann. Daß hiedurch, fo wie durch den 
damaligen Krieg, die Mittel der Ritterſchaft erſchöpft wurden, ſieht man 
daraus, daß fie im Jahre 1657 der Wittwe des verſtorbenen Ritter⸗ 
ſchaftsſecretairen den rüdftändigen Gehalt ihres Gatten nicht auszahlen 
konnte und zur Reiſe des Landmarſchalls Mengden nach Hofe nur 84 
Thaler durch freiwillige Beiträge aufzubringen waren dl. 

Außer dieſen außerordentlichen Bewilligungen beſtanden aber doch Lei⸗ 

ſtungen, die anfangs nur zeitweilig, endlich zu ſtehenden wurden. Eine 
ſolche war die ſogenannte Station, eine von den Bauern zu leiſtende 
Lieferung an Korn und Heu, über welche ſich die Ritterſchaft, unter an: 
dern in den Jahren 1634 und 1643, beſchwerte, indeſſen nur das Ver⸗ 
ſprechen einer Regulirung derſelben erhielt 'à. Dieſe Lieferung durfte 
auch in Gelde nach einer beſtimmten Taxe gezahlt werden o, und die 
Regierung wollte ſie um ſo weniger verringert wiſſen, als ſie ihre einzige 
regelmäßige Einnahmequelle aus dem Lande war. Nur das geſtattete ſie, 
daß dieſelbe von den auf Hofsländereien neu fundirten Paſtoraten nicht 
entrichtet werde. Auf dem Landtage vom März 1646, fo wie auch 
früher mehrmals, bewilligte die Ritterſchaft Balkengelder zur Herſtellung 
der Befeſtigungen im Lande?. Im Jahre 1661 wurde mit Zuſtimmung 
der Ritterſchaft der Gebrauch des Stempelpapiers zur Salarirung der Ju- 
ſtizbehörden eingeführt 9% 

Als Erſatz für die von der Ritterſchaft geforderten Leiſtungen galt 
der ſteuerfreie Beſitz ihrer Güter, welcher ihr auch durch die königlichen 
Reſolutionen vom 18. Mai 1629 und 6. Auguſt 1634 vorläufig und am 
17. Auguſt 1648 allendlich beſtätigt wurde. Die auf den meiſten Guͤtern 
noch befindlichen Schlöſſer oder Burgen verloren allmälig ihre Befeſti⸗ 
gungen oder verfielen auch ganz und es wurde ſchon im Jahre 1636 der 


Plan gemacht, die meiſten derſelben, ſo wie die Befeſtigungen der kleinen 


Städte zu ſchleifen und dagegen die Gränzorte, namentlich Riga, ſtark zu 
befeſtigen. Auf Anſuchen des Adels genehmigte indeſſen ſpäter die Re⸗ 
gentſchaft, daß die Beſitzer vorzüglich wichtiger Schlöſſer angehalten 
würden, ſie ebenfalls in Vertheidigungsſtand zu ſetzen . Im Jahre 1650 
fanden ſich in Livland nur 22 Schlöſſer, die einer Ausbeſſerung fähig 
waren ®®, ſieben Jahr ſpäter wurden nächſt Riga und Pernau nur noch 
Marienburg, Wolmar, Wenden und Ronneburg für haltbar erklärt (Dor⸗ 
pat war damals in den Händen der Ruſſen) so. So wie der Adel ſich 
im 17. Jahrhunderte in ganz Europa allmälig aus einer Körperſchaft 
bewaffneter Lehnsleute in einen Stand mit beſtimmten politiſchen und 
Jurisdictionsrechten verſehener Gutsbeſitzer verwandelte, ſo erhielten auch 
die alten Burgen und Ritterlehne allmälig die Natur unſerer heutigen 
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Landgüter. Da ſämmtliche Leiſtungen der Güter nach ihrem Hakenwerthe 
berechnet wurden, ſo war die ſchwediſche Regierung, der man überhaupt 
den Geiſt der Ordnung und einer ſogar etwas peinlichen und von Härte 
nicht ganz freien Pünktlichkeit nicht abſprechen darf, darauf bedacht, jenen 
Werth aufs genaueſte feſtzuſtellen. Es wurde daher eine neue Haken— 
reviſion beſchloſſen, die im Jahre 1638 anfing, und drei Jahre dauerte. 
Nach der vom Generalgouverneuren Oxenſtierna am 4. Auguſt geneh- 
migten Inſtruction ſollten die verſchiedenen in Livland gebräuchlichen 
Haken alle nach alten deutſchen Haken umgerechnet werden, ſo daß jedes 
Geſinde, das wöchentlich zwei Arbeiter ſtellte, für einen Haken gelten ſollte. 
Die darnach ermittelte Hakenzahl der Provinz wurde auf 4343 Haken 
berechnet. Ferner ſollten die Reviſoren die Beſitztitel unterſuchen und 
Abſchriften derſelben in die Rechenkammer zu Dorpat einliefern, ſich nach 
den in Schenkungsbriefen nicht ausdrücklich einbegriffenen Ländereien und 
Nutzungen genau erkundigen, die Krüge und Mühlen verzeichnen, die 
Gutsgränzen ermitteln, desgleichen auch die Leiſtungen an die Kirchen 
und das Patronatsrecht. Alle Bauern ſollten auf ein gewiſſes Hakentheil 
geſetzt werden, um darnach Station und Roßdienſt zu leiſten »». Am 19. 
September 1639 erfolgte eine königliche Reſolution, nach welcher diejeni⸗ 
gen Gutsbeſitzer, welche den von der königlichen Regierung geſetzten Ter— 
min zur Geltendmachung ihrer Anſprüche verſäumt hatten, oder denen ihre 
Güter durch die polniſche Reviſionscommiſſion vom Jahre 1599 abge— 
ſprochen worden, ohne beſondern königlichen Befehl nicht zu dem Beſitze 
derſelben zugelaſſen werden ſollten. Diejenigen, welche um ihre Güter 


gekommen waren, weil ſie auf ſchwediſche Seite getreten waren, ſollten 


darin reſtituirt werden, nicht aber diejenigen, welche zur polniſchen Partei 
gehört hatten und durch den abgeſchloſſenen Stillſtand oder auf andere 
Weiſe den Beſitz verloren hatten, es ſei denn, daß fie auf beſondern Be- 
fehl Guſtav Adolphs oder feiner Nachfolgerin reſtituirt worden 9, Daß 
bei der Reviſion nicht immer gerecht und nach gleichmäßigen Grundſätzen 
verfahren wurde, ſieht man aus der königlichen Reſolution vom 4. Juli 
1643, P. 7, in welcher die Regierung, Solches anerkennend, dem Adel 
geftattete, zur Verbeſſerung derſelben die geeigneten Vorſchläge zu machen. 
Auf dem Landtage vom Januar 1646 bat die Ritterſchaft zur Vermei— 
dung aller Parteilichkeit zur Reviſion auch ſchwediſche Edelleute zuzuziehn 92, 
Auch auf der Inſel Oeſel wurde ſofort nach Erwerbung derſelben im 
Jahre 1645 eine Güterreviſton angeordnet n und im Jahre 1649 been- 
digt n. Der Roßdienſt ward durch königliche Reſolütion vom 31. Juli 


1646 dem liv- und eſthländiſchen gleichgeſtellt, fo daß ſtatt 12 Haken nun 
15 einen Reiter zu ſtellen hatten s. 
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Sehr nachtheilig auf die Sicherheit des Güterbeſitzes und die fpätere 
fo verderbliche Güterreduction vorbereitend, wirkte die Anwendung nur 
in und für Schweden erlaſſener älterer Reichsgeſetze auf unſere Oſtſee— 
provinzen. In jenem Reiche hatten nämlich ausgedehnte Güterverleihun- 
gen ſtattgefunden und eine große Anzahl ſteuerbarer Güter hatte durch 
Verſchenkung an Edelleute Steuerfreiheit erlangt und die blos als Lehn 
beſeſſenen waren durch unzeitige Anwartſchaften veräußert worden. Hie⸗ 
durch waren viele unmittelbare Unterthanen der Krone in mittelbare ver— 
wandelt worden. Die Krone, die Kirchen, Hoſpitäler und Schulen verloren 
einen Theil ihrer Einkünfte und man beſchuldigte ſogar den Adel als 
alleinigen Güterbefiger, das Getraide in hohem Preiſe zu halten »s. Da— 
her hatte der Reichstag zu Norköping ſchon am 16. Februar 1604 die 
Veräußerung aller geſchenkten Lehngüter ohne vorheriges Anbieten derfel- 
ben an die Krone verboten und zugleich die Töchter, ſo wie Ascendenten 
und Collateralen, von dem Erbrechte auf dieſelben ausgeſchloſſen. Die 
Töchter ſollten von der Obrigkeit ausgeſteuert werden, und wenn ſie eine 
dem Könige genehme Ehe eingingen, das Lehn auf ihre Männer und 
männlichen Erben übertragen. Ferner ſollte bei jedem Thronwechſel um 
Beſtätigung der Lehen nachgeſucht werden 7. In Folge deſſen wurde auch 
vom Reichstage im J. 1612 eine Reductionsordnung entworfen, und 
die nur auf beliebige Zeit verliehenen Krongüter ſollten wieder eingezo— 
gen werden “s. Dieſe Wiederherſtellung des alten ſtrengen Lehnrechts, 
die ſchon in Schweden viele Unzufriedenheit erregte, mußte in Livland 
noch mehr auffallen, wo ſchon ſeit einem Jahrh. ein viel ausgedehnteres 
Erbrecht, das ſog. Gnadenerbrecht, die Oberhand gewonnen hatte und 
durch das Privilegium Sigismund Auguſts ausdrücklich beſtätigt worden 
war. Indeſſen hatte die ſchwediſche Regierung bei der Verleihung zahl— 
reicher, aber zum Theil wüſter Güter an ſchwediſche Beamte, unter der 
Bedingung fie zu bebauen, dieſelben als Mannlehen nach dem nor— 
köpingſchen Beſchluſſe verliehen, wozu ſie unſtreitig befugt war. 
Durch Reſolution vom 13. Auguſt 1634 hatte Guſtav Adolph die (do- 
nirten) Güter für Mannlehngüter erklärt, deren Beſitzer verpflichtet fein 
ſollten, die ohne Mitgift verbliebenen Töchter auszuſteuern, mit Ausnahme 
derjenigen, welche in Kurland oder Preußen Zuflucht geſucht und dem 
Befehle vom 16. November 1621 zuwider, ſich nicht zur rechten Zeit ge— 
ſtellt hatten. Von zwei über daſſelbe Gut ertheilten Schenkungsbriefen, 
ſollte der ältere vorgezogen werden. Die königliche Reſolution vom 6. 
Auguſt 1634, welche den Güterbefig in Livland im Allgemeinen provifo- 
riſch beſtätigte, wies daher die Beſitzer der Mannlehn- und Lebtagsgü⸗ 
ter an, von ihren Schenkungsbriefen vidimirte Abſchriften an die könig⸗ 
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liche Canzlei einzuſenden, worauf fie ein Beſitzatteſtat, doch ohne Präju- 
diz der Rechte Dritter, erhalten ſollten. Verſchreibungen auf Lehngüter 
zur Sicherung der Mitgift oder des Eingebrachten der Ehefrau wurden 
für ungültig erklärt, und nur im Fall die kinderlos verbliebene Witwe 
arm war, dem Gerichte (wohl dem Hofgerichte) geftattet, fie bis zu einer 
etwanigen Wiederverheirathung im Beſitze der Güter zu laſſen, es ſei 
denn, daß fie ſich mit den neuen Donatarien abfände . Später wurde 
der Brautſchatz der Töchter auf die dreijährigen Einkünfte des Mann- 
lehns feſtgeſetzt und zugleich befohlen, nur denjenigen Wittwen, deren in 
dem Lehnbriefe zugleich mit ihren Männern gedacht war, das Gut zur 
Leibzucht zu laſſen 19%, Der Generalgouverneur Drenitierna rief durch 
eine Verordnung vom 3. Mai 1641 die Beſtimmungen dieſes Reichstags⸗ 
ſchluſſes den Beſitzern der obenerwähnten Güter wieder ins Gedächtniß 
und befahl, alle demſelben entgegenſtehenden Veräußerungsverträge aufzu⸗ 
heben oder für dieſelben nachträglich die königliche Genehmigung zu er— 
wirken 1. Vergebens bat die Ritterſchaft, die nach dem norköpingſchen 
Beſchluſſe verlehnten Güter den unmündigen Töchtern der Beſitzer ſo 
lange aufzubewahren, bis ſie an wohl „meritirte“ Perſonen verheirathet 
würden 2. Vergebens ſuchte ſie die Anwendung des ſtrengen Mannlehn— 
rechts dadurch allmälig zu beſchränken, daß fie für die Beſitzer von Lehn⸗ 
oder Pfandgütern um die Erlaubniß nachſuchte, ſie „unter vollkommenes 
Erbrecht“ an ſich zu kaufen. Dies ſollte nur ausnahmsweiſe geſtattet 
werden 3, . 

Aus dem Obigen läßt ſich nun die Natur der Landgüter während 
der ſchwediſchen Beherrſchungszeit erkennen. Dieſe Güter waren: 1) Al- 
lodialgüter, aber in geringer Anzahl, als mehrere von Guſtav Adolph 
verkaufte und donirte, ſo wie einige mit Allodialrecht confirmirte Güter 
G. B. im J. 1593 Fianden von Sigismund III.). Die Güter Helmet, 
Hummelshof u. a., die Guſtav Adolph im J. 1624 als Mannlehne ver- 
liehen hatte, wurden im J. 1665 auf Anſuchen des Grafen Magnus de 
la Gardie auf Allodialrecht geſetzt, weil er an ihrer Stelle einige gekaufte 
Allodialgüter mit Mannlehnrecht belegen ließ “. 2) Erbgüter, d. h. in 
Eſthland, die mit harriſch-wieriſchem Rechte begabten, in Livland die 
Gnaden- und Gefammthandgüter, über welche den Eigenthuͤmern nach 
dem Privilegium Sigismund Auguſts Art. 7, ein unbegränztes Verfüͤ⸗ 
gungsrecht zuſtand und die hiedurch wenigſtens in Beziehung auf das 
Verfügungsrecht die Natur der Allodialgüter gewonnen hatten, ohne es 
doch eigentlich zu ſein. Denn wenn auch das Privilegium Sigismund 
Auguſts den Livländern im Art. 7 das volle Verfügungsrecht über ihre 
Güter ohne Anſuchung einer höhern Genehmigung zugeſichert hatte, ſo 
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war dennoch die Erbfolge im Art. 10 durch die Hinweiſung auf das har- 
riſch-wieriſche und das Sylveſterſche Gnadenrecht auf das 5. Verwand⸗ 
ſchaftsglied beſchränkt, obgleich man oft genug das Gegentheil behauptet 
hat. Uebrigens wurden manche Güter von der polniſchen Regierung 
mit der Bedingung verliehen, fie nicht ohne königliche Beſtätigung zu ver⸗ 
kaufen, z. B. Penniküll, und der Verkauf mancher Güter wurde von ihr 
beſtätigt, wie z. B. der von Immafer im J. 1598 und von Adamshof 
im J. 1616 durch Sigismund III. 6. 3) Mannlehne, deren es noch ne⸗ 
ben den Erbgütern gab, wie z. B. das Gut Loper? u. a., und zu denen 
die meiſten von der Krone verlehnten Beſitzungen gehörten, denn durch 
den norköpingſchen Reichstagsſchluß vom 22. März 1604, P. 14, war 
feſtgeſetzt worden, „daß kein König oder Fürſt anders Macht haben ſolle, 
als auf Güter Mannlehne zu doniren.“ Bei jeder Veränderung ſollte 
der Lehnsmann eine neue Beſtätigung nachſuchen und ohne Mitwiſſen der 
Krone und Anbot an dieſelbe das Lehngut weder verkaufen, noch ver— 
pfänden. Nach dem Tode aller männlichen Bruſterben ſollte das Gut 
der Krone wieder anheimfallen und nicht an die Seitenlinie kommen. 
Hieran hielten ſich meiſtentheils auch Guſtav Adolph und ſeine Nachfol— 
ger. Wie aus der von jenem am 19. Auguſt 1631 aus ſeinem Feldlager 
bei Werben erlaſſenen Reſolution hervorgeht, wurden die Güter derjeni- 
gen, die auf polniſcher Seite geweſen waren, alſo natürlich die der pol- 
niſchen Gutsbeſitzer, confiscirt. Dieſe Güter ſind an ſchwediſche Beamte 
verliehen worden. Hatten aber die Donatarien ganzer Gebiete Privatgü⸗ 
ter an ſich gezogen, deren Eigenthümer nichts gegen die Krone Schweden 
verbrochen hatten, oder war die Donation nicht der Billigkeit gemäß, ſo 
durften ihnen ihre Güter nach der oben erwähnten Reſolution zwar nicht 
entzogen werden, allein es ſollten nur diejenigen für rechtmäßige Eigen- 
thümer anerkannt werden, welche dieſelben in gerader männlicher Linie 
geerbt hatten (in descendente et ascendente linea masculini generis), 
fie ſeien denn vom Könige beſonders begnadigt, fo daß die Güter ins- 
geſammt für Mannlehne gelten ſollten. Dieſe Beſtimmung, inſofern 
ſie ſich nicht blos auf die von der Krone donirten Güter bezog, welche 
letztere freilich von den Königen unter beliebigen Bedingungen wieder 
verliehen werden konnten, war ſehr ungerecht und beſchränkte das Ver— 
fügungs- und das Erbrecht auf eine den Landesrechten widerſprechende 
Weiſe. Zu den Lehngütern gehörten auch die auf Mann und Frau zu⸗ 
gleich gegebenen, von denen die uͤberlebende Frau einen lebenslänglichen 
Genuß und die Tochter die dreijährigen Einkünfte zum Brautſchatze hatte ®. 
4) Lebtagsgüter, welche ſowohl wie die Lehngüter nicht ohne Genehmi- 
gung der Krone veräußert werden durften, was aber doch bisweilen ge⸗ 
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ſchehen zu fein ſcheint . Die drei letzten Gattungen Güter führt auch 
Mengden in feinem Landrechtsentwurfe an. (Buch II. Tit. 4. § 1.) 
Die Königin Chriſtine verwandelte manche Mannlehne in Erbgüter, wie 
3 B. das Mannlehn Branten im weißenſteinſchen Kreiſe für die Summe 
von 900 Thaler, ferner Aſcheraden, Luhde u. a. m. , die der Reichs 
tagsſchluß vom J. 1655 aber wieder für Lehngüter erklärte. Bisweilen 
wurde bei Nachſuchung einer Beſtätigung ein Gut durch ein Canzleiver— 
ſehen in eine ſchlechtere Claſſe, namentlich in die der norköpingſchen Be— 
ſchlußgüter geſetzt und dies Verſehen nicht immer verbeſſert, obwohl es 
3. B. mit dem Gute Schujenpablen von Karl XI. durch Befehl vom 
8. Januar 1686 geſchehen iſt 11. 

Die auf das Gerichtsweſen bezüglichen polniſchen Einrichtungen wa— 
ren verhaßt und die ſchwediſche Regierung hatte ibre Aufhebung ſchon im 
Jahre 1614 verſprochen. Dennoch erforderten die häufig vorkommenden 
Eigenmaͤchtigkeiten und Gewaltthaͤtigkeiten, worüber z. B. auf dem Land- 
tage vom Januar 1646 von Seiten des Generalgouverneuren geklagt 
wurde, Nachwehen der Kriegsunruhen und der Ungebundenheit der Rit— 
terzeit, eine ſchleunige und kräftige Hülfe. Schon Guſtav Adolph ermäch⸗ 
tigte den erſten von ihm in Livland eingeſetzten Generalgouverneuren, 
Johann Skytte, feinen ehmaligen Lehrer, durch Vollmacht vom 26. No— 
vember und Inſtruction vom 10. December 1629, die Landesgerichte neu 
zu organiſiren. So erſchien im Jahre 1630 am 20. Mai die erſte, doch 
nur proviſoriſche Landgerichtsordnung und in demſelben Jahre eine In— 
ſtruction für die Schloßgerichte. Dieſelben waren die erſten Gerichtsin— 
ſtanzen in den Hauptſchlöſſern zu Riga, Pernau, Dorpat, Wenden und 
Diünaburg geweſen — der letzte Ueberreſt der Herrſchaft der Ritterburgen 
über das Land. Skytte beſchränkte ihre Competenz auf die Sicherheits— 
polizei und die Urtheilsvollſtreckungen und ihre Zahl auf drei, zu Riga, 
Dorpat und Kokenhuſen. Ihr Vorſitzer war der Schloß- oder Landes 
hauptmann, Mehr wiſſen wir von ihnen nicht, da die angeführte In⸗ 
ſtruction verloren gegangen iſt . Im Jahre 1639 bat die Ritterſchaft 
um ihre Aufhebung; ſie wurde abgeſchlagen, weil die Regierung beſorgte, 
daß die Vereinigung der richterlichen und der vollziehenden Gewalt in den 
Händen der Landgerichte Verwirrung erzeugen würde ue; indeſſen ſcheinen 
ſie kurz darauf doch abgeſchafft worden zu fein u und ſich nur in Defel 
erhalten zu haben, wo fie noch ſpäter vorkommen 1. 

Am 26. Auguſt 1630 ftiftete Guſtav Adolph mitten im Geräuſche 
der Waffen, vom Feldlager bei Alt Stettin aus, das Livländiſche Hof— 
gericht, welches am 27. December deſſelben Jahres vom Generalgouver— 
neuren feine Inſtruction erhielt. So hatte Livland das längſt erſehnte 


26 


Obergericht erhalten, welches mit den Landgerichten als erfter Inſtanz 
noch heut zu Tage thätig iſt und nach den oben genannten Verordnungen 
verfährt 1. Der Landgerichte waren vier, indem zu den fruͤhern drei 
Kreiſen Livlands auch noch der rigaſche kam, und dieſe Kreiſe waren in 
Gebiete, wohl nicht mehr die fruhern Schloßgebiete, ſondern die heutigen 
Kirchſpiele, getheilt, deren Verzeichniß, von Ceumern im J. 1690 ans 
gefertigt 1%, beinah ganz mit der jetzigen Eintheilung übereinftimmt. Die 
Landrichter, über deren Wahl nichts vorkömmt und die alſo wohl wie 
früher von den angeſeſſenen Adligen ihres Bezirks gewählt wurden und 
in Gegenwart des rigaſchen Gouverneuren ihren Eid leiſten ſollten !“, 
waren verpflichtet, außerordentliche Sitzungen in peinlichen und dergleichen 
Fällen ungerechnet, zwei mal jährlich am 1. Mai und am Tage nach 
Michaelis Gericht zu halten und zwar in den wichtigſten Schlöffern 1s. 
Zu Beiſitzern ſollten ſie vier oder fünf Perſonen adligen oder nichtadligen 
Standes, Hauptleute (allmälig zu bloßen Verwaltern der Krongüter um— 
gewandelt) und Arrendatoren zuziehen und dieſe in Gegenwart des gan— 
zen Umſtandes und des Gevollmächtigten des Gouverneuren vereidigen “. 
Von ihrer Gerichtsbarkeit, der übrigens auch Geiſtliche in rein bürgerli- 
chen Sachen unterworfen und hierin den Adligen gleich geſtellt wurden, 
waren alle Sachen betreffend Landgüter, Teſtamente, Erbſchaften, Vermö⸗ 
gensſtreitigkeiten unter Adligen, ſchwere Injurien und Gerechtſame des 
Staats oder des Fiscus ausgenommen, welche in erſter Inſtanz vor dem 
Hofgerichte zu verhandeln waren. Bei Begehung eines Verbrechens er— 
griffene Adlige ſollten beim Landgerichte verhört und nebſt dem Protocolle 
an den rigaſchen Gouverneuren geſandt werden?“. Vom Landgerichte 
dem Unterthan eines Edelmanns aufgelegte Geldbußen ſollten dem Erb— 
herrn, dem Ankläger und dem Gerichte zu gleichen Theilen zufallen 21. 
Ein Contumacialurtheil ſollte nur nach dreimaliger Citation gefällt und 
Appellation nur in Sachen über 50 Rthlr. ſchwediſch und binnen acht 
Tagen nach erfolgtem Urtheil geſtattet werden 22. Die Appellation war 
unter Beilegung von Apoſteln (Zeugniſſen des Untergerichts) bei dem 
rigaſchen Gouverneuren einzuführen und zu rechtfertigen ?, welcher die 
Sache ſodann an's Hofgericht brachte. Civilurtheile, gegen die nicht ap= 
pellirt wurde, ſollte der Hauptmann, unter welchem der Verurtheilte gefef- 
ſen, in Vollzug bringen. In Criminal- und anderen das Leben und die 
Ehre betreffenden Sachen aber durfte das Landgericht ſein Urtheil nicht 
von ſich aus vollſtrecken laſſen, ſondern mußte es an den Gouverneuren 
zur Beförderung an das Hofgericht einſenden und den Befehl zur Voll 
ziehung abwarten 2“. Durch dieſe Verordnung wurde der Beſtand der 
frühern Landgerichte wenig verändert, nur die ſonſt fo bedeutenden Ur⸗ 
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theilsmänner find verſchwunden. Ueber das Proceßverfahren kommt in 
der Verordnung ſehr wenig vor, indeſſen läßt ſich daraus noch nicht 
ſchließen, daß es ſeit dem 16. Jahrh. und namentlich der Zeit, wo Faber 
ſchrieb, feine Veränderungen erlitten haben ſollte, ſondern die Unzuläng- 
lichkeit der Verordnung iſt vielmehr der Kürze und dem proviſoriſchen 
Charakter derſelben zuzuſchreiben. Eben fo wenig folgt aus dem Anfüh- 
ren des Umſtandes bei einer einzelnen Gelegenheit, daß das Verfahren 
ein öffentliches geblieben ſei; vielmehr iſt von einer Oeffentlichkeit in 
keiner andern Verordnung aus der 2. Hälfte des 16. oder dem 17. Jahrh. 
irgendwo die Rede. Zugleich zeigt ſich eine große Aehnlichkeit mit der 
Organiſation der ſchwediſchen Laggerichte. Der Lagmann wählte ſich 
ebenfalls feine Beifiger ?“ und das Verfahren war überwiegend accuſato⸗ 
riſch 2s. Die Competenz des Landgerichts iſt beinah ganz nach Guſtav 
Adolphs Gerichtsordnung vom J. 1644 normirt; auch Juridiken und 
Appellationg-Apoftel kommen in derſelben vor 22. Dennoch darf man 
nicht behaupten, daß durch die Landgerichtsordinanz fremdartige ſchwedi— 
ſche Einrichtungen eingeführt worden ſeien, denn die Organiſation der 
Lagmannsgerichte war von der der livländiſchen Landgerichte kaum ver- 
ſchieden, beide beruhten urſpruͤnglich auf altgermaniſchen Grundlagen. 
Das häufige Eingreifen der Verwaltungsbehörden ſcheint durch die Polen 
eingefuhrt worden zu ſein. Hatte doch Sigismund III. im J. 1600 die 
Criminalſachen ganz den Wojewoden übertragen 2s. 

Dagegen ſtimmt die Hofgerichtsordinanz in der Titelfolge ganz und 
im Inhalte beinahe völlig mit der ſchwediſchen Hofgerichtsordnung vom 
23. Juni 1615 überein. Das neue livländiſche Hofgericht ſollte zu Dor— 
pat reſidiren, zu welchem Behufe ſpäter das dortige Rathhaus der Bür— 
gerſchaft abgekauft wurde . Nach der Eroberung Dorpats durch die 
Ruſſen im J. 1657 ward es anfangs proviſoriſch nach Narwa und zu⸗ 
letzt nach Riga verlegt. Wie das ſchwediſche Hofgericht, ſo ſollte das 
livländiſche aus 14 rechtserfahrnen Perſonen, ſchwediſcher, deutſcher oder 
livländiſcher Herkunft beſtehen, nämlich einem Präſidenten, einem Viceprä⸗ 
ſidenten, ſechs adligen und ſechs unadligen Aſſeſſoreu. Der Präſident 
ſollte immer vom Könige ernannt werden, übrigens die Glieder die va— 
canten Stellen nach eigner Wahl beſetzen ?°, jedoch die erwählten jedes⸗ 
mal noch zur landesherrlichen Beſtätigung vorſtellen 21. Nach der Stif- 
tung des Landrathscollegiums wurden auch drei Landräthe zu Aſſeſſoren 
des Hofgerichts verordnet, die zwiſchen dem Präſidenten und Vicepräſi— 
denten ſitzen ſollten, von denen aber auch einer das Amt des Vicepräſi— 
denten verſehen konnte 2. Der Gerichtsbarkeit des Hofgerichts wurden 
Land und Städte in Livland, Ingermannland und Karelien, mit Aus- 


nahme der Stadt Riga unterworfen, welche wie Reval dem königlichen 
Hofgerichte zu Stockholm untergeben ward 2. Zwei mal im Jahr, vom 
1. März bis zum letzten April und vom 1. September bis zum letzten 
October ſollte das Hofgericht ſeine Juridik halten, dazwiſchen aber der 
Präſident ſelbſtdritter zu Dorpat reſidiren 2. Im Februar mußten die 
Urtheilsbücher der Untergerichte und Stadtmagiſträte vom Gouverneuren 
beim Hofgerichte eingeliefert und daſelbſt durchgeſehen, auch die nöthigen 
Citationen erlaſſen werden '. Später wurde der in der Zwiſchenzeit re⸗ 
ſidirende Präſident oder Vicepräſident ermächtigt, mit einigen Aſſeſſoren 
auch über Criminalſachen zu verabſchieden, doch mit Ausnahme verwickel⸗ 
ter Fälle 36. Die Competenz des Hofgerichts wurde nach den oben ans 
geführten Beſtimmungen der Landgerichtsordinanz normirt und demſelben 
außerdem noch die Unterſuchung und Aburtheilung von Amtsvergehen 
aufgetragen. Geldbußen ſollten zur Hälfte dem Fiscus und zur Hälfte 
den Hofgerichtsgliedern zufallen, die ſie zu gleichen Theilen unter ſich 
vertheilen ſollten?7. In Bezug auf die Proceßform war dem Hofgerichte 
zur Pflicht gemacht, zuförderſt einen Verſuch zu machen, die Parten unter 
ſich zu vergleichen 3%. Sowohl Kläger als Beklagte ſollten unter Andro- 
hung des Verluſts ihrer Sache, den Eid wegen Gefährde leiſten, des- 
gleichen auch ſchwören, die Sache bis zu Ende durchzuführen . Die 
Parten oder ihre Bevollmächtigten (in welcher Eigenſchaft künftig auch 
Advocaten zugelaſſen werden ſollten) waren verpflichtet, das Fundament 
ihrer Klage oder Antwort mündlich oder ſchriftlich mit deutlichen Worten 
vorzutragen. Von ſchriftlichen Klagen ſollte dem Beklagten eine Abſchrift 
mitgetheilt werden D. In Appellationsſachen ſollte die Beobachtung der 
Appellationsformalien nachgewieſen werden; bei der Darſtellung der Sache 
war man aber an die frühern Verhandlungen nicht gebunden (nova wa- 
ren alſo erlaubt) '. Einfache Angelegenheiten ſollten nach dem Abtreten 
der Parten ſofort entſchieden und das Urtheil ſchriftlich verfaßt und den 
Parten verleſen werden; für die wichtigen, namentlich für Appellations- 
ſachen waren zwei Referenten aus den Aſſeſſoren zu ernennen, deren Re- 
lation, fo wie auch die Acte ſelbſt, wenn es nöthig war, verleſen wurde #2, 
Geſtimmt wurde, von dem jüngſten Gliede anfangend, und bei Stimmen- 
gleichheit entſchied die des Präfidenten ?”, wurden aber ſich widerſprechende 
königliche Briefe, Befehle oder Schenkungsurkunden vorgelegt, ſo mußte 
die Sache nebſt einem Gutachten dem Könige unterlegt werden a. Um 
die Thätigkeit des Hofgerichts überwachen zu können, hatte der König, 
oder in deſſen Abweſenheit der Generalgouverneur beim Anfange jeder 
Juridik ein Regiſter der Perſonen zu erhalten, die Vorladungen ausge⸗ 
bracht hatten ““, die einzige Beſtimmung, die ſich in der ſchwediſchen Dr- 
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dinanz nicht vorfindet. Daß die Generalgouverneure die Amtsfuͤhrung 
des Hofgerichts wirklich überwachten, geht aus den häufigen Beſchwerden 
des dörptſchen Raths über dieſelbe und den von den Generalgouverneuren 
dem Hofgerichte ertheilten Zurechtweiſungen hervor 2». Von den Urthei⸗ 
len des Hofgerichts fand keine Appellation, ſondern nur Reviſion durch 
den König ftatt, wobei der um dieſelbe Nachſuchende dem Hofgerichte 200 
Thaler zu erlegen hatte, auch wenn er fpäter obſiegte “. Zum Behufe 
der Reviſion, für welche eine Friſt von Jahr und Tag feſtgeſetzt wurde, 
waren nicht nur die Acten, ſondern auch eine Relation über dieſelben nach 
Stockholm zu ſenden . Zur Erfüllung der Urtheile wurde den Parten 
eine Friſt geſetzt und nach Verſtreichung derſelben dem Gouverneuren oder 
der ſonſtigen Ortsbehörde vom Hofgerichte die Urtheilsvollziehung com- 
mittirt. Dieſe Requiſition war bei Strafe der Abſetzung und einer vom 
Hofgerichte noch außerdem aufzulegenden Geldſtrafe zu erfüllen!“. Schwere 
Verbrecher, ſogar Todtſchläger, ſollten ein ſicheres Geleit zu und vom 
Gerichte genießen »o, übrigens Miſſethäter von den Edelleuten auf ihren 
Gütern verhaftet und daſelbſt bewacht oder ins nächſte Schloß eingelie- 
fert werden, auch denſelben die Hausdisciplin wie von Altersher zuſtehen oi. 

Zwei Jahr nach der proviſoriſchen Landgerichtsordinanz erſchien (am 
1. Februar) die definitive. Durch dieſelbe wurden die Landgerichte noch 
um eines (in Kokenhuſen) vermehrt, die Zahl der Aſſeſſoren auf zwei, 
die der Juridiken ebenfalls auf zwei jährlich feſtgeſetzt, die Competenz auf 
Perſonen jeglichen Standes und auf alle Civil⸗, Criminal- und Polizei⸗ 
ſachen, mit Ausnahme der nach ſchwediſchen Rechten unmittelbar vors 
Hofgericht gehörenden, ausgedehnt 2. Zu den letztern ſollten auch Klagen 
der Bauern wider ihre Herrſchaften wegen Bedrückung oder Härte gerech— 
net werden??. In Betreff der Proceßform ward vorgeſchrieben, nur 
mündlich und ſummariſch zu verhandeln, die Eide für Gefährde nicht zu 
fordern, Unbeſitzliche zur eidlichen Bürgſchaft zuzulaſſen, Beſitzliche damit 
aber zu verſchonen, Friſten nicht ohne dringende Noth zu verlängern, die 
Zeugen ſchleunigſt und nöthigenfalls an ihrem Wohnorte, aber immer ein⸗ 
zeln zu verhören, in Grenz-, Hölzungs- und dergleichen Sachen nicht ohne 
Localinſpection, ausgenommen auf ganz klare Urkunden, zu entſcheiden, 
eidlich auch über Ausantwortung von Bauern zu erkennen 52. Was Cri⸗ 
minalſachen anbetrifft, fo ſollten nur hochpeinliche Laſter und Verbrechen, 
als Blutſchande, Sodomie, Nothzucht, Kindermord, vorſätzlicher Todtſchlag 
bei Ergreifung auf friſcher That, ohne weitere Anfrage beim Hofgerichte, 
von dem königlichen Gouverneuren oder dem Landrichter beſtraft werden, 
wie in Schweden, in allen übrigen Criminalſachen ſollte das Landgericht 
feine Acten mit einem Gutachten dem Hofgerichte zur Beſtätigung ein⸗ 


30 


fenden und bis dahin die Beſchuldigten auf des Anklägers oder ihres 
Erbherrn Unkoſten auf einem Schloſſe oder Hofe in Haft behalten, oder im 
Falle geringfügiger Vergehen, gegen Bürgſchaft entlaſſen werden . Auch 
die Tortur durfte das Landgericht nicht ohne Anfrage beim Hofgerichte 
zuerkennen 56, Das vom Hofgerichte revidirte Urtheil ſollte dem Gouver- 
neuren oder Kreisſtatthalter zugeſchickt und auf deſſen Befehl am Orte, 
wo die Sache verhandelt worden, exequirt werden 57, Von einem An⸗ 
klageverfahren iſt hiebei nicht mehr die Rede, vielmehr wird daſſelbe aus⸗ 
drücklich, desgleichen auch das ſichere Geleit, auf Criminalſachen Adliger, 
mit Ausnahme der angeführten hochpeinlichen Laſter, beſchränkt. Das 
Landgericht ſollte, den Privilegien des ſchwediſchen Adels gemäß, ſolche 
Sachen zwar verhandeln, allein zur Urtheilsfällung ans Hofgericht 
ſchicken 's. Indeſſen war das accuſatoriſche Verfahren aus den Landge⸗ 
richten nicht ganz verbaunt, ſondern fand in Polizeiſachen und bei Klagen 
der Adligen gegen ihre Hausleute ſtatt ». Im erſtern Falle, desgleichen 
auch bei Verbrechen der Adligen, war es nicht immer ein Privatklagver⸗ 
fahren, ſondern es trat auch, vermuthlich in Ermangelung einer Privat⸗ 
anklage, der Landfiscal beim Landgerichte ie als öffentlicher Ankläger auf, 
beim Hofgerichte wohl der in der Hofgerichtsordinanz angeführte und 
mit der Einforderung der Urtheilsbücher der Untergerichte betraute Fiscal- 
Advocat 91, Wenn in dieſen fo wie in manchen andern der fo eben 
angeführten Beſtimmungen, zwiſchen den beiden Landgerichtsordinan⸗ 
zen ein bedeutender Unterſchied ſich zeigt, ſo kann dies natürlich nicht 
von einem in der kurzen Friſt von zwei Jahren veränderten Rechts- 
zuſtande herrübren. Die in der zweiten Ordinanz vorkommenden Zu— 
ſatzbeſtimmungen ſind eben ſo wenig für Neuerungen zu halten, ſondern 
der Unterſchied kommt nur von ihrer größern Ausführlichkeit her und 
dieſe wiederum iſt eine Folge ihres definitiven Characters. Das be- 
ſtimmtere Auftreten des Unterſuchungs- und des Staatsanklage— 
verfahrens neben den von nun an allmälig verſchwindenden Privat- 
anklageproceſſen, deutet auf die in unſern Oſtſeeprovinzen, wie damals bei- 
nah in ganz Europa, ſich vorbereitende völlige Umwandlung des Proceß— 
verfahrens. Sie kam theils aus Schweden, wo eine vom Betheiligten 
aufgegebene Klage von des Königs Vogte aufgenommen werden mußte 6? 
und der König berechtigt war, in allen Sachen die Wahrheit zu erfor— 
ſchen 9, theils war das Unterſuchungsverfahren ſchon früher in den fa= 
tholiſchen geiſtlichen Gerichten, vom Deutſchorden bei den Viſitationen 
ſeiner Häuſer und auch wohl von den polniſchen Commiſſionen ange⸗ 
wandt worden und alfo in Livland nicht unbekannt +, Worin übrigens 
die weitern Verpflichtungen der Fiscale beſtanden, wiſſen wir nicht, da 
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die Inſtruction vom 23. Auguſt 1630 verloren gegangen und die noch 
vorhandene vermuthlich viel ſpätern Urſprungs iſt '. Der Oberfiscal 
(hier zuerſt unter dieſem Namen erwähnt) hatte alljährlich im Februar 
die Acten der Landgerichte zu erhalten, vermuthlich um fie dem Hofge⸗ 
richte mitzutheilen und darauf Anträge zu begründen 6%, Im Appella⸗ 
tionsverfahren ward nichts geändert. Daß in Bauerſachen zu Anfang 
dieſes Zeitraums noch die alte Methode des Rechtſprechens durch Ur- 
theilsfinder bäuerlichen Standes beobachtet wurde, fiebt man aus einigen 
Protocollen des rigaſchen und des dörptſchen Landgerichts aus den Jah⸗ 
ren 1630, 1633 und 1636 #7, f 

In Eſthland verwalteten Landgerichte und Manngerichte die Juſtiz 
über Adel und Bauern in althergebrachter Weiſe. Indeſſen wurden durch 
königliche Reſolution vom 17. Januar 1651 die Urtheile des Landgerichts 
in Sachen 1000 Rtblr. werth, unter Erlegung eines Reviſionsſchillings 
von 200 Thalern, einer Berufung an den König und das ſtockholmſche 
Hofgericht unterworfen s. Der Landgerichte gab es drei, in Harrien, 
der Wiek und in Wirland nebſt Jerwen. Die Glieder derſelben wurden 
vom Landgerichte aus den eſthländiſchen Edelleuten ernannt, zuerſt auf ein 
und dann ſeit dem J. 1630 auf drei Jahre . Die Manngerichte er⸗ 
hielten am 22. März 1648 und am 9. Mai 1653 vom Gouverneuren 
Erich Arelſon Oxenſtierna proviſoriſche Inſtructionen 7°, nach welchen fie 
in Civil-⸗ wie in Criminalſachen nur in Folge eines vom Kläger zu erwir⸗ 
kenden Auftrags des Gouverneuren verfahren und im Falle widerftreiten- 
der Zeugenausſagen die Sache ſofort an denſelben und an das Ober: 
landgericht bringen ſollten du, alſo viel gebundener waren, als die livlän⸗ 
diſchen Landgerichte. Advocaten ſollten zwar zugelaſſen, aber zur mög⸗ 
lichſten Kürze angehalten und namentlich in Gränzſtreitigkeiten höchſt ſum⸗ 
mariſch, nach geſchehener Localinſpection und Anfertigung einer Karte 
durch die beim Gerichte angeſtellten Landmeſſer, ohne weitere Deduction 
und Satzſchriften verfahren und den Parten blos eine ſchriftliche Angabe 
ihrer Beweiſe erlaubt werden 72, Criminalſachen, in denen der Angeſchul⸗ 
digte zur Bürgſchaft zugelaſſen werden konnte, ſollten nach Eingang des 
Auftrags des Gouverneurs „vom Mannrichter ſchleunigſt unterſucht“, ver- 
protocollirt und abgeurtheilt und das Erkenntniß ſodann dem Oberland— 
gerichte zur Reviſion eingeſandt werden 73, So hatte ſich alſo das Un⸗ 
terſuchungsverfahren auch in Eſthland eingebürgert. Indeſſen ſcheinen 
ſolche Criminalſachen immer auf Privatklage verhandelt worden zu ſein, 
denn die ‚für Vergehen aufgelegten Geldbußen ſollten zwiſchen dem Rich— 
ter, der Kirche des Orts, wo das Vergehen begangen worden, und dem 
Klager zu gleichen Theilen getheilt werden ?. Gewaltſachen, in denen 
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alſo wohl keine Bürgſchaft zuläſſig war, waren in derſelben Weiſe zu 
verhandeln und das manngerichtliche Urtheil vom Gouverneuren mit Zus 


ziehung einiger Landräthe ſofort zu leuteriren und nur in beſonders wich⸗ 


tigen Fällen oder wenn Leben und Ehre eines Adligen auf dem Spiele 
ſtand, bis auf einen allgemeinen Gerichtstag aufzuſchieben . In Beſitz⸗ 
ſtreitigkeiten ſollte fünfjähriger ruhiger Beſitz zwar keine Verjährung der 
Klage bewirken, wohl aber dem Beſitzer den Vortheil zuwenden, nur als 
Beklagter aufzutreten, ſo daß ſein Gegner den Beweis eines beſſern 
Rechts zu fuhren hatte 76. Die zum vorhergehenden Zeitraume n 
Bekreuzigung ward aufgehoben *. 

In Bezug auf das Strafrecht iſt nur eine Strafordnung der Königin 
Chriſtine vom 18. Mai 1653 zu bemerken, welche auf Anſuchen des 
ſtockholmer Hofgerichts, auch in Liv- und Eſthland practiſche Geltung 
erlangte. Dieſelbe betrifft Ehebruch, Blutſchande, Diebſtahl und gericht— 
liche Eidesleiſtungen. Der einfache Ehebruch (nämlich wo ein Theil 
verheirathet, der andere unverheirathet iſt) ſollte mit Geldſtrafe und im 
Falle der Mittelloſigkeit mit Arbeits- oder Leibesſtrafe und zwar der Ber: 
heirathete ſtrenger als der Unverheirathete geſtraft werden. Beim Rück— 
falle wurde die Strafe verdoppelt, das dritte Mal verdreifacht und das 
vierte Mal bis zur Lebensſtrafe geſteigert, worauf aber die Untergerichte 
nicht mehr ſelbſtändig erkennen, ſondern ihre Urtheile dem Hofgerichte zur 


Läuterung unterlegen ſollten. Eine gleiche Strafe ſtand auf Blutſchande.“ 


Wer etwas unter ſechzig Thaler an Werth ſtahl, ſollte vierfachen Erſatz 
leiſten, oder die Strafe abarbeiten oder mit Ruthen gezüchtigt werden. 
Auf höhern, ſo wie auch auf dreimaligen und auf Kirchendiebſtahl ſtand 


Lebensſtrafe. Eideshelfer, die übrigens in anderen Verordnungen nicht 


mehr vorkommen und aus Liv- und Eſthland zu verſchwinden anfingen, 
ſollten nur den Eid über ihre Ueberzeugung von der Rechtſchaffenheit des 
Hauptbetheiligten leiſten. 

Aus den obenangezogenen, Bauerſachen beneſſenden Beſtimmungen 
der zweiten Landgerichtsordinanz und anderer Verordnungen geht hervor, 
daß dem Erbherrn keineswegs mehr die volle Civil- und Criminalge— 
richtsbarkeit, ſondern nur das mit „christlicher Beſcheidenheit“ „zu ge: 
brauchende Hausrecht“ über feine Bauern zugeſtanden wurde. Jedwede 
Klage des Bauern wider feines Gleichen ſollte vor dem Landgerichte ver— 
handelt werden do. Auch wider feinen Herrn durfte er klagen und zwar 
unmittelbar beim Hofgerichte . In Eſthland kommt ſogar eine durch 
Urtheil des Nieder- und des Oberlandgerichts vom 19. und 31. Maͤrz 
1641 anerkannte Erwerbung von zwei Haken Landes durch einen, wie es 
ſcheint, Teibeigenen Bauern vor o. Der livlandiſche Edelmann durfte 
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feine Unterthanen und Hausgenoffen für Untreue und andere Bergeben 
verhaften, mußte fie aber fofort dem Landgerichte vorſtellen und daſelbſt 
verklagen 1. Auch über Ausantwortung zurückgeforderter Bauern entſchied 
das Landgericht und das Hofgericht erhielt die Weiſung, in dergleichen 
Sachen ſich nach dem landuͤblichen Gebrauche zu richten, übrigens zur 
Vermeidung weitläuftiger Proceſſe, die vor der Eroberung Livlands ent- 


laufenen und nun zurückgekehrten Bauern an ihrem Aufenthaltsorte zu 


belaſſen 2. Seit dem 3. 1653 kamen dieſe Angelegenheiten abermals in 
die Hände der auf dem Landtage dieſes Jahrs zum erſten mal wiederum 
erwählten Hakenrichter, denen je zwei Adjuncten zur Seite ſtanden 
-und die Aufſicht über die Landpolizei, namentlich über den Weg- und 
Brückenbau aufgetragen war 8. Vorher war zum letztern Zwecke ein kö— 
niglicher Generalbrückenmeiſter ernannt geweſen und vom Generalgouver⸗ 
neuren am 15. Mai 1640 eine Wege- und Brückenordnung publieirt 
worden 84. Vorzüglich ſollten die drei aus Riga nach Dorpat, Pernau 
und Kokenhuſen führenden Straßen in Stand geſetzt werden ss. Dennoch 
wurde auf den livländiſchen Landtagen vom J. 1660 ſehr über den Ver⸗ 
fall der Straßen geklagt, desgleichen in der Landesordnung des eſthlän⸗ 
diſchen Gouverneurs Oxenſtierna. Ueberhaupt ſcheint die Landpolizei bis 
dahin von den Landgerichten geübt worden zu fein, obgleich fie eigentlich 
nicht in ihrer Competenz lag. So ließ z. B. am 27. November 1647 
der rigaſche Landrichter Heinrich Patkul ein Patent über Polizeiſachen 
ergehen und zu Riga an die Johanniskirche anſchlagen ss. Am 18. März 
1639 erging auch eine Generalgouvernementliche Poft- und Schieß⸗ 
ordnung 7. Von jedem Haken ſollte zur Unterhaltung von Stadollen 
(Stationen) ein Thaler K.-M. Schießgeld erhoben werden. Der Guts— 
befiger, in deſſen Gränzen ſich eine ſolche befand, hatte daſelbſt zwei 
Pferde zu unterhalten und bekam dafür von der Krone 120 Thaler K.-M. 
Von Riga bis Dorpat gab es eilf Stationen; in Dorpat ward ein Ge⸗ 
neralpoſtmeiſter zur Beförderung der zwei mal wöchentlich nach Schwe⸗ 
den gehenden Poſt angeſtelltss. Die Poſtpferde ſollten von dem Adel 
an den Hauptſtraßen gehalten und ſo wie Bauernſchüſſe, nie ohne Zah⸗ 
lung verabfolgt werden o. In Eſthland beſtanden die Hakenrichter wie 
früher fort und waren ebenfalls mit der Ausantwortung der Läuflinge 
beauftragt. Plettenbergs Verordnung über dieſen Gegenftand wurde auf 
Beſchluß der Ritterſchaft erneuert und verbeſſert und hierüber vom eſth⸗ 
ländiſchen Gouverneuren Scheding am 18. März 1632 ein Mandat erlaſ⸗ 
ſen. In demſelben wurde unter andern befohlen, den Bauern kein Ge- 
wehr in die Hände zu geben, mit Ausnahme von zwei oder drei Schützen 
auf jedem Gute. Daſſelbe wurde in der Generalgouvernementlichen Jagd⸗ 
Th. II. Bd. II. 3 
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ordnung vom 26. September 1639 für beide Provinzen vorgeſchrieben 9. 
Das Bierbrauen, der Branntweinbrand und das Halten von Mühlen 
ward als gutsherrliche Gerechtſame den Bauern verboten 91. Auch das 
Halten von Lostreibern auf Tagelohn wurde in Liv- und Eſthland auf 
Anſuchen des Adels 2 verboten, fie ſollten jährlich engagirt, oder mit 
Land verſehen werden 98. Auf dieſe Weiſe ſuchte man dem überhandneh— 
menden Verlaſſen der Geſinde zu ſteuern. Dem bei ſtärkerer Bevölkerung 
fo gefährlichen, indeſſen damals noch unerkannten Uebel des Tagelöhner- 
thums auf dem Lande mochte hiedurch ebenfalls vorgebeugt werden. Ge— 
gen die den Städten ſo wie den Bauern durch unmäßiges Creditgeben 
nachtheilige Vorkäuferei ſprach ſich der Adel ſehr beſtimmt aus, weigerte. 
ſich aber, der Benutzung der unzünftigen Handwerker auf dem Lande zu 
entſagen, denn die zunftigen in den Städten ſeien zu weit entfernt und 
arbeiten langſam und oft ſehr Schlecht 9%. Dem Landtage vom Mai 1648 
übergab David von Roſenfeld einen Entwurf zur Schiffbarmachung der 
Aa, eines der Hauptſtröme Livlands. 

In Bezug auf das Civilrecht ſind, abgeſehen von dem oben über 
das Güterrecht beigebrachten, nur die Bemühungen des Generalgouver- 
neuren Gabriel Oxenſtierna um das Vormundſchaftsweſen zu er 
wähnen. Auf feinen Antrag, wegen Regulirung deſſelben, ſchlug ihm der 
livländiſche Landtag vom Januar 1646 vor, den Landrichtern je zwei 
Beiſitzer zuzuordnen, welche die Inventarien bei Sterbefällen aufnehmen, 
den Unmündigen aus ihren Blutsfreunden Vormünder beſtellen und die 
Verwaltung derſelben überwachen ſollten?s. Aus einer von ihm im J. 
1646 ertheilten Reſolution erſieht man, daß dieſe Vorſchläge zum Theil 
ausgeführt und in jedem Kreiſe Waiſenherren mit je einem Notaren zur 
Beihülſe angeordnet wurden. Der Edelmann ward erſt nach zurüdgeleg- 
tem 20. Jahre mündig und konnte bis dahin unter Vormundſchaft feiner 
Mutter ſtehn, welche aber verpflichtet war, ſich nach dem Rathe der näch⸗ 
ſten Freunde (d. h. Blutsverwandten) ihres verſtorbenen Mannes zu rich⸗ 
ten. Fur dieſe Einrichtungen erhielt der Generalgouverneur den Dank 
des Landes”, Am 5. September 1647 erließ derſelbe eine vorläufige 
Inſtruction 9° für die Waiſenherren und Vormuͤnder, die er dem damals 
verſammelten Adelsconvente mittheilte““ und die mehrere eigentliche Ber 
ſtimmungen enthält. War die Mutter Vormünderin, ſo erhielt ſie einen 
Mitvormund 90. Verträge zwiſchen dem Vormund und dem Mündel be⸗ 
durften einer obrigkeitlichen Beftätigung 100; zur Inventur find alle Bor 
münder, auch Vater und Mutter, verpflichtet; vorläufig iſt der Nachlaß 
wenigſtens zu verſchließen und zu verſiegeln . Hat der Vormund keine 
Gelegenheit, das Geld des Mündels unterzubringen, fo hat er Solches 
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der obervormundſchaftlichen Bebörde zu unterlegen und darf es ſelbſt nut 
gegen gleich hohe Zinsen und gleiche Sicherheit, als von andern erzielt 
werden kann und nur unter gerichtlicher Beſtätigung benutzen 2. Von fei- 
nen eignen Sachen darf der Vormund dem Mündel nichts verkaufen ®, 
Veräußert der Vormund ein Immobile des Pupillen ohne gerichtliche Ge⸗ 
nehmigung, fo darf ſolches vom Mündel binnen Jahr und Tag nach er⸗ 
reichter Volljährigkeit widerrufen werden; auch darf der Vormund von 
des Pupillen Sachen nichts für ſich erſtehen und deſſen Güter nicht in 
Pacht nehmen und ſie eben ſo wenig ohne obrigkeitliche Genehmigung an 
Dritte verpachten *. Alljaͤhrlich muß er Rechenſchaft ablegen und jeden 
durch ſein Verſehen entſtandenen Schaden erſetzen und zwar haften meh⸗ 
rere Vormünder ſolidariſch, es ſei denn der Schuldige von ſeinem Mit⸗ 
vormunde als verdächtig angezeigt worden 5, Zur Sicherheit des Mün- 
dels iſt demſelben das geſammte Vermögen des Vormund ſtillſchweigend 
verpfändet. Die in Geſchäften des Mündels verwendeten Koſten, ſo 
wie den bei der Führung derſelben erlittenen Schaden, erhält der Vor⸗ 
mund aus dem Vermögen des Mündels erſetzt 7. Der pflichtvergeſſene 
Vormund iſt auf Anzeige eines Mitvormunds oder eines Dritten, nament⸗ 
lich der Verwandten des Pupillen, ſofort zu removiren ®, Nach beendig⸗ 
ter Vormundſchaft iſt eine Generalrechenſchaft abzulegen, worauf der 
Vormund quittirt wird . Die Vormünder ſollten ohne der Waiſenherren 
Erlaubniß weder liegende Gründe ihrer Mündel, noch ihnen ſelbſt etwas 
verkaufen, noch deren Vermögen auf irgend eine Weiſe benutzen. Baares 
Geld ſollten fie auf Renten legen und den Waiſenherren jährlich Rechen⸗ 
ſchaft abſtaten. Das Inventar war vom Waiſennotären in zweier oder 
dreier unparteiiſcher Zeugen Gegenwart anzufertigen. Wittwen, die zur 
zweiten Ehe ſchritten, mußten vor der Hochzeit mit ihren Kindern theilen. 
Verſchwendern und Wahnſinnigen ſollten die Waiſenherren Curatoren 
ſezen. Von ihren Verfügungen konnte ans Hofgericht appellirt werden. 
Aus den landgerichtlichen Strafgeldern erhielt der Waiſennotär 50 Rthlr. 
aährlich, ein Beweis, daß dieſelben ſchon damals bedeutend waren. Der 
oben erwähnte königliche Bruckenmeiſter ſollte ebenfalls feinen Unterhalt 
aus Strafgeldern ziehen. Auch dieſe ſcheinen reichlich eingefloſſen zu fein, 
wenigstens wurde über die häufigen Executionen zur Betreibung derſelben 
geklagt 10, f 5 
Nicht weniger als um die Gerichtspflege war der gottesfürchtige 
Guſtav Adolph auch um die Organisation des durch den polnischen Pro: 
ſelytismus gefährdeten Kirchen- und Schulweſens beſorgt. Viele Kirchen 
waren durch die langwierigen Kriege zerſtört worden; es mangelte ſehr 
an Predigern, und die man hatte, waren meiſt * roh und von 
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ſchlechter Führung. Hier und da hatte man zwar aus Deutſchland ver⸗ 
triebene Prediger oder Schweden eingeſetzt, die aber die Sprachen der 
Eingebornen nicht kannten und ihrem heidniſchen Aberglauben und ihrer 
grenzenloſen Unwiſſenheit nicht abhelfen konnten n. Schon im Jahre 
1622 hatte Guſtav Adolph den Oberpaſtor der Stadt Riga Her— 
mann Samfon !? mit der Beaufſichtigung aller Kirchen im Lande be= 
auftragt. An dieſem durch Verfolgung geprüften Manne fand er ein 
tüchtiges Rüſtzeug zur Ausführung ſeiner edeln Abſichten. Auch Chriſtine 
erkannte deſſen Verdienſte an, ſchenkte ihm im Jahre 1633 das Gut 
Feſten und erhob ihn im Jahre 1640 in den Adelſtand mit dem Zuna⸗ 
men von Himmelſtiern. Er ſtarb am 16. December 1643 und ift- 
der Stammvater eines noch blühenden Geſchlechts. Die Prediger zu 
Dorpat, welche Stadt damals noch den Polen gehörte, glaubten Samſon 
nicht zu gehorchen zu brauchen, und ſpiegelten, auch nach der Eroberung der 
Stadt durch die Schweden, dem Rathe vor, ſein Patronat ſtehe in Ge— 
fahr. Der Generalouverneur, Graf Jakob de la Gardie, widerlegte 
Solches in einem an den Rath gerichteten Schreiben vom 15. Auguſt 
1628 und erklärte, Samſon ſei nur mit der Bewahrung der Reinheit der 
Lehre und mit der Ausrottung des väpſtlichen Sauerteigs in Dorpat be— 
auftragt . Für Eſthland ernannte der König zum Superintendenten den 
Nicolaus Gaza und ordnete ein Conſiſtorium an, welches aber mit der 
Stadt Reval nichts zu thun hatte, wo ein eigner Superintendent und ein 
eignes Conſiſtorium vorhanden waren un. Die Kirchen wurden nun mit 
evangeliſchen Predigern verſorgt und diejenigen, die verfallen waren, un⸗ 
ter Androhung der Execution gegen ſäumige Gutsbeſitzer, größtentheils 
wieder aufgerichtet 15. Doch ging es mit dem Kirchenbau ziemlich langſam. 
Noch auf dem Landtage vom Januar 1646 klagte der Generalgouver- 
neur darüber und es wurden Executionsmaßregeln gegen die Säumigen 
beſchloſſen. Mehr zu thun, hatte den großen König der Tod verhindert. 
Im Jahre 1633 ließ der Generalgouverneur Skyptte eine proviſoriſche 
Conſiſtorialordnung verfaſſen, auf deren Grundlage die Regentſchaft am 
13. Auguſt des folgenden Jahrs eine Conſiſtorialordnung erließ, die ein 
halbes Jahrhundert lang in Kraft blieb. Durch dieſelbe ward für Liv⸗ 
land, hier ſchon Provinz genannt, ein Oberconſiſtorium, beſtehend aus 
einem Präsidenten, dem Superintendenten, drei geiſtlichen und drei welt- 
lichen Gliedern angeordnet, von denen die beiden erſtern von der Staats⸗ 
regierung oder dem Generalgouverneuren ernannt, zu den übrigen Va⸗ 
eanzen aber je zwei Candidaten vom Conſiſtorium dem Generalgouver⸗ 
neuren vorgeſtellt werden ſollten. Alle Glieder ſollten aus den livlän⸗ 
diſchen Kronseinkünften beſoldet werden 16, Als der Superintendent fpd- 
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ter die weltlichen Glieder von der Theilnahme an den Viſitationen aus— 
zuſchließen verſuchte, proteſtirte die Rüterſchaft 17, Dies Oberconſiſtorium 
ſollte, wie das Hofgericht, in Dorpat ſeinen Sitz haben, ſich daſelbſt all⸗ 
jährlich vom 16. Juni bis 18. Juli verſammeln und täglich zwei mal 
Sitzung halten um über alle Arten Kirchen-, Schul- und Hoſpital⸗ und 
Eheſachen, ſo wie auch über gewiſſe Verbrechen zu entſcheiden, unter an⸗ 
dern auch über den damals noch im Schwange geweſenen heidniſchen 
Weiberraub 18. Advocaten, ſchriftliche Verhandlungen, Beſchwerden über 
Zwiſchenbeſcheide, Eide für Gefährde- oder weitläuftige Friſten ſollten 
nicht zugelaſſen werden 19, Der Superintendent wurde insbeſondere mit 
der Prüfung und Ordination der Prediger beauftragt, auch ſollte er die 
Pröpſte zu fleißigen Viſitationen und jährlichen Synoden anhalten und 
ſolche ſelbſt jedes Jahr bald in dem einen, bald in dem andern Kreiſe 
veranſtalten. Zur Richtſchnur ſollten ihm hiebei die in Deutſchland im 
Jahre 1625 von den Proteſtanten verfaßten Synodalartikel und die 
magdeburgſche Kirchenordnung dienen e. Die Verhandlungen waren ge— 
heim und durften nicht bekannt gemacht werden 21. Das Verfahren in 
Appellationsſachen ſollte dem für das Hofgericht angeordneten gleich ſein 22. 
In wichtigen Fällen ſollte eine Reviſion der Acten gegen Niederlegung 
von 200 Thalern ſchwediſch (100 Rthlr.) nachgegeben werden 28. Die 
Erfüllung der Conſiſtorialurtheile war den Schloßgerichten in Riga und 
Dorpat auferlegt. Zugleich war der Gebrauch der von Guſtav 
Adolph im Jahre 1633 nach dem Muſter der magdeburgſchen und hal— 
berſtädtſchen publicirten Agende für Livland vorgeſchrieben 2e. Auch zwei 
Untereonſiſtorien wurden errichtet, die auf den Schlöſſern zu Riga und 
zu Dorpat ihren Sitz haben und aus dem Statthalter, dem Propſte, ei⸗ 
nem andern Geiſtlichen und einem Weltlichen beſtehen und alle Conſiſto⸗ 
rialſachen auf Klage der Parten, Antrag der Fiscale oder Anbringen der 
aſtore gütlich vergleichen oder gerichtlich verabſcheiden, in wichtigen 
allen aber mit ihren Protocollen und den Zeugenausſagen dem Ober- 
eonſiſtorium unterlegen follten 2e. Zwei mal jährlich hatten ſie Sitzun⸗ 
gen zu halten und zum erſten Februar ihre Protocolle durch Vermittlung 
s Statthalters an das Oberconſiſtorium einzuſenden, gerade ſo wie die 
andgerichte ans Hofgericht. Von den Unterconſiſtorien gingen die Ap— 
pellationen an das Oberconſiſtorium und mußten daſelbſt in der nächſt— 
folgenden Juridik bei Verluſt derſelben ausgeführt werden, doch immer 
nur in Sachen 50 Thaler ſchwediſch werth 7, Die von den Pröpften, 
ihren Beiſitzern und den Predigern vorzunehmenden Viſitationen ſollten 
auf den Unterricht in der Religion, den ſittlichen Wandel und den 
uſtand der Kirchen und Hoſpitäler beziehen 2%, 
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Im Jahre 1636 erhielt die Provinz außer den oben genannten Un⸗ 
terconſiſtorien noch vier, zu Pernan, Wenden, Kokenhuſen und Narwa. 
Am 22. Juni wurden fie vom Generalgouverneuren mit einer Inſtrue⸗ 
tion verſehen, welche von den oben angeführten Beſtimmungen der Ober- 
conſiſtorialordnung inſofern abweicht, daß das Unterconſiſtorium unter der 
Direction des Landrichters ſtehen und außer dem Propſte aus deſſen 
geiſtlichen Beiſitzern und den beiden Landgerichtsaſſeſſoren beſtehen ſollte. 
In derſelben ward auch angeordnet, daß zu jeder Kirche 60 Haken ge⸗ 
legt werden und das daran Fehlende von andern Kirchen genommen 
werden follte2%, Obwohl dieſe Beſtimmung wohl nicht zur Ausführung 
gekommen iſt, fo zeugt fie doch von einer eifrigen Fürſorge für die Kir— 
chengüter, aus denen die ſpätern Paſtorate entſtanden find. Stadtconſi⸗ 
ſtorien gab es außerdem in Riga, Dorpat, Pernau, Reval und Narwa. 
Das in Oeſel unter däniſcher Herrſchaft errichtete Conſiſtorium beſtand 
auch unter der ſchwediſchen fort. Durch Verordnung vom 15. Februar 
1640 ſetzte der Generalgouverneur Bengtſon Oxenſtierna die Lieferungen 
der Bauern an ihre Prediger auf je drei Külmet Roggen und eben ſo 
viel Gerſte und Hafer vom Haken feſt, doch ſollte der Viertelhäkner noch 
ein Külmet Gerſte oder Hafer dazu geben (100 berliner Scheffel = 79 
rigaſche Lof = 474 Külmet) . Hieruͤber beſchwerten ſich einige Edel- 
leute. Der neue Generalgouverneur Gabriel Bengtſon Oxenſtierna hielt 
aber den Beſchluß feines Vorgängers aufrecht und überließ es jedem Pre⸗ 
diger, den für die Würde des geiſtlichen Standes gewiß vortheilhaften 
Vorſchlag der Ritterſchaft, die Bauerkülmete einfordern und an die Geiſt— 
lichen einliefern zu laſſen, anzunehmen oder nicht 1. Im Jahre 1644 
wurden Faſt⸗, Buß⸗ und Bettage eingeführt 2. Man bemühte fih auch 
um die religiöſe Bildung des früher ſo ſehr vernachläſſigten Landvolks 
und die Kirchenlieder und andere in lettiſcher Sprache verfaßte geiſtlichen 
Schriften des kurländiſchen Hofpredigers Georg Manzel mögen auch 
den livländiſchen Letten zu gut gekommen fein 22. So wenig wurden die 
Kirchen von Bauern beſucht, daß der Superintendent Stalen den Ge— 
neralgouverneuren in einer Eingabe vom 30. April 1650 bat, dieſelben 
„weil ſie gleich Eſeln getrieben ſein wollten“, von ihren Herrſchaften 
„durch die gewöhnliche livländiſche Hauszucht“ zum Kirchenbeſuch zwingen 
zu laſſen. Zugleich erſuchte er den Generalgouverneuren, dahin Maß: 
regeln zu treffen, daß die den Kirchen entriſſenen Ländereien durch die 
Fiscale zurückgefordert, verfallene Kirchen wieder aufgebaut, die Paſtorate 
mit der Bauernſprache kundigen Küſtern verſehen und den Predigern von 
den Gutsherren Gehalte ausgeſetzt würden. De la Gardie begnügte ſich 
damit, die möglichſte Abhülfe der angezeigten Mißbräuche zu verſprechen. 


Der religiöſe Eifer jener Zeit war indeſſen nicht frei von Ueberſpannung. 
Im Jahre 1641 erſchien in Dorpat ein religiöſer Schwärmer Matthei, 
um vermeintliche Weiſſagungen und Offenbarungen eines gewiſſen George 
Reichard, eines Küfters zu Roſa, drei Meilen von Leipzig, als Geheim⸗ 
niſſe Gottes bekannt zu machen. Dieſelben bezogen ſich größtentheils auf 
politiſche Verhältniſſe und ſind durch den Erfolg meiſt widerlegt worden. 
In Kurland widerſetzte fi, ihm der Superintendent Paul Einhorn, in 
Reval der Rector Peter Liden; in Dorpat erhielt er die Erlaubniß ſeine 
Waare abzuſetzen 2a. e > 
In Eſthland ſtand die Kirche feit dem Tode des Superintendenten 
Gaza unter Biſchöfen, die von der Krone ernannt wurden (im Jahre 
1639 Magiſter Ihering aus Suͤdermannland, 1658 Andreas Virgin, ſeit 
1651 Generalſuperintendent in Riga). Ihering entwarf eine Interims⸗ 
kirchenordonanz und im Jahre 1644 Synodalgeſetze; er hielt öftere Kir— 
chenviſſtationen und Synoden, ſtiftete den Predigerwittiwen- Fiseus aus 
Beiträgen der Krone, des Adels und der Geiſtlichkeit 3° und traf Verfü⸗ 
gungen in Betreff der Kirchendiseiplin und des Jugendunterrichts so. Im 
Jahre 1645 wandte er ſich an die Ritterſchaft wegen verſchiedener kir⸗ 
chenpolizeilicher Anordnungen, betreffend die Amtsführung der Kirchen⸗ 
vorſteher, die Kirchendiseiplin und die Predigergebühren. Es fanden auch 
deshalb Conferenzen mit den Landräthen ftatt, jedoch ohne Erfolg 27. Et⸗ 
wa um das Jahr 1651 publicirte aber der Gouverneur Erich Orenſtierna 
eine Inſtruction für die Kirchenvorſteher und am 2. Juli 1655 der Ge— 
neralgouverneur Bengt Horn eine Verordnung über die Prieſtergebüh⸗ 
ren, welche beide bis in die neuere Zeit beobachtet worden ſind. Auf 
den Religionsunterricht und die ſittliche Hebung des früher fo ſehr ver- 
wahrloſten Bauerſtandes war Ihering eifrig bedacht und wurde hiebei 
durch die Bemühungen anderer Geiſtlichen thätig unterſtützt. | 
So ſchrieb Propſt Stahl verſchiedene geiſtliche Bücher in eſthni⸗ 
Sprache und überſetzte in dieſelbe den lutheriſchen Katechismus und 
eine Anzahl Kirchenlieder, jedoch noch in Proſa, bis daß der Prediger 
korg Salomon aus Pommern und Reiner Brockmann, ein Med 
lenburger und Profeſſor der griechiſchen Sprache zu Reval, metriſche 
ungen lieferten, an deren Möglichkeit man früher gezweifelt 
batte ge. — Stahl ſchrieb auch im Jahre 1637 die erſte eſthniſche Gram⸗ 
matik und half fo einem dringendem Bedürfniſſe ab, denn die Erlernung 
und Cultur der Sprache der Eingebornen war eine nothwendige Vorbe⸗ 
dingung zur weitern Bildung des Bauernſtandes. Gegen die Mitte des 
hunderts überſetzte der Paſtor Chriſtoph Blum das neue Tefta- 
ment in's Eſthniſche. 
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In Betreff der damaligen Sitten ift die eſthländiſche Landesordnung 
des Gouverneuren Drenftierna vom 18. März 1643 zu erwähnen, in der 
der übertriebene Luxus auf Hochzeiten, Kindtaufen und Beerdigungen ver— 
boten und auf Antrag der Ritterſchaft auf den Gaſtmählern nur ein Gang 
Speiſen erlaubt wurde, ohne Marzipan und candiſirten Zucker. Von des 
Bräutigams Seite ſollte nur die Brautmutter, eine Brautſchweſter und 
zwei Brautjungfern beſchenkt werden. Gold- und Silbertuch, Atlas mit 
goldenen oder ſilbernen Blumen, Gold- oder Silberſpitzen, Schnüre und 
Gallons, geſtickte Perlenarbeit, ſeidene und gezwirnte Knüppelſpitzen wurs 
den verboten, dagegen goldne und ſilberne Knöpfe und Hutbänder, geſtickte 
Handſchuhe und Gehänge und ſeidene Gallons erlaubt. Den unadligen 


Frauen wurde die adlige Tracht verboten, auch ſollten ſie den adligen 


Frauen überall den Vortritt laſſen. Das Ziehen des Gewehrs in Gegen— 
wart von Damen ward bei 40 Thaler Strafe verboten. Der Bauer 
ſollte auf ſeiner Hochzeit nicht mehr als vier Faß Bier verſchenken und 
zwar feiner Braut, nicht aber ihren Verwandten Geſchenke machen. Deut- 
ſches Pferdegeſchirr, Stiefeln mit Abſätzen, Marder- und Fuchsmützen, ſo 
wie Branntweinskeſſel wurden den Bauern verboten. Auf die Kleiderord— 
nung wurde in Reval fo ſtreng gehalten, daß im Jahre 1636 ein Pro⸗ 
feſſor des Gymnaſiums durch Verhängung von Strafe gezwungen wurde, 
ſeine Frau, eine geborne Dorpatenſerin, am Tragen ihrer heimatlichen 
Tracht zu verhindern“. 

Mit gleichem Eifer wie für das Kirchenweſen, ſorgte Guſtav Adolph 
mitten unter dem Geräuſche der Waffen für die noch ganz vernachläſſigte 
wiſſenſchaftliche Bildung feiner an vielen Orten „noch zum abgöttiſchen 
abergläubigen Weſen gewandten“ Oſtſeeprovinzen!“. Am 18. Auguſt 
1630 ſtiftete er in Dorpat eine königliche Trivialſchule mit drei Lehrern 
und ein Gymnaſium mit acht Profeſſoren, beinahe auf dem Fuße einer 
Univerſität nebſt einem Convict für funfzig Perſonen, von dem auch Bauer— 
kinder nicht ausgeſchloſſen waren 21. Durch Vermittlung des Generals 
gouverneuren Skytte und des Gouverneuren Scheding wurden die lang— 
wierigen Streitigkeiten zwiſchen der eſthländiſchen Ritterſchaft und der 
Stadt Reval über das Michaelis-Kloſter dahin beigelegt, daß aus dieſem 


Kloſter ein Gymnaſium gemacht und daſſelbe einem Curatorium aus zwei 


Landräthen, zwei andern Edelleuten und vier revalſchen Rathsgliedern 
und Bürgern untergeben wurde. Die Profeſſoren, deren vier waren, 
ſollten von dieſem Collegium gewählt und vom Könige beftätigt werden “, 
das Patronat der Michaeliskirche aber dem Rathe verbleiben. Das Gym— 
naſium bezog anfangs die Einkünfte der ehemaligen Kloſtergüter, ſpäter 
(17. Januar 1651) wurden fie trotz der Klagen der Stadt, der Ritter⸗ 
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ſchaft zugeſprochen und dem Gymnaſium dafür jährlich 1200 Thaler 
ſchwediſch aus den Lirentgeldern bewilligt, worauf denn auch die Ritter 
ſchaft die Anſtalt der Krone übergab (28. October 1651 und 6. Mai 
1653) und an ihrer Verwaltung keinen weitern Antheil nahm. Das 
fortan vom Generalgouverneuren und dem Rathe ernannte Collegium der 
Gymnaſiarchen nahm manche zweckmäßige Maßregeln, wurde aber durch 
die Nichtzahlung der verſprochenen 1200 Thaler häufig in ſeiner Wirk— 
ſamkeit gehemmt #. i 

Am 18. April 1631 ward das rigaſche Gymnaſium geſtiftet, der 
Superintendent Hermann Samſon war einer der erſten Profeſſoren deſ⸗ 
ſelben. Im folgenden Jahre verwandelte der König auf Skyttes Vor⸗ 
ſchlag das dörptſche Gymnaſium in eine Univerſität (Academia Gusta- 
viana), die von ihm mit anſehnlichen Privilegien, u. a. dem Rechte der 
Selbſtwahl der Profeſſoren und der Strafgerichtsbarkeit, verſehen und der 
Upſalaſchen gleich geſtellt wurde. Den Fundationsbrief unterſchrieb er 
am 30. Juni 1632 im Lager bei Nürnberg. Erſter Kanzler derſelben 
war der Generalgouverneur Skytte, der ſie am 15. October mit einer 
lateiniſchen Rede feierlich eröffnete und den Zutritt zu derſelben allen Stän- 
den, auch den Bauern, offen erklärte 4, Zum Rector ward ſein Sohn 
und zum Prorector der Dr. Virgin erwählt und der erſtere bei dieſer 
Gelegenheit mit einem ſammtenen, mit goldenen Knöpfen und Borden be— 
ſetzten Mantel bekleidet. Er erhielt auch einen Scepter als Abzeichen 
ſeiner Würde. Prokanzler ward der livländiſche Superintendent Stahl. 
Der erſte Student der jungen Hochſchule war nach der Matrikel ein 
Schwede, Baazius aus Jonköping, nach Kelch ebenfalls ein Schwede, 
Turdinus, aus der nordbothniſchen Stadt Uma, der ſpäter in Eſthland 
mehreren Schul- und Kirchenämtern mit Ehren vorſtand 2s. Der Pro⸗ 
feſſoren ſollte es neunzehn geben 16. Die theol. Facultät beſtand aus vier 
Profeſſoren für das alte und neue Teſtament, die kleinen Propheten, die 
Dogmatik und Polemik. Metaphyſiſche und ſcholaſtiſche Disputationen, 
aus welchen vor Zeiten päpſtliche Finſterniſſe und Gräuel entſtanden wä⸗ 
ken, ſollten vermieden werden. In der juriſtiſchen Facultät ſollte ein Pro⸗ 
feſſor das ſchwediſche bürgerliche Recht vortragen und hiebei aus dem 
römiſchen und kanoniſchen Rechte das Wichtigſte ausheben; ein anderer 
ollte die Inſtitutionen in Verbindung mit einer aus der heil. Schrift und 
dus natürlichen Grundfägen geſchöpften, philoſophiſchen und politiſchen 

oral erklären und der dritte, ſpäter hinzugekommene, practifhe Ausar- 
itungen machen laſſen und Disputationen halten. Die medieiniſche Fa⸗ 
eultät zählte nur zwei Profeſſoren, von denen einer Mediein und der an— 
ere Phyſik, Botanik und Anatomie vortragen ſollte. Außerdem hatten 
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fie wechſelsweiſe den Hippokrates und Galenus zu erklären. Jährlich 
ſollte die Facultät wenigſtens einen Cadaver zur Seetion vom Statthal⸗ 
ter erhalten. Die philoſophiſche Facultät ſollte urſprünglich aus elf Pro 
feſſoren beſtehen, hatte aber nur acht, wovon drei für die Mathematik. 
Der mathematiſche Curſus nämlich zerfiel in drei Stufen, die euklidiſche 
für reine Mathematik und Geometrie, die archimediſche für Muſik, Optik 
und Mechanik (nach dem Ariſtoteles) und die ptolomäiſche für Aftrono- 
mie, Geographie und Architectur (nach Vitruv). Der Profeſſor der 
orientaliſchen und griechiſchen Sprache hatte griechiſche Dichter und den 
Gregor von Nazianz nach ſokratiſcher Methode zu erklären; der der Ge⸗ 
ſchichte, Philipps Chronik oder Sleidans vier Monarchien. Die von die— 
ſen Schriftſtellern angeführten Quellen ſollten im Original mitgeleſen und 
auf die ſchwediſche und gothiſche Geſchichte beſondere Aufmerkſamkeit ver⸗ 
wandt werden. Der Profeſſor der Beredſamkeit ſollte Redeübungen nach 
Ramus halten, die Reden des Cicero erklären und im Brief- und Epi⸗ 
grammenſtyl Unterricht geben. Der Profeſſor der Dichtkunſt ſollte die 
Aeſthetik nach Ariſtoteles, Skaliger oder Pontanus vortragen und mit Bei⸗ 
ſpielen aus griechiſchen und römiſchen Dichtern belegen. Der Profeſſor 
der Logik endlich hatte feine Wiſſenſchaft nach des Ramus Logik vorzu⸗ 
tragen. Man ſieht hieraus, wie mangelhaft und beſchränkt der Unterricht 
ſein mußte. Jeder Curſus dauerte ein Jahr; um aber die Studirenden 
zu größerm Fleiße anzuſpornen, wurden ſie monatlich und halbjährlich 
examinie Im J. 1641 erhielt die Akademie von der Königin Chriſtine 
ein eignes Univerſitätsgebäude und den Anfang einer Bibliothek. Zum 
Unterhalte der Stiftung waren 5333 ½ Thaler auf einige ingermanland⸗ 
ſche Kronguter angewieſen worden #, welche aber die Königin Chriſtine 
verpfändete, mit dem Verſprechen, obige Summe aus Kronsmitteln der 
Akademie auszahlen zu laſſen. Die livländiſche Ritterſchaft beſchwerte 
ſich darüber, erlangte aber nichts weiter als ein Verſprechen des General- 
gouverneuren (am 9. Februar 1653), daß die Güter ſobald als möglich 
wieder eingelöſt werden ſollten. Im J. 1654 betrug der Ausgabenetat 
8700 Rthlr., wovon 2800 für SO königliche Stipendiaten; der Profeſſor 
batte von 300 — 500 Rthlr. Gehalt 46. Die Profeſſoren ſuchten ihre kärg— 
liche Gage, die nicht einmal immer richtig gezahlt wurde, durch Verwal⸗ 
tung von Nebenämtern zu vermehren. Durch die ruſſiſche Eroberung 
Dorpats im J. 1656 wurde die Thätigkeit der Akademie auf viele Jahre 
unterbrochen, die Profeſſoren flohen meiſt nach Reval und Narwa. In 
Reval wurden mehrere Jahre lang Vorleſungen gehalten und Imma⸗ 
triculationen vorgenommen. Bis zum 15. Juli 1656 waren 1011 
Studenten immatriculirt worden; die durchſchnittliche Frequenz betrug alſo, 
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wenn man einen dreijährigen Curſus als den gewöhnlichen annimmt und 
das Jahr 1656, wo wegen des Kriegs nur zwanzig Immatrieulationen 
ſtattfanden, wegläßt, 124 Studirende, meiſt Schweden und Finnländer, 
die auf Anftellungen in den Oſtſeeprovinzen hofften (nämlich 595 bis 
zum Jahre 1650), dann Bewohner unſerer Oſtſeeprovinzen (310) und 
Norddeutſche. Von den Inländern waren 91 Revaler, 60 liv- und eſth⸗ 
ländiſche Adlige, 25 Rigenſer und 15 Kurländer. Bis zum J. 1665 
friſtete die Univerſität noch ein Scheinleben in Reval, wo noch 34 Schwe— 
den und 15 Revaler immatriculirt wurden. Die Profeſſoren waren meiſt 
Deutſche, die mit ihren ſchwediſchen Collegen häufige Streitigkeiten hatten. 
Bedeutende Namen finden ſich unter ihnen nicht, etwa mit Ausnahme des 
— Menius und des ſpätern Biſchofs Virgin s. 

Allerdings thaten Aufklärung und Milderung der Sitten dem Lande 
Noth. Von der Rohheit der Sitten zeugt u. a. ein um die Mitte des 
17. Jahrh. ſtattgehabter Vorfall, wo mehrere Bewaffnete in ein Haus 
drangen, dort Gewalt übten und die herbeigerufene Wache angriffen, auch 
noch auf der Straße — —„—„— — einen der Gewalt- 
thäter zu Boden ſtreckte 50, ir rar 

Von den innern Zuſtänden Oeſels in diefem — der 
ſechszehn Jahre der däniſchen Verwaltung bis 1645 wiſſen wir ſehr wenig. 
Im damaligen Landgerichte präſidirte der Statthalter ſelbſt als Landrich⸗ 
ter mit vier Beiſitzern. Außerdem gab es noch ein Schloßgericht, beſte— 
hend aus dem Statthalter, dem Schloßvogte, zwei Bürgermeiſtern, zwei 
Rathsherren und einem Protocolliſten. Die Vollziehung der Urtheile lag 
dem Manngerichte ob; dieſes hatte auch Zeugen abzubören, Gränzen zu 
berichtigen, Guter einzuweiſen u. ſ. w., durfte aber weder Klagen noch 
Antworten annehmen. Klagen der Bauerſchaften unterſuchte das Wacken⸗ 
gericht, beſtehend aus dem Statthalter, einem Bürgermeiſter und dem 
Landſchreiber, jedoch nur auf den königlichen Aemtern drei bis vier mal 
jahrlich. Anfangs zogen die Statthalter mit vielem Gefolge hin, was 
den Bauerſchaften große Koſten verurſachte, ſpäter wurde ſolches abgeſchafft 
und daraus eine beſtimmte Abgabe gemacht. Die Zahlungen und Natu⸗ 
ralienlieferungen der Bauern waren ſehr bedeutend. Die livländiſchen 

ellen waren auch in Oeſel maßgebend; in Eriminalſachen verfuhr 

man nach Karl V. peinlicher Halsgerichtsordnung und geſtattete keine 
Appellation, wohl aber in Civilſachen und zwar an den König. Ein be⸗ 
ſonderes Conſiſtorium gab es nicht. Das Schloßgericht urtheilte auch in 
geiſtlichen Sachen und zog nur in fehr verwickelten Fällen die Geiſtlichkeit 
zu Rathe, oder das dänische Conſiſtorium. Das Militair beſtand aus 600 
ann Kronsbauer⸗Soldaten und 440 geworbenen deutſchen Soldaten zu 
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Fuß und aus zwei Bauercompagnien Dragoner und drei Compagnien 


geworbener deutſcher Reiter. Der Gehalt der Officiere war ſo gering, 


daß er durch Verleihung von Gütern ergänzt werden mußte, was nament⸗ 
lich unter dem letzten Statthalter Ebbe Uhlfeldt ſehr reichlich geſchah. 
Bei einer zu Ende des Jahrs 1645 von den Schweden veranſtalteten 
Reviſion fanden ſich 620 Privathaken (nach einer vielleicht ältern Angabe 
868 Privat-, 129 Krons- und 48 Paſtorats haken) 9. 


Kapitel II. 
Codiſication des Landrechts in Liv⸗ und Eſthland. 

Die Ungewißheit und Verſchiedenartigkeit der in Eſth- und Livland 
geltenden Rechtsquellen, die nur uſuelle Autorität der meiſten einheimi⸗ 
ſchen Rechtsbücher, die zum Theil auch ſchon veraltet und von der Pra- 
ris beſeitigt waren, das Hereinſpielen älterer und jüngerer deutſcher 
Rechtsquellen z. B. des Sachſenſpiegels, der Carolina, deutſcher Reiches 
geſetze und des kanoniſchen Rechts, fo wie auch der ſchwediſchen Geſetzge— 
bung, endlich die große Veränderung, die um dieſe Zeit der Proceß durch 
das allmälige Eindringen des ſchriftlichen und des Unterſuchungsverfah— 
rens erlitt, hatten eine bedeutende Rechtsverwirrung und Rechtsunſicher⸗ 
beit hervorgebracht. Der gelehrte Menius, damals Profeſſor der dörpt⸗ 
ſchen Univerſität, ſagt: die einheimiſchen Rechtsquellen ſeien trotz ihrer 
Vollſtändigkeit wenig bekannt geweſen, ſo daß der eine Diſtriet die Rechte 


des andern nicht gekannt habe, man habe das (römiſche) Civilrecht und 


das Verhältniß deſſelben, des lübiſchen, ſächſiſchen, polniſchen und ſchwe— 
diſchen Rechts zu dem einheimiſchen nicht verftanden und eben fo wenig 
das livländiſche Gewohnheitsrecht gekannt, ſondern bald das eine, bald 
das andere der oben angeführten ausländiſchen Rechte in den Urtheils— 
ſprüchen angewandt. Er dringt daher auf die Codification der einheimi— 
ſchen Rechtsquellen 22. Dahin ging auch das Streben der Ritterſchaften 


beider Provinzen. Während der Regierung der Königin Chriſtine beauf- 


tragte die livländiſche Ritterſchaft den fruͤhern Landnotair und nachmali— 
gen Vicepräſidenten des Hofgerichts Engelbrecht von Mengden auf 
Altenwoga mit der Abfaſſuug eines neuen Landrechts, das derſelbe auch 
aus den Ritterrechten, Privilegien, löblichen Gewohnheiten, ſchwediſchen 
Geſetzen und dem gemeinen deutſchen Rechte zuſammentrug. Er benutzte 
dazu bedeutend den Hilchenſchen Entwurf, dem fein Landrecht im Um? 
fang ſehr überlegen iſt. Es iſt in fünf Bücher getbeilt: das erſte „von 
derer Perſonen Hoheit und Rechten“ in ſieben Kapiteln, nämlich vom 
Könige, von kirchlichen und geiſtlichen Standesperſonen, vom Adel und 
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deffen Privilegien, den Städten, den Erbbauern und ihrer Ausantwortung, 
dem Geſinde des Adels und den Landſtreichern (Bettlern, Zigeunern und 
Juden). Hieraus ſieht man deutlich die Beſtandtheile der damaligen 
völkerung. Das zweite Buch behandelt das Polizei- und Privatrecht 
in dreißig Kapiteln und zwar in den neun erſten die ländliche Polizei 
(Landstraßen, Fluſſe, Häfen, Strandgüter, Münze, adlige Landgüter und 
deren Freiheiten, Jagd, Bienenſtöcke, Hölzungsrecht, Weiden und gefun⸗ 
dene Sachen). Das Privatrecht handelt von der väterlichen Gewalt, den 
Rechten zwiſchen Mann und Weib, Teſtamenten und Pflichttheil, Erb— 
ſchaftstheilung und Enterbung, Vormundſchaften, Verlobungen und Hoch⸗ 
zeiten, Schenkungen, Verjährung, Verdingung, Kauf, Eviction, Miethe, 
Darlehn, Leihen (commodatum), Claſſification der Gläubiger, Bürgſchaf⸗ 
ten, Pfand, Condictionen, Depoſiten, Geſellſchaftscontracten, Vollmachten 
und Ehepacten. Der große Einfluß des römiſchen Rechts iſt ſchon in 
dieſer Nomenclatur zu erkennen. Das dritte Buch behandelt in neunzehn 
Kapiteln die Gerichtsordnung und den Proceß, das vierte in fünf und 
zwanzig Kapiteln das Criminalrecht und das fünfte in nur drei Kapiteln 
die militairiſche Organiſation des Landes, namentlich den Roßdienſt. Die 
im Jahre 1643 nach Stockholm geſandte Deputation der Ritterſchaft bat 
um Beſtätigung dieſes Entwurfs. Die Regierung verſprach, denſelben 
prüfen zu laſſen 33, und trug Solches dem Präſidenten Plater auf, mit 
dem Befehle, ihn dem ſchwediſchen Rechte möglichſt anzupaſſen , von 
dem er bedeutend abwich. Damit konnte die Ritterſchaft unmöglich zu= 
frieden ſein; übrigens mußte auch an dem Entwurfe ſelbſt, bei näherer 
Bekannntſchaft mit demſelben, Manches mißfallen, z. B. die Nichterwäh⸗ 
nung des Privilegiums Sigismund Auguſts, das Verbot Lehnguͤter jeder 
Art ohne Zuſtimmung des Oberherrn zu veräußern (B. 1. Kap. 4.) 
u. ſ. w. Die Sache ſcheint alſo ins Stocken gerathen zu fein und fünf 
Jahre fpäter erhielt die Ritterſchaft die förmliche Beſtätigung des „ge⸗ 
druckten und bis dahin in Gebrauch geweſenen Land- und Ritterrechts“ 
bis zur Zuſammentragung und Veröffentlichung eines neuen Corpus ju- 
ris Livonici 55, Das Landrecht hatte alſo wenigſtens von nun an eine 
beſtimmte und völlig legaliſtrte, obwohl ſchon damals ungenügende Grund- 
lage. Im Jahre 1652 erſuchte der Präſident des livländiſchen Hofge- 
richts, Karl Mörner, die Königin um Abfaſſung des verſprochenen 
Rechtstörpers. Sie aber forderte hierüber noch ein Gutachten vom Hof— 
berichte und als dieſes beiſtimmte, noch ein zweites, „welchergeſtalt, aus 
welchen Stücken und von wem es zu entwerfen wäre“, alſo mit völliger 
Ignorirung des ſchon vorgeſtellten Entwurfs 986. Hiebei blieb es. 
Glücklicher war man in Eſthland. Während der Regierung der 
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Königin Chriſtine übertrugen die Landräthe dem königlichen Aſſiſtenz⸗ 
rathe und erſtem Aſſeſſor des revalſchen Burggerichts, Philipp Kruſe 
aus Eisleben, ſpäter (1649) unter dem Namen Kruſenſtierna geadelt, die 
Anfertigung eines Landrechtsentwurfs, der im Jahre 1650 beendigt wurde. 
Nachdem derſelbe von einigen Landräthen und Ritterſchaftsdeputirten durch 


geſehen und genehmigt worden 57, wurde er am 11. November 1650 der 


Königin unterlegt. Chriſtine erklärte zuvörderſt, daſſelbe revidiren und 
mit den Quellen vergleichen laſſen zu wollen 58, führte Solches aber eben 
ſo wenig als vierzig Jahre ſpäter Karl XI. aus, der auf Anregung der 
Ritterſchaft eine Reviſion des Entwurfs durch einige Landräthe vor= 
ſchrieb »». War doch die ſchwediſche Regierung aller Codification des 


Provinzialrechts entgegen, weil fie daſſelbe durch das ſchwediſche Reich- 


recht zu verdrängen hoffte. Dennoch hatte der Entwurf, gerade da er 


nur aus den ſchon geltenden Quellen geſchöpft war, practiſche Gultigkeit 


erlangt, ſo daß Karl XII. ſeinem Verbote eines weitern Gebrauchs deſ— 
ſelben die Bedingung hinzufügen mußte: in ſoweit er mit den Privile⸗ 


gien und Lehnrechten nicht übereinftimme “. Dieſes Verbot hatte indef- 
fen gar keine Wirkung und der Entwurf, in welchem übrigens die fönig- 
liche Genehmigung ſchon zum voraus eingeſchaltet worden war 61, wurde 


durch die Praxis zur Grundlage des noch jetzt beſtehenden Landrechts. 
Die Quellen des neuen Coder laſſen ſich nach ihren Citaten genau 
nachweiſen und Stellen, wo die letztern fehlen, ſcheinen aus dem gemeinen 


deutſchen Rechte und aus der Praris geſchöpft zu ſein. Sie find folgende:; 


1) einheimiſche Rechtsquellen: a) das Woldemar⸗Erichſche Lehnrecht zu 
einem Drittel deſſelben und zwar die proceßualiſchen Beſtimmungen 
und die über Vormundſchaften zum größten Theil und außerdem nur 
einige wenige aus dem Erbrechte und Obligationenrechte, welche man 
alſo, als ſchon damals größtentheils durch die Praxis antiquirt, anſehen 
muß; b) das ſyſtematiſche oder umgearbeitete livländiſche Ritterrecht blos 
bei der Proceßlehre unter dem Namen livländiſches Landrecht; o) das 
wiek⸗oͤſelſche Lehnrecht (nur 5 mal); d) Fabers Formular, unter dem 
Namen livländiſches Ritterrecht, bei der Lehre von Citationen, vom Grenz 
proceſſe und von der Verjährung; e) das Hilchenſche Landrecht (nur 6 
mal) unter dem Namen jus Livonicum seriptumz; f) mehrere Privile 
gien, Landtagsſchlüſſe und Adelsverwilligungen aus der daͤniſchen, Or⸗ 
dens⸗ und ſchwediſchen Zeit, unter andern auch das Sylveſterſche Gna⸗ 
denrecht ſehr häufig in der Lehre von der Inteſtaterbfolge, obwohl es 
nur für das rigaſche Erzſtift erlaſſen war; g) Präjudicate nach den ver 
ſchiedenen Protokollbuͤchern des Oberlandgerichts und Brandis Collecta⸗ 
neen oder Ritterrechte für alle Lehren, doch meiſt in Verbindung mit a 
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dern einheimiſchen Quellen; 2) fremde reripirte Rechtsquellen; a) das 
römiſch⸗juſtinianeiſche Recht in allen ſeinen Theilen als Hauptquelle des 
Privatrechts und namentlich des Obligationen- und des Sachenrechts, fo 
wie der proceſſualiſchen Beweislehre, jedoch mit Ausnahme der Inteftat- 
erbfolge; b) das canoniſche Recht, nur bei der Proceßlehre und bisweilen 
auch beim Obligationenrechte, am bäufigften die Decretalen; ©) deutſche 
Reichsgeſetze, hauptſächlich Karls V. Halsgerichtsordnung, als Haupt- 
quelle des Criminalrechts; d) der Sachſenſpiegel und die Gloſſe deſſelben 
unter dem Namen ſächſiſches Landrecht; e) das ſaͤchſiſche oder magdebur⸗ 
giſche Weichbild, nur an einigen Stellen des Privat: und Polizeirechts; 
1) das neue und das alte Teſtament und aus letzterm hauptſächlich die 
Bücher Moſes, vorzüglich für das peinliche Recht; g) die Schriften von 
vierzig deutſchen Praktikern, beſonders für das Privat- und Eriminalrecht, 
am wenigſten für das Ehe- und Polizeirecht '. Aus dieſer kurzen Ue— 
bericht der Quellen des neuen Rechtsbuchs, bei deren Auswahl die Red⸗ 
actoren ſich vermuthlich nach der herrſchenden Praxis gerichtet haben, 
geht hervor, wie unvollſtändig und zum Theil ſchon antiquirt die einhei⸗ 
miſchen Rechtsquellen waren. Für das Öffentliche und Polizeirecht (das 
6. Buch des Coder, das nur wenige Seiten einnimmt), die Gerichts- und 
Prozeßordnung und das Erbrecht, waren ſie zwar noch die Hauptquellen, 
allein für das ganze übrige Privatrecht, namentlich das Obligationenrecht, 
die Lehre von Vormundſchaften und Teſtamenten und die proceßualiſche 
Beweislehre, galt beinah ausſchließlich das römiſche Recht, welches auch 
auf die Inteſtaterbfolge einen bedeutenden Einfluß ausgeübt hat, und im 
Criminalrechte die peinliche Gerichtsordnung Karls V. Durch den neuen 
Coder ſollte übrigens der Gebrauch der frühern Rechtsquellen nicht aus- 
geſchloſſen werden, denn die Gerichte werden in demſelben ausdrücklich 
angewieſen, Streitſachen „zuförberft nach den wohlbergebrachten Landes⸗ 
privilegien, uralten Verträgen, Beliebungen, Receſſen, erweislichen löͤbli⸗ 
chen Gewohnheiten, Sitten, Gebräuchen und dieſen beſchriebenen Ritter- 
rechten“ zu entſcheiden . An andern Stellen werden auch die gemeinen 
beſchriebenen Rechte, oder Kaiſerrechte, d. h. das deutſche gemeine Recht, 
ſo wie wohlgebrachte, vernünftige, räthliche, von Jedermann dafür gebal- 
tene und durch öftern Gerichtsgebrauch bekräftigte Gewohnheiten, als 
Hülfsrecht angeführt und der neue Coder als primäres Recht , was er 
auch blieb. Es läßt ſich wohl annehmen, daß er das zur Zeit ſeiner Ab⸗ 
sung in der Paris, geltende Rech ziemlich erschöpfend darſtelt und 

meiſte aus den ältern Rechtsquellen nicht Aufgenommene ſchon da⸗ 
mals antiquirt war, mit Ausnahme jedoch der polizeirechtlichen Beſtim⸗ 
"ungen, welche ſehr dürſtig ſind. Wir laſſen daher hier eine kurze 
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Ueberſicht feines Inhalts, als den — Rechtszuſtand bezeichnend, 
folgen. 
Dias ganze Werk iſt in ſechs Bücher getheilt, wovon das erſte auf 
78 Seiten (der Ewers ſchen Ausgabe) die Gerichtsordnung und den 
Proceß, das zweite auf vierzig Seiten das Familienrecht (das eheliche 
Verhältniß und die Vormundſchaften), das dritte ebenfalls auf vierzig 
Seiten das Erbrecht, das vierte auf ſechs und ſiebzig Seiten das übrige 
Privatrecht, alſo Obligationen- und Sachenrecht, das fünfte auf acht und 
ſechszig Seiten das Criminalrecht und das ſechste auf nur funfzehn Sei- 
ten das öffentliche und Polizeirecht darſtellt. Wir fangen mit dem letz— 
tern, als dem für die allgemeine Landesgeſchichte wichtigſten an. 

Da, ſo heißt es im Geſetzbuche, nebſt dem zeitlichen Frieden das 


höchſte Fundament einer chriſtlichen Polizei in der reinen Lehre des gött⸗ 


lichen Worts beſteht, ſo ſoll künftig und zu immerwährenden Tagen im 
Fürſtenthume Eſthland keine andere Lehre getrieben, noch gelitten werden 
als allein das öffentliche Erereitium der chriſtlichen reinen evangeliſchen 
Religion, nach dem alten und neuen Teſtamente, der augsburgiſchen Con— 
feſſion, dem lutheriſchen Katechismus und der Concordienformel, hinge— 


gen alle Secten und Irrthümer abgewehrt, und wer denſelben ergeben, 


aus dem Lande entfernt werden '. Die Landleute ſollen daher an Sonn-, 
Feſt⸗ und Bettagen zur Kirche und nicht zur Arbeit angehalten und Pa- 
ſtoren, die in Lehre und Leben ein Aergerniß geben, nach Unterſuchung 


der Sache durch den Gouverneuren, den Biſchof und die Landräthe abge- 


ſetzt, oder wenigſtens, wenn ſie auch unſchuldig ſind, und mit den adligen 
Eingeſeſſenen dennoch keine Einigung zu erzielen iſt, verſetzt werden 66, 
Den Kirchenvorſtehern liegt es ob, die Kirchen in baulichem Stande zu 
erhalten und ihr Vermögen zu verwalten, wovon ſie ihren Nachfolgern 
mit Zuziehung einiger adligen Kirchſpiels-Eingeſeſſenen Rechenſchaft ab- 
zulegen haben . Während der Predigt darf kein Bier und Branntwein 
verſchenkt werden und ſoll ſolches auf Paſtorgten überhaupt nicht geduldet 
werden, ſondern ein Vorrecht des Grundherrn verbleiben ss. Die Landes 
privilegien werden beftätigt, wogegen die Ritter- und Landſchaft ſich zur 
Erfüllung jeder Unterthanenpflicht und namentlich zur Leiſtung des Roß⸗ 
dienſts auf der fruͤhern Grundlage anheiſchig macht, nämlich von je 15 
bis 16 Geſinden ein Pferd zu ſtellen und für ein ſolches Geſinde jedes 
zu achten, das mit ein paar Arbeitern und Pferden oder Ochſen die 
Woche hindurch den Dienſt leiſtet, womit aber Unmündige und Wittwen 
während des Trauerjahrs verſchont fein ſollen. Jedem Adligen und 
Landſaſſen wird das Recht vindieirt, nur bei ſeiner ordentlichen Doe, 
verklagt und in den Staͤdten nicht arretirt werden zu dürfen. Wer ſich 
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adliger Geburt rühmt, ſoll es mit vier Ahnen oder fonft, wie es ſich zu 
Rechte gebührt, beweiſen. Eſthland beſaß damals nämlich noch keine 
Adelsmatrikel »». Der Adel iſt berechtigt, ſein eigen erbautes Korn an 
Fremde in die Schiffe zu verkaufen und ſich mit allerlei Hauſes- und 
Hofesnothdurft in den Städten und aus dem Hafen zu verſorgen. Die 
Vorfäuferei auf dem Lande fol abgeſchafft und kein anderes Maß, als 
revalſche Löfe und Külmete gebraucht werden 70; für Reparatur der Stra= 
ßen ſollen die Hakenrichter ſorgen vi. Auf offenen und gemeinen Strö— 
men und Bächen ſoll Niemand zu eines Andern Erbmühlen Schaden oder 
zu Behinderung des ordentlichen Laufs und Gebrauchs des Stroms einen 
Mühlendamm ſchlagen. Vier Wochen vor und vier Wochen nach Jo⸗ 
hannis ſollen die Muͤhlenſchleuſen zur Trockenlegung der angränzenden 
Heuſchläge offen gehalten werden; Fiſchwehren find nicht über den ganzen 
Strom zu ſchlagen 72, ſondern der Angang offen zu laſſen. 

Die Gerichtsordnung beſchäftigt ſich zuförderſt mit der Organiſation 
und der Competenz des Landgerichts (nach wie vor, unter dem Vorſitz 
des königlichen Gouverneuren), der Manngerichte und der Hakenrichter. 
Vater und Sohn, ſo wie auch zwei Brüder durften nicht zugleich im 
Landgerichte ſitzen und die Wahl zum Landrathe ſollte bei ſchwerer Geld— 
ſtrafe nicht ausgeſchlagen werden 3, Das Landgericht verhandelte in er⸗ 
ſter Inſtanz Criminal-, Erbſchafts⸗, Concurs- und überhaupt Proceßſachen 
von Edelleuten oder adliger Güter, in zweiter Inſtanz ſowohl Criminal- 
als Civilſachen, die in den Manngerichten entſchieden waren 7%, Das 
Landgericht ſollte alljährlich gehalten werden 's und demſelben auch Geift- 


liche, ausgenommen in rein kirchlichen Sachen, unterworfen ſein; in Ehe⸗ 


ſachen ſollte das Landgericht ein Gutachten vom Conſiſtorium einholen 7%, 
Adlige und Landſaſſen übten die altübliche Gerichtsbarkeit in ihren Grän— 
zen, ausgenommen in Sachen, die Leib und Leben angingen und in de— 
nen das Manngericht zu erkennen und das Urtheil dem Gouverneuren zu 
uͤberſenden hatte, welcher es mit Zuziehung einiger Landräthe revidirte 
und darauf vollziehen ließ . Der Adel genoß alſo in Eſthland größere 
Rechte als damals in Livland. Die Mannrichter ſollten alle drei Jahr 
von dem Landgerichte gewählt werden und durften ſich der Wahl bei ei⸗ 
ner ſchweren Geldstrafe nicht entziehen. Jedem Mannrichter wurden zwei 
Beiſitzer aus der Ritterſchaft zugeordnet. Citationen mußten den alten 
Rechten gemäß drei mal vierzehn Tage vor dem angeraumten Termin 
ergehen 7%, Von Urtheilsmännern und einer Oeffentlichkeit des Verfah— 
eus iſt keine Spur. In Ermangelung von Urkunden, Gränzzeichen und 
Zeugen, ſollte nach livländiſchem Ritterrechte ſechs und dreißigjaͤhri— 


ger Beſis gelten . Schuldforderungsſachen, die 200 Thaler nicht über⸗ 
Th. II. Bd. II. 4 
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ſtiegen, gehörten vor ein beſonderes Niederlandgericht, beſtehend aus den 


Gliedern der Manngerichte und den Hakenrichtern unter Vorſitz des Rit⸗ 
terſchaftshauptmanns. Die Berufung von demſelben ging an das Land— 
gericht, mit dem es auch zu gleicher Zeit Sitzung hielt?“. Von der 
Wahl der Hakenrichter gilt das ſo eben von den Mannrichtern Geſagte. 
Ihrer waren vier, einer in jedem Kreiſe. Sie hatten, wie früher, mit 
der Ausantwortung entlaufener Bauern und der Herſtellung der Wege 
und Brücken zu thun und waren berechtigt, ſich, wann ſie wohin entboten 
— je zwei Beiſitzer zu wählen “!. 

Citiren ſollten die Parten einander ſelbſt, nach altem Gebrauche; die 
— ſollte wie früher den Klagegegenſtand enthalten und was in ihr 
nicht angeführt worden, darauf war man nicht verpflichtet zu antworten, 
desgleichen auf keine Citation, die nicht wenigſtens 14 Tage zuvor bes 
händigt worden 2. Nur in ganz klaren Schuldforderungsſachen durfte 
der Gläubiger beim Gouverneuren oder beim Landgerichte um Execution 
anhalten, ohne den Schuldner zuvor zu eitiren. Kinder ſollten ihre El- 
tern in anrüchigen und deren Perſonen betreffenden Sachen nicht vor Ge— 
richt laden '. Wer ſich nicht finden läßt, desgleichen Vaganten, ausge- 
tretene und entwichene Uebelthäter werden edictaliter eitirt “4. Der nicht» 


erſcheinende Citant verfällt in Geldſtrafe und wird mit keiner fernern Vor- 


ladung gehört; der ungehorſame Citant zahlt dieſelbe Geldbuße, wird 
aber, nur wenn er auf die zweite Vorladung nicht erſcheint, für ſachfäl⸗ 
lig erklärt, er beweiſe denn ächte Noth 's. Wittwen dürfen während des 
Trauerjahrs nicht vorgeladen werden 9. Advocaten werden zugelaſſen 
und es wird den Armen ſogar ein Anwald von Amtswegen zugeordnet 
(nach der Kammergerichtsordnung von 1555); fie ſollen ſich aber weit- 
läuftiger mündlicher Receſſe und Vorträge enthalten. Verwandte dürfen 
ohne Vollmacht als kriegeriſche Vormünder für ihre Verwandten handeln 


unter Sicherheitsleiſtung für die Genehmigung von ſeiten Letzterer (nach 


römiſchem Rechte) 7. Zu einer ſolchen Stellvertretung find auch Mütter 
und Großmutter berechtigt. Minderjährige Wittwen und Jungfrauen 
dürfen vor Gericht nur Eide leiſten, und müſſen ſich im Uebrigen durch 
Vormünder vertreten laſſen. Rechtloſe Leute und Geächtete können weder 
ſelbſt, noch durch Bevollmächtigte klagen, müflen aber auf eine wider fie 
gerichtete Klage antworten 9%, Das Proceßverfahren iſt durchaus ſchrift⸗ 
lich und jedem Parten ſind zwei Satzſchriften erlaubt. Zur Abkürzung 
des Verfahrens werden Klage und Antwort in doppelten Exemplaren 
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eingereicht, wovon das eine ſogleich dem Gegentheile zugeſtellt wird und 


in Replik und Duplik darf nichts Neues vorkommen, mit Ausnahme dem 
Kläger früher unbekannt geweſener Thatumſtände, was er mit ſeinem 
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Eide zu erhärten hat e. Auf eine Widerklage, d. b. eine aus der ur⸗ 


ſprünglichen Klage entſpringende Gegenklage, braucht man nicht vor Ab: 


urtheilung der erſten Klage zu antworten »». Eine Friſt wegen Unver⸗ 
mögens eine Klage zu beantworten, ſoll nur einmal und bis zum nächſten 
Gerichtstage ertheilt werden »i. Caution für Schäden und Koſten und 
für Fortführung der Sache müſſen nur Fremde und nicht Eingefeffene 
leiſten; die juratoriſche Caution iſt aber hinreichend. Was über die Ge⸗ 
faͤhrde-Eide vorkommt, ftimmt wörtlich mit der Hofgerichtsordinanz überein, 
obwohl dieſelbe nicht angeführt wird on. In der Beweislehre folgt das 
Landrecht dem römiſchen Rechte; auch die Lehre vom halben Beweiſe 
durch einen unbeſcholtenen Zeugen kommt vor und Urkunden ſollen, gleich⸗ 
falls nach römischem Rechte, den Zeugen vorgezogen werden. Gegen 
Originalſchuldbriefe ſoll keine Einrede gelten, es ſei denn die der Ver⸗ 
führung von 50-60 Jahren, der Zahlung, der Gegenforderung, eines 
Urtheils oder eines Vergleichs os. Der Augenſchein ſoll durch zwei Land⸗ 
räthe, in wichtigen Fällen aber durch das ganze Landgericht eingenom⸗ 
men werden 8. Von den Urtheilen des Landgerichts gilt privilegienmä⸗ 
ßig keine Appellation; man darf aber an demſelben Gerichtstage um die 
Vorlegung neu aufgefundener Beweiſe zum nächſten Gerichtstage bitten 9%, 
Nach Eröffnung des Urtheils ſteht den Parten noch frei, ſich binnen drei 
mal vierzehn Tagen mit einander zu vergleichen. Geſchieht es nicht, ſo 
ergeht auf Anregung des obſiegenden Theils und Befehl des Gouver⸗ 
neuren durch den Mannrichter die Execution 96, Adlige Eingeſeſſene ſind 
privilegienmäßig von Arreſt frei, desgleichen wer einen Burgen ſtellen 
oder genugſame Pfänder hinterlegen kann . Der Beſitzer darf in ſei⸗ 
nem Beſitze nicht geſtört werden, es ſei denn, daß derſelbe ſtreitig ſei und 
der Beſitzer das ſtreitige Gut ruinire, wo das Gut zu ſequeſtriren iſt os. 
Wer Arreſt oder Sequeſtration erhalten hat, muß dieſelben binnen Jah⸗ 
resfriſt juſtiſtciren, widrigenfalls fie von ſelbſt aufhören vo. Die Proceß⸗ 
koſten werden nur dann compenſirt, wenn der verlierende Theil genug⸗ 
ſame Urſachen zum Proceß gehabt hat. Muthwillige Kläger unterliegen 
einer Strafe, desgleichen wer eine fremde Sache an ſich kauft, oder die 
ſeinige einem Mächtigen überträgt (nach römiſchem Rechte) 100, 

Wir gehen nun zum Familienrechte, und namentlich zuförderſt zum Ehe⸗ 
rechte über. Kinder dürfen ſich ohne Zuſtimmung ihrer Eltern nicht verehe⸗ 
lichen, namentlich nicht Jungfrauen obne Zuſtimmung ihrer Vormünder und 
Blutsfreunde, bei Strafe der Ungüftigfeit der Verlobung der Jungfrau 
(das letztere nach dem Hilchenſchen Landrechte) 01. Widerſetzen ſich Ver⸗ 
wandte und Vormünder einer ſtandesmäßigen und überhaupt genügenden 

erehelichung einer Jungfrau, ſo iſt ſie berechtigt, aus hren Verwandten 
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einen Vormund zu wählen und eine etwa ihr zukommende Erbſchaft zu 
fordern! (nach deutſchen Practifern). Eben fo wenig dürfen Eltern oder 
Verwandte ihre Kinder oder Pflegkinder zur Ehe zwingen 2. Von zwei 
Verlöbniſſen geht das öffentliche dem heimlichen und das ältere dem jün⸗ 
gern vor 2. Tritt der Bräutigam zurück, fo erhält die Braut aus feinem 
Vermögen das Aequivalent ihres Brautſchatzes, gleichſam als Morgen- 
gabe, tritt aber die Braut zurück, ſo iſt „ihre erbliche Anwartung oder 
Antheil an den Bräutigam verfallen“, d. h. nach den allegirten Protocol- 
len, fie hat ihren Brautſchatz dem Bräutigam auszuzahlen *. Ueber Ehe- 
hinderniſſe finden ſich ſehr ausführliche Vorſchriften, die mit keinen Citaten 
belegt ſind. Verboten ſind Ehen mit Onkeln und Tanten, Nichten und Neffen, 
oder noch höher auf- oder abwärts; desgleichen unter Bruder- und Schwe⸗ 
fterfindern, und unter Blutsfreunden im dritten Grade ungleicher Linie (z. B. 
mit des Großvaters Brudertochter), nach römiſcher Computation der 5. 
Grad s. Hiebei wird die halbe Geburt der ganzen und die Schwäger— 
ſchaft der Blutsfreundſchaft gleichgerechnet e; doch erſtreckt ſich die letztere 
nur auf die Eheleute ſelbſt, nicht aber auf ihre Blutsfreunde, ſo daß 
zwei Brüder wohl zwei Schweſtern und Vater und Sohn Mutter und 
Tochter heirathen dürfen (nach Carpzow) 7. Eine ſtandesmäßige Aus- 


ſteuer iſt der Vater der Tochter und der Bruder der Schweſter nach feir 


nem Vermögen zu geben ſchuldig; beſitzt er keine Güter, fo hat er der 
Schweſter aus dem Verkaufpreiſe derſelben ſo viel zu geben, als er ſelbſt 
erhalten hat“. Die der Wittwe aus des Mannes Gütern gebührende 
Morgengabe fol das Doppelte ihrer Mitgift betragen, wobei die zurück⸗ 


zugebende Mitgift nach dem ältern Rechte wohl mit eingeſchloſſen iſt; die 


geſchiedene Frau erhielt blos ihre Mitgift zurück. Wohlgewonnenes Gut 
darf der Ehemann feiner Frau ohne der nächſten Erben Zuſtimmung ſchen⸗ 
ken, desgleichen auch die Frau dem Manne ?. Entlaufene Bauerweiber 
ſollten ihren Mannern wieder ausgeliefert werden, anderſeits auch der 
Bauer, der ſeine Frau verſtößt, genöthigt werden, ſie wieder zurückzuneh⸗ 
men . Eheſcheidung findet nach dem Evangelium Matthäi 5, 32; 19, 9, 
im Falle des Ehebruchs, nach 1. Korinther 7, 15 fuͤr bösliche Verlaſſung 
ſtatt; der verlaſſene Theil verliert alle Erbanſprüche auf des andern Ehe⸗ 
gatten Vermögen. 

Die Lehre der Vormundſchaft iſt meiſt aus dem römiſchen Rechte 


geſchöpft, doch unter Beibehaltung einiger Beſtimmungen des Woldemar⸗ 


Erichſchen Lebnrechts. Die Mündigkeit iſt auf den Antritt des 21. Le“ 
bensſahrs feftgefegt ''. In Ermangelung teſtamentariſcher Vormunder und 
wenn auch die Mutter die Vormundſchaft nicht annimmt, find die naͤchſten 


Erben oder Blutsverwandten zu ihr zuzulaſſen. Erwachſene Brüder find, 
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mit Zuziehung der nächſten Verwandten, die natürlichen Vormünder ihrer 
minderjährigen Geſchwiſter, bis die unmündigen Brüder zu ihren Jahren 
kommen und ihren Herren Dienſte thun, die Schweſtern aber berathen 
werden. Entſchlagen ſich die Mutter und die nächſten Verwandten der 
Vormundſchaft, fo haben fie oder die Mutter die Obrigkeit um Beſtellung 
von Vormündern zu bitten n und dieſe hat deren vier zu ernennen, näm⸗ 
lich je zwei aus den nächſten Verwandten väterlicher und mütterlicher 
Seite, oder in Ermangelung geeigneter Verwandten, auch andere taugliche 
Perſonen 1s. Die Excuſationsgründe und was über Amt und Gewalt der 
Vormünder und über die Beendigung der Vormundſchaft geſagt wird, iſt 
aus dem römiſchen Rechte genommen. In Bezug auf ungetreue Vormün⸗ 
der wird der Mündel, nach einem Präjudicate vom Jahre 1619, für 
jedes vom Vormunde in der Proceßführung begangene Verſehen zu einer 
Klage auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ermächtigt *. Findet 
der mündig Gewordene die Rechenſchaftsablegung der Vormünder nicht 
genügend, ſo iſt er berechtigt, ſie zu verklagen, und hat ein ſtillſchweigendes 
Pfandrecht an ihrem Vermögen 5, Der Mann iſt nach dem ältern Rechte 
Vormund ſeiner Frau und ohne ſeine Zustimmung darf fie nichts veräu— 
ßern 16. Der Stiefvater darf feiner Stiefkinder Güter weder veräußern 
noch verpfänden (nach einem Präjudicate vom Jahre 1619) u. 

Das dritte Buch behandelt das Erbrecht und zwar zuerſt die Tefta- 
mente. Dieſelben ſollen vom Teſtator geſchrieben, oder wenigſtens unter- 
ſchrieben und wenn er nicht ſchreiben kann, auf ſein Geheiß ſein Namen N 
von einem Dritten darunter geſchrieben werden. Ferner müffen ſie von drei 
Zeugen unterſchrieben und beſiegelt werden, die übrigens den Inhalt def- 
ſelben nicht zu kennen brauchen s. Wird ein Teſtament nur von den 
Eltern zu Gunſten ihrer Kinder errichtet, ſo ſind keine Zeugen nöthig 19, 
Bei im Feldlager errichteten Teſtamenten brauchen gar keine Formalitäten 
beobachtet zu werden 20. Erbeinſetzung iſt ein nothwendiges Stück jedes 
Teſtaments und Kinder müſſen entweder eingeſetzt, oder ausdrücklich ent- 
erbt werden, jedoch darf man ſie ungleich bedenken, wenn der Unterſchied 
nur nicht zu groß iſt, auch Pönalbeſtimmungen, Bedingungen und Sub⸗ 
fitutionen find erlaubt 2. Ueber Erbgüter, d. h. nicht wohlerworbene, 
ſondern ererbte, oder mit der Frau erheirathete Güter 22, darf dem ältern 
Rechte gemäß ohne der nächſten Erben Zuſtimmung nicht teſtirt und die⸗ 
ſelben ſollen auch ſonſt nicht veräußert werden, widrigenfalls find die Er- 
ben berechtigt, binnen Jahr und Tag und wann ſie ſich außer Landes 
aufhalten, binnen drei Jahren, die geſchehene Veräußerung anzufechten 25. 
Das jungere Teſtament hebt das altere auf, desgleichen wird ein von 
einem kinderloſen Teſtator aufgerichteter letzter Wille durch die Geburt 
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eines Kindes, mit Ausnahme der Vermächtniſſe zu wohlthätigen Zwecken, 
aufgehoben 2%, Legate werden auch von ſolchen Teſtamenten ausgezahlt, 
die wegen unrechtmäßiger Enterbung oder Uebergehung von Kindern um⸗ 
geſtoßen werden 2. Die Enterbungsgründe find ganz aus der Novelle 
115 geſchöpft. Ein Teſtament, in welchem „uneheliche“ Leute zu Erben 
eingeſetzt werden, darf von den Geſchwiſtern des Teſtators angegriffen wer⸗ 
den b. Neben einem zu Recht beſtehenden Teſtament findet keine Inteſtaterb⸗ 


folge ftatt, wohl aber wenn das Teſtament den Landesrechten nicht gemäß iſt ?“. 


Zur Erbſchaft in liegende Gründe werden nicht blos in Eſthland 
eingeſeſſene Adlige, dem Erlichhauſenſchen Privilegium gemäß, ſondern 
überhaupt alle unter ſchwediſcher Botmäßigkeit geſeſſene Edelleute zuge⸗ 
laſſen. Wer aber „in der Fremde ſein Brod ißt“, ſoll ſein Erbtheil nur 
in baarem Gelde bekommen 2”. Uneheliche Kinder, desgleichen ungetreue 
Ehefrauen und adlige Jungfrauen oder Wittwen, die ſich außer ihrem 
Stande und ohne Zuſtimmung ihrer Eltern und Verwandten verheirathen, 
ſind ihres Erbrechts verluſtig; verehelichen ſie ſich blos ohne Wiſſen und 
Willen der Eltern oder Verwandten, fo verlieren fie ein Viertel von ih— 
rer Erbgerechtigkeit (nach Brandis Collectaneen und Präjudicaten) 26. 
Descendenten beiderlei Geſchlechts und desgleichen nachgeborne Kinder 
ſchließen alle übrigen Verwandten von der Erbſchaft aus (nach der No- 
velle 118 und dem Gnadenrechte Conrads von Jungingen vom Jahre 
1397), wodurch alſo das alte ſtrenge Mannlehnrecht beſeitigt wird. 
Hingegen ſchließen die Bruder ihre Schweſtern von der Erbſchaft aus 
und ſind nur verpflichtet ſie auszuſteuern, aber dergeſtalt, daß jede Schwe⸗ 
ſter die Hälfte von dem Antheile des Bruders an den Gütern erhält; 
außerdem haben ſie die Hochzeit ſtandesmäßig auszurichten und die 
Schweſter mit Kleidern und Geſchmeide zu verſehen, oder ihr dafür 
Geld zu geben (nach Präjudicaten) “. Enkel und weitere Descendenten 
erben nach Stämmen, dem Repräſentationsrechte gemäß 1. Hat der Erb⸗ 
laſſer nur Töchter hinterlaſſen, ſo können die ausgeſteuerten mit den 
übrigen conferiren und erben ſodann zu gleichen Theilen; die unverhei⸗ 
ratheten Töchter bleiben aber im Beſitze des väterlichen Guts 52. In 
Ermangelung der Descendenten erben die Ascendenten, mit Ausſchluß der 
vollbürtigen Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder nach dem Privilegium 
Conrads von Jungingen, obwohl die Praxis in dieſer Rückſicht fpäter 
ſchwankte und eine Abſchrift des Landrechts (III. 9. 4.) die Geſchwiſter, 
dem römiſchen Rechte gemäß, den Ascendenten gleichſtellt o. Unter den 
Ascendenten ſchließen die nähern die entferntern aus und mehrere gleich 
nahe theilen nach Linien. In Ermangelung der Ascendenten bilden die 
vollbürtigen Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder die dritte Klaſſe, wobei 
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aber die abgetheilten durch die nichtabgetheilten ausgeſchloſſen werden; 
dann erben auf dieſelbe Weiſe die Halbgeſchwiſter und deren Kinder und 
endlich bilden die 5. Klaſſe die übrigen Seitenverwandten beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts bis ins fünfte Glied, gemäß dem Jungingenſchen Gnadenrechte da, 
nach der Nähe des Grades und folglich nach der römiſchen Computations⸗ 
art, ohne Berückſichtigung der Nahe der Linie, ſo wie des Umſtandes, ob 
die gleichzeitig berufenen Erben unter einander abgetheilt ſind, oder 
nicht vo, ganz nach den Grundſätzen des römiſchen Rechts. Bei der Erb- 
folge der Ascendenten und der Halbgeſchwiſter gilt für die Erbgüter das 
ſog. Falls oder Rückfallsrecht, d. h. fie geben an diejenige Linie zurück, 
von welcher ſie gekommen ſind, ſo daß das Gut immer bei demjenigen 
Blute verbleibt, dem es urſprünglich angehört hatte (paterna paternis, 
materna maternis,) 36 und nur das wohl erworbene wird unter beide 
Linien gleich getheilt (ohne Citate, alſo wohl nach der Praxis). Geht 
die Erbſchaft an Seitenverwandte, ſo gilt zwar derſelbe Grundſatz, allein 
diejenige Linie, welche die Güter erhält, muß die andere in Geld ent— 
ſchädigen (nach einem Präjudicate vom J. 1620) 87. Das Geſammtrecht 
wird ausdrücklich aufgehoben 28. Das Heergewette geht, wenn es noch 
in natura vorhanden iſt, an den älteſten Sohn, beſteht aber dann nur 
im beſten Pferde, mit einem guten Sattel uud Zaum, ein paar Piſtolen 
und Degen und des Vaters Petſchaft. In Ermangelung der Söhne 
(d. h. wohl der Descendenten) geht es an den nächſten Schwertmagen, bes 
ſteht aber dann außer den beſten Pferden, auch noch aus zwei Knechts— 
pferden mit den Satteln und allen Waffen des Erblaſſers 3%. Der Erbe 
iſt verpflichtet, die an dem Nachlaß haftenden Schulden zu bezahlen, 
ſelbſt wenn er nur „den Erbnamen eines Guts geerbt und denſelben gut— 
willig an ſich genommen hat“ 4. Abgetheilte Kinder beiderlei Geſchlechts 
oder deren Kinder, die nach ihres Vaters oder Großvaters Tode mit erben 
wollen, müffen, es möge nun ein Teſtament vorhanden fein oder nicht, 
das von dem Vater zuvor Erhaltene in die Theilung unter Leiſtung ei- 
nes Eides über den Betrag einbringen, es habe denn der Vater im Te— 
ſtamente Solches ausdrücklich verboten, mit Ausnahme des zum Studiren 
oder zur Ausrüſtung zum Kriege Gegebenen und des mit dem erhaltenen 

onnenen oder Erübrigten . Ein adliges Gut, das nur mit einem 
Pferde Roßdienſt leiſtet, darf nicht getheilt werden, ſondern von zwei 
Brüdern oder Schweſtern haben die jungſten die Wahl zum Gute oder 
zum Gelde; ſind der Geſchwiſtern mehrere, ſo wird geloſt. Auch wenn 
der Nachlaß aus mehreren Gütern beſteht, ſollen dieſelben nicht zerſtückelt 
werden 22. Eine geſchehene Erbtheilung darf wegen Verletzung über die 
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Hälfte oder nicht aufrichtigen Verfahrens bei der Theilung, fonft aber 
nicht, angefochten werden *. 

Was das Güterrecht und namentlich das Erbrecht der Ehegatten an— 
betrifft, ſo werden Ehepacten nur inſofern erwähnt, als das Landrecht 
zum Erweiſe des Brautſchatzes die Aufrichtung einer „Heirathsnotel“ oder 


ſonſtigen Schrift geftattet . Kinderloſe Eheleute dürfen ſich ſowohl 


während der Ehe, als auf den Todesfall, ihr wohlerworbenes Vermögen 
gegenſeitig verehren, ihre Erbgüter aber nicht ohne Einwilligung der Er— 
ben 4. Nach dem Tode ihres Mannes bleibt die unbeerbte Wittwe, d. h. 
nach dem eſthländiſchen Landrechte eine ſolche, welche mit ihrem Manne 
gar keine Kinder gehabt 26, Jahr und Tag im Beſitz des Guts ihres 
Mannes und zahlt ſeine Schulden aus ſeinen Gütern. Dann erhält ſie 
ihre Morgengabe (mit Inbegriff der Mitgift) entweder in Gelde, wor— 
über ſie frei verfügen darf und was auf ihre Verwandten und nicht auf 
die des Mannes vererbt wird, oder in Gütern, wovon ſie nur ſo viel 
vergeben darf, als ihre Mitgift betrug, die Widerlage aber, oder die 
Morgengabe im engern Sinne, fällt nach ihrem Tode an die Erben ihres 
verſtorbenen Mannes. Außerdem erhält ſie diejenigen Guͤter, die ſie etwa 
nach Ausſetzung der Morgengabe geerbt hat, und mit Ausnahme des Her— 
gewettes alles Hausgeräth, Kleinodien, fahrende Habe und bewegliches 
Gut, Baarſchaft und Korn, ſowohl verführtes als unverführtes . End— 
lich erhält ſie auch noch die Hälfte der ausſtehenden Schuldforderungen “. 
Die beerbte Wittwe (und als ſolche gilt auch diejenige, deren Kinder beim 
Tode des Vaters nicht mehr oder noch nicht am Leben ſind) hat keinen 
Anſpruch auf Morgengabe, ſondern die Leibzucht in den liegenden Grün— 
den ihres verſtorbenen Mannes, erzieht ihre Kinder und zahlt des Man— 
nes Schulden. Will ſie aber theilen, oder wird ſie dazu durch Einge— 
hung einer zweiten Ehe verpflichtet, ſo erhält ſie entweder das Leibgeding 
im Gute, nämlich einen Kindestheil in liegenden Gründen zur Leibzucht 
oder den Betrag deſſelben im Gelde. Erſteres fällt nach ihrem Tode an 
die Kinder zurück, über das letztere kann fie nach Willkühr verfügen w. 
Sind die Kinder zur Zeit der Theilung nicht mehr am Leben, ſo erhält 
fie die Hälfte der liegenden Gründe in Gelde . In allen Fällen aber 
erhält die beerbte Wittwe außer dem Kindestheile noch die ganze fahrende 
Habe in demſelben Umfange wie die unbeerbte, ſo wie alle Immobilien, 
die ihr während der Ehe, oder nach Aufhebung derſelben durch Erbſchaft 
zugefallen 1. Da die Conſtituirung einer Mitgift geſetzlich war, fo iſt 
leicht zu erklären, warum der Fall, wo die Wittwe keine Mitgift hat, 
gar nicht vorgeſehen iſt. Der unbeerbte Wittwer erhält blos das von der 
Frau in die Ehe mitgebrachte Mobiliar 22; an ihren liegenden Gütern 


— 
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bat er die Leibzucht s. Der beerbte Wittwer hat den Genuß des Immo⸗ 
biliar⸗Nachlaſſes der Ehefrau bis zur Eingebung einer zweiten Ehe, wo 
er denſelben, wenn nämlich die Kinder vor der Theilung geſtorben, den 
Erben der Frau ausliefern muß und dafür den halben Werth in Gelde 
erhält *. Die fpätere Praxis hat die Rechte des Wittwers etwas ausge 
dehnt und denen der Wittwe ziemlich gleichgeftellt. | 
Im Obligationen- und Sachenrechte (dem 4. Buche) folgt das eſth⸗ 
ländiſche Nitter- und Landrecht beinah ganz dem römiſchen und enthält 
nur wenige eigenthümliche Beſtimmungen. Wird eine Schuld zu früh 
eingeklagt, ſo muß der Glaͤubiger mit der Bezahlung noch einmal ſo 
lange, als zuvor beſtimmt war, und zwar ohne Zinſen warten, es ſei denn 
der Schuldner der Flucht oder des Bankerotts verdächtig s. Die erlö⸗ 
ſchende Verjährung wird von der erwerbenden unterſchieden, die Zeitdauer 
für die erſtere iſt meiſt Jahr und Tag, bisweilen aber auch zwei Jahr 
(für Klagen auf Betrug) und fünf Jahre (nach römiſchem Rechte für 
Klagen über Einſetzung einer unehrlichen Perſon zum Erben); für die 
erwerbende Verjährung 36 Jahr, bei welcher auch guter Glaube und ein 
rechtmäßiger Erwerbstitel verlangt werden. Kirchengüter können nicht 
durch. Verjährung erworben werden und eben ſo wenig können Theilbriefe, 
Kaufbriefe, Grenz- und Scheidungsbriefe veralten, wohl aber Teftamente, 
Im Uebrigen gelten für die Verjährung die gewöhnlichen Grundſätze 56, 
Gerichtliche Abſchließung von Verträgen iſt bei Veräußerung von Pupil- 
lengütern unerläßlich 7. Uebrigens können alle Verträge ſowohl durch 
Zeugen als durch Schriften erwieſen werden 5, mit Ausnahme von Kauf⸗ 
contracten über liegende Güter, welche ſchriftlich errichtet, von beiden Thei⸗ 
len unterſchrieben und mittelſt Uebertragung des Guts durch den Mann— 
richter an den Käufer vollzogen werden müſſen. Iſt eine Vertragsurkunde 
nicht unterſchrieben oder beſiegelt, ſo iſt derjenige, der ſich darauf beruft, 
verbunden, ihre Gültigkeit zu beweiſen 5%, Alle Verträge können wegen 
Verletzung über die Hälfte aufgelöſt werden oo, eine gemeinrechtliche Aus⸗ 
dehnung des römiſchen Grundſatzes von Kaufverträgen. Die Lehre der 
einzelnen Verträge iſt ſehr vollſtändig, jedoch meiſt nach dem römiſchen 
Rechte abgehandelt. Die vorkommenden Verträge ſind folgende: das 
ompromiß, das Darlehn, wozu auch die beſondern Titel über Bezahlung 
und Vorzugsrecht der Gläubiger zu rechnen find, der Leiheontract, das 
Depoſitum, der Pfandcontract, die Bürgſchaft, Spiel und Wette, Kauf 
und Verkauf, Tauſch, Verheurung, Dienſtvertrag, wobei auch in den zwei 
folgenden Titeln die Aus forderung der Erbbauern und das Strandrecht 
abgehandelt wird und endlich der Geſellſchaftscontraet. Es folgt dann 
im 21. Titel des vierten Buchs die Verjährung und im 22. der Vefig, 
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womit das vierte Buch ſchließt, ohne weitere Beſtimmungen über das 
Eigenthumsrecht zu enthalten, ſo daß dieſe Materie vor dürftig abge⸗ 
handelt iſt. 

In Betreff der einzelnen Verträge mögen noch 0 kigenthümlich⸗ 
keiten erwähnt werden. Wer einem andern ein Darlehn gegen genug 
ſame Sicherheit zugeſagt hat, darf auch durch eine Klage dazu gezwungen 
werden *. Iſt die Zeit der Rückgabe des Darlehns nicht feſtgeſetzt, ſo 
muß dem Schuldner dazu eine nach richterlichem Ermeſſen zu beſtimmende 
Friſt geſetzt werden 2. Zu den im Concurſe höchſt privilegirten Forbes 
rungen gehören die des Deponenten einer Sache, wenn dieſelbe noch vor— 
handen iſt, die Begräbnißkoſten, Arzt- und Geſindelohn, Arzneikoſten, die 
Forderung der Frau auf Rückgabe ihrer Mitgift, Forderungen der Pu- 
pillen gegen ihre Vormünder, endlich ein zur Unterhaltung oder zum An⸗ 
kaufe eines Hauſes oder Guts (im letztern Falle unter Verpfändung deſ⸗ 


ſelben) gegebenes Darlehn. Auf dieſe privilegirten Gläubiger folgen 


die Pfandgläubiger, nach dem Alter der Verpfändung und ſodann die 
Chirographarien “s. Dieſe Beſtimmungen find theils aus dem römiſchen 
Rechte, theils aus deutſchen Practikern genommen. In Betreff des Der 
poſitums iſt zu bemerken, daß der Depoſitar, der ſich einen Lohn ausbe— 
dungen hat, auch die Gefahr der Sache trägt. Ueber den Verkauf von 
Immobilien wird beſtimmt, daß dieſelben nur an Edelleute veräußert und 
vor Abſchluß des Kaufs dem nächſten Erben des Verkäufers für die Kauf— 
ſumme angeboten werden mußten 3. Hat jemand einen fehlerhaften Ges 
genſtand gekauft, „deſſen Gebrechen mit menſchlichen Sinnen nicht erkannt 


oder begriffen werden können“ und der Gegenſtand wird untuͤchtig be⸗ 


funden, fo braucht er dafür nichts zu zahlen und der Verkäufer, da er 
wiſſentlich den Käufer damit betrogen, verfällt in willkührliche Strafe ““ 
(faſt wörtlich nach dem lübiſchen Stadtrechte III. 6, 15, obwohl römi⸗ 
ſches Recht eitirt wird). Beim Pferdeverkaufe haftet der Verkäufer nur 
für drei Mängel 66 (Blindheit, Koller und Rotz), nach dem ſächſiſchen 
Weichbilde. In Bezug auf Arrendecontracte enthält das Landrecht nur 
die vom allgemeinen Rechte abweichenden Beſtimmungen, daß der Ber: 
pächter den Vertrag wegen Deterioration oder heimlicher Ueberlaſſung des 
Pachtſtücks an einen Dritten kündigen darf und daß der Vertrag ſtill— 
ſchweigend verlängert wird, wenn er nach Ablauf der Pachtzeit vom 
Verpächter nicht ausdrücklich gekundigt worden 7. Ueber Schenkungen 
finden ſich gar keine Beſtimmungen, über den Geſellſchaftscontrakt nur die 
vom römiſchen Recht abweichende, daß derſelbe auch für die Erben ver: 
bindlich geſchloſſen werden darf. In Beziehung auf Spiel und Wette 
wird das gemeine Recht ausdrücklich modificirt und die Wiederforderung 
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des Verſpielten nur dann geftattet, wenn der Verſpielende unmündig oder 
gar einfältig iſt, oder beim Spiele allzuviel verloren hat, oder betrogen 
iſt o. Spielſchulden brauchen die Erben nicht zu bezahlen d. Wetten 
find klagbar, wenn fie nicht auf zu hohe Summen gehen und einen er⸗ 
laubten Gegenſtand betreffen 1. Die Bürgſchaft geht ganz nach römis 
ſchem Rechte. Vom Pfandcontracte iſt zu bemerken, daß der Gläubiger 
das Pfand weder nutzen, noch vor der Verfallzeit weiter verpfänden oder 
veräußern darf, wogegen der Schuldner daſſelbe vor der Einlöſung eben 
ſo wenig ohne des Gläubigers Zuſtimmung zu verkaufen hat und die 
Wiedereinlöſung keiner Verjährung unterworfen iſt 77. Hat Jemand ein 
Immobile nicht zum Vollen verſetzt, ſo darf er den Ueberſchuß einem 
Dritten verpfänden und nur wenn er dem letztern die frühere Verpfän⸗ 
dung nicht anzeigt, unterliegt er der Strafe des ältern Rechts. Die 
Verpfändung von Immobilien findet ſich noch immer ſehr häufig mit der 
Uebergabe des Beſitzes derſelben verknüpft 2. Durch Mißbrauch des 
Pfandes geht das Pfandrecht verloren und in Ermangelung anderweiti⸗ 
ger Uebereinkunft hat der Verpfänder als Eigenthümer und nicht der 
Pfandbeſitzer die auf dem verpfändeten Immobile ruhenden öffentlichen 
Laſten zu tragen (abweichend vom römiſchen Rechte, nach Brandis Col- 
lectaneen und einer Ritterſchaftsbeliebung vom J. 1585) 72. Die Hypo⸗ 
thek (Pfandrecht ohne Beſitznahme) behandelt das Landrecht ganz nach 
den Grundſätzen des gemeinen Rechts; das Inſtitut der Ingroſſation iſt 
demſelben aber noch ganz unbekannt. Die Beſtimmungen über den Dienft- 
vertrag ſind zum Theil aus dem ſächſiſchen Landrechte geſchöpft und die 
über die Auslieferung flüchtiger Erbbauern aus den Bauereinigungen von 
den Jahren 1632 und 1654 in Präjudicaten. Auf einem fremden Gute 
anſäſſig gewordene Erbbauern ſind durch den Hakenrichter ihrem Erbherrn 
mit Habe und Gut und dem gewonnenen Korn und Heu auszuliefern, 
jedoch nach Abzug des Zehnten an den Grundherrn. Hat der letztere die 
Ankunft des fremden Bauern deſſen Herrn binnen vier Wochen nicht an— 
gezeigt, oder der Bauer iſt wieder entlaufen, ſo wird der Grundherr ge— 
nöthigt, dem Erbherrn eines von feinen eignen Geſinden zum Erſatz ab- 
zugeben. Die Forderung der Ausantwortung verjährt erſt in dreißig 

5, Ueber das Eigenthumsrecht, die Erwerbungsarten, die Dienſt⸗ 
barkeiten u. ſ. w. finden ſich gar keine Beſtimmungen, mit Ausnahme von 
vier Artikeln über den Beſitz, die aus dem gemeinen Rechte geſchöpft ſind. 

Das fünfte Buch, das Strafrecht enthaltend, iſt meiſt aus Kaiſer 
arls V. Halsgerichtsordnung geſchoͤpft; ferner aus dem römiſchen Rechte, 
dem ſachſiſchen Landrechte, deutſchen Praktikern (beſonders Carpzo w), 
randis Collectaneen und Adelsbefchlüffen. Ueber die damaligen Sit— 
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ten giebt es manchen Aufſchluß. Gottesläſterung, Verläugnung des 
Glaubens, Bündniß mit dem Teufel und Zauberei werden mit dem Tode 
beſtraft, abergläubiſche Gebräuche (Wahrſagerei, Kuriren durch Segens— 
ſprüche u. ſ. w.) mit Leibesſtrafe, leichtfertiges Schwören nach Ermeſſen 
der Obrigkeit 7%, Auf den Meineid ſteht Abhauung der zwei erften Fin⸗ 


ger der rechten Hand, Verluſt der Ehre und Erſatz des Schadens 77, auf 


Staatsverbrechen Todesſtrafe 7%. Beleidigungen des Gouverneuren 
oder der Landräthe und frevelhafte Widerſetzlichkeit wird mit Leibesſtrafe 
gebüßt und zwar die Gehilfen eben fo wie die Urheber, halsſtarriger Un— 
gehorſam gegen das Landgericht mit einer Buße von zweihundert Gold— 
gulden und Thätlichkeiten oder Ausforderungen während der Juridik, was 
häufig vorgekommen fein ſoll, nach Ermeſſen des Gerichts !?. Auf Mord⸗ 
brennerei und Vergiftung von Waſſer oder Wein ſteht der Tod (nach 
Carpzow) se, auf Bruch des Landfriedens, Anſagung einer Fehde, fo 
wie auf Beherbergung, Hehlung und Unterſtützung von Landfriedensbre— 
chern die Acht (nach Brandis) 51. Todtſchläger büßen mit dem Leben 
und dürfen bei ſchwerer willkührlicher Strafe nirgends aufgenommen, auch 
nicht von dem Grundherrn geſchützt werden, was ziemlich häufig geſchehen 
zu ſein ſcheint (nach den Beſchlüſſen des Adels von den Jahren 1543, 
1552, 1626 und 1645) 82. Die Strafe wird gemildert, wenn ein Todt⸗ 
ſchlag in einem Tumulte ohne beſtimmten Vorſatz ſtattfindet und man 
den eigentlichen Thäter nicht ausfindig machen kann, desgleichen wenn 
jemand verwundet worden und erſt 14 Tage nachher ſtirbt oder es er—⸗ 
wieſen wird, daß die Wunde nicht tödtlich geweſen oder der Patient ſich 
während der Kur nicht geſchont hat, obwohl er innerhalb eines Zeitraums 
von 14 Tagen nach erhaltener Verwundung?“ geſtorben iſt. Dieſe und 


die gleich darauf folgenden Beſtimmungen über die Nothwehr, unvorſich- 


tigen Todtſchlag, Verwandten-, Kinder-, Meuchel-, Gift- und Selbſtmord 


ſind aus den Schriften damaliger deutſcher Rechtsgelehrten geſchöpft und 
beweiſen, daß die Fortſchritte der Rechtsgelehrſamkeit in Deutſchland auch 
in unſern Oſtſeeprovinzen Eingang fanden. Raub, Diebſtahl und Kir 


chenraub werden nach gemeinem Rechte behandelt. Liederliche Weiber 


und deren Wirthe ſollen des Landes verwieſen werden (nach Mev ius, 
dem berühmten Commentator des lübiſchen Rechts) 8a. Ein Lediger von 
Adel, der eine adlige Jungfrau verführt, muß ſie heirathen oder das 
Aequivalent des von ihr zu erwartenden Brautſchatzes ihr auszahlen und 


verfällt in willkührliche Strafe; fie aber darf ſich nicht in ehrlicher Ger 


ſellſchaft zeigen. Hatte die Geſchwängerte ſelbſt zur Verführung Anlaß ge 
geben, ſo erhielt ſie nur den halben Brautſchatz (nach einem Präjudicate 
vom Jahre 1645). Läßt ſich eine Adlige aber von einem „ſchlechten 
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Knechte“ verführen, fo verliert fie ihr Erbrecht und darf ebenfalls ſich in 
ehrlicher Geſellſchaft nicht zeigen; der Knecht bekommt Staupenſchläge und 
wird des Landes verwieſen. Beſchläft ein Unverehlichter von Adel ein 
unadliges und unverehlichtes, aber unbeſcholtenes Frauenzimmer, ſo 
hat er ihr nach ihrer Herkunft und Vermögen Abtrag zu thun und das 
Kind zu alimentiren (nach den Büchern Mofis und Carpzow). Daf- 
ſelbe findet ſtatt, wenn beide Theile von geringem Stande ſind und der 
Schwängerer die Geſchwängerte nicht heirathen will; es tritt aber noch 
eine Strafe nach Ermeſſen des Gerichts hinzu. Kommt eine ſchon ein⸗ 
mal Geſchwängerte zum zweiten oder dritten Male zum Falle, ſo hat ſie 
blos die Alimente für ihr Kind zu erhalten, jedoch „dem Rechte die 
Strafe und der Kirche die Kirchencenſur vorbehältlich“ (nach Carp— 
zow) ds. Gewaltſame Nothzucht oder Entführung wird mit dem Tode 
beſtraft. Sind beide Theile ledig und die Genothzüchtigte oder Entführte 
will ihren Verführer beirathen, fo findet Solches ftatt, allein der Noth⸗ 
zuͤchtiger wird darnach aus dem Lande verwieſen (nach Carpzow) und 
der Entführer verfällt in willkührliche Strafe, er ſei denn ein Bauer 


- (nad) der Adelsverwilligung vom J. 1543) . Sodomie, Blutſchande, 


Ehebruch (wenn beide Theile verehelicht ſind), Bigamie, Falſchmünzerei 
werden mit dem Tode beſtraft; zur letztern wird auch das betrügliche 
Verwechſeln und Ausgeben falſcher Münze gerechnet? 7. Gebrauch falſcher 
Maaße und Gewichte, Waarenfälſchung, falſches Zeugniß oder Urtheil, 
Urkundenfälſchung, Anmaßung eines fremden Namens u. ſ. w. werden 
nach den Umftänden mit Leibesſtrafe, Landesverweiſung oder gar mit dem 
Tode beſtraft; desgleichen Grenzfälſchung »». Auf Hausfriedensbruch ſteht 
der Tod, auf andere Arten Vergewaltigung eine willkührliche Strafe. 
Wer heimlich und gewaltſam einen fremden Bauern von eines andern 
Lande mit feiner Habe wegfuͤhrt, ſoll ihn zurückbringen und für jeden 
abgefuͤhrten Wagen die Mannbuße von 40 Thalern zahlen; desgleichen 
wer einem Dritten zugeſprochene Bauern eigenmächtig benutzt (nach Prä- 
judicaten aus den Jahren 1615, 1635, 1638) . Ehrenkränkungen ſind, 
nach Umſtänden, am Leben, Ehre oder Gut zu beſtrafen, Pasquille mit 
enigen Strafe, darin der Verleumdete verfallen würde, wenn die aus— 
geſprochene Anſchuldigung wahr befunden würde; desgleichen auch die 
erbreitung ſolcher Schriften; iſt aber die Beſchuldigung gegründet, fo iſt 
er Pasquillant nur mit einer willkührlichen Strafe zu belegen ». Wer 
emanden eines Majeſtätsverbrechens anklagt und ſolches nicht erwei— 
ſen kann, verfällt in die Strafe, die dem Beklagten drohte. Wer Je— 
mandem ſein Geſinde oder feine Unterthanen abſpenſtig macht, zahlt die 
annbuße von 40 Thalern und wer einen Diener ohne Abſchiedspaß an- 
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nimmt, eine von 30 Thalern 2. Hehlung ſchwerer Verbrecher und Ver⸗ 
beimlichung großer Uebelthaten iſt nach der Größe derſelben zu beſtra— 
fen »s. Befreiung eines Gefangenen wird mit dem Tode beſtraft; wer 
einem flüchtigen Schuldner forthilft, muß deſſen Schulden bezahlen 9%, 
Verwundung oder ſonſtige Beſchädigung des Leibes wird an Gelde ges 
büßt (nach dem ſächſiſchen Landrechte, aus dem auch die Beſtimmungen 
über die Pfändung von Schaden verurſachendem Vieh geſchöpft find) 9, 
Für ehrlos oder anrüchig gehalten und zum Reinigungseide nicht zuge⸗ 
laſſen werden alle diejenigen, die für ein ſchweres Verbrechen verurtheilt 
worden, oder Jahr und Tag in der Verfeſtung geblieben ſind, desgleichen ſoll 
auch Niemand friedlos gelegt oder geächtet werden, als wer wegen eines 
peinlichen Vergehens vor Gericht geladen worden. Geächtete dürfen gegen 
Niemanden klagen, können aber auf Bürgſchaft ſicheres Geleit erhalten, um 
ſich vor Gericht zu ſtellen; erſcheint dann der Kläger nach dreimaliger 
Ladung nicht, fo werden fie von der Acht losgeſprochen ss. Dieſe aus 
dem ſächſiſchen Landrechte und Brandis geſchöpften Beſtimmungen er— 
innern noch an das altgermaniſche Recht, mildern daſſelbe aber im Geiſte 
der erwachenden Rechtswiſſenſchaft. Hat jemand zur Vollziehung eines 
Verbrechens alles vorbereitet und wird darin wider ſeinen Willen ver— 
hindert, fo unterliegt er einer, der Größe des beabſichtigten Verbrechens 
angemeſſenen Strafe“ (nach der peinlichen Halsgerichtsordnung). Todt⸗ 
ſchlag und andere Verbrechen dürfen auf ein Sühnegeld vertragen wer— 
den, jedoch mit Beſtätigung der Obrigkeit und von demſelben erhalten die 
Kirche, der Kläger und das Gericht zu einem Drittel s. Auch dieſe 
Beſtimmung, die durch kein Citat unterſtützt wird, enthält eine der alt— 


germaniſchen Rechtsanſchauung gemachte, aber durch die neuere Wiſſen- 


ſchaft beſchränkte Conceſſion. Aus der letztern hingegen ſtammen die im 
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Geſetzbuche angeführten allgemeinen Strafmilderungsgründe, als Unmun⸗ 


digkeit, Wahnſinn, Trunkenheit, freiwilliges Bekenntniß u. a. 9. 

Das fünfte Buch enthält auch einige wenige Beſtimmungen über den 
Strafproceß. Beſitzliche Adlige dürfen vor der Ueberweiſung einer ver— 
brecheriſchen That nicht verhaftet, ſondern müſſen in adliges Handgeluͤbde, 
unbeſitzliche in Bürgſchaft genommen werden. Bauern werden für ſchwere 
Verbrechen von ihren Gutsherren verhaftet und dem Gerichte überliefert, 
Wer ſich in peinlichen Sachen für iemand verbürgt und ihn nicht ſtellen 
kann, muß ſchwören, daß Solches ihm unmöglich geworden und die Mann- 
buße von 40 Thalern zahlen. Findet ſich zu einem Verbrechen kein Klä⸗ 
ger, ſo iſt es Pflicht der Obrigkeit, es von Amts wegen zu erforſchen und 


biebei ſowohl über den Thatbeſtand, als über die Urheberſchaft genau zu 
inquiriren (nach Carpzow). Hierdurch wurde alſo das deutſche Unter? 
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ſuchungsverfahren auch nach Eſihland verpflanzt. Die Vollziehung der 


Todesſtrafe iſt nur bis zu einer etwa nothwendigen Confrontation des 


Verurtheilten, oder wenn ein verurtheiltes Frauenzimmer ſchwanger iſt, 
bis ſechs Wochen nach ihrer Entbindung, aufzuſchieben. Drei Tage vor 
der Vollziehung iſt das Todesurtheil dem Schuldigen zu eröffnen und 
ſodann der Beichtvater zu ihm zu laſſen 100. 


; Kapitel nun. 
Auswärtige Beziehungen bis zum Olivaer, Kopenhagener 
und Kardiſer Frieden. 


1629—1661. 


Unter den Regierungen Guſtav Adolphs und feiner Tochter Chriſtine 
genoſſen Liv- und Eſthland einer nur durch unbedeutende Zwiſchenvorfälle 
unterbrochenen Ruhe. Durch Sigismund III. am 29%, April 1632 er⸗ 
folgten Tod wurde ſie nicht unterbrochen. Dieſer Fürſt hatte, von den Je⸗ 
ſuiten verleitet, nicht nur zwei Kronen, die ſchwediſche und die ruſſiſche, 
eingebüßt, ſondern auch im Inlande durch Religionsdruck große Unzufrie- 
denheit erregt, wie ſelbſt polnische, Schriftſteller bezeugen 4 Der Fürft 
Chriſtoph Radzivil, ein Reformirter, hatte noch bei Lebzeiten des Königs 
den tapfern Guſtav Adolph aufgefordert, ſich um die polniſche Krone zu 
bewerben, allein nach Sigismunds Tode änderte er ſeinen Sinn und die 
Bemühungen der ſchwediſchen an die polnischen Stände abgeſchickten Ges 
ſandten waren fruchtlos 2. Wladiſlaw IV., Sigismunds Sohn und Nach⸗ 
folger, ſtreckte nach Guſtav Adolphs Tode die Hand nach der ſchwediſchen 

one aus, nahm den ſchwediſchen Königstitel an und ließ in Schweden 
gusſtreuen, ſeine Söhne hätten die evangeliſche Religion angenommen 
und ſeien von Guſtav Adolph als ſeine Nachfolger bezeichnet worden. Als 
ber deſſen Tochter Chriſtine zur Königin ausgerufen ward, wurde auch 
digismunds Abſetzung wiederholt und der Briefwechſel mit Polen, nament— 
in Preußen und Livland, einer Aufſicht unterworfen 2. Der Frieden, 

en Wladiſlaw bald darauf mit dem Zaren Michael Feodorowitſch ſchloß, 
id die Niederlage bei Nördlingen (27. Auguft 1635) nöthigte die ſchwe⸗ 
diſche Regierung ernſtlich auf eine Verlängerung des im J. 1635 ablau⸗ 
ben Waffenſtillſtandes zu denken, es fanden daher Unterhandlungen zu 
Stumsderf ſtatt und am 2/12. September ward ein ſechsundzwanzigjähri⸗ 
tillſtand geſchloſſen, durch welchen Schweden alle ſeine Beſitzungen 
eußen aufgab und nur Livland nach dem frühern Beſitzſtande, alſo 
Ausschluß von polniſch Livland, behielts. Während der Unterhand⸗ 
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lungen war der litthauiſche Großfeldherr Chriſtoph Radzivil mit 6000 
Mann über die Düna in's Lemburgſche und Sunzelſche eingebrochen 
und ſtreifte bis nach Dorpat, fo daß viele Profeſſoren die Stadt verlie— 
ßen o. Der Gouverneur Orenſtierna war nicht gerüſtet; dennoch nahm 
die livländiſche Adelsfahne unter dem Rittmeiſter Otto von Mengden 
Schloß Sunzel wieder ein. Unterdeſſen lief die Nachricht vom geſchloſ— 
ſenen Waffenſtillſtande ein. Oxenſtierna theilte ſolche Radzivil mit, 
und als dieſer nicht ſofort Anſtalten zum Rückzuge machte, zog er ihm 
mit Truppen entgegen. Die Polen räumten darauf Livland im Septem⸗ 
ber 1635 6. \ ; 

Livland ſchien jetzt des Friedens genießen zu können, allein nach vier 
Jahren wurde derſelbe auf unvermuthete Weiſe und von einem entlege⸗ 
nen Feinde geſtört. Schweden befand ſich mit dem deutſchen Kaiſer in 
Krieg. Der kaiſerliche General Booth brachte 2000 Mann Soldaten 
in kleinen Haufen durch Preußen, Samaiten und Litthauen nach Semgal— 
len, ſchlug an der Düna bei Groß-Jungfernhof ein Lager auf und zog 
noch mehrere Leute an ſich, um ſodann in Livland einzubrechen. Den 
Schrecken der nahe belegenen Gutsbeſitzer machten ſich ihre Bauern zu 


Nutze, welche über die nach wiederhergeſtellter Ruhe vermuthlich genauer 


N 


eingeforderte Frohne erbittert waren, und plünderten mehrere Edelhöfe aus. 


Aus Riga wurden am 2. Juli 600 Mann gegen Booth geſchickt, welche 
deſſen Truppen ſchlugen und ſein Lager auseinander ſprengten. Der 
ſchwediſche Reichsrath beſchwerte ſich bei den polniſchen und litthauiſchen 
Räthen über Booths Einfall, an welchem jene aber jede Theilnahme ab- 
lehnten 7. ö 

Der am 13. Auguſt 1645 zu Brömſebro zwiſchen Schweden und 
Dänemark abgeſchloſſene Frieden verſchaffte allen ſchwediſchen Unterthanen 
und namentlich den Liv- und Eſthländern die öreſundſche Zollfreiheit, ſo 


wie auch die Befreiung von dem glückſtädter Zolle auf der Elbe, und 


vereinigte Jemtland, Herjedalen und die Inſeln Gothland und Oeſel mit 
Schweden“. Gegen die Abtretung Oeſels proteſtirte Wladiſlaw, weil 
dieſe Inſel einen Theil des Herzogthums Livland ausmache und ſie ihm 
für ein dem Könige von Danemark gemachtes Darlehn verpfändet ſei⸗ 
Er ſchickte auch nach Defel, um mit dem daͤniſchen Statthalter wegen 
Uebergabe der Inſel Oeſel zu unterhandeln. Von den Einwohnern ſoll— 
ten viele dazu geneigt geweſen ſein, allein die ſchwediſche Regierung 
kam dieſen Umtrieben dadurch zuvor, daß fie den daͤniſchen Statt” 
halter in ihre Dienſte nahm 9. Die livländiſchen Kaſtellaneien wurden 
in Polen noch immer als zu dieſem Königreiche gehörig angeſehen. Wla⸗ 
diſlaw verſetzte ſogar die Kaſtellaneien von Wenden, Dorpat und Pernau 
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in die erſte Klaſſe und ernannte den Kanzler Oſſolinsky zum Kaſtellan 
von Dorpat. Daß auch Schweden ſich im Beſitze Livlands nicht ſicher 
fühlte, ſiept man daraus, daß als bei den osnabrückſchen Friedensunter⸗ 
handlungen die kaiſerlichen Geſandten erklärten, ihr Herr werde um des 
deutschen Krieges willen nichts Feindliches gegen Schweden vornehmen, 
die ſchwediſchen Geſandten fürchteten, der Kaiſer werde Livland zum 
Vorwand nehmen, um Schweden zu bekriegen w. Nachdem Schweden 
durch den Abſchluß des weſtphäliſchen Friedens ſich gegen den Kaiſer ge⸗ 
ſichert hatte und die Streitigkeiten mit Rußland wegen der Aufnahme aus 
Karelien, Ingermanland und Livland übergelaufener Bauern, durch das 
Anerbieten einer Zahlung von 190,000 Ducaten, ruſſiſcher Seits beendigt 
worden 11, ſann man in Schweden auf die Abſchließung eines ewigen 
Friedens mit Polen. Allein die zu Lübeck im J. 1651 gepflogenen Un⸗ 
terhandlungen hatten keinen Erfolg. Obwohl Chriſtinens Vetter, der 
Pfalzgraf Karl Guſtav, zu ihrem Nachfolger erklärt worden war, fo hat⸗ 
ten die Polen ihre Hoffnungen weder auf Schweden, noch beſonders auf 
Livland ganz aufgegeben. Wladiſlaws Nachfolger und Bruder, der Kö⸗ 
nig Johann Kaſimir, nahm ſich vor, gegen Karl Guſtav zu proteſtiren 
und die Polen ſcheinen im Einverſtändniſſe mit einigen Einwohnern 
Rigas einen Anſchlag gemacht zu haben, um ſich dieſer Stadt mit Liſt zu 
bemächtigen. Wenigſtens zeigte der venetianiſche Geſandte zu Wien, 
ello, ſolches dem ſchwediſchen Reſidenten Biörnklow an und der Fuͤrſt 
von Siebenbürgen, Ragoezi, ſchickte ſogar einen Geſandten nach Stock- 
bolm, um der Königin die Namen der Verräther mitzutheilen. Der Ber 
ſandte ſoll eigenhändige Briefe des Königs und jener Verſchwornen vor⸗ 
gelegt haben, von denen zwei, Holländer von Geburt, beim Könige gewe⸗ 
ſen waren, mit dem Verſprechen, die Stadt zu übergeben, ſobald polni⸗ 
ſche Truppen ſich nähern würden. Ragoczi bot der Königin feine Hülfe 
wider die Polen an und es wurden aus Finnland Truppen nach Livland 
geſchick, desgleichen auch der General Guſtav Horn, um die Befeſtigun⸗ 
gen zu beſichtigen und die Regimenter zu muſtern v2. Im Winter 162% 
den die Unterhandlungen zu Lübeck erneuert, blieben aber ebenfalls 
ohne Reſullat is a 
Unterdeffen entbrannte an Livlands Grenzen ein Krieg zwiſchen Ruß⸗ 
land und Polen, da die von der letztern Macht gedrückten und nament⸗ 
in ihrem Glauben beunruhigten Koſaken ſich dem Zaren unterworfen 
en (am 3. März 1654). Die Ruſſen nahmen Smolensk und Wilna 
uud verwüsteten Litthauen. Karl Guſtav, ein kluger, charakterfeſter und 
IIserfahrner Fürſt, der am %. Juni 1654 unmittelbar nach der Ab 


ng Ehriſtinens die Zügel der Regierung ergriff, ſchickte Truppen 
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nach Livland, aber mit dem Befehl, jede Colliſion mit den Ruſſen zu 
vermeiden. Als daher auch einige Edelleute in polniſch Livland von dem 
Generalgouverneuren Guftav Horn eine Schutzwache verlangten, wurde 
fie abgeſchlagen und ihnen nur erlaubt, ins ſchwediſche Livland ihre Zus 
flucht zu nehmen . Nicht fo vorſichtig waren die Polen. Kurz vor 
Chriſtinens Abdankung hatte ihr der polniſche Geſandte erklärt, daß ſeine 
Regierung den Pfalzgrafen Karl Guſtav niemals als König anerkennen 


würde, worauf die Königin antwortete, ihr Vetter werde Johann Kaſimir 


mit 30,000 Zeugen beweiſen, daß er rechtmäßiger König von Schweden 


ſei 16. Die hohe katholiſche Geiſtlichkeit in Polen wollte der Hoffnung, 


Livland wieder zu gewinnen, nicht entſagen . Karl Guſtav vermochte 
ſeinerſeits den Reichsrath und ſpäter auch die Stände dazu, Polen mit 
Krieg zu überziehen, um es zu einem definitiven Frieden und zur völli⸗ 
gen Abtretung Livlands zu zwingen “. Im J. 1655 eroberte Karl Gu⸗ 
ſtav binnen wenigen Monate beinah das ganze Königreich und drang bis 
Krakau vor “. Unterdeſſen marſchirte der General Löwenhaupt aus Liv⸗ 
land gegen das ſeitdem wieder in polniſche Hande übergegangene Dünas 
burg! und nöthigte am 1. Juni das Schloß zur Capitulation. Der 
umliegende Adel unterwarf ſich den Schweden. Dem Wojewoden Nikolaus 
Korff, welcher eine Schutzwache für ſeine in polniſch Livland gelegenen 
Güter gebeten hatte, wurde fie abgeſchlagen, um den Ruſſen keine Gele- 
genheit zu Beſchwerden zu geben, und dem in Roſitten befehligenden ruſſi- 
ſchen Anführer Naſchtſchokin ſchrieb man, die Schweden hätten ſich Dü— 
naburgs bemächtigen müſſen, weil es ihrer Grenze fo nahe liege. Um 
die Eiferſucht der Ruſſen nicht zu wecken und die Polen nicht zur Ver⸗ 
zweiflung zu bringen, vermied es Horn, in Litthauen einzudringen. Uns 
terdeſſen war er ſchon vom Könige nach Schweden zurückberufen worden, 
wo er die Leitung des Kriegsweſens übernehmen ſollte. Sein Nachfol⸗ 
ger ward des Königs Schwager, der Reichsrath Graf Magnus de la 
Gardie, der ſchon einmal Generalgouverneur geweſen war, mit dem Ti⸗ 
tel eines Statthalters 20. Derſelbe erhielt Befehl, in Litthauen einzurücken, 
um die Ruſſen von Kurland und der Oſtſee abzuſchneiden, fo wie die nö? 
thigen Vollmachten, um mit den litthauiſchen Ständen und dem Herzog 
von Kurland zu unterhandeln und ſie zu verſichern, daß der König nur 
bezwecke, fie gegen die Ruſſen zu ſchützen 21. Dieſe Aufträge vollführte 
de la Gardie mit ſolcher Geſchicklichkeit, daß Karl Guſtav in einem vom 
Grafen mit mehreren litthauiſchen Magnaten am 31. Juli geſchloſſenen 
Vertrage zum Großfürſten von Litthauen anerkannt wurde 22. Die Pro‘ 
vinz wurde ohne Schwierigkeit von Löwenhaupt beſetzt und am 10%. IM 
tober begaben ich die litthauiſchen Stände förmlich unter ſchwediſche Bol“ 
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mäßigkeit. Löwenhaupt ging nach Livland zurück, um es während de la 
Gardies Abweſenheit zu verwalten, welcher mit den meiſten Truppen 
nach Preußen marſchirt war. Auch der Zar wurde von den Schweden 
nicht vernachlaͤſſigt. Nicht nur ſchrieb ihm Karl Guftav einen freund 
ſchaftlichen Brief „ſondern ſchickte auch nach Moskau eine Geſandtſchaft, 
beſtehend aus dem Reichsrath Freiherrn Guſtav Vielke, dem Generalma- 
joren und eſthländiſchen Landrath Alexander von Eſſen und dem Lega⸗ 
tionsrath Philipp von Kruſenſtern 28. Sie ſollten eine Beſtätigung des 
ewigen Friedens erwirken, hatten übrigens außer allgemeinen Freund⸗ 


ſchaftsverſicherungen, keine beſtimmten Aufträge. Da Schweden und Ruß⸗ 


land wider Polen Krieg führten und beider Waffen gluͤcklich waren, ſo 
war die ihnen ſo nothwendige Einigkeit wohl nur durch einen Vertrag 
über die Theilung der ſchon gemachten und der noch zu machenden Erobe— 
rungen zu erhalten. Von einem ſolchen ſcheint aber gar nicht die Rede 
geweſen zu ſein und Karl mochte wohl denſelben nicht abſchließen, um die 
Gunſt der Litthauer und Polen nicht zu verſcherzen; vielmehr hoffte er, 
wie einſt König Sigismund, Polen und Schweden mit einander zu ver⸗ 
einigen. Der Zar ſoll in ſeinen Unterhandlungen mit mehreren europäi- 
ſchen Mächten, den Titel eines Herrn von Livland gebraucht haben, dem 
Rußland doch in den Friedensſchlüſſen von 1595 und 1617 entſagt hatte 
und den Titel eines Oberherrn von Litthauen hatte er ebenfalls ange— 
nommen. Ueber einige litthauiſche Städte entſtand zwiſchen den beider— 
ſeitigen Befehlshabern Streit 2. Karl Gustav fuchte ſich wegen Litthauens 
mit dem Zaren zu vergleichen, allein kaiſerliche Geſandte, welche noch 
vor den ſchwediſchen in Moskau angekommen waren, der Pater Alegretti 
der Freiherr von Lorbach, ſchmeichelten dem Zaren mit der polniſchen 
rone und wußten ihn gegen die Schweden einzunehmen 8. Daſſelbe 
that die wegen Schwedens Uebermacht beſorgte däniſche Regierung, fo 
wie der Patriarch Nikon, welcher Ingermanland und Kerholm immer noch 
zu ſeinem Sprengel zählte. Der Zar ſchrieb daher im März 1656 dem 
ſchwediſchen König einen Drohbrief, ihn beſchuldigend, den ewigen Frie— 
en gebrochen zu haben. Der König antwortete in demſelben Tone 20. 
erdeſſen war Livland von Truppen, die alle mit de la Gardie nach 
5 gegangen waren, und von Gelde entblößt und die Feſtungen ber. 
fonben ſich im traurigſten Zuftande, In Riga, Reval und Dorpat muß 
en die Einwohner jeglichen Standes an den Schanzen arbeiten, und mit 
hretken ſah man einem Einfall der Ruſſen entgegen *. Die von den 
vn Men aufgereizten Litthauer und Schamaiten fielen von den Schwe⸗ 
M ab, die, auch ihre gewohnte Mannszucht nicht beobachteten, und griffen 
zerſtreuten Truppen an einem und demſelben Tage . Vergebens 

9 


68 


Vergebens züchtigte de la Gardie die Aufrührer und ſuchte die Bauern 
wider ihre Herren aufzuwiegeln. Die Litthauer wandten ſich den Ruſſen 
zu und die Schweden mußten das Land räumen *. Der Kurfuͤrſt Friedrich 
Wilhelm von Brandenburg hatte zwar als Herzog von Preußen der 
polniſchen Oberherrlichkeit entſagen und dagegen der ſchwediſchen ſich un 
terwerfen müſſen, allein in Polen war am 29. September 1655 eine Con⸗ 
föderation gegen Carl Guſtav geſchloſſen worden und trotz feiner glän⸗ 
zenden Siege und der thätigen Unterſtützung des Kurfürften von Bran⸗ 
denburg, konnte er feiner Feinde nicht mehr mächtig werden '. Die ſchwe⸗ 
diſche Geſandtſchaft in Moskau, die vergebens geſucht hatte, den Frieden J 
zu erhalten, verlangte ihre Entlaſſung. Man verweigerte fie und die Ger 
ſandten wurden rückſichtslos wie Gefangene behandelt, während der Zar 
mit 120,000 Mann gegen Livland rückte 30, 

So ſchienen alfo für Livland die traurigen Zeiten der verheerenden 
ruſſiſchen Einfälle wiederzukehren. Der Graf de la Gardie ließ Löwen⸗ 
haupts Truppen aus ihrem Lager nach Riga kommen, um an den Fe⸗ 
ſtungswerken zu arbeiten. Die Duͤna wurde an einigen Orten, als bei 
Kreuzburg, Selburg und Kokenhuſen, durch Verſenkungen unfahrbar ges 
macht und einige Regimenter, die der König nach Livland ſchickte, wurden 
in die Feſtungen verteilt. Der livländiſche Landtag bewilligte von je— 
dem Roßdienſte noch zwei Fußknechte und zwei Lof Korn. Simon Grun⸗ 
del von Helmfeldt, ein erfahrner Militair, ward zum Oberbefehlshaber 
in Riga ernannt. De la Gardie hatte zwar Befehl, ſich mit feiner Haupt⸗ 
macht bei Dorpat, als dem Mittelpunkte des Landes, aufzuſtellen; da er 
aber fürchtete, durch die Polen von Riga abgeſchnitten zu werden, und der 
Zar mit feinem Hauptheere von Smolensk aus die Düng hinunter mar? 
ſchirte, ſo begnügte er ſich damit, ein Corps Reiterei nach Neuhauſen zu 
ſchicken, überließ die Vertheidigung Eſthlands dem dortigen Adel, der eine 
beträchtliche Mannſchaft zuſammenbrachte, verſah Dorpat, Pernau und 
Wolmar mit Beſatzungen und beſchloß mit der übrigen Reiterei (49 
Schwadronen, wovon 12 Dragoner) an der Ewſt Stand zu halten 51. 
Die Ruſſen griffen ihrerſeits ſowohl Eſth- als Livland mit verſchiedenen 
Heeren ohne vorgängige Kriegserklärung an. Das eine verwüftete Wier’ 
land und einen Theil von Allentaken und Jerwen, erlitt aber bei einem 
Sturme vor Iwangorod am 9. Decbr. einen großen Verluſt de. Mit det 
Hauptarmee rüdte der Zar von Südoften her im Juli in Livland ein * 
Bei ihm befanden ſich außer feinem Schwiegervater Ilja Danilowitſch MY 
loſlawsky und ſeinem Schwager und Günftling Boris Iwanowitſch MO 
roſow, die Fürſten Tſcherkaſſow, Trubetzkoi, Dolgorufi, Proſorowsky und 
Poſcharſki nebſt dem Kanzler Lopuchin und dem ſchottiſchen Generalen 


Alexander Leslie 22. Die Eroberung des unbedeutenden Dünaburgs, defr 
ſen Werke noch nicht vollendet waren, wurde einem abgeſonderten Corps 
anvertraut. Nachdem daſſelbe aber vom tapfern Obriſtlieutenant Johann 
Willigmann, der in Dünaburg commandirte, geſchlagen worden, ließ der 
Zar Dunaburg durch ſeine beſten Truppen ſtürmen. Die Belagerten 
wehrten ſich anfangs tapfer und tödteten viele ihrer Feinde. Durch die 
hineingeworfenen Brandkugeln entſtand aber eine Feuersbruſt, ſo daß die 
Soldaten auf dem Walle es nicht mehr aushalten konnten. Um den 
Feinden nicht in die Hände zu fallen, warf ſich der Commandant ins 
Feuer. Die Ruſſen eroberten die Stadt und ließen Alles, was mündig 
war, über die Klinge ſpringen 8. Darauf verbreiteten ſie ſich in ganz Liv⸗ 
land. Schloß Neuhauſen wurde ihnen von Victor Aderkas verrathen. 
Einer ihrer Heerhaufen wurde zwar bei Wolmar 9e geſchlagen, allein das 
ſchwediſche Hauptheer unter dem Grafen von Thurn, das ſich bei der 
Schanze Ewſtmünde aufgeſtellt hatte und freilich kaum 1800 Mann ſtark 
war, ergriff bei Annäherung der Feinde die Flucht nach Kirchholm. Der 
Damm, mit welchem man die Dina bei Kokenhuſen unfahrbar gemacht 
batte, wurde von den Ruſſen abgeriſſen und dieſe Feſtung mit ſtürmender 
Hand eingenommen, wobei die Eroberer ihre frübern Grauſamkeiten wie⸗ 
derholten. Die kirchholmer Schanze ward von den Schweden geſchleift 
und am 1½. Auguſt verlaſſen 2. Die Ruſſen näherten ſich nun Riga. 
Der tapfere Graf Thurn ward bei einem Ausfalle der ſchwediſchen Reite⸗ 
rei im Handgemenge getödtet und ſein Leichnam von ihr am folgenden 

age zwar wieder genommen, doch ohne Kopf. Der Obriſtlieutenant 
Buddenbrod, der ihm mit 30 Reitern gefolgt war, brachte nur drei der 
elben zuruck, nachdem er 14 Wunden erhalten hatte vs. Des Grafen de 
da Gardie Gemahlin begab ſich nach Stockholm, viele Bürger ſchicten 

. Ihrigen nach Lübeck; andere flohen nach Kurland, wobei den Ruſſen 
an großes Boot mit 20 Perſonen und 20,000 Thalern an Gütern in die 

ande fiel 30, 

Am 22. Auguſt lagerte ſich der Zar mit 90,000 Mann von Klein 
ugfernhof ab bis gegen Riga, nachdem Tags zuvor der Fürſt Tſcher— 
laſty mit 22,000 Mann hinter den Sandbergen und bei der Stadtweide 
en und bis an das Höfchen des Burgermeiſters Dunten an der 
auf der andern Seite der Stadt marſchirt war “. Riga zählte 
zu ſeiner Vertheidigung nicht mehr als etwas über 5000 wehrhafte Män⸗ 
mr, nämlich 1500 Reiter, 500 Dragoner, 1800 Fußknechte und 1500 

der. Mit Kanonen und Munition war man auch nicht hinreichend 
ſehen. Die weitläuftigen Außenwerke, die man um die Vorſtädte an- 
belege hatte und die noch nicht vollendet waren, ſah man ſich daher ge⸗ 
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nöthigt zu verlaſſen und die Vorſtädte in Brand zu fteden, welches in 


der Nacht vom 22. auf den 23. Auguſt geſchah. Am folgenden Tage 
verſammelte ſich die bewaffnete Buͤrgerſchaft auf dem Markt und beſetzte 


die Wälle, nachdem de la Gardie ſie zur Tapferkeit und Treue ermahnt 
hatte. Zwei Tage darauf wurde des Grafen Thurns Kopf, in einen 


Käſtchen verwahrt, zurückgeſandt und ſeiner Wittwe, einer Markgräfin von 
Baden-Durlach, übergeben, welche darauf nach Dünamünde ſegelte. Das 
Käſtchen begleitete ein Brief des Zaren an den Grafen de la Gardie, 
in welchem er die Gerechtigkeit des Krieges darzuthun ſuchte. Es er— 
folgte keine Antwort, vielmehr geſchah ein Ausfall, den man dazu ber 
nutzte, um die vorſtädtiſchen Gärten und Zäune, die den Wällen am 
nächſten waren, zu vernichten, wozu man früher keine Zeit gehabt hatte “!. 
Dies verhinderte die Ruſſen aber nicht, allmälig acht Batterieen anzulegen 
und mit ſtarken Bollwerken und Schanzkörben zu verſehen, aus denen ſie 
am 1. Septbr. die Stadt zu beſchießen anfingen; der Rathſtall gerieth in 
Brand, das Feuer wurde aber durch die für ſolche Fälle befonders ange 
ordneten Brandmeiſter gelöſcht 22. Viele Häuſer wurden zerſchoſſen und 
von den Granaten zerſchmettert, doch wenig Menſchen verwundet. Ein 
Angriff der Ruſſen auf die über der Düna belegene Koberſchanze miß— 
lang. Die feindlichen Batterieen bei der Jeſuskirche wurden durch ſtar⸗ 
kes Feuern aus der Feſtung zerſtört und die vor der Sandpforte am 7. 
September erobert. Am 11. kam das königsmarkſche Regiment, 1400 
Mann ſtark, aus Pillau in Dünamünde an und wurde die Nacht auf 
Böten nach Riga gebracht 28. Zugleich kam die Nachricht, daß der General 
Douglas mit 5000 Pferden auf dem Wege wäre, um Livland zu decken, 
Ueberläufer, die in die Stadt kamen (deutſche Offiziere), erzählten, das 
ruſſiſche Heer habe ſich ſehr vermindert, der Zar ſei mit ſeinen Bojaren 
ſehr unzufrieden und darüber ſehr erſchrocken, daß ein in der Jeſuskircht 
aufgerichtetes Bild des heiligen Nikolaus durch ſchwediſche Kugeln gelit 
ten habe, was er für ein böſes Wahrzeichen hielt k. Am 18. Septem“ 
ber wurden mehrere Dünaſtruſen mit ruſſiſchem Mund- und Kriegsvor' 
rath von den Schweden in Brand geſteckt. Das Feuer der Belagert 
ließ nach, während von Seiten der Schweden glückliche Ausfälle geſcha⸗ 
hen und Pulver und Mundvorrath durch Böte in die Stadt geſch 
wurde“. Eine Partie Schweden ging ſogar zu Waſſer nach Muͤhlgra⸗ 
ben und zündete die feindlichen Böte an; die Ruſſen aber warfen an dem“ 
ſelben Tage (23. September) 78 Bomben, welche die Peterskirche und 
mehrere Häuſer ſehr beſchaͤdigten und einige Menſchen tödteten. Ind 
ging der Zar nach der Ausſage einiger Gefangenen, von dem Gerüchte 
der Ankunft des Königs mit 30,000 Mann erſchreckt, mit dem Gedan⸗ 
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ken um, mit dem größten Theile des Heeres ſich zurückzuziehen e. Am 
1. October geſchah aus der Sandpforte ein Ausfall, wobei der Obriſt— 
lieutnant Heinrich Albedyll ins feindliche Lager brach und gegen 2000 
Mann erlegte. Die Freiwilligen aus der Bürgerſchaft, deren 200 mitge⸗ 
zogen waren, bewieſen hiebei außerordentlichen Muth 7. Siebzehn Fahr 
nen wurden erobert und als Siegeszeichen auf die Wälle gepflanzt s. 
Das ruſſiſche Heer verließ ſeine Batterien und ſtellte ſich in Schlacht⸗ 
ordnung auf, unternahm aber nichts, ſondern zog ſich am 5. October zu— 
ruck und hob die Belagerung auf, nachdem es noch die Jeſuskirche in 
Brand geſteckt hatte. Da es gerade ein Sonntag war, ſo wurde in 
allen Stadtkirchen nach ſechs Wochen zum erſten Male wieder zum Got⸗ 
tesdienſte geläutet . Bei der Beſichtigung der feindlichen Werke fand 
ſich, daß dieſelben an einer Stelle ſchon bis auf einen Faden vom Stadt» 
graben gerückt waren. Granaten und Feuerkugeln waren 1875 Stück bis 
200 Pfund ſchwer in die Stadt geſchoſſen worden; die Kanonenkugeln 
wogen 40—80 Pfund. Wie ſchwach aber doch die Artillerie der dama— 
ligen Zeit war, ſieht man daraus, daß die Ruſſen auf ihren Batterien 
nicht mehr als 36 Kanonen und 9 Mörſer gehabt hatten. Von den 
Stadtwällen waren 16,000 Kanonenſchüſſe gefallen und aus dem Schloſſe 
7000. Von den 1400 feindlichen Struſen waren 800 verloren, von de— 
nen 200 mit vielem Kriegs- und Mundvorrathe den Belagerten in die 
Hände fielen o. Außerdem hatten die Feinde gegen 8000 Mann vor der 
Stadt verloren und gegen 6000 waren auf dem Lande von den Bauern 
erſchlagen worden, die ſich überall zuſammenrotteten und mit Flinten, 
Senſen und dergleichen bewaffnet, über fie herfielen sv. Die Freude der 
elagerer ward durch eine Seuche vermindert, welche zuerſt unter den 
oldaten und dann auch unter den Bürgern wüthete 52. Der Rückmarſch 
er Ruſſen längſt der Düna glich einer Flucht. Sechs Tage lang zogen 
le unausgeſetzt Tag und Nacht fort, wobei fie eben fo große Grauſam— 
ten verübten, als auf ihrem Einmarſche. Weiber und kleine Kinder 
“nd man auf allen Straßen ermordet, oft halb gebraten und die Frauen 
an abgeſchnittenen Brüſten, Männer und Weiber an Armen und Füßen 
an den Bäumen aufgehängt u. ſ. w., der ausgeſuchten Grauſamkeiten 
zu gedenken, die der Feind an einzelnen Unglücklichen ausgeübt hatte 
wovon viele Beiſpiele aufgeführt werden 53, 
Mit mehr Glück fochten die Ruſſen in andern Theilen Livlands. 
Nach der Eroberung Kokenhuſens hatte der Zar den Fürſten Alexei Niki— 
ch Trubetzkoi mit gegen 40,000 Mann nach Dorpat geſchickt? “. In 
n Stadt befanden ſich nur 220 ſchwediſche Soldaten, 200 Bürger und 
ſchlecht bewaffnete Reiter. Auch die Stadt war ſchlecht befeſtigt und 
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der eſthländiſche Gouverneur Bengt Horn bemühte ſich vergebens, fie zu 
entſetzen. Bei ſeinem letzten Verſuche kam er bis auf eine Meile vor 
Dorpat, mußte ſich aber wieder zurückziehen“. Am 28. Juli erſchienen 
die Ruſſen vor der Stadt und richteten auf den Anhöhen nach der Seite 
von Techelfer und Pleskau Batterien auf. Eine Aufforderung zur Ueber 
gabe wurde vom Landeshauptmann Lars Flemming zurückgewieſen. Er 
gerieth hiedurch in Streitigkeiten mit dem Rathe, welcher die Mittheilung 
des ruſſiſchen Aufforderungsſchreibens verlangte und zugleich ſich über ge⸗ 
waltſames Verfahren von Seiten der Diener des Landeshauptmanns ber 
ſchwerte. Hiebei ſcheint der wortführende Bürgermeiſter Wybers beſon- 
ders thätig geweſen zu ſein. Das an Flemming gerichtete Schreiben 
theilte er nicht der Bürgerſchaft, ſondern den beiden Aelterleuten mit, 
welche daſſelbe genehmigten. Flemming ward dabei ſehr erbittert, ſoll 
geſagt haben, das Schreiben ſei von Verräthern aufgeſetzt und als Wybers 
durch den Notaren auf eine Antwort drang, ließ er den letztern und zwei 
andere Rathsglieder verhaften und behielt ſie zehn Wochen lang bis zum 
Abſchluß der Capitulation gefangen. Die Aelterleute entſchuldigten ſich 
gegen den Landeshauptmann mit ihrer Unkenntniß der lateiniſchen 
Sprache, in welcher der Brief verfaßt war; die Bürger, welche auf dem 
Walle ſtanden, hatten ihm auf mündliches Befragen auch ſchon geſagt, 
daß fie von dem Briefe nichts wüßten. Die übrigen Vorfälle der Bela 
gerung ſind uns nicht bekannt. Der Feind ſoll ſich ſchon zum Sturme 
bereit gehalten haben, in der Stadt Mangel an Schießpulver geweſen 
und die Beſatzung bis auf 140 Mann geſchmolzen ſein, als man am 12. 
October capitulirte 5%, Die Beſatzung erhielt freien Abzug nach Reval, 
wohin der Landeshauptmann auch die gefangenen Rathsherren führen 
wollte, es wurde ihm aber abgeſchlagen. Die Privilegien der Stadt 
wurden beſtätigt; auch ſollten die Bürger bei ihrer Religion, ihren Kirchen 
und Schulen erhalten werden. Der Obriſtlieutenant Woldemar von Um 
gern reichte gegen die Capitulation eine ſchriftliche Bewahrung ein, in 
welcher er ſich über das Verfahren des Landeshauptmanns beklagte. Die 
Stadt erhielt 4400 Mann Beſatzung und mußte nebſt den umliegenden 
Bauern dem Zaren huldigen, worauf ſie gelinde behandelt wurden. 
Nach aufgehobener Belagerung befeſtigten ſich die Ruſſen in Koken⸗ 
huſen und Dünaburg und ſchloſſen am 3. November neuen Styls einen 
Waffenſtillſtand und ſogar ein Bündniß mit den Polen, während die 
Schweden die letzten von ihnen in Litthauen beſetzten befeſtigten Oertel, 
Birſen und Tykoczin, verloren. De la Gardie konnte weder von dieſen 
Seite, noch gegen Rußland etwas unternehmen, weil ſeine Reiterei bei 
der Belagerung Rigas beinah alle ihre Pferde eingebüßt hatte und 
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mit der Anſchaffung neuer ſehr langſam ging. Die meiften Pferde wa⸗ 


. ven nämlich während der Belagerung aus Mangel an Futter in den 


Fluß getrieben worden. Unterhandlungen, die unterdefien mit dem Zaren 
ſtattfanden, hatte keinen Erfolg 7. Den Herzog von Kurland gelang es 
auch nicht von der Neutralität abzubringen und zum Lehnsmanne Schwer 
dens zu machen s». König Karl wünſchte mit Rußland Frieden und ber 
fahl dem Grafen de la Gardie nur vertheidigungsweiſe zu verfahren und 
jede Annäherung zu benutzen. Rußland mit Polen und Oeſterreich zu 
entzweien, ſchien nicht ſchwer, denn das letztere hatte dem Zaren Hoff— 
nung auf die polniſche Krone gemacht, während ſie es für ſich ſelbſt 
ſuchte. Der Wojewode von Kokenhuſen, Affonaſi Naſchtſchokin, ließ den 
Grafen de la Gardie zu einer Unterredung in Mitau auffordern. Da 
der Herzog von Kurland eine ſolche aber nicht ohne Zuziehung der pol 
niſchen Regierung zugeben wollte, ſo ſandte der Graf den frühern Land⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor Albrecht Bülow 5%, aus einem alten livländiſchen Ger 
ſchlecht (Bern Bülow war im J. 1397 Domdechant zu Dorpat) eo, an 
Naſchtſchokin, der ſich nun mit Mangel an Vollmachten entſchuldigte und 
ſpäter nach dem Durchgange eines däniſchen Couriers, der nach Moskau 
ging, keine Geneigtheit zum Frieden mehr zeigte. Denn Danemark, über 
Schwedens Größe eiferſüchtig, bereitete ſich zum Kriege. Ein Geſandter 
Cromwels, der eine Vermittelung zwiſchen Rußland und Schweden ver- 


ſuchen wollte, konnte ebenfalls nichts ausrichten ©", 


Unterdeſſen hatte der Krieg in Livland fortgedauert. Der Obriſt 
Fabian Aderkas hatte im Anfange des Jahrs 1657 einen aus Kokenhu⸗ 
fen ausgerückten Haufen von- 1200 Ruſſen geſchlagen und 300 derſelben 
erlegt, während die Ruſſen in Eſthland einfielen und bis an den Fluß 
Pipe in Jerwen alles verheerten 22. Im Februar ging der Obriſt Toll 
bei Kreuzburg im Rücken der Ruſſen über die Düna, verwuͤſtete den wil- 
komirſchen Kreis und ſchlug bei ſeinem Rückzuge ein Corps Ruſſen, das 
nach Kokenhuſen wollte. Ein Haufen Ruſſen, den Naſchtſchokin im Maͤrz 
aus Kokenhuſen ausſandte, um die Schweden in ihren Quartieren zu über⸗ 
fallen, wurde geſchlagen. Gegen Ende dieſes Monats machte de la 
Gardie einen glücklichen Einfall ins Gebiet von Petſchora und ſtellte ſich 
darauf am Embach auf, um Adſel anzugreifen, welches die Verbindung 
zwiſchen Dorpat und Kokenhuſen unterhielt. Der Obriſt Glaſenap griff 
am Pfingſttage die Ruſſen, die eben mit einer Proceſſion beſchäftigt na- 
ten, unter den Mauern von Kokenhuſen an und ſchlug fie. Der Obriſt— 
lieutnant Tieſenhauſen nahm zwei große Böte, welche eine Menge Hand⸗ 
werker mit ihren Familien aus Dorpat nach Rußland wegführen ſollten. 
Der General Friedrich von Löwen belagerte unterdeſſen Adſel mit etwa 
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2000 Mann, hob aber auf die Nachricht von der Annäherung eines ruſ— 
ſiſchen Heers von 10,000 Mann unter dem Befehle des Wojewoden von 
Pleskau, Matwei Waſſiljewitſch Scheremetjew, der für einen der beſten 
ruſſiſchen Feldherren galt, die Belagerung auf und marſchirte am 18. Juni 
nach Walk, um den Feind zu erwarten. Da der Feind an dem Tage 
nicht erſchien, ließ Löwen am folgenden Morgen die Pferde abſatteln, 
als die Schweden plötzlich angegriffen wurden. Tolls Regiment wurde 
geworfen, allein Glaſenap, Pontus de la Gardie und Chriſter Horn ka— 
men mit ihren Regimentern zu Hülfe, Löwen griff das Hauptheer an und 
ſchlug es nach einer mehrſtündigen tapfern Gegenwehr vollkommen. Die 
Ruſſen verloren 1500 Mann, außer denen die ſpäter von den Bauern in 
den Wäldern umgebracht wurden, viele Fahnen und Standarten und bei- 
nah ihre ganze Bagage. Scheremetjew ward verwundet und gefangen 
und ſtarb bald darauf trotz einer forgfältigen Pflege zu Wolmar, wo er 
in der Kirche begraben wurde 6%, Löwen ging wieder vor Adſel, verließ 
es aber auf ein falſches Gerücht von dem Anzuge der Ruſſen bald wie— 
der. Die livländiſchen Landräthe, die am 14. Auguſt 1657 zu Schujen 
zuſammen kamen, beſchloſſen zur Fortführung des Kriegs von zwei Pflü— 
gen ſofort einen bewaffneten Mann zu ſtellen, mit welchen unter Befehl 
der vom Adel aus ſeiner Mitte gewählten Anführer, Rujen, Wolmar, 
Wenden, Treiden, Hilchensfähr und die Uebergangspunkte an der Sedde 
und Aa beſetzt werden ſollten. Bei dringenderer Gefahr ſollte ein allge— 
meines Aufgebot aller waffenfähigen Männer jeglichen Standes erfolgen 
und wer ſich dazu nicht einfinde, von den uͤbrigen geplündert und verjagt 
werden. De la Gardie ſchlug indeſſen ein Corps Ruſſen bei Pernau 
und rückte vor Dorpat, konnte aber nichts ausrichten und ging nach Wit- 
tenſtein in der Abſicht, nach Narwa zu marſchiren. Auf die Bitten der 
Livländer ließ er aber Löwen zur Bedeckung des Landes zurück und mars 
ſchirte nur mit den übrigen Truppen nach Narwa, ließ indeſſen 
Löwen mit dem größten Theil der ſeinigen zu ſich ſtoßen und fiel mit 
3000 Mann ins Pleskauſche ein. Auf das Anrücken einer überlegenen 
ruſſiſchen Macht zog er ſich zurück und feine Nachhut wurde noch vor 
dem Uebergange über die Narowa geſchlagen, wobei der Obriſt Leonhard 
Vietinghof und die Majore Helwig Wrangel und Brakel und andere 
tapfere Officiere umkamen. Der Graf zog ſich bis Reval zurück und 
Alles flüchtete. Die Ruſſen verwüfteten Wierland, verbrannten die ſchö— 
nen Kirchen zu Jewe, Maholm und Luggenhuſen und zogen ſich wieder 
über die Narowa zurück“. Inzwiſchen wurde in Livland ein Einfall der 
kokenhuſenſchen Beſatzung ins wendenſche zurückgeworfen, desgleichen wur⸗ 
den die Ruſſen auch bei Marienburg und bei Erla geſchlagen. Auf 
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Naſchtſchokins Vorſtellungen war ein Heer von 30,000 Mann an der 
Düna, wohl bei Druja, verſammelt worden. Als aber der Vortrab in 
Livland einrücte und die Verwüſtungen der damals in den drei Dftfeepro- 
vinzen herrſchenden Peſt inne ward, zog er ſich zuruck. Viele tauſend 
Menſchen ſoll ſie damals hinweggerafft und Riga, Reval und Kurland 
eines großen Theils ihrer Bevölkerung beraubt haben “s. 

Während de la Gardie im Norden beſchaͤftigt war, ging der litthaui⸗ 
ſche Feldherr Gonſiewsky zwiſchen Riga und Kokenhuſen über die Dina, 
ſchonte die Bauern, die er zu gewinnen hoffte, ſtellte die Schanze bei 
Kirchholm wieder her und griff die Koberſchanze in der Nähe Rigas an. 
Obwohl feine Truppen daſelbſt von dem Obriſtlieutnant Albedyll gefchla- 
gen wurden und 500 Mann verloren, nahm er Ronneburg und Wolmar 
und beſtürmte Pernau, wurde aber mit Verluſt zurückgeſchlagen und zog 
ſich endlich nach der Düna zurück, da Naſchtſchokin ſich mit feinem Unter- 
nehmen und namentlich der Beſetzung der Städte unzufrieden erklärte, 
weil Livland dem Zaren gehöre. Er wandte ſich nun mit ſeiner ganzen 
Macht gegen Riga, deſſen Beſatzung größtentheils durch die Peſt aufge— 
rieben war. Der König ſchickte aber von Wismar aus zweitauſend Mann 
nach Riga und die Polen wurden in mehreren Ausfällen geſchlagen; fie 
konnten bis zu Ende des Jahrs nichts ausrichten. 

Unterdeſſen hatte Dänemark mit Polen am 18. Juli ein Bündniß 
geſchloſſen os. Das Glück der Waffen war Karl X. trotz feiner perfün- 
lichen Tapferkeit untreu geworden und die Dänen und Holländer forder- 
ten den Zaren auf, ſich Rigas und Revals zu bemächtigen, wozu ſie ihm 
Unterftügung verfprachen. Den Schweden war daher ſehr an einem 
Frieden mit Rußland gelegen. Ihre an den Zaren abgeſchickten Geſand— 
ten zeigten ihm am 4. October ſchriftlich an, daß die Polen ihre Krone 
dem babsburgſchen Haufe verſprochen hätten und der König war bereit 
dem Zaren die Titel von Litthauen und Weißrußland zu überlaſſen; in 
Betreff der Titel: Herr des Oſtens, Weſtens und Nordens, ſollte der Zar 
nur verſichern, daß fie ſich auf keine ſchwediſche Beſitzung bezögen; der 
Zar ſchickte daher die öſterreichiſchen Geſandeen aus Moskau weg und 
benahm ſich gegen die ſchwediſchen Geſandten, welche bisher noch immer 

Moskau gefangen gehalten wurden, freundlicher als zuvor. Obwohl 
aber die däniſche Hülfe nicht von Belang war, denn die Dänen erlitten 
lauter Niederlagen, und Rußlands Exoberungen in Polen weit wichtiger 
waren als die in Livland, die man um den Preis eines Bündniſſes mit 
Schweden wohl aufgeben konnte, ſo kam dennoch zwiſchen Rußland und 
Schweden kein Frieden zu Stande 67, Danemark zwang der heldenmüthige 
Karl durch einen Winterzug über die Velten zum rösfilder Frieden (am 
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26. Febr. alten Syls 1658), durch welchen die an Schweden unmittelbar 
gränzenden Provinzen Haland, Schonen, Bleckingen, Bahus, das Amt 
Drontheim und Bornholm demſelben abgetreten wurden und es auch noch 
für alle ſeine Unterthanen und ſelbſt für die Waaren derſelben in frem⸗ 
den Schiffen die Zollfreiheit im Sunde erhielt s. Mit Polen wurden 
Unterhandlungen angefangen, zu denen auch der Graf de la Gardie zu— 
gezogen wurde, und ein Waffenſtillſtand ward geſchloſſen. König Karl 
verlangte die Abtretung von Kurland oder wenigſtens die Anwartſchaft 
darauf, nach dem Erlöſchen des herzoglichen Hauſes 9%. Die Ruſſen be⸗ 
lagerten im März Jamburg mit 5000 Mann unter dem Generalen Cho⸗ 
wansky. Schon hatte der ſchwediſche Befehlshaber aus Mangel an Mu⸗ 
nition kapitulirt und ſollte binnen ſechs Stunden den Ort räumen, als 
General Horn aus Narwa über die Ruſſen herfiel und fie fortjagte. Auch 
Narwa und Nyenſchanz wurden von ihnen vergeblich angegriffen. Unter⸗ 
deſſen hatte König Karl feinen Geſandten in Moskau friedliche Inſtructio⸗ 
nen geſchickt und Chowanſky erklärte am 22. April, daß er Befehl habe, 
einen Waffenſtillſtand zu ſchließen und feine Truppen nach Haufe zu 
führen. Am folgenden Tag wurde der ſchwediſche Waffenſtillſtand durch 
den Obriſtlieutenant Bock und den Obriſtwachtmeiſter Budberg abgefchlof- 
ſen 7o. Als man in Moskau den däniſchen Frieden erfuhr, wollte man 
mit den ſchwediſchen Geſandten in Unterhandlung treten; dieſelben ver— 
langten aber zuförderſt in Freiheit geſetzt und in ihr Vaterland entlaſſen 
zu werden. Dies wurde ihnen geſtattet. Am 28. April wurden ſie aus 
dem Hauſe, in welchem ſie gefangen gehalten wurden, entlaſſen und mit 
Pracht in einen Palaſt beim Kreml, den die kaiſerlichen Geſandten be- 
wohnt hatten, geführt. Am folgenden Tage berief man ſie in den Kreml 
und verabredete mit ihnen, daß ſie nach Narwa reiſen und ſich daſelbſt 
mit den neuerdings vom Könige ernannten Commiſſarien zu den Friedens⸗ 
unterhandlungen vereinigen ſollten; daß die Unterhandlungen ſodann am 
15. Juni an der Pluͤſſa, einem Nebenſtrom der Narowa, anfangen und 
während ihrer ganzen Dauer und noch vier Wochen daruber von einem 
Waffenſtillſtande begleitet ſein ſollten. Die Geſandten reiſeten ſodann fort 
und begaben ſich zu Sapska, 10 Meilen von Narwa, zu Schiffe. Kaum 
waren ſie abgereiſt, als ein reitender Bote vom Zaren dort angekommen 
ſein ſoll, um ſie zurückzuholen, wie man glaubte auf Veranlaſſung des 
Wojewoden Naſchtſchokin, der, obwohl bevollmächtigt mit ihnen zu unter⸗ 
handeln, die Fortdauer des Kriegs gewünſcht zu haben ſcheint. Der an⸗ 
beraumte Termin wurde von den Ruſſen nicht eingehalten. Selbſt nach⸗ 
dem die Unterhandlungen mit den Polen abgebrochen worden, zeigten ſich 
ihre Geſandten noch nicht und wollten den Gang des neu entbrannten 
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daͤniſchen Kriegs abwarten. Eben um dieſes Kriegs willen wünſchte der 
König wenigſtens einen Stillſtand auf einige Jahre. Im Falle definiti⸗ 
ver Friedensunterhandlungen ſollten die ſchwediſchen Geſandten den Ruf- 
fen, um fie mit den Polen ganz zu veruneinigen, die vom Könige noch 
in Preußen beſetzten Städte anbieten, ihrem Herrn aber Livland, Kurland 
und Semgallen nebſt einem Landſtriche bei Kerholm gegen das weiße 
Meer zu, ausbedingen. Von ſeinen frühern hochfliegenden Planen war 
alſo Karl Guſtav ſehr zurückgekommen, dachte aber doch immer an die 
Befeſtigung der ſchwediſchen Herrſchaft an der Oſtſee. Die ruſſiſchen 
Geſandten legten den ſchwediſchen allerlei Schwierigkeiten in den Weg 
und erhoben ſtets über neue Ineidenzpunkte Streit. Den zu den Unter⸗ 
bandlungen anberaumten Ort verwarfen ſie und es wurde endlich dazu 
Walliſar, zwiſchen Narwa und Neuſchloß, auserſehen. Erſt am 17. No⸗ 
vember fingen die Unterhandlungen an. Schwediſcherſeits wurden fie vom 
Reichsrathe Bielke und dem Aſſeſſor Philipp Kruſenſtierna, die 
aus Moskau zurückgekommen waren, nebſt den vom Könige ſpäter er⸗ 
nannten Commiſſarien, dem eſthländiſchen Gouverneuren Bengt Horn 
und dem Hofrathe Silferſtierna geführt, Die ruſſiſchen Geſandten traten 
anfangs mit ungemeffenen Forderungen, ſogar Riga, Reval und Narwa 
verlangend, auf und ließen nach langen Streitigkeiten zwar Einiges da⸗ 
von ab, verſtanden ſich am Ende aber nur zu einem zwanzigjährigen 
Waffenſtillſtande, den die Schweden auf drei Jahre abfürzten, der aber 
den Ruſſen vorläufig ihre livländiſchen Eroberungen ließ. Vom 20. De⸗ 
eember 1658 bis zu demſelben Tage des Jahrs 1661 ſollte er dauern . 
Anterdeſſen lagerte der litthauiſche Feldherr Gonſiewsky noch immer 
in der Nähe Rigas und ſchnitt ihm alle Zufuhr ab. Der tapfere Gou— 
verneur von Riga, Helmfeld, überfiel in der Nacht vom 6. auf den 7. 
anuar 1658 einen Theil feiner Truppen, die über der Düna unweit der 
Koberſchanze ſtanden, verbrannte ihr Lager und trieb ſie in die Flucht. 
ihm befehligten bei dieſer Waffenthat Albedyll und Roſen die 
eiterei und Philipp Saß das Fußvolk. Die bei Neuermühlen ſtehen⸗ 
den Litthauer flohen gleichfalls. Die Belagerung von Pernau mußte 
nach einer tapfern Vertheidigung des Befehlshabers Fabian Aderkas am 
„Februar aufgehoben werden. Dagegen eroberten und verbrannten die 
Ültpauer am 25. Januar Oberpahlen. Nachdem aber die Schweden 
Treiden eingenommen hatten, zog ſich Gonſiewsky mit einem Theile ſei⸗ 
— Truppen nach Kurland zurück. Seine übrigen Soldaten warfen ſich 
in Wolmar und Ronneburg; Helmet und Ermes ſteckten fie in Brand, ber 
etzten aber das erſtere bald wieder, von wo ſie der Obriſt Glaſenap am 
25. Mai vertrieb und das Schloß ſprengte, das ſeitdem in Ruinen ſteht. 
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Naſchtſchokin nahm nach einer mehrwöchentlichen Belagerung Marien⸗ 
burg, wo die Peſt nur noch 26 Vertheidiger übrig gelaſſen hatte . 
Der König rief nun den Grafen de la Gardie ab und ernannte zu 
ſeinem Nachfolger den Feldmarſchall Grafen Robert Douglas, dem 
jener die Verwaltung übergab. Während der Graf zu dieſem Zwecke 
von Riga nach Reval reiſte, verſuchte der polniſche Commandant von 
Wolmar, ihn unterwegs zu überfallen, wurde aber vom Generalen Löwen 
bei Lemſal aufs Haupt geſchlagen. Naſchtſchokin, welcher anfangs die 
Schweden von einem Angriffe auf Wolmar und Ronneburg hatte abhal⸗ 
ten wollen, unter dem Vorwande, dieſe Städte ſeien in den ruſſiſchen 
Waffenſtillſtand eingeſchloſſen, ließ nun den Schweden ſagen, er werde 
ſich ihnen nicht widerſetzen, worauf Douglas am Anfange des Auguſts 
beide Oerter nach einer kurzen Belagerung durch Capitulation nahm 73, 
So war alſo Livland die läſtigen Polen wieder los und Douglas war 
ſchon nach Litthauen gerückt, als er vom Könige Befehl bekam, ſich des 
Herzogs von Kurland, der die Neutralität nicht gehalten haben ſollte, zu 
bemächtigen und das Herzogthum zu beſetzen. Dies Alles geſchah im 
Herbſte 1658 und der Krieg zog ſich nach Kurland, wird daher auch bei 
der Geſchichte dieſer Provinz ausführlicher zu erzählen fein. Da aber 
der dortige Adel von den Schweden nichts wiſſen wollte, ſo konnten ſich 
dieſelben auch nicht in Kurland halten und mußten es im Herbſt des fol⸗ 
genden Jahrs wieder räumen *. Schweden hatte unterdeſſen mit Daͤne⸗ 
mark und Holland zu kämpfen, und auch der Kurfürſt von Brandenburg 
hatte ſich feindſelig gezeigt, ſeitdem Karl Guſtav feine Eroberungen in 
Polen nicht hatte halten können. Dieſer Fürſt batte ſchon im J. 1658 
den Grafen Magnus de la Gardie, den Bengt Drenftierna, Karl Schlip- 
penbach und Andreas Gyldenkloff zu feinen Bevollmächtigten zu den Frie— 
densunterhandlungen mit Polen ernannt ''; allein ſeine Anſprüche auf 
Kurland, für welches er höchſtens 600,000 Reichsthaler oder Landſtriche 
in Schamaiten oder Pomerellen geben wollte, hatten das Friedenswerk 
bis jetzt gehindert. Erſt nach einer großen Niederlage, die die Schwer 
den am 28. November 1659 in Fühnen erlitten, ſtand er von Kurland 
ab. Vergebens ſuchte Oeſterreich die Polen zu bewegen, Livland noch 
einmal anzugreifen. Die Unterhandlungen wurden im Kloſter Oliva, 
eine Meile von Danzig begonnen ?6, Auch dem Zaren ſchrieb der König 
am 27. März 1659 und forderte ihn zu Friedensunterhandlungen auf 
Dieſelben begannen am 25. September zu Thomsdorf, zwiſchen Riga 
und Kokenbuſen, und wurden nach Pähaſtekülle, einem Dorfe des jetzigen 
Kronguts Ajakar, bei der ſog. langen Brücke am Embach verlegt. Die 
Ruſſen wollten anfangs ihre Eroberungen in Livland behalten und au“ 


Ee 


79 
ßerdem noch Ingermannland und Karelien zurückbekommen. Dann ließen 


ſie vom ſchwediſchen Karelien und von einem Theile Ingermannlands ab 


und boten für die livländiſchen Städte eine Summe Geld, fo wie auch 
ein Bündniß gegen Polen. Als die Schweden das nicht annahmen, eilte 
Naſchtſchokin, der ſich gern in der Befehlshaberſchaft der livländiſchen 
Städte ſo lange als möglich erhalten wollte und dem es daher am Frie⸗ 
den nicht gelegen war, die Verhandlung abzubrechen und man begnügte 
ſich damit, den walliſarſchen Stillſtand aufs neue zu beftätigen. Naſch⸗ 
tſchokin wollte auch den ſchwediſchen Bevollmächtigten nicht geſtatten, mit 
der neuen Urkunde nach Moskau zu reifen 77, 

In dieſer Lage befanden ſich Schwedens auswärtige Angelegenheiten, 
als Karl X. noch im blühenden Mannesalter nach einer kurzen Krank- 
heit am %, Februar 1660 ſtarb ꝛe. Er beſaß den Unternehmungsgeiſt, 
die Thatkraft und die militäriſchen Talente des Waſaſchen Geſchlechts, 
wurde, wie ſich der bekannte ſchwediſche Hiſtoriker Lagerbring ausdrückt, 
in Schweden verehrt und faſt im ganzen übrigen Europa gefürchtet. Al⸗ 
lein ſeine Eroberungsſucht verleitete ihn zu Unternehmungen, die die Kräfte 
ſeines Reichs überſtiegen und erſchöpften. Polen, Rußland, Brandenburg, 
Oeſterreich, Dänemark und Holland verbanden ſich gegen ihn und rangen 
ihm ſeine Eroberungen wieder ab. Trotz des Widerſtrebens der kaiſerli⸗ 
chen, holländiſchen, brandenburgiſchen und däniſchen Gefandten, kam am 
23. April (3. Mai) 1660 zu Oliva der Frieden mit Polen, dem Kaiſer 
und dem Kurfürſten von Brandenburg zu Stande. Der König von Po- 
len entſagte für ſich und ſeine Erben allen Anſprüchen auf die ſchwedi⸗ 
che Krone, fo wie auf Livland dieſſeits und jenſeits der Duna, die Inſel 
Runö, Eſthland und Oeſel, jedoch mit Ausnahme des ſüdöſtlichen Liplands 
mit Dunaburg, Roſitten, Lutzen und Marienhauſen. Schweden hingegen 
gab Kurland und Pilten auf, verſprach den Katholiken in Livland die 

eie Neligionsübung und entſagte den mit dem Kurfürſten von Bran— 


enburg geſchloſſenen, für ihn drückenden Verträgen, ſo wie ſeinen Erobe⸗ 


en in Preußen. Es befand ſich alſo ganz auf demſelben Punkte, 
wie vor Karl Guſtavs glänzenden, aber unfruchtbaren Unternehmungen. 
i Verwandlung des 26jährigen Waffenſtillſtandes in einen beftändigen 

den war der einzige Gewinn 7%, Am 27. Mai 1660 wurde zu Ko⸗ 
penhagen auch zwiſchen Danemark und Schweden Frieden geſchloſſen, 
obei der röskilder Frieden mit einigen Modificationen erneuert wurde 
nur Bornholm gegen eine Entſchädigung den Dänen zurückgegeben 
erden mußte. Am 30. März waren ruſſiſche und ſchwediſche Geſandte 
zu Kardis, einem adligen Hofe des Kirchſpiels Lais, in einem kleinen 
bögzernen Haufe zufammengefommen, das bis zum letzten Viertel des 18. 
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Jahrhunderts geftanden hat, wo es auf Befehl des Erbherrn, des Baron 
Karl Guſtav v. Roſen, abgeriſſen wurde. Die Ruſſen wiederholten ihre 
fruheren Forderungen und am 6. Mai ging man unverrichteter Sache 
auseinander o. Im Auguſt wurden 2000 Mann Schweden aus Preußen 
nach Livland geführt und in Riga, Pernau und Wolmar verlegt 81. Im 
Januar des folgenden Jahrs erſchien eine ruſſiſche Geſandtſchaft »ꝛ zu 
Stockholm, zwei Monate darauf trafen die frühern Geſandten in Kardis 
wieder ein und knüpften am 23. März mit den ebenfalls dahin zurückge—⸗ 
kommenen Schweden, deren vornehmſter Bengt Horn war, neue Unter- 
handlungen an. Die Schweden forderten außer der Abtretung Livlands 
noch das ruſſiſche Karelien und Lappland, Kargopol und eine Million 
Speciesthaler, als Erſatz für Kriegsſchaͤden. Obgleich die Ruſſen noch 
in einem nachtheiligen Kriege mit Polen begriffen waren, ſo wollten ſie 
doch hievon nichts hören und anfangs nur einige unbedeutende Oer— 
ter, als aber die Schweden von Karelien abließen, Dorpat abtre— 
ten. Die ſchwediſchen Geſandten rüſteten ſich alſo zur Abreiſe. Die 
ruſſiſchen verlangten Aufſchub, bis zur Erhaltung neuer Verhal- 
tungsbefehle. Als man am 7. Mai wieder zuſammenkam, erklärten die 
letztern anfangs nichts abtreten zu können, begaben ſich aber dennoch zuerſt 
Kokenhuſens und des Neuſchloſſes, am folgenden Tage Marienburgs und 
endlich Neuhauſens, wollten aber dieſe Städte bis zum Abſchluſſe des 
walliſarſchen Stillſtandes noch behalten. Endlich gaben ſie auch auf die— 
ſen Punkt nach, wogegen die Schweden von ihrer Entſchädigungsforderung 
nachließen, als ſie den zwiſchen Polen und Rußland geſchloſſenen Frieden 
erfuhren. Am 21. Juni wurde der Frieden geſchloſſen und der teuſinaſche 
und ſtolbowaſche Friedensſchluß beſtätigt, ſo daß im Beſitzſtand beider 
Staaten nichts geändert wurde. Alles Geſchuͤtz, Schießbedarf, Glocken, 
Kirchenſchmuck, Schriften und Bücher, die ſich in den livlaͤndiſchen, von 
den Ruſſen zu räumenden Städten und Oertern vorfanden, ſollten zurück— 
gelaſſen werden. So blieben in Kokenhuſen allein 21 Kanonen, 143062 
Pfund ſchwer, zum Theil mit des Zaren Joann Waſſiljewitſch Namen 
verſehen “d. Aerzte, Dienſtleute und Handwerker ſollten ungehindert durch 
Schweden nach Rußland gehen können, eine Bedingung, welche Rußland 
gewöhnlich bei allen Friedensſchlüſſen machte. Den Kaufleuten wurde 
in den beiderſeitigen Ländern freier Handel und Privatgottesdienſt in ih⸗ 
ren Häuſern erlaubt. Neue Kirchen ſollten fie nicht bauen dürfen, doch 
behielten die Ruſſen die ihrigen in Reval 8. Naſchtſchokin raͤumte nun 
die livländiſchen Feſtungen und zog nach Litthauen, wo er am 24. Octo⸗ 
ber in einem Gefechte gefangen genommen wurde und bald darauf frarb 
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Durch dieſe Friedensſchlüſſe wurde die Ruhe des Nordens auf vierzig 
Jahre wieder hergeſtellt. 


B. Geſchichte Livlands unter Karl XI. und XII. von dem 
Olivaer und Kardiſer bis zum Nyſtädter Frieden. 
1661 — 1721. 


Kapitel IV. 

Fortbildung des Landrechts durch die ſchwediſche Geſetzgebung in 
Civil⸗, Polizei⸗, Verwaltungs⸗ und Kirchenſachen unter den 
Königen Karl XI. und III. 

Die Geſchichte des nun folgenden halben Jahrhunderts, während 
deſſen Liv- und Eſthland ſich noch unter ſchwediſcher Herrſchaft befanden, 
iſt in den erſten vierzig Jahren reine Verwaltungsgeſchichte. Die ſchwe⸗ 
diſche Regierung ſetzte ihre frühern Beſtrebungen in dieſer Hinſicht fort, 
gab ihnen aber leider feit der Mündigkeit Karls XI. eine für die Pro⸗ 
vinzen verderbliche Richtung, die den Samen der Unzufriedenheit und des 
gegenfeitigen Mißtrauens ausſtreute, die Vernichtung der livländiſchen 
Landesverfaſſung berbeiführte und endlich der ſchwediſchen Regierung in 
dem von ihr ungerechter und grauſamer Weiſe verfolgten Patful den ges 
fährlichſten Gegner erweckte. Sein politiſcher Scharfblick und feine hel- 
denmüthige Ausdauer, verbanden ſich mit Peters des Großen Rieſengeiſte 
zur Befreiung der Oſtſeeprovinzen vom unerträglich gewordenen ſchwedi⸗ 
hu Joche und ſetzten fie auch, obgleich erſt nach ihres Urhebers Tode, 
urch. 


Die äußerſt zahlreichen Verordnungen der Könige, bald mit bald 
ohne Zuſtimmung der Reichsſtände, in der Form von Statuten (Stadgas), 
Pafaten, Befehlen oder Inſtructionen und Reglements für einzelne Ber 
hörden oder endlich von Reſolutionen, Erklärungen und Briefen auf ein⸗ 
zelne Anfragen und Vorſtellungen erlaſſen, umfaſſen nebſt den Patenten 
und Plakaten der Generalgouverneure und anderer Befehlshaber, die 
geſammte damalige Juſtiz und Verwaltung, nämlich das Civil“, Crimi- 
nal⸗, Proceß⸗, Polizei-, Verwaltungs- und Kirchenrecht. Bei der großen 
Mannigfaltigkeit ihres Inhalts würde eine chronologtſche Aufzahlung ders 


elben den Zuſammenhang der Materien zerreißen. Außerdem kennen 
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wir auch die äußere Veranlaſſung und die Entſtehungsgründe dieſer Ver⸗ 
ordnungen nicht; eine genetiſch chronologiſche Entwickelung derſelben iſt 
alſo unmöglich. Um eine klare Ueberſicht zu gewinnen, müſſen wir alſo 
den Gegenſtand nach Materien theilen, wodurch nicht nur den umfaſſen⸗ 
deren, ſondern auch den kürzern, ſpecielle Fragen berührenden Verordnun— 
gen ihr Recht widerfahren wird. Mehrere Gegenſtände umfaſſende Ge— 
ſetzesvorſchriften werden wir alſo an verſchiedenen Orten vortragen. Wir 
werden uns hiebei aber auf diejenigen Verordnung beſchränken, deren 
practiſche Anwendung in unſeren Oſtſeelanden ſchon während der ſchwe— 
diſchen Beherrſchungszeit wenigſtens zu vermuthen iſt. Bekanntlich hat 
das ſchwediſche Recht ſpäter daſelbſt und namentlich in Livland eine aus— 
gedehntere Anwendung gefunden und das nach dem Erſcheinen verſchie⸗ 
dener, gegen Ende dieſes Zeitraums veranſtalteter Sammlungen ſchwedi⸗ 
ſcher Verordnungen in deutſchen Uebertragungen. Die älteſte noch ſehr 
unvollſtändige iſt die unter dem Titel livländiſche Landesordnun— 
gen im Jahre 1673 von Heinrich Beſſemeſſer herausgegebene; vollſtän— 
diger ſind die Nöllerſchen Sammlungen von den Jahren 1690 und 1705, 
welche nicht nur die ſpeciell für Livland gegebenen Verordnungen, fon= 
dern auch allgemeine Reichsgeſetze, aber auch viele nur auf andere Lan- 
destheile bezügliche oder an einzelne Beamten gerichtete und daher in 
Livland ganz unanwendbare Erlaſſe enthalten. Außerdem erſchien ebenfalls 
bei Nöller eine von zwei Mitgliedern des livländiſchen Hofgerichts und 
auf den Wunſch des Generalgouverneuren Grafen Dahlberg veranſtaltete 
Ueberſetzung des ſchwediſchen Stadt- und Landlags nach der ftodholmer 
Ausgabe von 1702 mit einem Anhange von Verordnungen und einer 
Menge Anmerkungen, die ebenfalls aus Geſetzesvorſchriften, königlichen 
Briefen, Reſolutionen n. ſ. w. gezogen ſind. Von dieſem Geſetzbuche 
konnte der Text natürlich keine Gültigkeit erlangen, wohl aber die An— 
merkungen, da ſie auf königlichen Erlaſſen beruhten, obwohl dieſelben zum 
Theil nur an einzelne ſchwediſche Behörden gerichtet ſind und daher in 
Liv» und Eſthland höchſtens analogiſch benutzt werden konnten. Die Ge— 
wohnheit, ſowohl die Nöllerſchen Landesordnungen, als die Noten zum 
Landlag lediglich nach der Seitenzahl zu eitiren, ohne ſich um die Gül- 
tigkeit der darin angezogenen Quellen zu kümmern, hat nicht wenig zur 
Einſchwärzung des ſchwediſchen Rechts in die livländiſche Gerichtspraxis 
beigetragen. Allein dies konnte erſt nach dem Erſcheinen beider Werke, 
alſo während der ruſſiſchen Beherrſchungszeit geſchehen. Bis dahin 
ſcheinen die in den Noten zum Landlag angeführten Verordnungen und 
Erlaſſe in Livland unbekannt geblieben zu ſein, mit Ausnahme der könig⸗ 
lichen Briefe an das dörptſche Hofgericht oder an ſämmtliche Hofgerichte. 
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Wir werden fie alſo hier nicht beruͤckſichtigen, desgleichen auch nicht die 
in der Nöllerſchen Sammlung enthaltenen und in unſeren Oſtſeeprovinzen 
offenbar nicht anwendbaren, ſowie die nur in Schmedemanns ſchwediſchem 
Inſtitienwerke befindlichen Verordnungen. Die letzteren können ſchon ih— 
rer Sprache wegen nicht in die Praxis gedrungen ſein, obwohl dies Werk 
im hofgerichtlichen Berichte vom 22. April 1727 und im Urtheile vom 
17. Februar 1783 eine für Livland gültige Rechtsquelle genannt wird. 
Indeſſen bleibt der Verſuch, das während der ſchwediſchen Beherrſchungs⸗ 
zeit wirklich gültige Recht zu ermitteln, ein ſehr ſchwankender und ſelbſt 
die Durchforſchung unſerer gerichtlichen Archive würde nur ein ungewiſ⸗ 
ſes Reſultat liefern, da die Praxis eines nicht vollen Jahrhunderts nicht 
alle möglichen Fälle erſchöpfen konnte. n 

In Bezug auf Eſthland iſt noch zu bemerken, daß abgeſehen von den 
ſpeciell für daſſelbe erlaſſenen oder daſelbſt publicirten Verordnungen, ſehr 
wenige und bei weitem nicht alle die im Jahre 1777 von Derling her— 
ausgegebenen, in Eſthland practiſche Giltigkeit erlangt haben 8, Das 
für dieſe Provinz um die Mitte des 17. Jahrhunderts compilirte Ritter⸗ 
und Landrecht genügte wohl dem Bedurfniſſe und ſtellte den Neuerungen 
einen mächtigen Damm entgegen. 

Wir betrachten zuerſt das Civilrecht. Die Bemühungen der ſchwe— 
diſchen Regierung um die Regelung des Vormundſchaftsweſens 
ſind ſchon oben (Kapitel I.) angeführt worden. Im Jahre 1669 erließ 
die königliche Regierung mit Zuſtimmung der Reichsſtände eine Vor— 
mundſchaftsordnung, deren Befolgung den Landgerichten durch eine kö— 
nigliche Verordnung vom 20. December 1694 § 17 ausdrücklich vorge- 
ſchrieben wurde und die zum Theil auch in die eſthländiſche Landwaiſen⸗ 
ordnung vom Jahre 1724 übergegangen iſt. Sie iſt viel vollſtändiger, 
als die früher in Livland vorhanden geweſenen. In ihren Grundzügen 
ſtimmt ſie mit dem eſthländiſchen Ritter- und Landrechte überein, enthält 
aber doch manches Eigenthümliche. Die Vormundſchaft tritt nicht erſt 
mit dem Tode des Vaters, ſondern auch mit dem der Mutter ein, indem 
der Vater dann Vormund ſeiner Kinder für das mütterliche Vermögen 
wird 87 und fo wie die Mutter, von der jährlichen Rechenſchaftsablegung 
befreit iſt. Auch muß der Vater fo gut wie andere Vormünder die Ver⸗ 
wandten zu Rathe ziehen es; fie erhalten auch ein Exemplar des Inven- 
tars, ihnen wird von den Vormündern Rechenſchaft abgelegt und ohne 
ihre Genehmigung durfen Pupillen-Capitalien nicht angegriffen werden do. 
Sie bilden alſo eine Art Obervormundſchaft und nur in Ermangelung 
derſelben tritt die Behörde ein; — eine Einrichtung, die dieſer Verord— 
nung eigenthumlich iſt. Die Verwandten haben auch die Dbelung de 
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Vormünder bei dem vormundſchaftlichen Gerichte auszuwirken do. Als 
ſolche Gerichte fungirten in Livland bis zum Jahre 1694 beſondere Land⸗ 
waiſengerichte, welche aber in dieſem Jahre aufgehoben und ihre Ge⸗ 
ſchäfte den Landgerichten unter Oberaufſicht des Hofgerichts zugewieſen 
wurden 51. 

Die teſtamentariſche Beſtellung der Vormünder wird als vorhanden 
angenommen, ſobald erwieſen werden kann, daß die Eltern die beſtimmte 
Abſicht gehabt haben, ihren Kindern gewiſſe Perſonen zu Vormündern zu 
verordnen »2. Der Vater, der zur zweiten Ehe ſchreitet, muß über das 
mütterliche Vermögen der Kinder ein Inventar in Gegenwart der näch— 
ſten Verwandten mütterlicher Seite errichten »s. Schreitet aber die Mut: 
ter zur zweiten Ehe, fo hört fie auf Vormünderin zu fein, muß den Kindern 
ihr väterliches Erbtheil auskehren und iſt blos in wichtigen Fällen zu Rathe 
zu ziehen “, während fie nach dem eſthländiſchen Ritter- und Landrechte nur 
Miwormunder bekömmt. Sie iſt auch berechtigt, die Vormünder zur pflicht 
mäßigen Verwaltung des Vermögens anzuhalten und nöthigen Falls vor Ge— 
richt zu verklagen “s. In Ermangelung der Eltern find die nächſten Ver: 
wandten und zwar eben ſo viel von Seiten des Vaters als von Seiten, der 
Mutter Vormünder; find auch ſolche nicht vorhanden, fo hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zwei rechtliche Männer dazu zu verordnen 9, Die Bormund- 
ſchaft iſt nur fähigen Perſonen und wo möglich Standesgenoſſen des Pupillen 
anzuvertrauen, auch ſollen die Vormünder wenigſtens eben fo viel im Ver⸗ 
mögen beſitzen, als ihre Mündel. Jedoch wird bei Verwandten und bei Per⸗ 
ſonen von anerkannt unbeſcholtenem Wandel hievon abgeſehen. Der Vormund 
muß im Lande beſitzlich und wo möglich in demſelben Gerichtsbezirke ange— 
ſeſſen ſein und darf weder Gläubiger noch Schuldner des Mündels, noch 
mit ihm in einem Rechtſtreite begriffen ſein??. Wichtige Aemter, Schwäche 
lichkeit, hohes Alter, Armuth, eine zahlreiche Familie und die frühere 
Uebernahme von zwei Vormundſchaften oder einer von großer Weitlaͤuf— 
tigkeit gelten für Entſchuldigungsgründe 's. Die Vormünder haben das 
Zuchtigungsrecht über ihre Mündel oo. Gleich bei Uebernahme der Vor⸗ 
mundſchaft haben die Vormünder ein Inventarium über das Gefammt- 
vermögen des Pupillen aufzunehmen, wovon ein Exemplar an die Vor 
mundſchaftsbehörde gebt, widrigenfalls fie ſofort als verdächtig entfernt 
werden 1. Baares Geld iſt gegen genügende Realſicherheit auf Renten 
anzulegen. Der Vormund darf es auch ſelbſt, aber gegen gleiche hohe 
Zinſen und gleiche Sicherheit und nur unter gerichtlicher Beſtätigung be⸗ 
nutzen 2. Zum Verwalter, namentlich von Landgütern, darf er Nieman⸗ 
den ohne Burgſchaft oder wenigſtens ohne juratoriſche Caution annehmen, 
widrigenfalls er für ihn verantwortet ?. Von den Capitalien darf nichts 
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ausgegeben werden, ausgenommen zur Erziehung des Mündels, wenn er 
beſondere Anlagen zeigt 2. Werthvolle und nicht verzehrbare Sachen, be⸗ 
ſonders aber Immobilien, ſind nicht ohne Noth und ohne gerichtliche Er— 
laubniß zu veräußern . Pupillenſachen darf der Vormund nicht für ſich 
ſelbſt erſtehn . Die Vormünder find nur für Schaden verpflichtet, der 
durch ihr Verſehen entſteht? und erhalten etwanigen Verluſt, ſowie die 
Koſten, die ihnen aus der Verwaltung der Geſchäfte des Mündels zu⸗ 
wachſen, erſetzt und außerdem 5% von dem jährlichen Einkommen als 
Renumeration ®, — eine gewiß ſehr weiſe Anordnung. Der Vormund, 
der feine Pflichten verſäumt, iſt zu entfernen“. Nach Beendigung der 
Vormundſchaft hat der Vormund eine Generalrechenſchaft abzulegen. 
Klagen des Mündels aus der geführten Verwaltung muß er binnen 
Jahr und Tag nach Beendigung der Vormundſchaft anftellen 10. 

Ueber andere Theile des Familienrechts beſitzen wir aus der ſchwe— 
diſchen Zeit keine umfaſſende Verordnungen. Ueber das Eherecht finden 
ſich Beſtimmungen in der ſchwediſchen Kirchenordnung, von der unten 
beim Kirchenrechte die Rede ſein wird. Das Güterrecht der Eheleute 
ward in Livland dadurch abgeändert, daß gegen Ende dieſes Zeitraums 
die ſubſidiariſche Befolgung des ſchwediſchen Rechts angeordnet ward 19, 
obwohl die einheimiſchen Quellen gerade in dieſer Materie. hinreichen 
und das ſchwediſche Landrecht auf einem ganz verſchiedenen Principe be— 
ruht, nämlich auf der particulären Gütergemeinſchaft der Mobilien und 
der Errungenſchaft 12. So fanden alſo auch mehrere Verordnungen über 
die gegenſeitige Haftung der Ehegatten für ihre Schulden in der Praxis 
Eingang. Nach denſelben war die Frau gehalten, während der Ehe ein— 
gegangene Schulden (zu welchen auch die zur Ausrichtung der Hochzeit ger 
machten gerechnet wurden,) zu einem Drittel ſogar aus ihrem unbewegli⸗ 
chen Erbe zu bezahlen, wenn die Mobilien und die Errungenſchaft dazu 
nicht hinreichten. Für Schulden des Mannes, die aus Miſſethaten, Spiel 
oder Verſchwendung herrührten, brauchte die Frau auf keine Weiſe, auch 
nicht mit der Errungenſchaft und den Mobilien zu haften; allein die zur 
Zeit der Execution und der Güterabtretung fälligen Einkünfte von den 
Erbgütern ſollten in jedem Falle zur Bezahlung auch folder Schulden 
verwandt werden 1s. Das Prineip der ehelichen Vormundſchaft wurde 
aufrecht erhalten, doch mit der Beſchränkung, daß die Zuſtimmung des 
Mannes zu Veräußerungen auf den Todesfall von der Obrigkeit ſupplirt 
werden dürfte 14. 

Ueber das Perſonenrecht finden ſich keine und über das Sachenrecht 
nur ſehr wenige Beſtimmungen. Was über den Beſitz vorkömmt, ſtimmt 
mit dem gemeinen Rechte überein oder gehört in die Proceßlehre oder in 
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das Polizei- und Criminalrecht. Dagegen ſtammt aus der ſchwediſchen 
Beherrſchungszeit die gerichtliche Ingroſſation oder Verprotokollirung 
der Pfandverſchreibungen, ſowie von Sequeſtern auf ein Immobile !“, 
was ſeit dem Jahre 1642 in den Landgerichten, bei den Magiſträten noch 
viel früher vorkommt 16, Durch die Ingroſſation wird eine Privathypo⸗ 
thek an einem Immobile zu einer öffentlichen erhoben und als eine ſolche 
wird nur die gehörigen Orts und zur rechter Zeit ingroſſirte Hypothek 
anerkannt 7. Die ingroſſirte Hypothek hat einen Vorzug vor allen nicht 
ingroſſirten. Verſchieden von dieſem durch zweiſeitigen Vertrag erworbe— 
nen Pfandrechte war das mit Beſitz verknüpfte unfreiwillige Pfandrecht, 
die ſogenannte Immiſſion!“, durch welche dem Gläubiger, der ein 
rechtskräftiges Urtheil für ſich hatte, aus dem unbeweglichen Vermögen 
des Schuldners nach einer geſetzlichen Tare ſo viel zugeſchlagen und zur 
Nutzung eingewieſen wurde, als zur Deckung der Zinſen ſeiner Forderung 
erforderlich war. Der Immiſſar blieb im Beſitz, auch wenn ſeine For— 
derung ſtreitig war, bis über dieſelbe erkannt und er etwa aus dem Ber 
ſitze gerichtlich wieder ausgewieſen wurde “. Er durfte die Ingroſſation 
ſeines gerichtliche Pfandrechts fordern und ſtand dann dem öffentlichen 
Hypothekar gleich 2. Binnen Jahr und Tag war der Ermiſſar berech— 
tigt, die Immiſſionsobjecte wieder einzulöſen 21. Geſchah dies nicht, fo 
durfte der Immiſſar entweder im Beſitz bleiben, oder auf öffentliche Ver— 
ſteigerung antragen, und wenn ſich kein Kaufliebhaber meldete, das Im— 
miſſionsobject nach gerichtlicher Schätzung käuflich an ſich bringen 22. War 
die Bezahlung auf irgend eine Weiſe erfolgt, fo hatte der competente 
Richter auf geſchehene Anzeige dieſelbe in Gegenwart des Exmiſſars 


förmlich aufzuheben 7, Das Nähere über den Modus der Immiſſion 


gehört in die Lehre von der Erfüllung der Urtheile. 

Ueber das Obligationenrecht finden ſich auch nur wenige Bes 
ſtimmungen und zwar größtentheils in den königlichen Zinsplakaten vom 
14. November 1666 und 16. December 1687, welche ſowohl in Liv- als 
Eſthland practiſche Geltung erhielten 22. Zahlungen ſollten in derjenigen 
Münze geleiſtet werden, in der die Schuld contrabirt worden?s. Mora⸗ 
torien durften unter Umſtänden vom ordentlichen Richter wider den Wil- 
len einzelner, in der Minderzahl befindlicher Gläubiger ertheilt werden ?“, 
vom Generalgouvernement auch ohne der Gläubiger Einwilligung auf 
böchſtens drei Monate, doch nur in einzelnen Schuldſachen nach Verſuch 
gütlicher Auseinanderſetzung und bei erwieſener Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners 7. Der Zinsfuß ward für die vertragsmäßigen Zinſen an⸗ 
fangs auf acht 28, dann aber auf ſechs 2% Procent feſtgeſetzt. — Was 
darüber ausbedungen wurde, war nicht klagbar und wurde, wenn es ſchon 
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bezahlt worden, als Capitalabtrag angeſeben 39; überdies wurde der Dar: 
leiber auch noch mit dem Verluſte des Capitals beſtraft, und war der 
ausbedungene Vortheil ſo hoch, daß der Schuldner binnen kurzer Zeit 
das Doppelte zu erſtatten hätte, fo verlor der Gläubiger nicht nur das 
dargeliehene Capital, ſondern mußte auch noch dieſelbe Summe doppelt, 
zum Beſten milder Stiftungen erlegen. Dieſe Beſtimmungen galten auch 
für das Darleihen anderer vertretbarer Sachen außer dem Gelde 1. Nur 
beim Bodmerei- und Aſſecuranzvertrage ꝛ', ſowie beim Getraidedarlehn 
waren böhere Zinſen geſtattet. Den Arrendatoren von Kronsgütern ward 
nämlich vorgeſchrieben, von den Kronsbauern auf ſechs Maß im Früb- 
jahr dargeliehenen Korns, im Herbſte das ſiebente Maß, das iſt 16%, 
Procent, als Bath zu nehmen 8. Früher wurde vermuthlich eine noch 
größere Vergütung gefordert, und eine plötzliche Herabſetzung auf den 
geſetzlichen Zinsfuß hätte wohl allen Darlehen ein Ende gemacht. Für 
Verzugszinſen ward das Maß auf 6 und dann auf 5 Proc. feſtgeſetzt; 
bei Wechſeln, Bodmereibriefen und Aſſecuranzverträgen waren höhere 
Weilrenten geftattet >, : 

Außer der gewöhnlichen erlöſchenden Verjährung von einem Jahr 
und ſechs Wochen, Nacht und Jahr genannt ds, kömmt auch eine von 
zwanzig Jahren für Privatforderungen vor, welche auch durch Privatmah⸗ 
nung unterbrochen wurde 3%, Gegen Perſonen, die nicht im Stande find, 
ihre Rechte wahrzunehmen, ruht die Verjährung 7. In Betreff der Form 
der Verträge iſt zu bemerken, daß im J. 1686 zur Unterftügung der be⸗ 
drängten Finanzen ein Stempelpapier angeordnet wurde, auf welchem alle 
Kauf- und Tauſchbriefe über Immobilien und Kaufmannswaaren, Tefta- 
mente, Vergleichstransgete, Vollmachten, Wechſelproteſte, Contracte und 
Obligationen geſchrieben werden ſollten, desgleichen auch alle Proceß— 
ſachen und Entſcheidungen oder Verhandlungen der Behörden. Daſſelbe 
war je nach dem Werthe des in der bezüglichen Schrift verhandelten Ge— 
genſtandes ſehr verſchiedenartig abgeſtuft. Jede auf ungeſtempeltem Pa⸗ 
Pier verfaßte Schrift ward für ungültig erklärt, mit Ausnahme der Bitt⸗ 
ſchriften armer Leute. Die zu dieſem Behufe mit Genehmigung der 
Reichsſtände am 23. December 1686 erlaſſene königliche Verordnung ſollte 
in Schweden und allen auf derſelben Seite der See belegenen Ländern 
vom 15. März des folgenden Jahres an in Kraft treten, in Finn- und 
Ingermannland aber vom 1. Mai an. Obwohl der livländiſche Landtag 
vom J. 1693 ſich über die beabſichtigte Einführung des Stempelpapiers 
beim Könige beſchwerte, fo findet ſich doch ſchon im J. 1696 Stempel⸗ 
papier daſelbſt im Gebrauch 3%. Der Preis der niedrigſten Gattung be- 
trug 2 Oer, etwa 2 Kop. S., der theuerſten 3 Thlr. ſchwed., etwa 210 Kop. 
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ueber einzelne Verträge findet ſich nichts Bemerkenswerthes. Die 
in das Seerecht gehörenden Contracte, als Aſſecuranz, Bodmerei, Schiffs⸗ 
befrachtung u. ſ. w., werden zwar im königlichen ſchwediſchen Seerechte 
vom 12. Juni abgehandelt, allein auf dem Lande konnte daſſelbe kaum 
in Anwendung kommen und in den livländiſchen Städten folgte man dem 
rigaſchen Stadtrechte und in den eſthländiſchen dem lübiſchen 39, Dage⸗ 
gen erlangte die mit Zuſtimmung der Reichsſtände für alle Provinzen 
des Reichs erlaſſene Wechſelordnung vom 10. März 1671 practiſche 
Geltung, ohne indeſſen in Riga das dortige örtliche Wechſelrecht verdrän⸗ 
gen zu können. In dieſer Verordnung erſcheint der Wechſel ſchon in ſei⸗ 
ner heutigen Form. Die heut zu Tage beim Wechſel vorkommenden 
Haupt- und Nebenperſonen, die Aviſobriefe, als Bedingung der Aecepta⸗ 
tion, die Prima, Secunda⸗ und Tertiawechſel, die Proteſte: wegen nicht⸗ 
bezahlter Valuta, bei Nichtzahlung des Wechſels, bei der Annahme par 
honneur und bei unvollſtändiger Wechſelzahlung und zwar binnen zehn 
Tagen, werden angeführt. Eine nähere Angabe des Inhalts gehört in 
eine fpecielle Rechtsgeſchichte und würde auch nur für — In⸗ 
tereſſe haben. 
Das Erbrecht ward durch eine ausführliche — die Te⸗ 
ſtamentsſtadga vom 3. Juli 1686, bereichert, der die eingeforderten Be⸗ 


richte ſämmtlicher Hofgerichte, alſo wohl auch des dörptſchen zum Grunde 


liegen. Sie weicht von dem römiſchen und dem auf daſſelbe gegründe⸗ 
ten eſthländiſchen Ritter- und Landrechte bedeutend ab und ſchließt ſich 
mehr an das deutſche und ältere livlandiſche Landrecht an. Dennoch hat 
fie auch in Eſthland ſubſidiäre Geltung erlangt “. Teſtiren darf man 
über das geſammte bewegliche, ſowie über wohlerworbenes unbewegliches 
Vermögen und zwar ſowohl mit Uebergehung der nächſten Erben, als in- 
dem man das Vermögen unter dieſelben nach Willkühr vertheilt, nicht 
aber über Erbgüter (praedia avita), ausgenommen über ¼10 derſelben 
nach Abzug der Schulden zu milden Zwecken, es ſeien denn rechtmäßige 
Enterbungsgrunde vorhanden 41, die aber das Geſetz nicht anführt. Hat 
aber der Teſtator unmündige Kinder, die kein ererbtes Vermögen beſitzen, 
ſo iſt er verpflichtet, ihnen auch von ſeinem beweglichen und wohlerwor⸗ 
benen Vermögen fo viel zu hinterlaſſen, als zu ihrer Erziehung nörbig 
iſt, bis ſie im Stande ſind, ſich ſelbſt den gehörigen Unterhalt zu ver⸗ 
ſchaffen. Inſoweit find alſo die Kinder Notherben, von einem Pflicht: 
theile im römiſchen Sinne iſt aber nicht die Rede und ebenſowenig wird 
ihre Präterition verboten, da das Geſetz den Eltern in Bezug auf ihre 


unmündigen Kinder nur einige Billigkeit empfiehlt 22. Der Teſtator 
darf dem eingeſetzten Erben die Art der Benutzung und Verwaltung des 
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Vermögens nach Gutbefinden vorſchreiben . Um die Aufrichtung letzter 
Willensverfügungen zu erleichtern, wird keine beſondere zur Vermeidung 
der Nichtigkeit zu befolgende Form vorgeſchrieben, ſondern es ſoll nur, 
wie das Geſetz ſagt, „in allen Teſtamenten wegen des Teſtators letzten 
„Willens Sicherheit fein, es ſei mündlich oder ſchriftlich beſchloſſen und 
„daß Solches geſcheben bei gutem und vollem Verſtande, ohne Zwang, 
„Drohung oder Verleitung“ . Die Zuziebung zweier oder dreier Zeu⸗ 


gen wird daber bei mündlichen und ſchriftlichen Willenserklärungen em⸗ 


pfohlen. Hat man aber keine Zeugen bekommen können und es iſt ein 
ſchriftliches Teſtament vorhanden und vom Teſtator unzweifelhaft unter⸗ 
ſchrieben, ſo bleibt es in Kraft. In Beziehung auf die Fähigkeit zur Te⸗ 
ſtamentserrichtung wird blos angeführt, daß Ehefrauen nicht ohne Zu⸗ 
ſtimmung ihrer Männer teſtiren dürfen 2. Einzelne fehlerhafte und wi- 
dergeſetzliche teſtamentariſche Beſtimmungen ſind zurechtzuſtellen, ohne daß 
die übrigen von ihrer Kraft verlieren 6; — ein ſehr folgenreicher und 
der Erhaltung letztwilliger Verfügungen ſehr günftiger Grundſatz. — Da⸗ 
ber muß denn auch jedes Teſtament nach des Teſtators Tode in Gegen- 
wart der nächſten Erben gerichtlich produeirt werden, ehe es zur Voll⸗ 
ziehung kommt. Einwendungen gegen das Teſtament duͤrfen nur binnen 
Nacht und Jahr nach des Teſtators Tode und zwar nur von den näch⸗ 
ſten Erben, nicht von den entfernteren 47, vorgebracht werden. Die ſtrei⸗ 
tige Erbſchaft wird dem Teſtamentserben gegen Sicherheit übergeben, oder 
Curatoren überliefert, oder endlich unter Sequeſter geſtellt s. Die Er- 
richtung untheilbarer und unveräußerlicher Familien-Fideicommiſſe 
aus dem beweglichen und wohlerworbenen unbeweglichen Vermögen wird 
namentlich e zur Erhaltung des Anſehens der Familie geſtattet und zwar 
ſoll der jedesmalige Inhaber ſich genau an die Bedingungen der Stiftung 


balten; etwanige Verſehen ſeinerſeits präjudieiren den übrigen Intereſſen 


nicht und feine Gläubiger dürfen ſich nur an den Einkünften des Fidei⸗ 
commiſſes halten. Erſt wenn die Anordnungen des Stifters als erlo⸗ 
ſchen anzuſehen find, hört die Fideieommißeigenſchaft auf und das frühere 

deicommiß wird zum unconditionirten Eigenthume ſeines Inhabers. 
Trotz dieſer, ſolche Stiftungen ſehr begünftigenden Beſtimmungen, find ib- 
m doch ſehr wenige entſtanden, vielleicht weil es dem durch die Redu⸗ 
on verarmten Adel an allen Mitteln zur Ausſtattung nachgeborner Söhne 
und Töchter fehlte. Die Inteſtaterbfolge trat nach der obenangeführten 
Zeſtimmung der Teſtamentsſtadga nicht nur in Ermangelung eines gül- 
tigen Teſtaments für den ganzen Nachlaß, ſondern auch im Falle der 

feiffion einzelner letztwilliger Verfügungen für diejenigen Vermögens- 
theile ein, auf die fie ſich bezogen. 
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Städtiſche Immobilien vererbten nach dem örtlichen Stadtrechte, auch 
wenn fie adliges Eigenthum waren 5%. Sonſtige Modificationen der In- 
teſtaterbfolge laſſen ſich aus der Praxis, d. h. aus hofgerichtlichen Prä- 
judicaten erkennen. Das Recht der Tochter zu einem halben Sohnestheile 
in liegenden Gründen ward durch mehrere derſelben jetzt deutlich feftger 
ſetzt 'i. Dieſer Grundſatz ward auch auf den Fall angewandt, wo der 
Vater den Brautſchatz feiner Frau in liegende Gründe verwandelt hatte 2. 
Erbe aber, d. h. bewegliches Vermögen, erbten die Töchter zu gleichen 
Theilen mit den Söhnen 58. Die Koften des Studirens und Reiſens 
brauchten die Söhne, die der Hochzeit und der Kleidung und Kleinodien 
die Töchter nicht einzuwerfen 5%. Derſelbe Grundſatz war, wie wir ges 
ſehen haben, ſchon in Eſthland practiſch. Schweſterkinder wurden durch 
Bruderkinder von jedem Antheile ihrer kinderlos verſtorbenen Vaterbrüder 
ausgeſchloſſen 's. Die Wittwe war gehalten, die von ihr zurückgeforderte 
Morgengabe zu erweiſen 's. Während des Trauerjahrs blieb die finder- 
loſe Wittwe im Beſitz des Nachlaſſes und brauchte den Ueberſchuß der 
Einkünfte über ihre eignen Ausgaben nicht mehr den Erben ihres ver- 
ſtorbenen Mannes auszukehren, wie es im Sylveſterſchen Privilegium 
angeordnet war 57. Ausſtehende Schuldforderungen oder fog. verbriefte 
Gelder wurden nach Analogie des Sylveſterſchen Privilegiums nicht zur 
fahrenden Habe gerechnet, und die Wittwe erhielt fie nicht's, oder doch 
nur (nach einem einzigen Präjudicate) auf Lebenszeit und gegen Bürg⸗ 
ſchaft, weil fie nach ihrem Tode an des Mannes Erben fallen ſollten 9. 
Dagegen wurde das Gutsinventarium nebſt der Ausſaat, dem Vieh und 
der Ernte zur fahrenden Habe gerechnet 6%, Der unbeerbte Wittwer, deſſen 
Rechte geſetzlich nicht klar feſtgeſtellt waren, erhielt die fahrende Habe 
der verſtorbenen Frau, ſowie ihre Mitgift, wenn ſolche in baarem Gelde 
oder in Obligationen beſtand, nicht aber ihren ſonſtigen Nachlaß 61. 
Eine Abweichung von der altdeutſchen und namentlich der ſächſiſchen 
Parentele oder Linealſucceſſion, nach welcher diejenige Linie, von welcher 
die Güter ſtammten, im Beſitz derſelben erhalten werden ſollte, findet ſich 
in der Gerichtspraxis nicht und dieſes Syſtem kommt auch noch in dem 
Meng denſchen und dem Hilchenſchen Entwurfe vor. Erſt im 18. 
Jahrh. wurde es vom juſtinianiſchen Rechte verdrängt, deſſen Kenntniß da⸗ 
mals in unſern Oſtſeeprovinzen bedeutend zunahm. In der Lehre von der 
Erbſchaftserwerbung und Erbſchaftstheilung erlangten einige ſchwediſche 
Verordnungen in Livland Gültigkeit, während in Eſthland das Ritter 
und Landrecht vom J. 1650 beinah die alleinige Quelle des Erbrechts 
blieb. Nach der ſchwediſchen Kirchenordnung war derjenige, der von der 
„rechten Religion“ abfiel oder einen alten gebrechlichen Verwandten ver⸗ 
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ſtieß, unfähig zu erben; der erftere überhaupt, der zweite im Nachlaſſe 
des Verſtoßenen 2. Der Nachlaß war gerichtlich zu inventiren, wenn der 
Erbe darum bat, oder von den Erben einige unmündig waren, oder der 
Nachlaß mit Schulden belaſtet oder für die Integrität deſſelben etwas zu 
furchten war. Ausnahmsweiſe hatte die durch den Eid des Erben be— 
kräftigte und von ihm privatim angefertigte Specification gleiche Wirkung 
mit dem gerichtlichen Inventarium. War die Erbſchaft ſtreitig oder der 
Nachlaß mit bedeutenden Schulden belaſtet, ſo durfte derſelbe dem Erben 
nur gegen genügende Sicherungsleiſtung übergeben werden. Konnte er 
eine ſolche nicht beſtellen oder war abweſend oder unbekannt, ſo wurde 
ein Curatel über den Nachlaß angeordnet 9%, Nach der Inventirung des 
Nachlaſſes wurde, zur Ausmittelung aller erblichen Anſprüche oder For— 
derungen an den Nachlaß, eine Edietaleitation auf Jahr und Tag erlaf- 
fen ea. Die Antretung oder Ausſchlagung einer Erbſchaft, letztere ſelbſt 
wenn die Erbſchaft ſchon angetreten war, ſo wie die bedingte Antretung 
derſelben, ſtand jedem Erben frei ss. Der Erbe haftete für die Schulden 


des Erblaſſers nur inſoweit, als der Nachlaß zureichte, mußte aber, um 


dieſe Rechtswohlthat zu genießen, in einer beſtimmten Friſt ſich über die 
Annahme der Erbſchaft erklären; oder wenn die Nachlaßſchulden unbe- 
kannt waren und ſich ſpäter ausfand, daß ſie die Erbſchaft überſtiegen, 
wenigſtens das Empfangene nach einer beeidigten Specification reſtitui⸗ 
ren, oder falls es bereits distrahirt war, deſſen rechten Werth, nebſt den 
gewöhnlichen Gefällen oder Revenüen, jedoch ohne Renten von denſelben. 
Desgleichen brauchte er das von ihm durch feinen Fleiß mit dem Nach- 
laſſe Erworbene nicht herauszugeben; war er aber mit dem Nachlaſſe be 
trüglich oder ungebührlich verfahren, fo baftete er mit feinem eigenen 
Vermögen für die Nachlaßſchulden s. Sind einige der Erben unmündig, 
ſo mußte die Erbſchaftstheilung gerichtlich geſchehen e“. 5 
Ueber das Strafrecht ſind eine große Menge Verordnungen, einzelne 
Verbrechen betreffend, erſchienen. Beſonders war es das Duell, welches 
die ſchwediſche Regierung mit der größten Strenge verfolgte, was gleich- 
zeitig auch in anderen Ländern, namentlich Frankreich geſchah, wo man dieſen 
letzten Ueberreſt des mittelaltrigen Fehderechts umſomehr auszurotten ſuchte, 
als es bauptſächlich vom Adel ausgeübt wurde, dem Karl XI., der Urheber 
er meiſten Duellgeſetze, nicht günftig geſinnt war. In denſelben begegnen 
wir ſchon einigen allgemeinen Grundſätzen über Verbrechen und Strafen. 
Wer ein Verbrechen durch Rath, Hülfe oder Beihülfe verurſacht, ſoll wie der 
Thäter beſtraft werden; wer aber auf andere Weiſe an der Miſſethat Schuld 
, der Mitwiſſer oder Hehler, wird nach Beſchaffenheit der Sache mit einer 
leichteren Strafe belegt, jedoch ſoll darüber vor der Vollziehung dem Hof- 


gerichte unterlegt werden '. Daß dieſe Grundſätze wirklich beobachtet 
wurden, ſehen wir aus hofgerichtlichen Urtheilen 6%. Verhinderung oder 
wenigſtens Anzeige eines verbrecheriſchen Vorhabens eines Dritten wird 
einem jeden und insbeſondere den zu öffentlichen Anklägern von der 
ſchwediſchen Regierung eingeſetzten Kreisfiscalen, von denen unten noch 
die Rede fein wird, zur Pflicht gemacht ro. Auch Geiſtliche find dazu 
verpflichtet, mit Ausnahme der in der Beichte ihnen angezeigten und 
ſchon begangenen Verbrechen 71. Die in Livland vorkommenden Strafen 
waren, wie aus einigen Verordnungen und den hofgerichtlichen Acten der 
Jahre 1695—1709 ſich ergiebt 72: 1) Todesſtrafen und zwar Ent⸗ 
hauptung mit dem Schwerdte, zuweilen geſchärft durch nachmaliges Vers 
brennen “, oder durch Flechten des Körpers aufs Rad 7* und Aufſtecken 
des Kopfes auf einen Pfahl, oder durch vorangehendes Abhauen der rech⸗ 
ten Hand; ferner das Henken an den Galgen, der „an einem ſcheinbaren 
Orte“ errichtet wurde; das Rädern von oben, in einem einzelnen Falle, 
bei der Ermordung eines Gutsherrn durch feine Bauern, durch vorgeben: 
des Zwicken mit glühenden Zangen verfchärft 7s und endlich Rädern von 
unten auf, nach vorangegangenem Abhauen der Hand, auch mit nachma— 
ligem Viertheilen. Die gebrauchten Mordwerkzeuge wurden ſammt der 
Hand des Mörders an den Pfahl genagelt. 2) Verſtümmelnde 
Strafen: Abſchneiden des rechten Ohrs, oder der rechten Hand, mit 

Leibesſtrafe und Landesverweiſung verbunden (nach den hofgerichtlichen 
Acten). 3) Feſtungsarbeit auf kürzere oder längere Zeit, bisweilen 
lebenslänglich, wobei der Verbrecher in Eiſen geſchmiedet war (eben da⸗ 
ſelbſt), wofür früher häufig 4) Landesverweiſung ftatt fand (eben 
daſelbſt) ?%, 5) Leibes- und zwar meiſt Ruthenſtrafe, wobei mit jes 
dem Bunde drei Schläge ertheilt wurden, was für ein Paar Ruthen 
galt 7. In den bofgerichtlihen Acten kommen drei bis fünf und zwan⸗ 
zig Paar vor, die auf einmal ertbeilt wurden. Gewöhnlich gab man fie 
in Zwiſchenräumen von einer Woche zur andern zu je zehn bis zwölf 
Paar auf einmal; vierzig und achtzig Paar wurden in Zwiſchenräumen 
von vierzehn Tagen, je zu zwanzig Paar ertheilt. Bisweilen urtheilte 
man auch auf Gaſſenlaufen, d. h. Spitzruthenſtrafe, was aber abgeſchafft 
wurde, nachdem in Jonköping Bürger und Bauern ſich geweigert hatten, 
die Strafe zu vollziehen. Hieher iſt auch die Hauszucht zu rechnen, 
die dem Hausherrn und der Hausfrau gegen ihre Dienſtboten 7%, dem 
Handwerksmeiſter 9° gegen feine Lehrburſchen, dem Schiffer gegen ſein 
Schiffsvolk“ und dem Gutsherrn gegen feine Erbbauern er zuſtand und 
deren Grenzen nicht klar feſtgeſetzt waren, ausgenommen im ſchwediſchen 
Seerechte, wo ſie auf einen Schlag mit dem Stocke oder der Hand be⸗ 


ſchränkt war. 6) Gefängnißſtrafe auf kürzere oder längere Zeit, zu⸗ 
weilen mit der Beſtimmung in profunditate (in der Tiefe, nach den 
hofgerichtlichen Acten). 7) Ehrenſtrafen, als Verweis “s, Abbitte und 
Widerruf ee, Abkanzeln se, die ſchmuckloſe Copulation der von dem Bräu- 
tigam vor der Hochzeit erkannten Braut ve, öffentliche Kirchenbuße, bis⸗ 
weilen durch den Strafſchemel oder die kirchliche Ausſtellung im Stock er 
geſchärft ss; der kleinere Bann, d. h. Abweiſung vom Abendmahle, als 
Strafe für ein mit öffentlichem Aergerniß verbundenes öffentliches laſter⸗ 
haftes Leben nach zweifacher vergeblicher prieſterlicher Ermahnung; der 
größere Bann, d. h. Ausſchließung aus der chriſtlichen Gemeinſchaft, für 
Wiederholung derſelben Vergehen, worauf nach einem ohne Beſſerung 
verfloſſenem Jahre Landesverweiſung erfolgte“, Ausſtellung am Schand⸗ 
ſtein vo, unehrliches Begräbniß in verſchiedenen Abſtufungen für Duellanten, 
im Kirchenbann Geſtorbene und Selbſtmörder 15 8) Vermögensſtrafen: 
Eonfiscation (im Landlag bei allen ſchweren Halsverbrechen) und Geld- 
bußen, die bei Mittelloſigkeit durch Ruthen oder Haft, aber nicht nach eis 
nem gleichförmigen Maßſtabe, erſetzt wurden, wenn der Delinquent von 
niederm Stande war (nach den hofgerichtlichen Aeten), bingegen durch 
die Strafe des privilegirten Gefängniſſes, wenn er dem Adel angehörte, 
und zwar wurde ein ſechswöchentliches Gefängniß einer Summe von 100 
Thaler S. gleich gerechnet 22. Die ältere ſchwediſche Mannbuße betrug, 
gleich wie die livländiſche, 40 Mark 9, fo wie die ruſſiſche 40 Griwnen, 
die neuere ſchwediſche 100 Thaler ſchwediſch (70 Rubel S. M.) e, 
Gottesurtheile kommen in gerichtlichen Urtheilen nicht mehr vor. Eine 
Dame, die im Jahre 1692 ein Bauerweib hatte der Waſſerprobe unter⸗ 
werfen wollen, wurde auf 24 Thaler S. geſtraft 9. 

Wir gehen nun zu den einzelnen Verbrechen über: I. Religions- 
verbrechen. Apoſtaſie ward im Jahre 1701 bei einem Bauern mit 20 
Paar Ruthen, Kirchenbuße und dreijähriger Feſtungsarbeit beſtraft, Stö⸗ 
rung des Gottesdienſtes mit Geldſtrafen, Profanirung der Worte des 
heiligen Abendmahls mit 15—20 Paar Ruthen und Kirchenbuße u. ſ. w. 
Proſelytenmacherei durch Zwang, ſowie gehäſſiger Streit mit fremden Re- 
igionsverwandten waren ſtreng verboten und zwar erſtere unter Andro⸗ 

g der Landesverweiſung, wenn der Schuldige ein Prieſter war““, ge⸗ 
eine ſehr weiſe Beſtimmung. Die noch ſehr verbreiteten heidniſchen 
Gebräuche wurden bei eremplariſcher Strafe verboten, dabei aber auch 
en Gutsbeſitzern und Kronsarrendatoren empfohlen, die Bauerjugend zum 
ſchen⸗ und Schulbeſuche anzuhalten 9”. Zauberei, Wahrſagerei u. dgl. 
wurden mit Austellung am Kirchenpfahl und nach Maßgabe des dabei 
geſtifteten Schadens mit Paarruthen beſtraft. 
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II. Staats verbrechen und zwar Majeſtätsbeleidigung, worauf nach 
ſchwediſchem Rechte Todesſtrafe und Confiscation ſtanden. In den hofge⸗ 
richtlichen Acten 1695 bis 1709 finden ſich etliche Fälle derſelben vor, wo 
Schmähung des Königs mit lebenslänglicher Feſtungsarbeit oder mit 20 Paar 
Ruthen beſtraft ward. Die Schmähſchriften wurden vom Scharfrichter öffent⸗ 
lich verbrannt; gleicher Strafe unterlag der Hochverrath. Ein Vegeſacks— 
holmſcher Bauer, der im Jahre 1700 in ſächſiſche Dienſte getreten und end 
lich Capitain eines Kaperſchiffs geworden war, wurde im Jahre 1703 
von unten auf gerädert und dann geviertheilt, auch ſein Vermögen 
eonfiseirt. Ein Adliger wurde zum Tode verurtheilt, die Strafe 
aber vom Könige in die Einſperrung in eine in Schweden belegene Fe— 
ſtung verwandelt. Ein Prediger, der ſich im Jahre 1706 im Briefwech— 
ſel mit dem feindlichen Commandanten von Dorpat eingelaſſen hatte, kam 
mit einer Verwarnung davon. 

III. Regierungs verbrechen. Die Befreiung“ eines Gefangenen 
aus dem Gefängniffe im Jahre 1695 wurde mit einjähriger Haft und 
eben fo langer Landesverweifung beftraft 's. Gutsbeſitzer, die einen Ver— 
brecher aus der Gutshaft entfpringen ließen, ſollten nach den Umſtänden 
beſtraft werden . Münzfälſchung wurde in einem einzelnen Falle mit 
15 Paar Ruthen am Pranger, Abſchneiden des rechten Ohrs und Landes⸗ 
verweiſung beſtraft, Rückkehr aus derſelben, mit gleicher Körperſtrafe, 
Fortſchaffung aus dem Lande und Androhung des Todes im Falle aber- 
maliger Rückkehr; Perlenfiſcherei, damals ein Regal, mit 20 Paar Ru⸗ 
then am Kirchenpfoſten. Holzfällen auf Kronsgütern unterlag einer will⸗ 
führlihen Strafe unter Confiscation des Holzes 100, war es aber Eichen 
holz, ſo beſtand erſtere in einer Geld- oder Leibesſtrafe 1. Widerſetzung 
gegen auscommandirte Leute wurde mit 10 oder 20 Paar Ruthen oder 
ein Jahr Feſtungsarbeit, Aufwiegeln der Bauern mit 10 Paar Ruthen 
und drei Jahr ſolcher Arbeit beſtraft. Widerſetzung gegen Executions⸗ 
beamte wurde vom Geſetze als ein höherer Grad von Gewaltthätigkeit 
oder Injurie betrachtet, und daher mit der doppelten, auf ſolche Vergehen 
geſetzten Strafe, und außerdem noch mit Landesverweiſung und Confisca⸗ 
tion beftraft ?. 

IV. Tödtung, welche in den Jahren 1695—1709 in Livland und 
Oeſel an Erwachſenen 89 Mal, an Kindern 155 Mal vorkömmt. Ueber 
dieſelbe beſtanden ſchon ältere Geſetze und es erſchienen daher Verord— 
nungen nur über einzelne, beſonders verbreitete Arten derſelben, als über 
gewaltſame Tödtung eines Schiffbrüchigen, was mit lebendigem Rädern? 
beſtraft wurde, und über den Kindermord. Der letztere wurde mit dem 
Feuertode oder dem Rädern beſtraft und Verheimlichung einer nicht recht⸗ 
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mäßigen Geburt oder Ausfegung der Frucht von Seiten der Mutter wurde 
für eine genügende Inzichte der begangenen Tödtung erklärt 2. Trotz 
dieſer Strenge kamen durchſchnittlich 16 Kindermordsfälle im Jahre vor, 
jetzt bei fo vermehrter Bevölkerung nur etwa 11. Damals wurden jähr⸗ 
lich 10—11 Kindesmörderinnen hingerichtet; jetzt werden nur zwei bis 
drei öffentlich beſtraft und nach Sibirien verſandt. Das Erdrücken eines 
Kindes im Schlafe von Seiten der Mutter wurde mit Kirchenbuße ges 
ſühnt; eine Amme, die ſich ſolches zu Schulden kommen ließ, unterlag 
außerdem noch einer „harten Strafe“ . Der Selbſtmord kam in jenen 
glaubenseifrigen Zeiten ſelten vor, in den letzten 15 Jahren nur ſieben 
Mal, der Todte wurde verbrannt, ſpäter vom Büttel im Moraſte vergra⸗ 
ben. War aber die That aus Schwermuth, oder in einer Krankheit ge⸗ 
ſchehen, ſo wurde der Leichnam an der Nordſeite des Kirchhofes ohne 
Feierlichkeiten beim Zaun begraben. Drohung mit einem Selbſtmorde 
wurde durch Kirchenbuße beſtraft. Ausgezeichnete Morde, als Verwand— 
ten-, Raub⸗, Banditen, Meuchel- und Giftmord kommen vor (nach den 
hofgerichtlichen Aeten). f 
V. Ueber Gewaltthätigkeiten aller Art, Körperverletzungen, 
Mißhandlungen, ſind keine beſondere Verordnungen erſchienen. Die 
Strafe wurde geſchärft, ſobald das Verbrechen gegen die Eltern, den 
Gutsherrn, Beamte, Prieſter, Executionscommandos oder eine Schildwache 
gerichtet war, und ſtieg bisweilen bis zur Todesſtrafe D. Daſſelbe fand 
ſtatt, wenn fie an geweihter Stätte? oder andern ausgezeichneten Plätzen, 
z. B. am Wachparadeplatze , oder auf andern öffentlichen Plätzen“, began⸗ 
gen waren. In der Nothwehr verübte Gewaltthätigkeiten waren ſtraflos w. 
VI. In In jurienſachen zwiſchen Adligen oder Beamten ſollte zu= 
erſt der Gouverneur einen gütlichen Vergleich verſuchen, und wenn derſelbe 
nicht gelang, die Sache ans Hofgericht verweiſen, wo der Oberfiscal den 
Proceß gegen den Beleidiger zu führen hatte und dafür ein Drittel der 
Strafgelder erhielt 1. Verläumdungen wurden das erſte Mal mit öffent⸗ 
licher Abbitte und Widerruf, das zweite Mal aber außerdem noch mit 
halbjahrigem Gefängniß beſtraft, ſonſtige Beleidigungen außer der Ab- 
ite mit einer Geldſtrafe von 2000 Thalern und zweijährigem Gefängniß 
und Verluſt des Dienſtes, wenn der Schuldige Beamter war, ſonſt aber 
has 3000 Thalern und dreijährigem Gefängniß. Vom Gefängniſſe konnte 
das letzte Jahr mit 1000 Thalern abgekauft werden; Unvermögende 
mußten für jede 1000 Thaler ein halb Jahr mehr figen. Die Beftim- 
mungen, welche im oben angezogenen Duellplakate und feinen Erläute- 
rungen vorkommen, galten nur für Adlige und Beamte, die in Schweden 
Nic ziemlich gleich ſtanden. Scheltworte Seitens der Dienſtboten gegen 
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ihre Herrſchaft follten mit öffentlicher Abbitte und vierfacher Geldbuße, 
ſonſtige verächtliche Worte, Gebehrden oder Drohungen mit Abbitte und 
Gefängniß, thätliche Mißhandlungen mit dem Tode beſtraft werden. Auf 
Beleidigung des Vorgeſetzten wurden ähnliche, obwohl etwas gelindere 
Strafen geſetzt 2. Thätliche Beleidigung eines officirenden Prieſters 
ſollte mit dem Tode und der Confiscation des beweglichen Vermögens 
beſtraft werden 18; auch bei Beleidigung des Richters oder Executors fand 
fiscaliſche Action ſtatt “. Die oben angeführten ſtrengen Strafen hatten 
hauptſächlich den Zweck, Duelle zu verbüten, indem fie dem Beleidigten 
eine hinreichende Genugthuung ſicherten. Mit gleicher Strenge wurde 
daher auch der Zweikampf ſelbſt beſtraft; die bloße Aufforderung mit 
Dienſtentſetzung, einer Geldſtrafe von 2000 Thalern und zweijährigem 
Gefängniſſe; desgleichen das Erſcheinen auf dem Kampfplatze. Wer ſei⸗ 
nen Gegner im Zweikampf tödtete, ſollte enthauptet und ohne kirchliche 
Feierlichkeit begraben werden . Hiebei galten für dienſtloſe oder unbe⸗ 
mittelte Edelleute die oben angeführten Modificationen der Strafe. 

VII. Der Diebſtahl wurde nach der Strafordnung vom Jahre 
1653 beftraft ’%, nach welcher er mit dem Tode am Galgen (für Män- 
ner) oder durchs Schwert (für Weiber) gebüßt wurde, wenn er über 60 
Thaler ſchwediſch betrug. Theilnehmer und Hehler wurden mit milderer 
Strafe belegt n. Fälfhung und Betrug kommen viel ſeltener vor, als 
z. B. Brandſtiftung, am häufigſten Grenzfälſchung und Calumnie oder 
falſche Anklage. Ueber beide finden ſich keine beſondere ſchwediſche für 
Livland gültige Verordnungen. 

VIII. Bigamie wurde mit dem Tode beſtraft (nach Kapitel II. 
§ 2 von Eheſachen L. L.), desgleichen auch doppelter Ehebruch, oder 
der einfache zum vierten Mal begangene . Von dem letztern kommen 
indeſſen in den Jahren 1695 - 1709 nur zwei Fälle vor, weil man man⸗ 
nigfaltige Milderungsgründe gelten ließ, als Fürbitte des beleidigten Ehe⸗ 
gatten, lange Abweſenheit und beſonders bösliches Verlaſſen deſſelben, 
wodurch ungewiß geworden, ob er noch am Leben ſei. In ſolchen Fällen 
beſchränkte ſich die Strafe auf Körperzuchtigung oder höchſtens Landes- 
verweiſung . Dem einfachen Ehebruch drohte eine Geldſtrafe von 80 
Thalern oder 20 Paar Ruthen für den verheiratheten Theil, für den un? 
verheiratheten Theil die Hälfte (nach Chriſtinens Strafordnung). Auf 
jede Art Ehebruch ſtand auch noch Kirchenbuße und auf den einfachen, 
Verbot der Ehe mit dem Mitſchuldigen und uberhaupt Cölibat des ſchul⸗ 
digen Ehegatten, nach Trennung der Ehe, der unſchuldige Theil babe 
denn zum zweiten Mal geheirathet ?“. Nothzucht kommt nach den bofge⸗ 
richtlichen Acten vom Jahr 1695—1709 nur als getriebener Muthwille 
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vor und wurde mit acht Paar Ruthen oder 14 Tagen Gefängniß be⸗ 
ſtraft; Sodomie, d. h. Beſtialität, mit Enthauptung, Knabenſchändung 
ſtatt deſſen mit der Acht, weil der Thäter flüchtig geworden war, Blut- 
ſchande zwichen nahen Verwandten gleichfalls mit dem Tode 2“, wodurch 
in jenen funfzehn Jahren 42 Individuen umkamen, unter Geſchwiſterkin— 
dern mit einer Geldbuße von 80 Thalern, oder einer Leibesſtrafe u. ſ. w. 
Einfache Unzucht zwiſchen Unverheiratheten wurde an der Mannsperſon 
mit zehn Thalern oder angemeſſener Leibes- oder Gefängnißſtrafe, bei 
dem Weibe mit der Hälfte beſtraft und außerdem Kirchenbuße verordnet. 

Im Ganzen erlitten den Tod in den Jahren 1695 bis 1709: 376 
Perſonen, was auf Livland, nach Abzug von 31 Kurländern, 345 oder 23 
jährlich ausgemacht, obwohl die Bevölkerung viel geringer war als 


jetzt. Hievon wurden verurtheilt für Kindermord 155, Tödtung 89, 


Diebſtahl 43, Blutſchande 42, Raub 20, Brandſtiftung 9, Sodomie 7, 
Bigamie 4, Verrath 3, Ehebruch 1, Mißhandlung und Widerſetzung je 1. 
Für die Rohheit der damaligen Sitten zeigt die Menge der Mordfälle, 
wogegen heut zu Tage der Diebſtahl eine viel größere Rolle ſpielt, als 
damals und ungefähr die Hälfte der hofgerichtlichen Criminalurtheile 
ausmacht. Nn 

Ueber Proceß- und Gerichtsverfaſſung ſind zahlreiche und zum 
Theil ſehr umfaſſende Verordnungen erſchienen. Die letztere war in 
ihren Grundzügen durch die Hofgerichts- und Landgerichtsordinanzen ge— 
regelt und bedurfte nur einiger näherer Beſtimmungen. Das Recht des 
Adels, die Glieder und ſonſtigen Beamten zu wählen und zur Beſtätigung 
vorzuſtellen, wurde dem livländiſchen am 6. April 1675 erneuert. Im 
Jahre 1695 wurden das öſelſche Oberlandgericht und das dortige Mann⸗ 
gericht aufgehoben und dagegen ein Landgericht mit Appellation ans 
dörptſche Hofgericht errichtet ?2. Das rigaſche Burggericht, deſſen Juris⸗ 
dietion über Edelleute vielfache Streitigkeiten zwiſchen dem Adel und der 
Stadt veranlaßt hatte, wurde im Jahre 1699 mit dem Landgerichte vereinigt, 
welches fortan eine ſeiner Juridiken auf dem rigaſchen Schloſſe zu halten 

e 23. Ferner wurde die Thätigkeit der Kreisfiscale durch eine In⸗ 
ſtruetion geregelt, die ihnen die Bewahrung der Hoheitsrechte der Krone, 
ſo wie die des gemeinen Beſten und die Ueberwachung des Verfahrens 
des Richters und der Parten in Proceßſachen, ja ſogar die Ausklagung 
beider, wenn ſie dem Geſetze zuwider handelten, auftrug. Desgleichen 
ſollten fie an Kirchenviſitationen tbeilnebmen, über Beobachtung der Poli- 
zeiordnungen wachen, Verbrechen und offenbare Laſter verfolgen und ſtatt Ge— 
halts für ihre Müh waltung ein Drittel der Strafgelder beziehen?“. Bei der 


"eränbetten Gerichtsverfaſſung, dem ſteigenden Uebergewichte des gelehrten 
h. II. Bd. II 7 
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Juriſtenrechts, namentlich des römischen, und dem damit zufammenhängen- 
den Ueberhandnehmen des ſchriftlichen Verfahrens bedurfte aber das Pro— 
ceßweſen vielfacher neuer Beſtimmungen. Am wichtigſten ſind in dieſer 
Rückſicht die zahlreichen Verordnungen, durch welche ſeit dem Jahre 1669 
der Executivproceß geregelt wurde, ferner die Sequeſterordnung von 1684, 
die Tarationsordnungen von 1686 und 1688, die Concursordnung von 
1687, die Reviſionsplacate von 1681 und 1682 und endlich die allge⸗ 
meine Proceßordnung von 1695, deren Entwurf vorher den liv- und 
eſthländiſchen Obergerichten mitgetheilt worden war. Dieſe Anordnungen 
ſowohl, als eine Menge königlicher Briefe und Reſolutionen über einzelne 
Fragen erhielten in Livland und in geringerem Maaße in Eſthland prae⸗ 
tiſche Gültigkeit, weil ſie einem wirklichen Bedürfniſſe abhalfen. 

Für die letztere Provinz find noch wichtig die Ergänzung der Mann⸗ 
gerichtsordnung durch den Gouverneuren Horn vom 28. März 1664 und 
die erneuerte Oberlandgerichts-Conſtitution vom 7. Juli 1691» Die er⸗ 
ſtere ordnet einige Maßregeln zur Ausführung eines auf Anſuchen der 
Provinz erlaſſenen königlichen Befehls an, durch welchen die Mannge— 
richte ermächtigt wurden auf Anſuchen der Parten von ſich aus Vorla⸗ 
dungen zu erlaſſen, während ſonſt nach altem Gebrauche und dem eſth⸗ 
ländiſchen Ritter- und Landrechte (I. 8. Art. 2.) die Parten einander 
ſelbſt vorluden, was für ſie mit großen Koſten verknüpft war. Die zweite 


Verordnung bezweckt vorzüglich die Beſchleunigung des Verfahrens. Sie 


befiehlt die Producirung ſämmtlicher Beweisſtücke bei den erſten Satz⸗ 
ſchriften, die gemeinſchaftliche Vorbringung aller nur dilatoriſchen Ein⸗ 
wendungen, genügende Inſtruirung der Bevollmächtigten, Beſchraͤnkung 
der Zahl der Zeugen auf zwei für jeden Beweispunkt. Eine Satzſchrift 
ſollte nicht über zwei Bogen ſtark ſein und nur 30 Zeilen auf jeder 
Seite halten. Relationen ſollten auf Anſuchen der Parten angefertigt 
und ihnen auf drei Tage zur Anfertigung ihrer Erinnerungen mitgetheilt 
werden (ein wohl ſehr weiſes und auch im dirigirenden Senate beobach- 
tetes Verfahren). Die Zahl der Oberlandgerichtsadvocaten ward auf 
acht beihränft und jede, auch von einem andern Advocaten verfaßte 
Schrift mußte von einem der privilegirten Oberlandgerichtsadvocaten durch— 
geſehen und unterſchrieben ſein. Bis zum Jahre 1668 führte das Ober⸗ 
landgericht noch den alten Namen Landgericht. Im Ganzen blieb in 
Eſthland das Nitter- und Landrecht die Grundlage des Proceßverfahrens 
und wurde nur durch Conſtitutionen des Oberlandgerichts näher beſtimmt, 

In Livland hingegen nahm allmälig der Proceß durch den Einfluß 
der obenangeführten ſchwediſchen Verordnungen, hofgerichtlicher Conſtitu⸗ 
tionen und des römiſchen Rechts eine ganz neue und zwar eine der jetzi⸗ 
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gen ähnliche Form an. Die Einführung der Noten zum Landlag, der 
der deutſchen Ueberſetzung deſſelben angehängten ſog. Richterregeln und 
der ſchwediſchen Gerichtsordinanz von 161425 in die Gerichtspraxis bil- 
dete den Proceß noch mehr aus, namentlich den Civilproceß, von dem 
übrigens der Strafproceß wenigſtens in den Quellen noch nicht ausdrück⸗ 
lich geſchieden erſcheint. Um die in dieſem Zeitraume ſtattgehabten Ver⸗ 
änderungen zu überſehen, werden wir den Inhalt der wichtigſten Verord⸗ 
nungen kurz anführen. 

Zu den umfaſſendſten und intereſſanteſten gehören diejenigen, die ſich 
auf den Eretutiv-, Arveft-, Sequeſter- und Grenzproceß, fo wie auch auf 
den Coneurs beziehen. Dieſe Proceßgattungen find in ihrer jetzigen Form 
erſt durch die ſchwediſchen Verordnungen in Livland eingebürgert worden. 
Der Executiv-Proceß, der zuerſt durch zwei königliche Verordnungen vom 
10. Juli 1669 geregelt wurde, hat ein rechtskräftiges Urtheil, einen kla— 
ren Schiedsſpruch, oder unftreitige Obligationen zur nothwendigen Grund— 
lage 26, Das Geſuch gebt an den königlichen Gouverneuren oder Statt— 
balter des Orts 2“, unbeſchadet der ſchon durch frühere Verordnungen 
feſtgeſtellten Befugniſſe des Landgerichts, feine Urtheile in Sachen unter 
50 Thaler ſchwediſch (35 Rbl. S.) durch militäriſche Execution zu voll— 
ziehen 2s, ſowie der des Hofgerichts, feine Urtheile durch Requiſition an 
den königlichen Statthalter vollführen zu laſſen 2. Daher ſollte in jedem 
Urtheile eine Friſt zur Erfüllung deſſelben feſtgeſetzt werden und in Geld— 
ſachen die etwa auszuzahlende Summe an Capital und Renten deutlich 


ausgedrückt ſein, auch die Berechnung von beſonders damit beauftragten 


und in den Rechten erfahrenen, von den Parten erwählten oder auch vom 
Richter beſtellten Männern aufgemacht werden 5D. Jeder gerichtliche 
Beſcheid ſollte die Androhung einer Pön für den Fall der Nicht⸗ 
erfüllung enthalten. Liquide aus einem Urtheile oder einer Forde⸗ 
rung herrührende Anſpruͤche konnten nur mit gleich liquiden com⸗ 
penſirt werden 1. Die königlichen Befehlshaber durften ohne des Im— 
ploranten Zuſtimmung nur auf drei Monate der Execution Anſtand ge— 
ben da. Unſtreitiges war wegen des Streitigen nicht aufzuhalten; alles 
Zweifelhafte aber war an den Richter zu verweiſen und ſo durfte auch 
ein nach Beginn des Proceſſes oder nach Entſcheidung deſſelben getroffe— 
ner Vergleich nicht anders vollzogen werden, als wenn er vom Richter 
eſtätigt war 5. Liegen dem königlichen Befehlshaber wichtige und na- 
mentlich neuerdings aufgefundene Grunde vor, fo hat er ſolche unter Si- 
tung oder Execution dem Gerichte mitzutheilen und deſſen Entſcheidung 
abzuwarten ve. Bei der Erecution iſt das beſſere Recht, welches ein Drit- 
ter durch Unterpfand oder aus einem ſonſtigen Grunde am Vermögen 
1 
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des Exequenden beſitzt, zu berückſichtigen ?. Uebrigens war der vollzie⸗ 
henden Behörde ein ziemlich weiter Spielraum gelaſſen. Sie war aus⸗ 
drücklich beauftragt, „was an dem Klagfundamente fehlen möchte, zu er⸗ 
forſchen, auch die Parten dergeſtalt auseinander zu helfen, wie es nach 
jedweder Sachen Umſtänden am beſten und billigſten befunden worden, 
der Klaͤger auch damit zufrieden ſein kann.“ Die Execution ging zuerſt 
auf das bewegliche und dann auf das unbewegliche Vermögen des Exe⸗ 
quenden . Fand die erequirende Behörde unter ihrem Gerichtszwange 
von dem Vermögen des Exequenden nicht ſoviel als beizutreiben war, ſo 
ergänzte ſie es durch eine an die competente Behörde gerichtete und von 
dieſer unweigerlich zu erfüllende Requiſition 22. Das vom Exequenden 
zur Vollſtreckung bezeichnete?“ Vermögen war von den geſchwornen War⸗ 
dirern (Taratoren) auf denjenigen Preis zu ſchätzen, zu dem es verkauft 
werden konnte und fie es ſelbſt behalten wollten . Die Parten konnten 
ſich über die Schaͤtzung einigen und der mit einer Taxation unzufriedene 
Theil durfte eine zweite und ſogar eine dritte verlangen “. Der Exe⸗ 
quend und feine naͤchſten Anverwandten durften die Vollſtreckungsgegen⸗ 
ſtän de einlöfen *', widrigenfalls wurden fie einem Dritten zuwardirt #2, 
Bis zum Verkaufe des Immobils zog der Gläubiger aus den Einkünften 
die Zinſen feiner Forderung, zu 6 pCt. berechnet #, Was zu des Exe⸗ 
quenden Handwerk und Nahrung unentbehrlich war, wurde erſt ganz zu⸗ 
letzt der Vollſtreckung unterworfen #, Bei Immiſſion des Gläubigers 
in den Beſitz der Einkünfte des ſchuldneriſchen Guts wurden dieſelben 
in der Art berechnet, daß ein täglicher Pflug, d. h. ein Fuͤnftagsbauer mit 
einem wöchentlichen Fußarbeiter (Oterneck) von Georgii bis Michaelis 
jährlich zu 15 (Reichsthalern), ohne Fußarbeiter zu 10 Reichsthalern 
angeſchlagen wurde und von den Naturalpräſtanden jedes Lof Roggen 
und Gerſte zu einem halben Thaler (nicht viel unter dem Preiſe in der 
erſten Hälfte des fetzigen Jahrh.), ein Lof Hafer zu ¼ Thaler, ein 
Liespfund Flachs gleichfalls zu „ Thaler gerechnet ward u. ſ. w. Wurde 
Jemanden eine Hoflage zugeſchlagen, fo ward das vierte Korn mit In⸗ 
begriff der Saat als Erndte angerechnet, ein ſehr mäßiger Anſchlag 38. 
Innerhalb eines Jahrs und ſechs Wochen durfte der Ermiffar oder def- 
fen Erben das Gut wieder einlöfen *; bemächtigte er ſich aber deſſelben 
auf widerrechtliche Weiſe, ſo wurde er nach altem Gebrauche um 100 
Goldgulden, halb zum Beſten der koͤnigl. Rentei oder zu milden Zwecken 
und halb zum Beſten der Ritterſchafts-Caſſe geftraft . Den Einwen⸗ 
dungen der eſthländiſchen Landraͤthe zuwider, befahl König Karl XII. 
in einem einzelnen Falle, das dem Immiſſar eingeräumte Gut zu ſeinem 
Beſten zu verkaufen 8. Die Unkoſten, die der Immiſſar auf die Erhal⸗ 
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tung des Immiſſionsobjects gehabt hatte, ſollten ihm erſetzt werben #, 
Ergab ſich nach Vollſtreckung der Immiſſion, daß die Forderung des Im⸗ 
miſſars ſtreitig war, fo blieb er dennoch bis zur allendlichen Entſcheidung 
der Sache im Beſitze . Wer durch Execution fein Haus zu räumen ge⸗ 
zwungen wurde, erhielt, wenn er nicht gleich irgend anderswo ein Unter⸗ 
kommen fand, einen Abzugstermin, bis zu welchem er gegen billige Miethe 
in der Wohnung bleiben durfte. Der Dienftgehalt des Schuldners 
wurde in Ermangelung anderer Mittel bis zum Belauf der Hälfte, ſpä⸗ 
ter aber blos eines Drittels, zur Befriedigung von Forderungen an den— 
ſelben verwandt 5% Zahlungsunfähige Soldaten oder Matroſen bebiel- 
ten ihre Montirungsſtücke, wurden aber einer Körperſtrafe unterworfen 9°, 
Bürgen durften ſtatt des Hauptſchuldners nur dann erequirt werden, wenn 
der Schuldner zahlungsunfähig war, es ſei denn, daß fie ſich als Selbſt⸗ 
ſchuldner verbürgt hatten '». Wurde ein Urtheil, gegen welches keine 
Appellation eingelegt worden, vom Richter aus irgend welchen Urſachen 
wieder aufgenommen, fo fand die Execution gegen Burgſchaft des ge 
winnenden Theils ſtatt, widrigenfalls wurden die ſchon beigetriebenen 
Gegenſtände unter Sequefter geſtellt 's. Gegen das bei den Executionen 
beobachtete Verfahren durfte binnen vier Wochen an das Hofgericht ge⸗ 
klagt werden; war aber die Beſchwerde ungegründet, ſo wurde ſie mit 
Geldbuße oder Gefängniß beſtraft so. Derjenige, dem durch die Execu— 
tion ein widerrechtlicher Schaden zugefügt worden war, konnte ſogar bin⸗ 
nen Nacht und Jahr das Erequirte wieder zurückgewinnen 57, 

Der Sich erungsarreſt oder die Sequeſtration von Vermögen 
wurde verfügt, fobald die Entweichung des Gegners oder die Wegräu- 
mung feines Vermögens zu beſorgen war und der Implorant Bürgſchaft 
leiſtete 58, Gegen Bürgſchaft wurde eine Sequeſtration auch nachgegeben, 
wenn der Kläger feine Forderungen durch ganz klare Gründe, als Ver⸗ 
ſchreibungen, Geſtändniß, Vergleich, Eid oder Schiedsſpruch erweiſen und 
der Gegner nichts Erhebliches einwenden konnte?. Der Implorant 
war gehalten, am nächſten Gerichtstage den Rechtsanſpruch auszuführen, 
zu deſſen Sicherung er einen Arreſt oder Sequeſter nachgegeben erhalten 
hatte. Von einer Arreſt- oder Sequefterverfügung durfte nicht appellirt 
werden; dem Imploranten ſtand es nach vollzogener Verfügung nur frei, 

nen Jahr und Tag wider feinen Gegner in der Hauptſache zu kla⸗ 
gen eo. Arreſt (oder auch Abarbeiten) durfte gegen inſolvente und nicht 
cautionsfähige Schuldner verfügt werden, ausgenommen gegen Beſitzliche 
und gegen Edelleute, welche immer für beſitzlich präfumirt wurden, es 
ei denn, daß dieſelben durch ein liederliches und verſchwenderiſches Leben 
zahlungsunfähig geworden r. War der Implorant zu arm, um Bürg⸗ 
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ſchaft zu leiſten, fo wurden die nachgeſuchten Sicherungsmittel auf feine 
Gefahr bewilligt “2. Der Sequeftrant war berechtigt, das ſequeſtrirte 
Vermögen gegen Bürgſchaft und Verpflichtung zur Wiedererſtattung mit 
Renten ſich ausliefern zu laſſen, oder auch, wenn es außer Landes gele— 
gen war, auf Verkauf deſſelben anzutragen, es ſei denn, daß der Schuld— 
ner von dem vorzeitigen Verkaufe Schaden litte ®, Wer um Arreſtation 
feines Schuldners nachſuchte, hatte auch ſofort die Verpflegungskoſten def- 
felben, zu 3 Der (6%, Kopeken) täglich berechnet, vorzuſchießen +, Durch 
Bürgſchaft konnte man ſich von Arreſt oder Sequeftration befreien 9, _ 
Befand ſich das ſequeſtrirte Vermögen in den Händen eines Dritten, ſo 
durfte er daſſelbe nicht aus Händen geben, ſonſt ſtand er für die Schuld 
ein und bezahlte noch 3 pCt. Strafe »o. Dem Arreſte verwandt, war 
das Verbot der Abreiſe, welches Gaſtwirthe gegen ſchuldige Gäfte und 
überhaupt ein jeder gegen denjenigen erwirken durfte, der ſich gerichtlich 
gegen ihn zu verantworten hatte, mit Ausnahme von een die in 
Kronsangelegenheiten reiſten 7. 

Der Grenz⸗ und Beſitzproceß wurde durch eine ausführliche 
Verordnung des Generalgouverneurs vom 17. Mai 1670 geregelt. Nicht 
nur die eigenmächtige Beſitzergreifung eines fremden Grundſtücks, ſondern 
auch die gewaltthätige Unterbrechung des Beſitzes von Seiten des Eigen— 
thümers ward verpönt. Der letztere war blos berechtigt, den Spolianten 
aufzufordern, von aller Eigenmächtigkeit abzuſtehen, und geſchah ſolches 
nicht, das Generalgouvernement um ein Pönalſequeſter nachzuſuchen, das 
ihm auf ſeine Gefahr ſofort bewilligt wurde. Zugleich bekam das Land⸗ 
gericht Befehl, binnen ſechs Wochen die Sache an Ort und Stelle ſum— 
mariſch zu unterſuchen und über den Beſitz zu entſcheiden, die Parten 
aber wegen etwaniger Rechtsanſprüche an das competente Gericht zu ver— 
weiſen; in dringenden Fällen konnte man ſich auch unmittelbar an das 
Landgericht wenden. Der Sequeſtrationsbefehl wurde dem Imploraten 
vom Kläger durch einen Gerichtsdiener oder zwei glaubwürdige Perſonen 
zugeſtellt und enthielt ſich derſelbe nicht jeder fernern Eigenmächtigkeit, 
fo verfiel er in eine Strafe von 100 Goldgulden, welche im Wiederho- 
lungsfalle verdoppelt wurde; für eine dritte Contravention wurde der 
Spoliant fiscaliſch als Uebertreter des Geſetzes angeklagt. Der ſachfäl⸗ 
lige Spoliant wurde außerdem zu einer Strafe von 50 Goldgulden 
verurtheilt. b 

Ueber verſchiedene in Coneurſen vorkommende Fälle beſitzen wir 
eine königliche, zur richtigen Auslegung der Gefege gegebene Reſolution 
vom 28. Mai 1687 6%, in welcher auf eine vom 9. November 1685, die 
nur an das Swea Hofgericht gerichtet iſt, Bezug genommen wird, ſo daß 
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auch die letztere als gültig anzuſehen iſt. Die freiwillige Güterceſſion 
wird dem um ſie nachſuchenden Schuldner verweigert, wenn feine Infpl- 
venz aus Verſchwendung, Spiel, offenbarer Unthaͤtigkeit oder Sorgloſig⸗ 
keit entſtanden ift, er von feinem Vermögen etwas bei Seite gebracht, 
verſchwiegen, oder heimlich veräußert, oder bei entſtehender Inſolvenz bes 
truͤglicher Weiſe Geld aufgenommen, oder eine heimliche Flucht beabfich- 
tigt hat, begangener Verbrechen wegen eine fein Vermögen überfteigende 
Geldſtrafe erlegen muß, Kronsgelder angegriffen und nicht berichtigt, 
Kirchen⸗ und Armengelder oder eine Vormundſchaft verwaltet, und nicht 
liquidirt hat. Bei dem Geſuche iſt ein Verzeichniß des Activ- und Pafjiv- 
vermögens, nebſt den nöthigen Belegen einzuliefern. Auch Erben oder 
Ehegatten ſind zur Abtretung eines Nachlaſſes ermächtigt und haben ſich 
darüber binnen drei Monaten zu erklären. Haben ſie nach einer vom 
Erblaſſer kurz vor feinem Tode gefertigten Angabe die Erbſchaft angetre- 
ten, ſo haften ſie nur bis zum Betrage derſelben. Haben ſie aber den 
Nachlaß in gutem Glauben mit oder ohne Inventar angetreten, ſo ſind 
ſie auch noch fpäter zur Güterceſſion berechtigt. Was dann an dem Nach— 
laſſe fehlt, haben ſie zu erſetzen; desgleichen auch alle ſeit dem Antritt 
der Erbſchaft bezogenen Gefälle und Revenüen derſelben, mit Ausnahme 
derjenigen Einnahmen, die ſie ihrem beſondern Fleiße verdanken. Reicht 
das cedirte Vermögen des Gemeinſchuldners zur Bezahlung feiner Schul- 
den nicht hin, ſo haften ſeine Bürgen. Das cedirte Eigenthum iſt den 
Gläubigern an Zahlungsſtatt zu überlaſſen; erwirbt der Schuldner aber 
nachher noch ſonſtiges Vermögen und die Ceſſion war eine freiwillige, 
ſo iſt der Schuldner verpflichtet, aus dem nachber erlangten Vermögen 
die im Concurs unbezahlt gebliebenen Schulden zu berichtigen; allein von 
dem, was er durch beſondere Induſtrie erworben hat, behält er ſo viel, 
als zu feinem nothdürftigen Unterhalte nöthig iſt, von Lehngütern, die 
nicht erblich ertheilt worden, die Hälfte. Iſt er aber zur Guterceſſion 
von den Gläubigern gezwungen worden, ſo braucht er aus ſeinem ſpätern 
Vermögen frühere Schulden nicht zu berichtigen. 

Behufs der Vertheilung des gemeinſchuldneriſchen Vermögens unter 
die Gläubiger werden dieſelben durch öffentlichen Anſchlag, die bekannten 
aber außerdem noch beſonders vorgeladen und ihre Forderungen geprüft 
und ratifteirt. Haben alle erſchienenen Gläubiger ein gleiches Vorzugs⸗ 
recht, ſo kann ein Nachlaßvertrag in der Art zu Stande kommen, daß 
alle einwilligenden Gläubiger von ihren Forderungen eine gleiche Quote 
allen laſſen; den nicht einwilligenden wird ihre Forderung zum Vollen 
ausgezahlt. Daſſelbe findet ftatt, wenn der nicht einwilligende Gläubiger 
ein beſſeres Recht hat, als die übrigen. Hat er aber ein ſchlechteres Recht, 
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fo muß er fih dem Accorde unterwerfen und ihm bleibt nur der Regreß 
an das künftige Vermögen und die Perſon des Gemeinſchuldners offen. 
Eine vollſtändige Claſſificationsordnung findet ſich in den damals für 
Livland gültigen Quellen nicht. Die heutige Praris ftügt ſich auf einer 
Note des Landlags, in der aber meiſtens Quellen angeführt werden, die 
für Livland nicht gültig waren. Von dem Vorzuge der ingroſſirten For- 
derungen vor den nicht ingroſſirten iſt ſchon oben die Rede geweſen. 
Selbſt eine ſtreitige ingroſſirte Forderung hemmte die Execution einer 
unſtreitigen, nicht ingroſſirten, bis über die erſtere entſchieden worden s. 

Das Reviſionsverfahren wurde durch mehrere Verordnungen gere— 
gelt 7%, Durch dieſes Rechtsmittel, das einzige, welches von Entſchei— 
dungen des Hofgerichts geſtattet war und zwar ſowohl von Endurtheilen 
als von Zwiſchenbeſcheiden d, kam die Entſcheidung der Sache an den 
königlichen Hof. In Criminal-, Diffamations- und Injurien- 72, ſowie 
überhaupt in geringfügigen Sachen 's, war es nicht geſtattet. Die Re— 
viſion mußte binnen acht Tagen, von der Eröffnung des Urtheils an, 
angemeldet werden “, wobei beide Theile das Vertrauen an die Gerech— 
tigkeit ihrer Sache durch einen Eid bekräftigen mußten 7° und der Impe⸗ 
trant den Reviſionsſchilling zu erlegen hatte, es ſei denn, daß er ein 
Zeugniß über Armuth beibringe “. Außerdem mußte er auch für Koſten 
und Schäden eine Realbürgſchaft leiſten, d. h. einen Bürgen ſtellen, der 
ein unbewegliches Vermögen befigt 7. Iſt er ſowohl in der Ober- als 
Unterinſtanz ſachfällig geworden, ſo kann er der Execution nur durch De— 
ponirung des ihm Abgeſprochenen entgehen und der Impetrat iſt berech⸗ 
tigt, daſſelbe gegen Bürgſchaft zu empfangen. Hat er wenigſtens in der 
Unterinſtanz obgeſiegt, fo entgeht er der Execution durch eine Realbürg⸗ 
ſchaft und kann er ſie aus ſeinem redbaren Vermögen nicht beſchaffen und 
erhärtet Solches durch feinen Eid, fo genügt eine Perſonalbürgſchaft ““. 
Das Appellationsgericht hat dem Impetranten ein Zeugniß über die Er- 
füllung der oben aufgezählten Obliegenheiten zu ertheilen und darüber 
der Reviſionsinſtanz zu berichten, auch den Impetraten dazu zu citiven 9. 
Dann läßt es die Appellationsacten für Rechnung des Impetranten mun⸗ 
diren und rotuliren und demſelben ausliefern und daraus einen Extract, 
für die Reviſionsinſtanz anfertigen . Der Introductionstermin iſt ſechs 
Monat von Eröffnung des Appellationsurtheils an und iſt bei Verluſt 
des Rechtsmittels und einer Geldſtrafe vom Impetranten, unter Beibrin⸗ 
gung der mundirten Acten, durch perſönliches Erſcheinen zu beobachten“ 
Bei der Gelegenheit wird beiden Parten erlaubt, ſummariſche Deductio⸗ 
nen beizubringen, wobei nur neuentdeckte Beweismittel zum erſten Male 
vorgebracht werden dürfen 52. Eine Befriſtung des Termins wird von 
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der Appellationsinſtanz nur aus dringenden und ſofort erweislichen Ur- 
ſachen geſtattet . Vor Eröffnung des Reviſionsurtheils ſteht es dem 
Impetranten frei, von dem ergriffenen Rechtsmittel abzuſtehen, oder ſich 
mit feinem Gegner zu vergleichen *. Hat der Impetrat die Urtheile der 
Unter- und Oberinſtanz für fi gehabt, fo braucht er dem Impetranten 
Koſten und Schäden nicht zu erſetzen, wenn er auch in der Revifionsin- 
ſtanz durchfällt und der Impetrant erhält blos feinen Reviſionsſchilling 
zurück 85, Iſt der Impetrant in allen Inſtanzen unterlegen, fo zahlt er 
eine Geldbuße von 500 Thalern oder unterliegt einer Leibes- oder Ge- 
füngnißſtrafe für fein argliſtiges Verfahren o. Von der perſönlichen 
Erſcheinung eines Hofgerichtsgliedes in Stockholm, um das Urtheil in der 
Reviſionsinſtanz zu vertheidigen, war das livlandiſche Hofgericht ſchon im 
Jahre 1638 befreit worden 9. 

Die letzte umfaſſende uescebrälicge Verordnung der ſchwediſchen 
Regierung ift die allgemeine Proceßordnung vom 4. Juli 1695 s, deren 
Inhalt wir nun unter Beiziehung anderer einſchlägiger Verordnungen 
kurz angeben wollen, um damit die Darſtellung der Grundzüge des 
Civilproceſſes während der ſchwediſchen Beherrſchungszeit zu vollen⸗ 
den. Die Bitte um Ladung ſollte mit der Klage zugleich übergeben und 
die darauf erfolgende Vorladung den Kläger, den Beklagten und den 
Klagegrund genau bezeichnen, auch von einem Pönalmandate begleitet 
fein ®%, Sie erging ſchriftlich oder mündlich durch den Gerichtsdiener 
oder eine andere glaubwürdige Perſon 9%; in beiden Fällen mußte aber 
der Empfangsſchein zu den Acten gebracht werden . In der Kirche, bei 
einer Amtsverrichtung, an Sonn- und Feſttagen oder nach Ablauf eines 
angeſetzten Termins brauchte die Citation nicht angenommen zu werden; 
auswärts Befindliche wurden binnen ſechs Monaten eitirt und der Befehl 
an die Gerichtsthüren gebeftet und in des Citirten «Haufe abgegeben “. 
Iſt der Citirte anweſend, weicht aber der Vorladung aus, ſo wird ſie an 
ſeine Hausthüre geheftet und mündlich bei ſeinen Hausgenoſſen ausge⸗ 
richtet vs. Bei der Vorladung wird die Entfernung des Vorgeladenen 
berüchſchüge Innerhalb des Kreiſes (des Härads) iſt daher der Termin 
derſelben 14 Tage, außerhalb 3 Wochen, außerhalb des Gerichtsbe⸗ 
zirks (Livlands) 6 Wochen, zwiſchen Eſth-, Liv- und Ingermannland, 
Pommern, Bremen und Schweden 4. Monate, außerhalb des Reichs 
6 Monate o. In dringenden Fällen kann der Termin verkürzt 
werden s. Wird Jemand durch dringende Vorfälle, welche die Pro- 
ordnung aufzählt, am Erſcheinen gehindert, fo muß er ſolches 
dem Gerichte anzeigen, widrigenfalls oder wenn die Urſachen des Aus- 
bleibens für ungenügend befunden werden, wird ein Contumacialurtheil 
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gefällt und gegen Bürgſchaft des obſiegenden Theils erequirt. Binnen 
eines Monats kann denn noch eine rechtliche Hinderung erwieſen und die 
Sache bei demſelben Gerichte wieder zurückgewonnen werden?“. Der fid- 
caliſch Angeklagte muß perſönlich erfcheinen 9°. Vergleiche find dem Ge— 
richte anzuzeigen s. Von jedem Parten werden zwei Schriften zugelaſſen, 
worauf die Parten, wenn ſie es wünſchen, oder das Gericht es für nöthig 
befindet, zu einem mündlichen Verhöre zugelaſſen werden““, eine ſehr em⸗ 
pfehlenswerthe Beſtimmung, durch welche der Einſeitigkeit des blos 
ſchriftlichen Verfahrens vorgebeugt ward. Leider wird ſie in der Praxis 
nicht mehr beobachtet. Einreden find vor der Einlaſſung und zwar mög- 
lichſt alle auf ein Mal, oder doch wenigſtens alle verzögerlichen und dann 
alle zerſtörlichen zuſammen vorzubringen 10° und mit den gehörigen Be— 
weiſen zu begleiten 1. Alle Beweisſtücke ſind ſchon in der Unterinſtanz 
anzubringen 2. Ueber die einzelnen Beweismittel findet ſich nur Weniges 
vor. Wer ſich weigert, ein Zeugniß abzulegen, unterliegt einer Geldftrafe?, 
Frauenzimmer können auf ihr Anſuchen in ihrer Wohnung vernommen wer— 
den“. Zu einem jeden Beweispunkte dürfen nicht mehr als ſieben Zeugen 
benannt werden?; Zeugniſſe von Privatperſonen ſind als Urkunden nur 
dann zu gebrauchen, wenn fie von den Ausſtellern beſchworen werden 6 
Zurückhaltung von Beweisſtücken oder Beweisgrunden, ſowie unnöthige 
Weitläuftigkeit in Proceßſchriften wird mit Gelde beſtraft 7. Ueberhaupt 
findet ſich kaum eine Vorſchrift, deren Befolgung nicht unter Geldſtrafe 
verpönt wäre. 

Von gerichtlichen Eiden kommt, ausgenommen in den Richterregeln, 
die wohl erſt nach ihrer Veröffentlichung in deutſcher Sprache (im An— 
hange zur Ueberſetzung des Landlags) practiſch wurden, nichts vor. Er- 
gänzung des Beweiſes durch Beibringung neuer Beweisftüde ift nur vor 
Einreichung der Schlußſchriften geſtattet“. Die geſchloſſenen Acten find 
von den Parten zu unterfchreiben %, worauf entweder ſofort ein Urtheil 
gefällt, oder noch erſt eine Relation angefertigt wird, welche ebenfalls 
den Parten zu ihrer Unterſchrift und zur Hinzufügung etwaniger Erinne— 
rungen mitgetheilt wird 10. Zur Abfaſſung eines Endurtheils concurriren 
im Hofgerichte ſieben Glieder, zu der eines Zwiſchenbeſcheides wenigſtens 
vier 11. Urtheile und Beſcheide dürfen ſich nur auf die in genügender 
Weiſe vernommenen Parten und nicht auf dritte Perſonen beziehen “ 
Jedes Urtheil muß die Entſcheidungsgründe enthalten 15. Anführung 
rechtsgelehrter Meinungen iſt nicht erlaubt 8. Die Gerichte ſollen ſich in 
ihren Urtheilen gleich bleiben e und zur Anhörung derſelben die Parten 
mittelſt öffentlichen Anſchlags an den Gerichtsthüren zwei Tage zuvor 
einladen, auch nach der Verleſung jeder Partei ein Exemplar davon zu⸗ 
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ſtellen . In geringfügigen Sachen iſt es hinreichend, das Erkenntniß 
aus dem Protokoll zu eröffnen, eine Abſchrift darf aber nicht verweigert 
werden 17, Urtheile des Hofgerichts in fiscaliſchen Sachen muß der Ang e 
klagte in eigner Perſon anhören!“ und fie werden auch der Behörde ſei⸗ 
nes Wohnorts mitgetheilt . Um Declaration des Urtheils darf nicht 
nur nachgeſucht werden, ſondern dieſelbe iſt auch vor Ablauf der auf acht 
Tage feftgefegten Appellationsfriſt zu eröffnen 20, 

Die Friſt zur Ergreifung eines Rechtsmittels beginnt mit der Eröff— 
nung des gerichtlichen Erkenntniſſes (den Tag deſſelben mitgerechnet) 2“ 
und dauert acht Tage 22. Fällt aber der letzte Tag auf einen Feiertag, 
fo wird der nächſtfolgende Wochentag bis zwölf Uhr Mittags zugerech— 
net 28. In dem Conceſſionsdeeret hat die Unterinſtanz die Appellations— 
formalien deutlich zu eröffnen *. Außer der ſchon oben abgehandelten 
Reviſion beſtehen die Rechtsmittel in der Appellation gegen ein Endur— 
theil, der Beſchwerde (heut zu Tage Querel genannt) gegen bloße Be— 
ſcheide (Entſcheidungen in Nebenpunkten) 2ů und in Bittſchrifteu und Be- 
ſchwerden an den Landesherrn oder deſſen Beamte. Obwohl den Ge— 
richten verboten wird, ſich in Sachen zu miſchen, zu denen ſie nicht befugt 
ſind 26, oder vor Ablauf einer von ihnen geſetzten Friſt oder vor Leiſtung 
des Gefährdeeides ein Urtheil zu fällen ?, fo werden ſolche und ähnliche 
Unregelmäßigkeiten doch keinesweges in den Quellen für Nullitäten erklärt 
oder gar geſtattet, über dieſelben eine beſondere Nullitätsbeſchwerde einzu— 
reichen, ſondern es muß eines von den oben angeführten Rechtsmitteln 
ergriffen werden. Für die Introduction der Querel gilt ein vierwöchent⸗ 
licher Termin vom Tage der Conceſſion an * und muthwillige Queru⸗ 
lanten werden an Gelde geſtraft 2%, Uebrigens iſt das Verfahren in 
Querelſachen erſt während der ruſſiſchen Botmäßigkeit durch hofgerichtliche 
Conſtitutionen genauer geregelt worden. Ueber Appellationen find eben— 

lis nur wenige, die Hofgerichts-Ordinanz von 1630 ergänzende Be⸗ 

immungen vorhanden. In Criminal-, Diffamations- und Injurienſachen do 
durfte nicht appellirt werden. Der Appellant mußte das ihm von der 
inftanz Aberkannte deponiren und für Koften und Schäden Bürgen 

len 31, Verſäumung einer der ihm vorgeſchriebenen Obliegenheiten 
hatte den Verluſt des Rechtsmittels zur Folge 2. Appellant hatte den 
ellaten von dem erhobenen Rechtsmittel zu benachrichtigen, und blieb 

er letztere aus, fo wurde nach Lage der Acten entſchieden . Eine Bes 
weisführung iſt in der Appellationstinſtanz nur zuläſſig, wenn neue Beweis- 
mittel aufgefunden worden, wobei Appellant für Schäden und Koſten eine 
albürgſchaft ſtellen, den Eid wegen Gefährde ablegen und der. Boll- 
reckung des Urtheils gegen Bürgſchaft des gewinnenden Theils ſich un- 
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terwerfen muß. Werden die angeführten Gründe für frivol erachtet, ſo 
unterliegt er außerdem noch einer Geldſtrafe *% Außer den angeführten 
regelmäßigen Rechtsmitteln kommt in den Quellen noch eine gegen das 
unterrichterliche Verfahren gerichtete Beſchwerde an das Obergericht vor, 
welche blos dem Unterrichter zur Erklärung mitgetheilt und darauf durch 
Verfügung erledigt wird do. Erſcheint der Unterrichter nicht unpartheiiſch 
oder hat er die Sache willkührlich verzögert, ſo wird dieſelbe ohne ſein 
ferneres Zuthun beim Obergerichte beendigt e. Für bedeutende Verſehen 
kann der Unterrichter einer fiscaliſchen Anklage unterworfen werden und 
wird während derſelben fufpendirt?”. Dagegen wird dann auch der Ber 
ſchwerdeführer ſtreng beſtraft, wenn er ſachfällig wird s. Ferner war es 
erlaubt, ſich mit Geſuchen und Klagen unmittelbar an den Monarchen zu 
wenden, doch nur wenn die Sache vorher bei der competenten Behörde 
angebracht und daſelbſt gar nicht oder auf ungerechte Weiſe erledigt war, 
wobei auch die Oberinſtanzen nicht übergangen werden durften 3%. Die 
Bittſchriften waren auf dem vorſchriftmäßigen Stempelbogen zu ſchreiben 
und mit den nöthigen Urkunden zu begleiten 8. Die Verfaſſer gefeß- 
widriger Bittſchriften unterlagen einer Strafe . Endlich fanden die 
Proceßführenden auch noch ein Sicherungsmittel in der aus genügenden 
und gehörig erwieſenen Verdachtsgründen, als Verwandtſchaft oder Freund⸗ 
ſchaft mit einem der Parten *, geftatteten Recuſation des Richters, wor⸗ 
über das Generalgouvernement zu entſcheiden hatte. Die Recuſation war 
vom Kläger bei Ausnehmung der Citation, vom Beklagten vor der Ein— 
laſſung auf die Klage einzureichen. Das reeuſirte Gerichtsglied ward 
durch ein gleiches aus dem nächſten Kreiſe erſetzt; der unrechtfertig recu⸗ 
ſirende Parte unterlag aber einer fiscaliſchen Klage s. Von Urkunden⸗ 
edition, Litisdenuciation, Intervention, Renunciation, Nennung des Ger 
währmannes, findet ſich in den Quellen nichts. Ueber Advocaten giebt es 
einige Beſtimmungen; zu peinlichen Verhören wurden fie nicht zugelaſſen““ 
Advocaten, die die Parten zur Uneinigkeit reizten, ſollten eremplarifch bes 
ſtraft werdens. Beamte ſollten zur Advocatur nicht zugelaſſen werden“. 
Rechtsverdrehungen, weitläuftige Abſchweifungen und beleidigende Aus⸗ 
drücke ſollten vom Gerichte beſtraft werden . Ein übernommenes Man- 
dat durfte nicht willkührlich aufgegeben werben # und für Verſäum⸗ 
niſſe war der Advocat ſeinem Vollmachtgeber zum Schadenerſatze ver⸗ 
pflichtet“; die Proceßkoſten durfte er aber ſich vorſchießen laſſen “e. 
Der Advocat war von ſeinem Vollmachtgeber mündlich oder ſchriftlich 
beim Gerichte zu legitimiren, das letztere immer, wenn eine Rechtsſache 
anhängig gemacht und nicht ſogleich abgethan wurde 81. Die Vollmacht 
mußte eine hinreichende und die ganze Sache umfaſſende fein 52; eine 
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mangelhafte Inftruction kam dem Vollmachtgeber nicht zu ſtatten, wenn 
er fie beſſer hätte geben können 5%. Hieraus ſieht man, daß das damals 
neue Inſtitut der Advocatur ſchon zu vielen Beſchwerden Anlaß gab, 
Über welche auch die Proceßordnung von 1695 klagt. ö 


In Beziehung auf den vom Civilproceſſe nicht vollftändig getrennten 
Strafproceß ift wenig zu bemerken. Er wurde theils inquiſttoriſch, theils 
auf fiscaliſche Anklage geführt und zwar fand letztere, wie aus den Ac- 
ten des pernauſchen Landgerichts hervorgeht, auch vor den Landgerichten 
und gegen Adlige und Unadlige ſtatt ?“. Die Fiscale waren verpflichtet, 
unter Oberaufſicht der königlichen Befehlshaber ſtattgefundene Verbrechen 
auszuklagen und die nöthigen Beweiſe zuſammenzubringen. Gegen Adlige 
fand Solches von Seiten des Oberfiscals, gegen ſonſtige Standesperſo⸗ 
nen von Seiten des Kreisfiscals ſtatt ». Beides aber, wie aus jenen 
Arten erhellt, in erſter Inſtanz vor den Landgerichten 56, denen ein für 
nigliches Reſcript vom 4. Auguſt 1703, publicirt in Livland am 19. und 
29. Auguſt, auch den Adel unterwarf. Criminalſachen ſollten vorzugs⸗ 
weiſe vor Civilfahen entſchieden werden, es ſei denn Gefahr im Ver⸗ 
zuge", Weichhafte Inculpaten wurden edictaliter eitirt »s; lag kein 
ſchweres Verbrechen vor, fo war Bürgſchaft zuläſſig ». Die Tortur 
wurde aufgehoben . Der koͤnigliche Befehlshaber, der einen Verbrecher 
verſchonte, ſollte eben fo beſtraft werden, wie dieſer es verdient hätte i. 
Verdächtige Richter ſollte der Fiscal recuſtren on. ’ 


Was die Gerichtsordnung anbetrifft, fo ward durch königliche 
ordnung vom 9. Mai 1689 69 den Landgerichten, deren Beſoldung 
zugleich erhöht ward, vorgeſchrieben, jährlich drei Juridiken zu halten, im 
ruar, nach der Saatzeit und im September und zwar das rigaſche 
dgericht zu Riga, Lemſal und Wolmar; das wendenſche zu Wenden, 
Pebalg und Kokenhuſen (deſſen beſonderes Landgericht mit dem wenden— 
chen vereinigt war); das pernauſche zu Pernau, Fellin und Karkus und 
das dörptſche zu Dorpat, Adſel, Neuhauſen oder Marienburg, Oberpab- 
oder Lais. Richter und Parten mußten ſich dabei auf eigene Koſten 
fliegen; auf den Kronsgütern wurden ihnen die Lebensmittel um einen 
igen Preis verabfolgt. In Sachen, die keinen Verzug litten, durfte 
er Betheiligte um eine außerordentliche Gerichtsſitzung, allein auf ſeine 
oſten, bitten; in dringenden Criminalſachen mußte dieſelbe vom Richter 
ohne weitere Anregung abgehalten werden. Dieſer Wechſel des Gerichts 
O8, der noch jetzt in England ftattfindet, bildet gleichſam die Zwiſchen⸗ 
Periode zwiſchen der von Faber geſchilderten Zeit, wo die Gerichte noch 
ar keine beſtimmten Locale hatten, und zwiſchen der jetzigen, wo das rein 
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ſchriftliche sehe und der Umfang der Archive den Wechſel ng 
lich gemacht hat. 

Von den auf das Polizeirecht bezüglichen Verordnungen iſt die 
wichtigſte und umfaſſendſte, die auf dem livländiſchen Landtage vom Ja⸗ 
nuar 1668 verfaßte, vom Generalgouverneuren Tott am 28. Januar und 
vom Könige am 22. September 1671 beſtätigte, nur in Livland gültige 
Landes ordnung, welche an der Spitze aller gleichnamigen Sammlun⸗ 
gen ſteht und noch gegenwärtig die Grundlage der polizeilichen Organi- 
fation Livlands iſt. Wir werden ihren Inhalt mit Beruͤckſichtigung der 
ſie ergänzenden Verordnungen kurz anfuͤhren. Die Landespolizei ward 
den Ordnungs- und Hakenrichtern, die nebſt je zwei Adjuncten in 
jedem Kreiſe von dem Adel deſſelben auf drei Jahre gewählt werden 
ſollten, anvertraut. Sie ſollten ſummariſch verfahren und von ihnen ging 
die Appellation an das Generalgouvernement. Außerdem ſollten vom 
Adel, ebenfalls auf drei Jahre, Kreis-Commiſſäre gewählt werden, welche 
durchmarſchirende Truppen begleiten und für ihre Bedürfniſſe, durch Aus⸗ 
ſchreibung von Proviant und Schießpferden, ſorgen ſollten. 

Die Kirchenpolizei ward in jedem Kreiſe einem zum Oberkirchen⸗ 
vorſteher auf drei Jahr gewählten und vom Generalgouvernement be- 
ſtätigten Landrathe aufgetragen, dem der Propſt und ein adliger Aſſeſſor 
zur Seite ſtanden. Dieſelben hatten die Verwaltung der örtlichen, durch 
die Kirchſpielseingeſeſſenen aus ihrer Mitte gewählten Kirchenvorſteher 
zu beaufſichtigen, ihre Rechnungen durchzuſehen, fuͤr das Kircheneigenthum, 
den Kirchen- und Paſtoratsbau, die Einkünfte der Geiſtlichen, die Kir⸗ 
chenwege, ſowie auch für die Kirchenzucht und den Kirchenbeſuch zu ſor⸗ 
gen und ihre Bezirke von Zeit zu Zeit zu viſitiren. Streitigkeiten in 
kirchlichen Angelegenheiten ſollten ſie möglichſt beilegen oder ſummariſch, 
unter Appellation ans Generalgouvernement, entſcheiden, Juſtiz- und Con⸗ 
ſiſtorialſachen aber an die betreffenden Behörden verweiſen und von ih- 
ren Protocollen Abſchriften an das Generalgouvernement und an das 
Conſiſtorium einſenden. Als im J. 1694 der bisherige Landſtaat aufge 
hoben ward, wurden die Ordnungsgerichte und Oberkirchenvorſteherämter, 
fo wie auch die Forſtmeiſter aufgehoben und die Localpolizei Kreisvög⸗ 
ten übergeben, die vom Generalgouverneuren ernannt wurden, wie aus 
der desfallſigen, von ihm am 29. October 1695 ihnen ertheilten Inſtrue⸗ 
tion hervorgeht, während der König in der bezüglichen Verordnung vom 
20. December 1694 bei Einſetzung der Kreisvögte befohlen hatte, die Ge⸗ 
ſchäfte der Ordnungsgerichte den Landgerichten zu übergeben. Hiebei blieb 
es auch während der Regierung Karls XII. 

Ferner enthält die Landesordnung Beſtimmungen über die Wege“, 
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Brucken⸗, Fähren- und Flußpolizei. Zu Hauptſtraßen, die von den Gi- 
tern nach ihrer Hakenzahl unterhalten werden ſollten, wurden erklärt: die 
Straßen von Riga 1) längs der Küſte bis an die eſthländiſche Grenze; 
2) über Lemſal, Rujen und Fellin bis eben daſelbſt; 3) über Wolmar 
nach Dorpat und ſodann ſowohl nach Narwa als nach Reval; 4) über 
Wenden, Smilten, Adſel und Neuhauſen nach Rußland; 5) über Allaſch 
und Marienburg nach Neuhauſen; 6) über Sunzel, Erlaa, Seswegen nach 
Marienburg; 7) über Kokenhuſen nach Seswegen und 8) endlich von 
Pernau über Karkus, Helmet, Dorpat nach Neuhauſen. Die Wege ſoll⸗ 
ten zwölf, die Brücken zehn ſchwediſche Ellen breit ſein und ein Faden 
Brücke auf fünf Faden Weg gerechnet werden. Die Materialienanfuhr 
ſollte im Winter geſchehen und auf jede Verſäumniß ſtanden Geldſtrafen. 
Im J. 1697 wurde den Kreisvögten aufgetragen, jedem Gute ſein Bau⸗ 
contingent einzumeſſen 6%, 

Im J. 1684 ward vom Generalgouvernement eine Fährtarenord⸗ 
nung publicirt. Bei ſchiffbaren Strömen ſollte nach der Landesordnung 
eine Königsader von zwölf Ellen frei gelaſſen werden; bei kleineren 
Fluſſen von ſechs Ellen. Wer nur ein Ufer beſaß, ſollte nur bie‘ auf 
die Hälfte des Stroms eine Wehre ſchlagen dürfen. Die Gutsbeſitzer 
waren eben ſo verpflichtet wie berechtigt, an den durch ihre Grenzen ge- 
henden Straßen Krüge zu errichten und mit allem Nothwendigen zu ver⸗ 
ſehen, was ihnen im J. 1697 wiederholt eingeſchärft werden mußte. 
Den Bauern blieb aber Solches, ſowie überhaupt jede Schenkerei verbo⸗ 
ten 6. Das Recht, Mühlen anzulegen und überhaupt Gewäffer zu ſtauen, 
wurde dann für unbeſchränkt erklärt, wenn der Fluß innerhalb der Grenze 
des Eigenthümers entſprang und oberhalb an demſelben keine Nachbaren 
wohnten ». Das Jagdrecht, welches früher und namentlich nach dem 
Privilegium Sigismund Augufts, Artikel 21, dem Adel in allen Revieren 
des Landes frei geftanden zu haben ſcheint, ward den Gutsbeſitzern nur 
in ihrer eigenen Grenze geſtattet 7. Die Wildbahnen ſtanden unter der 
Aufſicht eines Oberjägermeiſters und auf Antrag deſſelben (des Obriſten 

agnus von Tieſenhauſen) ward den Gutsbeſitzern verboten, auf einem 
Gute mehr als zwei Schützen zu halten, welche mit gezeichneten Geweb— 
den und Päffen verſehen, in deſſen Grenzen die Jagd ausüben ſollten. 

er ein auf eignem Grund und Boden aufgejagtes Thier auf fremdem 
Gebiete erlegte, hatte dem Grundeigenthümer die Haut und den Vorder— 
üg nebſt zwei Rippen abzugeben s. 
8 In Betreff der bäuerlichen Polizei ſind die Verordnungen gegen das 
ſehr verbreitete Flüchtigwerden der Landbewohner es, eine natürliche Folge 
er Leibeigenſchaft, zu bemerken. Die Landesordnung von 1668 droht je- 
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dem, der einen Erbbauern feinem Herrn nicht ausliefert, mit einer Geld- 
ſtrafe von 50 Thalern, desgleichen demjenigen Landeseingeſeſſenen, welcher 


einen fremden Bauer aufnimmt, ohne Solches binnen drei Monaten deſ- 


ſen Erbherrn anzuzeigen. Der letztere hatte denn noch drei Monate Zeit, 
um ſeine Leibeignen zurückzufordern, mußte aber auch deſſen Schulden an 
den Herrn, darunter er geſeſſen, abtragen. Wurde der Bauer binnen drei 
Monaten nicht eingefordert, ſo wurde er zum Erbbauer desjenigen, bei 
dem er ſich niedergelaſſen hatte. Ueberhaupt wurden Leute, die ſich auf 
Gütern niederließen, zu Leibeignen derſelben; desgleichen Krüger, Gärt- 
ner und Handwerker, wenn fie als Leibeigene geboren waren. Bauern- 
töchter, die in ein anderes Gebiet heiratheten, durften von dem elterlichen 
Nachlaſſe nur Kleidung und Geld, nicht aber Korn, Vieh, Pferde und 
Hausgeräthe mitnehmen. Eine Wittwe, die in ein fremdes Gebiet hei⸗ 
rathete, durfte zwar ihre unmündigen Kinder erſter Ehe mitnehmen, ſie 
blieben aber Leibeigene des früheren Erbherrn 7%, Nachdem Livland von 
einer mehrjährigen Hungersnoth heimgeſucht worden, wurden die Bauern 
vom Generalgouverneuren ermahnt, die von ihren Herren erhaltenen 
Vorſchüſſe willig zurückzugeben, mit einer Bath (einem Zinſe) von einem 
Sechſtel; zugleich ward das Mardergeld, welches bisher Bauermädcen, 
die in ein fremdes Gebiet verheirathet wurden, ihrem Erbherrn bezahlen 
mußten, fo wie das Fälchſenfahren (Eintauſchen von Flachs gegen Brant- 
wein, Salz, Taback und andere Kleinigkeiten) abgeſchafft 1. Daß trotz 
der Leibeigenſchaft Wohlſtand unter den Bauern herrſchte, beweiſen die 
Verordnungen gegen die Verſchwendung auf Bauerhochzeiten. Dieſelben 
ſollten nicht über zwei Tage dauern und ein Aufſeher, Rechtsfinder 
(dergleichen alſo noch, wenigſtens dem Namen nach vorhanden waren) 
und Häckner bei Leibes- oder Geldesſtrafe nicht mehr als ſechszehn Paar 
Gäſte einladen, acht Tonnen Bier und vier Stof Branntwein zum Be— 
ſten geben ? u. ſ. w. Im J. 1696 wurde Solches auf zwölf paar 
Gäſte, vier Tonnen Bier und drei Stof Branntwein herabgeſetzt, desglei- 
chen auch die Verſchwendung bei Kindtaufen und Beerdigungen verboten 7°. 

In Betreff der Dienſtboten ward für Diener oder reiſige Knechte die 
Kündigungszeit auf zwölf Wochen feſtgeſetzt und befohlen, fie beim Ab- 
ſchiede mit Päſſen zu verſehen, ſolchen aber, die ſich ſchwere Vergehen 
und beſonders Untreue zu Schulden kommen ließen, keinen Lobſchein zu 
ertheilen, bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 20 Thalern, die das 
Ordnungsgericht zum Beſten der Rittereaſſe zu erheben hatte 7. Daß 
eine königliche Verordnung vom 23. November 1686, die in der Nöller⸗ 
ſchen Sammlung aufgenommen iſt, in Livland zur Anwendung gekommen 
ſei, iſt zu bezweifeln, da ſie ſich meiſt auf ſchwediſche Verhältniſſe zu be⸗ 
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ziehen ſcheint, die in jedem Bauermanntal (Gefinde) zu haltende Anzahl 
Knechte feſtſetzt u. ſ. w.; das Gleiche gilt von der Bettelordinanz vom 
21. October 1698, durch welche die Errichtung eines Arbeitshauſes zu 
und zur Unterhaltung deſſelben milde Beiträge bei Trauungen, 
Gaſtereien, Kindtaufen und Begräbniſſen und von Erbſchaften zu entrich— 
tende Gaben feſtgeſetzt werden. In den Landesordnungen von 1668 ward 
nur befohlen, polniſche, litthauiſche und ruſſiſche Bettler, fo wie auch die 
geuner aus dem Lande zu weiſen und die nach vier Wochen Betroffenen 
zur Feſtungsarbeit einzuliefern. f | 
,  Meber die Hauptverpflichtung der Güter, den Roßdienſt, finden ſich 
in der Nöllerſchen Sammlung zwei königliche Verordnungen von den 
Jahren 1686 und 1687, welche zwar nur für Schweden und Finnland 
erlaſſen find und fi offenbar zum Theil, namentlich in Betreff der An- 
gabe des Werths der Güter, auf dortige Verhältniſſe beziehen, aber doch 
wohl auch in den deutſchen Oſtſeeprovinzen theilweiſe Geltung gewonnen 
baben müffen, da die Generalgouvernements-Verordnung am 15. October 
1693 ſich auf ſie beziebt und ſie zum Theil wiederholt. In denſelben 
wurden die den geſtellten Reitern (welche moͤglichſt ſchon gediente Solda— 
ten fein ſollten) mitzugebenden Montirungsſtücke und die Größe der zu 
liefernden Pferde genau beſtimmt. Die erſteren beſtanden in einem Koller 
von Elendshaut bis an die Knie, ledernen Hoſen, einem grau tuchenen 
und mit gelbem Boy gefütterten Mantel, Handſchuhen und Leibgehängen 
von Elendshaut, ungeſteiften aber gewichsten Stiefeln von guten Juften, 
mit verzinnten Sporen und Schabracken von gelbem Tuche mit verzinnten 
Stangen und Steigbügeln. Die Waffen beſtanden aus Piſtolen mit 
Schloßraͤdern, Karabinern und ſteifen Degen mit einem ſtarken Gefäße. 
Dieſe Kleidung und Bewaffnung war eben ſo einfach, als zweckmäßig. 
Kleine Güter, die nicht ein ganzes Pferd zu ſtellen hatten, ſollten ſich mit 
einander vereinigen, wobei 250 ſchwediſche Mark Rente auf ein halbes 
Pferd gerechnet wurden. Für jeden fehlenden Roßdienſt waren 300 Thlr. 
ſchwediſch Strafe zu zahlen; auf Lieferung ſchlechter Montirungsftüde 
den ebenfalls Geldſtrafen. Wittwen brauchten von ererbten oder zur 
Morgengabe gegebenen Gütern keinen Roßdienſt zu leiſten, desgleichen 
andbeſitzer nicht das Nüftzeug zu liefern, ſondern nur auf Rechnung 
des Grundeigenthümers vorzuſchießen . Im Jahre 1700 wurde der 
Roßdienſt in Liv- und Eſthland wegen des Krieges verdoppelt 7°, 
In Beziehung auf das Beamtenweſen im Allgemeinen iſt blos die 
ediſche Rangtabelle vom 21. Februar 1696 anzuführen, welche befon- 
ders für Livland erlaſſen iſt, und nach der der Vicepräſident des dörpt⸗ 


ſchen Hofgerichts gleich nach dem des Stockholmſchen die 17. Claſſe ein- 
Th. II. Bd. II. 8 
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nimmt (vom Präſidenten iſt nicht die Rede), die Landrichter mit den 
Majoren die 28., die Hofgerichts-Aſſeſſoren die 31. u. ſ. w. Im Ganzen 
giebt es vierzig Claſſen. 

Merkwürdig ſind die umfaſſenden Verordnungen über die Verwaltung 
der durch die Reduction fo fehr vermehrten Krondomainen, zu denen nach 
der Reviſion von 1688 in Livland allein nicht weniger als 5215 Haken, 
d. h. des Landes gehörten, wenn man nämlich zu ihnen, wie billig, 
auch die reducirten und auf perpetuelle Arrende gegebenen Privargüter 
rechnet. Die übrigen Krongüter wurden meiſtbietend verpachtet und zwar 
unter Genehmigung des Generalgouverneurs und des königlichen Kam⸗ 
mer⸗Collegiums zu Stockholm“. Sämmtliche Krongüter mit Einſchluß der 
Lehn⸗, Lebtags- und auf zehn Jahr verliehenen Güter, ſowie der Paftorate 
und Schulmeiſtereien, wurden einem Oeconomie-Statthalter untergeben, 
der fie nach der Inſtruction vom 21. Auguſt 1691 unter Oberaufſicht 
des Generalgouverneurs zu verwalten hatte und zwar ſowohl in kirchen 
polizeilicher, als in landwirthſchaftlicher Hinſicht. Zu den Kirchen, die 
unter dem königlichen Patronate ſtanden, hatte er die Paſtoren durch den 
Generalgouverneuren dem Könige vorzuſchlagen, die Schulmeister aber 

ſelbſt ein- und abzuſetzen. Die Verwaltung der Kirchenpolizei beſorgten 
unter ſeiner Aufſicht die Paſtoren, die adligen Kirchenvorſteher und die 
bäuerlichen Kirchenvormünder, welche den Oeconomie-Comptoiren, deren 
es zwei in Riga und zu Dorpat gab 9, jährlich Rechenſchaft ablegen 
mußten. Ungehorſame, ungetreue und unachtſame Bauern war der Statt⸗ 
halter berechtigt zu beſtrafen und hatte nicht nur auf die Bewirthſchaftung 
der Hofsländereien, ſondern auch auf die der Bauergeſinde zu ſehen und 
untaugliche Bauerwirthe zu entfernen. Die Geſinde ſollte er übermeſſen 
laſſen und darnach die bäuerlichen Zinſen erhöhen oder herabſetzen. Aus 
ſtark bevölkerten Kronsgütern ſollte er Anbauer in wenig bevölkerte oder 
gar wüſte Geſinde verſetzen, auch die Lostreiber dazu gebrauchen, oder zu 
Bauern als Knechte geben. Streuſtücke ſollten ausgetauſcht, die Waͤlder 
möglichſt erhalten, ſchädliches Wild getödtet, Hochwild aber geſchont wer- 
den. Ueber die Einkünfte aus den Krousgütern, hatte der Generalgou⸗ 
verneur zu verfügen, das Oeconomie-Comptoir aber alljährlich von den 
Arrendatoren Rechnung einzufordern. Die Kronsguͤter hatte der Statthal⸗ 
ter fleißig zu viſitiren und die Arrendatoren waren verpflichtet, die von den 
Bauern eingelieferte Gerechtigkeit, ſowohl in ihren Büchern, als in den 
Duittungsbüchern der Bauern zu notiren. Dem Statthalter waren ein 
Buchhalter und ein Secretair untergeordnet, ferner ein Oeconomie-Fiscal 
zu Bewahrung der Rechte der Krongüter und zur Ueberwachung der Ar 
rendatoren und ein Landmeſſer, ein Etat, der fpäter bedeutend vermehrt 


115 


werden mußte. Vervollſtändigt wurde dieſe Verordnung durch das Des 
conomie⸗Reglement vom 21. März 1696 5%. In derſelben ward den Ar⸗ 
rendatoren befohlen, die Bauern zum Kirchen- und ihre Kinder zum 
Schulbeſuche anzuhalten. Diejenigen, welche das Erſtere vernachläſſigten, 
ſollten vom Oeconomie-Fiscalen vor Gericht gezogen und daſelbſt beftraft 
werden. Den Arbeitern auf dem Hofe ſollte täglich ein Abend» und 
ein Morgengebet gehalten werden. Ueber das Wackenbuch durften von 
| Bauern Leiſtungen gefordert und die zur Heu- und Kornerndte 
erforderlichen Hilfstage ſollten von dem wackenbuchmäßigen Gehorche ab- 
gezogen werden. Außerordentliche Hilfstage zu Bauten durfte nur der 
Statthalter, mit Berückſichtigung der Kräfte der Bauern, anordnen. Die 
bäuerlichen Leiſtungen durfte der Arrendator nur zu des Kronsgutes, nicht 
aber zu ſeinem Privatnutzen verwenden. Aus dem Reglement iſt erſicht⸗ 
lich, daß die Frohne ſchon damals, wie jetzt, nicht von den Geſin— 
deswirthen in Perſon, ſondern durch bloße Abſendung von Knechten 
geleiſtet wurde; denn in Fällen, wo die perſönliche Gegenwart des Wir- 
then erforderlich war, z. B. zur Malzbereitung, ſollte jeder von ihm ge⸗ 
leiſtete Fußtag einem Pferdetage gleich gerechnet werden. Die Fuhren 
durften nicht zu ſchwer beladen, nicht zum Verführen von Frachtgutern 
oder zum Einbringen von Kaufmannswaaren aus den Städten, ausge⸗ 
nommen zu des Hofes eigner Nothdurft, beſchwert werden. Bei den 
ſchlechten Frühlings- und Herbfiwegen waren die Bauern möglichſt mit 
Fuhren zu verſchonen. Brauchte der Arrendator zu feinen Reifen Bauern- 
ſchieße, ſo waren dieſelben von den wackenbuchsmäßigen Tagen abzuzie⸗ 
hen. Betrafen einen Wirth Unglücksfälle, ſo war die von ihm zu lei⸗ 
ſtende Arbeit und Gerechtigkeit berabzuſetzen. Andrerſeits konnten die 
Bauern für Vernachläſſigung ihrer Pflichten von ihren Auffebern (Sta- 
rosten) körperlich beſtraft werden. Streitigkeiten über Geſindesgrenzen 
unterlagen der Entſcheidung des Oeconomie-Statthalters. Vergehen der 
Bauerwirthe durfte der Arrendator von ſich aus nicht beſtrafen, ſon⸗ 
es wurde von den bäuerlichen Rechtsfindern ein Urtheil gefallt, 
und wenn die auferlegte Strafe zehn Paar Ruthen, oder der zu leiſtende 
erſatz zwanzig Reichsthaler überftieg, noch vom Oeconomie⸗Statt⸗ 

halter durchgeſehen, inſoweit es die Bewirthſchaftung anging, im Uebrigen 
dem Landgerichte unterlegt. Ueber Entſcheidungen des Landgerichts 
durften die Bauern an das Generalgouvernement und von demſelben an 
das Hofgericht appelliren, wobei das Gutachten des Deconomie-Stattpal- 
einzuholen war. Wer ſich mit Uebergehung dieſer Inſtanzen unmit⸗ 
telbar an den König wandte, war körperlich zu bestrafen. In Beziehung 
auf die Bewirthſchaftung der Güter ward den nnen d Schonung 
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und forſtmäßige Benutzung der Wälder empfohlen und die Jagd auf 
Hochwild verboten. Kleinwild ſollte vom 1. April bis zum 1. Auguſt 
gehegt werden. Neue Kriege oder Mühlen ſollten zum Nachtheil der al 
ten, in der Arrende eingerechneten, nicht ohne Genehmigung des Statt- 
halters angelegt werden. Arrendatoren, die ihre Pflichten verſäumten, 
ſollten vom Landgerichte auf Klage des Oeconomie-Fiscals am Gelde be- 
ſtraft werden, oder ihrer Arrende verluſtig gehen. Durch dieſe Verord- 
nungen, welche über ein Jahrhundert in Wirkſamkeit blieben, wurde die 
Bewirthſchaftung der Kronsgüter zum erſten Male auf zweckmäßige Weiſe 
geregelt und Maßregeln zum Schutze der Bauern gegen Willkührlichkeiten 
und Ungerechtigkeiten der Arrendatoren getroffen. 

Eine beſondere Aufmerkſamkeit verwandte endlich noch die eifrig pro— 
teſtantiſche ſchwediſche Regierung auf die Regelung der kirchlichen Ver- 
hältniſſe. Durch das Religionsplakat vom 19. März 1667, das 
aber, wie es ſcheint, in Eſthland keine practifche Giltigkeit erlangte, 
wurde allen fremden Religionsverwandten befohlen, an jedem Orte, wo 
fie ſich über acht Tage zu verweilen gedachten, dem örtlichen Paſtor über 
ihre Confeſſion Mittheilung zu machen 'i. Fremden Prieſtern und Miffio- 
nairen ward der Aufenthalt im ganzen Reiche verboten. Im Jahre 1675 
wurden die früheren Privilegien des Prieſterſtandes auf dem Reichstage 
überſehen und eine desfallſige Verordnung für ſämmtliche Provinzen des 
Reichs erlaſſen '. Nach derſelben ſollten nur Proteſtanten zu Aemtern 
zugelaſſen werden; anderen Confeſſionsverwandten ward auch das Predigen 
ihrer Lehre unterſagt. Die Veräußerung der Kirchenländereien war ver⸗ 
boten. Die Höfe und Häuſer der Prieſter, Profeſſoren und Kuͤſter auf 
dem Lande und in den Städten ſollten von allen öffentlichen Steuern be— 
freit ſein. Die Anſtellung der Pfarrer wurde der Wahl der Gemeinden 
unter Beſtätigung der Conſiſtorien und Biſchöfe überlaffen, indeſſen behielt 
fi die Staatsregierung die Präfentation zu Kronspfarren vor s. Die 
Geiſtlichen wurden ermächtigt, ihre Eingepfarrten oder deren Vertreter, die 
Kirchenvorſteher, zu Berathungen über kirchlich-polizeiliche Angelegenheiten 
zu berufen und von der Kirchenlade einen Schlüffel bei ſich zu fuhren. 
Die daſelbſt gefaßten Beſchluſſe ſollten durch die weltlichen Polizeibehör⸗ 
den in Erfüllung gelegt werden?“. Geiſtliche durften nur dann in Ver⸗ 
haft genommen werden, wenn ſie auf Begehung eines Verbrechens ertappt 
worden e, und ſollten überhaupt bei jeder Gelegenheit des kräftigen 
Schutzes der Staatsregierung und der Behörden gewärtig fein se. In 
Beziehung auf privatrechtrechtliche Verhaͤltniſſe wurde angeordnet, daß die 
Kinder und Wittwen der Geiſtlichen ihren Nachlaß, er ſei belegen, wo 
er wolle, nach Stadtrechten theilen ſollten D. Für dieſen beſondern Fall, 
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wurde alſo das ſchwediſche Stadtrecht auch für Eſth⸗ und Livland für 
verbindlich erklärt. Dieſes Recht ordnete ein Miteigenthum beider Ehe- 
Hatten am gegenſeitigen Vermögen an““, ſo daß auf den Todesfall jeder 
Ehegatte, wenn Kinder vorhanden waren, über den zwanzigſten Theil des 
ganzen Vermögens verfügen durfte, bei kinderloſer Ehe über den dritten 
Theil 9, War kein Teſtament vorhanden und die Ehe war eine unbe— 
erbte, fo hatte der überlebende Ehegatte den geſammten Nachlaß nach Ab— 
zug der Schulden mit den geſetzlichen Erben des Verſtorbenen zur Hälfte 
zu theilen, erhielt aber zum voraus das beſte Bett und ſeine beſten Klei— 
der, die Wittwe auch ihre Morgengabe de. War die Ehe beerbt, jo durfte 
der überlebende Ehegatte die Guͤtergemeinſchaft mit den Kindern fort⸗ 
ſetzen; ſchritt er zur zweiten Ehe, ſo theilte er mit ihnen, in der oben 
angegebenen Weiſe i. Die Kinder theilten unter ſich nach Köpfen “. 
Ließ ſich die Predigers-Wittwe in eine „verächtliche Ehe ein, wodurch der 
Nachlaß ihres Mannes verſchwendet werden und der Stand in Verach⸗ 
tung gerathen könnte“, fo erbte fie nach Landrecht “e, d. h. fie erhielt von 
dem Mobiliar und der Errungenſchaft nur ¼, nachdem fie die von ihr 
in die Ehe eingebrachten Immobilien vorabgenommen %, So lauten 
nämlich die Beſtimmungen des ſchwediſchen Landrechts, welches vermuth⸗ 
lich im Prieſter-Privilegium unter dem Namen Landesrechte zu verſtehen 
iſt, denn dieſer Ausdruck kommt unmittelbar nach der Stelle vor, wo von 
den Stadtrechten und zwar von den ſchwediſchen die Rede iſt. Durch 
dieſes Privilegium wurde erſt die proteſtantiſche Geiſtlichkeit der Oſtſee— 
provinzen zu einem beſondern Stande in bürgerlicher Beziehung. N 
Die wichtigſte Verordnung der ſchwediſchen Regierung in Kirchenſa⸗ 
chen war aber die im Jahre 1686 auf Befehl Karls XI. verfaßte und 
im folgenden Jahre für die Oſtſeeprovinzen ins Deutſche überſetzte Kir⸗ 
chenordnung— Dieſe erlitt auf Anregung der Geiſtlichkeit am 4. Juli 
1689 einige Modificationen . Der liv- und eſthländiſchen Ritterſchaft 
wurde ſie zur Annahme vorgelegt. Dieſelbe aber erfolgte nicht unbedingt, 
ſondern es wurden dem Könige von den Landconſiſtorien, den Ritterſchaf— 
ten und dem rigaſchen Stadtconſiſtorium verſchiedene Bedenken vorgelegt, 
welche durch die Reſolution vom 30. Juni 1691 (für Livland) und 30. 
November 4692 v (für Eſtpland) erledigt wurden. Die im Jahre 1667 
im Auftrage des Königs vom früheren livländiſchen Generalfuperinten- 
denten und damaligen Biſchof von Abo, Gezelius, angefertigte Kirchen⸗ 
ordnung wurde ungeachtet der darüber zwiſchen Livlands Adel und Geiſt⸗ 
lichkeit gepflogenen Berathungen nicht eingeführt 9°. Nach Aufhebung 
des Landſtaats und des gemiſchten Conſiſtoriums durch die Verordnung 
vom 20. December 1694 wurde aber die Kirchenordnung für die einzige 
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Norm des Kirchenweſens in den Oftfeepropinzen erklärt und im folgenden 
Jahre wurden alle abweichenden Verordnungen auf beſondern königlichen 
Befehl aufgehoben. Der Hauptgrund zur Erlaſſung des neuen Kirchen— 
geſetzes war, wie man aus ſeiner Vorrede ſieht, der, daß man in der 
ſchwediſchen Kirchenordnung vom Jahre 1571 noch Ueberreſte des Katho⸗ 
lieismus zu finden glaubte. Das neue ziemlich umfaſſende Kirchengeſetz 
in 28 Kapiteln hat bis zum Jahre 1832 in Liv- und Eſthland Gültigkeit 
gehabt, wo es durch ein anderes für ſämmtliche proteſtantiſche Gemeinden 
Rußlands erſetzt worden iſt. In Beziehung auf die chriſtliche Lehre befiehlt 
es, den Eid auf die augsburgiſche Confeſſion und die Concordienformel 
allen Geiſtlichen und Schullehrern abzunehmen und irrgläubige Pre- 
diger abzuſetzen. Die öffentliche Ausübung eines andern Gottesdienſtes 
wurde verboten, ausgenommen an denjenigen Orten, wo es durch beſon⸗ 
dere Verträge vorbehalten war (alſo in Livland in Beziehung auf den 
katholiſchen Gottesdienſt, in Folge des Olipaſchen Friedensſchluſſes). 
Die Kinder von Andersgläubigen ſollten, wenn fie das ſchwediſche Bur⸗ 
gerrecht genießen wollten, ſich zur augsburgiſchen Confeſſion beken⸗ 
nen 's. An den Sonn-, Buß⸗, Feſt⸗ und Bettagen ſollte in den Städten 
drei Mal täglich gepredigt werden, am Mittwochen und Freitag ein 
Mal; an andern Tagen ſollten Abends und Morgens Betſtunden gehal- 
ten werden. Dieſe wohl allzugroße Anzahl Erbauungsſtunden wurde 
durch die königlichen Reſolutionen für Liv- und Eſthland ſehr vermindert. 
Der Gottesdienſt in den Städten ſollte an Sonn-, Feſt⸗ und Bußtagen 
nur zwei Mal ſtattfinden und in den Landkirchen nur ein Mal. Die 
Wochenpredigten fielen ganz weg und ſollten auf dem Lande durch eine 
Betſtunde am Mittwoch erſetzt werden. Auch die große Zahl Feiertage 
wurde für Liv⸗ und Eſthland vermindert ». Der Gottesdienſt erhielt die 
jetzt gebräuchliche Form . Während der öffentlichen Beichte und des 
Vaterunſers und bei den Einſetzungsworten ſollte die Gemeinde auf die 
Knie fallen. Die Juridiken der Gerichte wurden mit einem Gottesdienſte 
und einer Ermahnungspredigt angefangen; in Städten ſollte ſolches zu Ans 
fang des Jahrs geſchehen . Vor dem Anfange deſſelben war die Gemeinde 
nach dem Katechismus zu prüfen und wer hiebei nicht erſchien, erlitt eine 
Geldbuße 2. In Eſthland brauchte aus dem Adel nur die Jugend und 
zwar vier Mal im Jahre zu dieſer Prufung zu erſcheinen. Die Taufen 
ſollten in den Kirchen nach dem Gottesdienſte oder während einer Bet: 
ſtunde ſtattfinden, damit die Gemeinde für das Kind beten könne, und 
zwar binnen acht Tagen nach der Geburt des Kindes. Fremde Religions- 
verwandte ſollten ihre Kinder von den proteſtantiſchen Prieftern und un⸗ 
ter proteſtantiſchen Feierlichkeiten taufen laſſen und nur Proteſtanten zu 
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Gevattern bitten. Die Namen der letzteren waren in allen Fällen dem 
Pfarrer anzuzeigen und fie mußten des Katechismus kundig ſein?. Nur 
Nothtaufen durften zu Hauſe verrichtet werden und das für den Nothfall 
getaufte Kind mußte, wenn es zu Kräften gekommen war, zur Kirche ge- 
bracht werden, wo der Geiſtliche über daſſelbe die verordneten Gebete 
ſprach. Die Nothtaufe durfte von der Hebamme verrichtet werden, und 
zwar ſollten dazu gottesfürchtige, ehrliche und wohlerfahrene Frauen nach 
gehöriger Prufung im Glauben, in Städten von dem Magiſtrate, auf 
dem Lande von den Pfarrherren und Kirchenvorſtehern verordnet werden“. 
Die Beichte war eine dreifache. Die geheime zum Bekenntniß einzelner 
ſchwerer Sünden, die allgemeine der ganzen Gemeinde und endlich die 
offenbare, in welcher ein überwieſener Verbrecher ſein Vergehen vor der 
Gemeinde eingeſtand. Bekannte jemand in der geheimen Beichte den 
Vorſatz eines Hochverraths oder eines ſonſtigen ſchweren Verbrechens und 
war trotz der verſprochenen Vergebung nicht dazu zu bringen, ſeine Mit⸗ 
ſchuldigen anzugeben, fo war der Beichtiger verpflichtet, die bedrohten In⸗ 
dividuen zu warnen, aber ohne den Beichtenden zu nennen. Die Abſolu— 
tion durfte er ihm nur dann ertheilen, wenn er ſein Bekenntniß vor dem 
Richter abgelegt hatte. Desgleichen waren Abſolution und Abendmahl 
im Chriſtenthum nicht erfahrenen Kindern oder Erwachſenen, Wahnſinnigen, 
bekannten Verbrechern und im Banne Stehenden, ausgenommen bei Todesge⸗ 
fabr, nicht zu ertheilen und erſt nach abgelegtem Verſprechen, die Gemeinde zu 
verſöhnen, zugelaffen 6. Unzucht follte mit dem Strafſchemel oder einer ſchwe— 
ren Geldbuße, bei eſthlandiſchen Bauern mit Paarruthen beſtraft werden '. 
Wer ein Jahr lang das Abendmahl nicht nahm, gerieth in den kleinen Bann. 
Wer ungebeichtet oder betrunken zum Abendmahl kam, wurde abgewieſen und 
verfiel in Kirchenbuße, ſowie in eine Geldstrafe von hundert Thalern?. 
In Betreff der einzelnen Gebräuche verweiſt die Kirchenordnung auf das 
fogenannte Handbuch, d. h. die ſchwediſche Kirchenagende vom Jahre 
1572, die in den Jahren 1599, 1608 und 1632 überfehen, in der letz- 
tern Ausgabe in den Oſtſeeprovinzen eingeführt, und im Jahre 1693 re⸗ 
vidirt wurde. Die letztere Ausgabe wurde im Jahre 1708 ins Deutſche, 
Lettiſche und Eſthniſche überſetzt, und nachdem ihre Einführung von 
Karl XII. am 19. September 1707 ausdrücklich befohlen worden, in 
den Provinzen bis zum Jahre 1807 als Kirchenagende gebraucht. 

In Betreff des Eherechts vindicirte die neue Kirchenordnung den 
geiſtlichen Gewalten die Entſcheidung aller auf Eingehung und Auflö⸗ 
fung von Ehen und Verlöbniffen bezüglichen Fragen, während die welt⸗ 
lichen Gerichte über Mitgift, Erbrecht, Verforgung von Kindern nach ge- 
wennter Ehe, phyſiſcher-Unfähigkeit und dergl. zu ſprechen hatten. Fur 
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Livland wurde dieſe Trennung der beiden Gerichtsbarkeiten in Berückſich⸗ 
tigung des daſelbſt noch beſtehenden gemiſchten Conſiſtoriums ausgeſetzt. 
Heirathen zwiſchen Geſchwiſterkindern, ſo wie ſolcher, die in Ehebruch 
mit einander ſich verſündigt hatten, wurden verboten; desgleichen auch 
durch eine ſpätere Verordnung vom J. 1703, die mit der Stiefmutter 
und allen denjenigen, welche auf gleiche Weiſe in der auf- und nieder⸗ 
ſteigenden Linie mit einander verſchwägert waren . Verlöbniſſe ſollten 
in Gegenwart zweier Zeugen männlichen Geſchlechts, eines von jeder 
Seite, außer den Eltern und Vormündern gefeiert werden. Bedingte 
Verlöbniſſe wurden zugelaſſen! “. Der Trauung mußte eine dreimalige 
Abkündigung von der Kanzel, drei Sonntage hinter einander, vorange— 


ben 12. Wittwen ſollten ein ganzes und Wittwer wenigſtens ein halbes 


Jahr trauern, ehe ſie zu einer andern Ehe ſchritten 8. Für Livland 
ward erlaubt, Bauern auch eine frühere zweite Verheirathung nach Ein- 
bolung königlicher Erlaubniß zu geſtatten, um die Geſinde nicht lange 
leer ſtehen zu laſſen. Geſuche um Aufhebung eines Verlöbniſſes oder 
um Trennung der Ebe waren beim Conſiſtorium anzubringen, welches 
nach vergeblichem Verſuch zum Vergleich, die Sache zur Ermittelung der 
der nachgeſuchten Trennung zu Grunde liegenden Thatſachen ans weltliche 
Gericht zu verweiſen hatte. Dann ſollte der Kläger ſeinen Gegner vors 
Conſiſtorium laden und den Spruch des weltlichen Gerichts, worin der— 
ſelbe für ſachfällig erklärt war, vorzeigen, worauf das Conſiſtorium mit 
der Scheidung als in einer klaren und unſtreitigen Sache verfuhr. Dieſe 
Beſtimmung bezieht ſich offenbar auf die Verhandlung vor rein geiſtli⸗ 
chen Conſiſtorien und beweiſt den Nutzen der gemiſchten, da man der 
Laien bei gerichtlichen Unterſuchungen doch nicht entbehren zu können 
glaubte; indeſſen konnte dieſelbe auch von den gemiſchten Conſiſtorien Liv⸗ 
und Eſthlands angewandt werden und die Provinzen ſcheinen auch nicht 
gegen dieſelbe remonſtrirt zu haben. Hatte der klagende Theil dem ans 
dern ehelich beigewohnt, nachdem ihm deſſen Vergeben bekannt geworden, 
fo fand keine Trennung ſtatt 13. Verlöbniſſe ſollten aufgehoben werden 
können, wenn jemand zum Ehegelübde gezwungen worden und darnach 
ſeine Verlobte nicht berührt hatte; wenn zwiſchen beiden Verlobten aus 
früher ihnen nicht bewußten Urſachen eine unverſöhnliche Feindſchaft ent— 


ſtand; wenn der eine Theil fih ohne Vorwiſſen des andern eine grobe, 


Mißbandlung oder Unzucht erlaubte, wodurch der unſchuldige Theil an 
ſeiner Ehre gekränkt oder auch eine friedliche Beiwohnung gehindert 
wurde; endlich für anſteckende und unheilbare Körper- oder Geiſteskrank⸗ 
beiten oder Gebrechen 1b. Hiezu iſt auch Abreiſen und anhaltendes will: 
kührliches Wegbleiben zu rechnen; denn das Conſiſtorium konnte dann 
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dem andern Theile die Eingehung einer anderweitigen Ehe geftatten !“. 
Die Ehe durfte geſchieden werden für Ehebruch, bösliche Verlaſſung, 
phyſiſche Unfähigkeit zur Ehe, wenn ſie ſchon vor Vollziehung derſelben 
vorhanden war, unverſöhnliche Feindſchaft und frühere Schwächung der 
Braut von Seiten eines Dritten oder wegen ähnlicher Untreue des Bräu⸗ 
tigams. Der lange entfernt geweſene Ehegatte, der ein Jahr lang nach 
erfolgter Citation nicht zu den Seinigen zurückkehrte und es doch konnte, 
wurde für geſchieden erklärt und der verlaffene Theil durfte in eine an— 
dere Ehe treten. War aber von jenem gar keine Kundſchaft zu erlangen, 
ſo mußte der andere Theil ſieben Jahr warten, und kam der geſchiedene 
Gatte nach Hauſe und bewies die Unmöglichkeit, ſich früher zu ſtellen 
oder Nachricht von ſich zu geben, fo durfte er fein eheliches Recht noch 
immer geltend machen 7. Zu den Pflichten der Geiſtlichen gehörte auch 
der Beſuch der Kranken und Gefangenen 's, fo wie die Abhaltung der 
Beerdigungen. In Betreff des in der Kirchenordnung vorgeſchriebenen 
Glockenläutens ſollte es in Eſth- und Livland beim Alten bleiben, des— 
gleichen mit der Unterſuchung des Lebenswandels gottlofer Menſchen vor 
der Beerdigung durch die weltliche Behörde. Da der eſthländiſche Adel 
ſeine Beerdigungen gewöhnlich während der Juridiken hielt, ſo wurde 
erlaubt, die Leichen auch ſpäter als ein halbes Jahr nach dem Tode 
beerdigen zu laſſen. Leichen in den Kirchen zu beerdigen war erlaubt, 
die Gräber mußten aber drei Ellen tief und ohne Erhöhung über den 
Fußboden ſein. Unehelich geborene und getödtete Kinder ſollten auf dem 
Kirchhofe abſeits begraben werden, fremde Confeſſionsverwandte ohne ir⸗ 
gend welche Feierlichkeit !“. . 

Zum Prediger ſollte Niemand vor feinem 25. Lebensjahre und Ver— 
ſehung eines Schulamts, ſo wie Abhaltung einer ſtrengen Prüfung ordi⸗ 
nirt werden, deren Gegenftände genau beſtimmt waren . In Betreff 
der Wahl der Pfarrer behielt ſich der König nur die Beſetzung der 
Kronspfarren vor und beſtätigte das Patronatsrecht, namentlich das des 
eſthländiſchen Adels. Daß dies aber auch für Livland galt; beweiſt die 
Verordnung des Generalgouverneurs vom 15. September 1693, durch 
welche jeder, der ein Patronatsrecht beſaß, aufgefordert wurde, ſeinen 

eweis binnen ſechs Monaten beizubringen. Uebrigens geſtattete die 

rchenordnung den Gemeinden der Kronspfarren einen Candidaten in 
Vorſchlag zu bringen und zwar unabhängig von der dem Biſchofe (dem 
Conſiſtorium) zustehenden Präſentation 21. Geiſtliche, die wegen eines 
groben Laſters öffentlich berüchtigt oder von Jemandem beſchuldigt wur— 
den, übergab man dem weltlichen Gerichte, ohne fie zu ſuspendiren, aus- 
genommen im Falle eines Todtſchlags. Wurden fie eines ſchweren Ber- 
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brechens überwieſen, fo verloren fie ihr Amt, auch wenn fie begnadigt 
wurden und der Strafe entgingen. Desgleichen, wenn fie ſich dem Miüf- 
ſiggange, der Schwelgerei, der Trunkenheit und dem Spiele ergaben, ſich 
ihren Obern widerſetzten, einem ihrer Collegen nach dem Amte trachteten, 
eine ihrer Würde nicht angemeſſene Beſchaͤftigung ergriffen, oder mit ih⸗ 
ren Amtsbrüdern und Pfarrleuten im Streite lebten. Vor Gericht ſollten 
fie keine andern Sachen führen, als ihre eigenen, oder die ihrer Priefter- 
höfe 22. Durch die Kirchenordnung wurden auch jährliche Predigerſyno⸗ 
den angeordnet *, welche ſpäter außer Gebrauch gekommen und neuer⸗ 
dings wieder eingeführt worden find, Beſondere Kirchen-Oekonomen hat 
es in den Oſtſeeprovinzen nicht gegeben. Hoſpitäler, welche das 28. Ka⸗ 
pitel anordnet, wurden auf dem Lande auch nicht angelegt und die Aus⸗ 
führung der desfallſigen Beſtimmungen wurde für Liv- und Eſthland 
ausgeſetzt, nachdem die eſthländiſche Ritterſchaft erklart hatte, mit der Zeit 
an die Errichtung ſolcher Anſtalten denken zu wollen. Wohl aber iſt die 
in der Kirchenordnung ausgeſprochene Verpflichtung jedes Kirchſpiels, ſeine 
Armen zu unterhalten, anerkannt worden. Desgleichen wurden im Jahre 
1697 die in der Kirchenordnung angeführten Probſteigerichte eingeführt, 
welche außer dem Propſte aus zwei Predigern beſtanden und von denen 
ans Conſiſtorium appellirt werden konnte 2*. Sie verſchwanden ſpäter 
wieder, obwohl die Pröpſte geblieben find. Die Anſtellung von Kirchen- 
vormündern aus der Bauerſchaft und die Regelung ihrer Verhältniſſe, 
fo wie die mancher andern Gegenftände von untergeordneter Wichtigkeit, 
ward für Eſthland einer gemeinſchaftlichen Beſtimmung des Adels und 
der Geiſtlichkeit überlaſſen. 

Vervollſtändigt wurde die Kirchenordnung durch eine beſondere fö- 
nigliche Verordnung vom 11. Februar 1687, über den Proceß bei den 
Domkapiteln (Conſiſtorien), die in Livland am 22. September 1693 pu⸗ 
blicirt wurde?. Nach derſelben ſollten alle acht Tage Sitzungen gehal⸗ 
ten und die vorgebrachten Sachen von den Parten in eigner Perſon ſum⸗ 
mariſch und mündlich verhandelt werden; nöthigenfalls in Aſſiſtenz eines 
Bevollmächtigten. Zuförderſt ſollte immer ein Vergleich verſucht und ein 
Schriftwechſel nur auf den Wunſch der Parten und aus erheblichen Urs 
ſachen ſtattfinden. Die Urtheile des Conſiſtoriums hatten die königlichen 
Beamten zu vollſtrecken, die Appellation aber ging ans Hofgericht, woge⸗ 
gen man ſich in Livland vergeblich ſträubte. 

Noch vor der Aufhebung des Landſtaats war die Oberkirchenvorſte⸗ 
herſchaft über die livländiſchen Kronskirchen dem königlichen Statthalter 
übertragen worden, der die Kirchenrechnungen dem Oeconomie-Comptoir 
jahrlich unterlegen ſollte. Zugleich verlor Reval ſein beſonderes Stadt⸗ 
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Conſiſtorium und feinen Superintendenten (der letztere, Joachim Salemann, 
war Biſchof von Eſthland geworden) . So wie die Staatsregierung 
die Geiſtlichen beaufſichtigte, ſo ſchützte fie fie auch andrerſeits. Auf de— 
ren Wunſch wurde den Arrendatoren der Kronsgüter befohlen, die Predi— 
gergebühren von den Bauern einzufordern und den Geiſtlichen einzuzah— 
len, damit die letztern nichts weiter damit zu thun hätten r. 
Da die Thaͤtigkeit der Univerſität durch die ruſſiſche Eroberung Dorpats 
unterbrochen worden war, ſo kam man auf den Gedanken, ſie nach Pernau, 
als einen gegen ruſſiſche Angriffe ſichern und dem Mutterlande nähern 
Ort zu verlegen. Die Verhandlungen darüber fingen ſchon im J. 1665 
an. Zwei Jahre darauf erſchien ein königlicher Befehl zur Wiedereinlö- 
ſung der verpfändeten Güter und im J. 1668 wurden der Univerſität 
bis dahin andere Einkünfte angewieſen, wozu auch die liv- und efthlän- 
diſche Ritterſchaft im J. 1669, je 12 Thaler vom Roßdienſte in drei 
Jahren zu zahlen bewilligte. Allein die von der Krone und dem Adel 
verſprochenen Gelder gingen ſehr unregelmäßig ein und während voller 
ſiebzehn Jahre ſchritten die Bauten kaum vorwärts, obwohl der Adel 
nach dem Brande des frühern Univerſitätsgebäudes zu Dorpat im Jahre 
1686 neue Vorſtellungen machte. Karl XI. entſchloß ſich wiederum zu 
Dorpat. Das alte Gebäude ward wieder hergeſtellt. Die frühere Bi- 
bliothek fand ſich in der Marienkirche eingemauert vor; ſie zählte nur 
152 Werke, unter denen nicht ein einziges ſchwediſches. Am 28. Januar 
des folgenden Jahres erſchienen die neuen Statuten. Die Akademie 
taviana Carolina) erhielt, elf Profeſſoren (der Theologie drei, der 
Philoſophie zwei, der Mathematik, der Jurisprudenz, der Rhetorit und 
Politik, der Geſchichte, der orientaliſchen Sprachen und der Mediein je 
einen) und zu ihrem Unterhalte Güter in der Nähe Dorpats. Ihr Ein⸗ 
kommen follte 9000 Thaler betragen, wovon 1400 zu Stipendien. Jeder 
Profeſſor hatte 500 Thaler Gehalt, mit Ausnahme der Profeſſoren der 
Theologie, von denen der älteſte 1000 und die übrigen je 600 Thaler 
bekamen. Kanzler ſollte der jedesmalige Generalgouverneur, Prokanzler 
der Generalſuperintendent fein. Nach den Statuten follten die Studenten 
Morgens und Abends in der Bibel leſen und des Sonntags die Kirche 
beſuchen; wer ſich des Abendmahls enthielt, ſollte beſtraft werden. Wol⸗ 
luſtlinge und Unartige ſollten relegirt werden. Verſchwendung und Ge- 
win im Karten- oder Würfelſpiele wurden mit dem Carcer beſtraft. 
Wer feine Collegia hörte, ſollte in feine Heimath zurückgeſchickt werden. 
Ankommlinge ſollten weder unanſtändig behandelt, noch beſchmauſet wer 
den (was alſo ſchon damals geſchah). Landsmannſchaftliche Gaſtmähler 
waren verboten. Bei Tage ſollte Niemand einen Degen tragen und nach 
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neun, im Sommer nach zehn Uhr, ſich nicht in einer Schenke finden laſſen. 
Bis auf ſechs Meilen von der Stadt durfte ein Studirender nur auf Ans 
trag des academiſchen Senats verhaftet werden, dringende Vorfälle aus- 
genommen. Zur Beerdigung armer Studenten und zur Bezahlung der 
ſie beſuchenden Aerzte, ſollte eine Caſſe gebildet werden, zu der jeder 
Studirende bei ſeinem Eintritte ſechs Mark beizutragen hatte. Außer dem 
Gehalte, der auf Kronsgüter angewieſen, ſehr unregelmäßig gezahlt wurde, 
erhielt jeder Profeſſor ungefähr 100 Quadratellen Land nebſt zwei Bauern. 
Am 21. Auguſt 1690 wurde die Univerſität vom Generalgouverneuren 
feierlich eingeweiht?“ und zugleich von ihm verordnet, daß Niemand ein 
Amt erhalten ſolle, der nicht zwei Jahre in Dorpat ſtudirt und gute 
Zeugniſſe vorzuweiſen habe. Auch die Privatlehrer wurden verpflichtet, 
vor Annahme einer Erzieherſtelle, ſich vor der Univerſität über ihre Her- 
kunft, ihren Glauben und ihre Kenntniſſe auszuweiſen und ſich ein Zeug⸗ 
niß ausſtellen zu laſſen, worüber die Prediger wachen ſollten. Durch die 
Kirchenordnung ward den Biſchöfen (den Conſiſtorien) die Beaufſichtigung 
des Schulweſens aufgetragen. Außerdem erhielt Livland im J. 1693 
eine beſondere Schulordnung, die von der Einſetzung der Lehrer, den 
wechſelſeitigen Beziehungen der Lehrer und Kinder und von der Lehrme— 
thode, ſowohl in den Gymnaſien als in den Elementarſchulen handelt, 
deren Text aber verloren gegangen iſt. — Im J. 1692 wurde der Rang 
der Profeſſoren, gleich nach den Hofgerichts-Aſſeſſoren feſtgeſetzt. Es wa— 
ren diesmal faſt lauter Schweden (von 28 Profeſſoren 24) und auch die 
Verhandlungen fanden in ſchwediſcher Sprache ſtatt. Der Studirenden, 
die in Landsmannſchaften, unter beſondern Infpectoren, getheilt und meift 
ſehr arm waren, alſo nicht den höhern Ständen angehörten, gab es vom J. 
1690 - 1709: 586, wovon im erſten Semeſter 98, im J. 1704 der Kriegs⸗ 
unruhen wegen nur zwei immatriculirt wurden. Vielleicht war dieſe geringe 
Theilnahme der Grund der Verlegung der Anſtalt nach Pernau, wodurch 
das ſchwediſche Element ein noch größeres Uebergewicht erhalten und der 
Nutzen derſelben für die Oſtſeeprovinzen ſehr vermindert werden mußte. Denn 
ſchon im J. 1695 entſchloß Karl XI. ſich dazu; indeſſen erging der des⸗ 
fallſige Befehl erſt am 17. Juni 1699. Es erfolgte der Umzug und am 
28. Auguſt wurde die Univerſität in Pernau wieder eröffnet. Ihre finan⸗ 
cielle Lage war nicht beffer als zuvor. Im J. 1700 vertrieb der Hunger 
beinahe ſämmtliche Profeſſoren und acht Jahre darauf beliefen ſich ihre 
Forderungen aus rückſtändigen Gehalten auf 10,444 Rthlr., von denen 
Karl XII. 6238 auszuzahlen befahl. Die Lehrftühle blieben oft Jahre: 
lang unbeſetzt und die Profeſſoren ſchätzten ſich glücklich, fie gegen andere 
Aemter vertauſchen zu können. Die Wirkſamkeit dieſer Univerſität war 
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daher ebenſo gering als von kurzer Dauer. Im J. 1710 flohen fämmt- 
liche Profeſſoren, unter denen nur ein Deutſcher, der Kurländer Wilde, 
war, mit der Bibliothek, den Univerſitätsacten u. ſ. w. nach Schweden, 
ihrer eigentlichen Heimath, und die Oſtſeeprovinzen verloren ihre Hoch— 
ſchule. Dieſelbe hatte in 9 Jahren in Dorpat 399 Studirende gezählt, 
in den 11 Jahren zu Pernau nur 187, wovon 66 Ausländer und 520 
ſchwediſche Unterthanen. Erſt beinahe ein Jahrh. ſpater erhielten die 
Provinzen durch die freigebige Gnade des Kaiſers Alerander eine neue 
Univerſität. | 

Die Bemühungen der ſchwediſchen Könige waren auch auf die Rein⸗ 
heit des proteſtantiſchen Glaubens in einem ſtreng kirchlichen Sinne und 
auf den Volksunterricht gerichtet. Auf Betrieb des pommernſchen Gene- 
ral⸗Superintendenten Karl Mayer erließ Karl XII. eine ſcharfe Verord- 
nung gegen den Pietismus 2%, Univerſitäten, die deſſelben verdächtig wa- 
ren, durften nicht beſucht und überhaupt ſollten die Studirenden, ehe ſie 
eine fremde Univerſität bezögen, in ihrem Glaubensbekenntniſſe geprüft 
werden. Jeder, der ſich „mit Nebenlehren kitzelte“ und ſie ausbreitete und 
verfocht, ſollte des Landes verwieſen werden. Wie im vorhergehenden 
Zeitraume, ſorgten einſichtige Theologen, namentlich der General-Super⸗ 
intendent Johann Fiſcher (ein Freund Pattkuls), fuͤr die Bildung der 
Bauern (16741699). Ein Paar lettiſche Knaben, die er im Leſen und 
im Chriſtenthume hatte unterrichten laſſen, ſtellte er Karl XI. vor und 
examinirte fie in feiner Gegenwart. Karl befahl die Errichtung von 
Volksſchulen, ſowohl für Letten als für Ruſſen (in den Gränzgegenden) 
und die Ueberſetzung der Bibel in die Volksſprache und gab zum Druck 
derſelben 10,000 Thaler. Fiſcher beſorgte mit Beihülfe mehrerer Prebi- 
ger, namentlich des marienburgſchen Propſts Ernſt Glück, die lettiſche 
Ueberſetzung. Das neue Teſtament erſchien im J. 1686, die vollſtändige 
Bibel drei Jahre ſpäter 20. Im eſthniſchen Dialekte erſchien das neue 
Teſtament ebenfalls im J. 1686; im revalſchen Dialecte aber nicht und 
zwar wegen Uneinigkeit der Prediger. Fiſchers freimüthiger und auch die 
Reduction nicht ſchonender Eifer zog ihm manche Feindſchaft und ſelbſt 
Verweiſe vom Könige zu, bei dem er übrigens ſehr in Gnaden ſtand. 
Gegen das heidniſche Opfern, dem die Bauern noch immer nicht entſagen 
wollten, ſuchte man durch ſtrenge Verbote einzuwirken. 

Die dörptſche Hochſchule beſtand während dieſes Zeitraums fo kurze 
Zeit, daß fie auf die geiſtige Bildung kaum Einfluß äußern konnte. Die 
academiſchen Differtationen haben wenig Werth 'i und von wiſſenſchaft— 
lichen Werken find blos die hiſtoriſchen Ceumern's und Kelch's zu bemer- 
ken. In des erſtern livlaͤndiſcher Schaubühne (Theatridium Livonicum 
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1690) find die mitgetheilten Urkunden das Wichtigſte. Daneben findet 
ſich ein Verzeichniß der livländiſchen Adelsfamilien, welches der Landtag 
von 1692 für unrichtig erklärte, ein Verzeichniß der Schlöffer und einige 
andere Bruchſtücke. Von Kelch's Chronik iſt ſchon im Quellenverzeichniß 
die Rede geweſen. Die Beſchränktheit ſeines politiſchen Urtheils zeigt 
er unter Andern dadurch, daß er die Unglücksfälle, die Livland durch und 
feit der Reduction betrafen, lediglich Sünden und fremden Sitten zu⸗ 
ſchreibt. Allerdings werden die Sitten jener Zeit ſowohl im „ehriſtlichen“ 
Gedichte des revalſchen Statthalters Philipp Kruſenſtiern vom J. 1654 
und in des Landraths Guſtav von Mengden plattdeutſchen Satyren ſcharf 
getadelt. Wenn aber der erſtere außer der Schwelgerei, der Kleiderpracht 
und der Nachahmung franzöſiſcher Sitten, ſeinen Landsleuten noch 
Atheismus und eine gewiſſenloſe Juſtizverwaltung vorwirft, ſo geht er 
wohl zu weit. Mengden's Sonntagsgedanken eines Chriſten haben kei⸗ 
nen Werth. t - 
Was nun noch insbefondere Eſthland betrifft, fo wurde daſſelbe 
durch eine königliche Verordnung vom 7. Januar 1673 als ältefte Pro⸗ 
vinz Schwedens und die ſich freiwillig demſelben ergeben hatte, zum Ge⸗ 
neralgouvernement erhoben 22. Die Amtsthätigfeit der Landräthe, die ur⸗ 
ſprünglich als Räthe des den Landesherrn repräſentirenden Gouverneuren 
an der Verwaltung einen unmittelbaren Antheil nahmen, beſchränkte ſich 
allmälig auf die Verwaltung der Angelegenheiten des Adels und auf die 
Vertretung ſeiner Rechte, ſo wie auf ihre gerichtlichen Befugniſſe als 
Glieder des Oberlandgerichts. Eſthland war, wie früher, in vier Diſtriete, 
Harrien, Wirland, Jerwen und die Wiek getheilt, von denen jede einen 
Hakenrichter, mit je zwei oder drei Adjuncten zur Verwaltung der Land⸗ 
polizei hatte. — Die Civil- und Criminalgerichtsbarkeit ward wie früher, 
durch drei Manngerichte geübt, denn Jerwen und Wirland zuſammen 
batten nur eins. Dieſe drei Manngerichte vereinigt, bildeten das Nie⸗ 
derlandgericht, unter dem Vorſitze des Ritterſchaftshauptmanns. Die fruͤ⸗ 
heren Manngerichtsordnungen wurden am 28. März 1664 vom Gouver⸗ 
neuren Bengt Horn ergänzt und hiebei die Competenz der Mannrichter 
erweiterte. Die Mannrichter nebſt ihren Aſſeſſoren, die Hakenrichter und 
ihre Adjuncten wurden alle drei Jahre vom Generalgouverneuren und 
den Landräthen aus der Ritterſchaft gewählt und mußten wo möglich ad⸗ 
ligen Standes fein; der Ritterſchaftshauptmann aber wurde von der ge 
ſammten Ritterſchaft aus drei, von dem Generalgouverneuren und den 
Landräthen vorgeſchlagenen Kandidaten, ebenfalls auf drei Jahre gewählt: 
Vom Unterlandgerichte, fo wie von den drei Manngerichten ging die Ap⸗ 
pellation an das Oberlandgericht oder frühere Landgericht und von dieſem 
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die Reviſion an den König, wobei ein Reviſtonsſchilling von 200 Rthlrn. 
zu erlegen war . Die Benennung Oberlandgericht ftatt Landgericht er- 
ſcheint ſchon in der Manngerichtsinſtruction vom 9. Mai 1653 und blieb 
auch ſeitdem in Gebrauch. Im Oberlandgerichte ſaßen die zwölf Land⸗ 
räthe unter dem Vorſitze des Generalgouverneurs und dieſe beſetzten die 
in ihrer Mitte erledigten Stellen durch eigne Wahl. Sie genoſſen die 
Einkünfte der Kloſtergüter Kuimetz und Nagel in Folge einer königlichen 
Reſolution vom 17. Januar 1651; die übrigen Landesbeamten dienten 
umſonſt. Das königliche Burggericht unter dem Vorſitze des General- 
gouverneurs und von welchem die Appellation an das Hofgericht in 
Stockholm und von da an den König ging, hatte die Entſcheidung in 
ſtreitigen Güterſachen. Es war nämlich von der Königin Chriſtine errich- 
tet worden, um die aus dem norköpingſchen Beſchluſſe erwachſenden Strei⸗ 
tigkeiten zu ſchlichten und Proceßſachen unadliger Arrendatoren und Pfand- 
halter, ſowie unter Civilbeamten, zu verhandeln. Es läßt ſich denken, 
daß dieſe Behörde beim Adel nicht ſehr beliebt war. 

Gegen Ende des Jahrhunderts wurden, wie es ſcheint, auch die un— 
adligen Repräſentanten abweſender Gutsbeſitzer, Arrendatoren u. ſ. w. zu 
den Landtagen behufs Verwilligung der Geld- und Naturalpräſtanden 
zugelaſſen ». Seit der zweiten Hälfte des 17. Jahrh. wurden die Land⸗ 
tagsbeſchlüſſe obrigkeitlich beftätigt ?°%. Die Landtagsordnung vom Jahre 
1645 wurde im J. 1672 verbeſſert . Das Geſuch des Adels um Ber 
ſtätigung des Geſammthandrechts wurde von Karl XI: verworfen, weil 
dieſes Recht außer Gebrauch gekommen ſei ?“. Nachdem der Adel im J. 
1650 vergebens um die Ausſchließung der Stadtbürger vom Landbeſitze 
gebeten hatte 3°, erhielt er dieſelbe durch die königliche Reſolution vom 30. 
Juli 1662 P. 15 40 und nur der Stadt als ſolcher wurde der Ankauf von 
Landgütern zur Vermehrung ihrer Einkünfte geſtattet 1. Der Unadlige, 
welcher eine Adlige heirathete, durfte den Beſitz ihrer Landgüter nur un- 
ter beſonderer königlicher Genehmigung erhalten 2. 

Das revalſche Gymnaſium, die Hauptbildungsſchule des eſthländiſchen 
Adels, beſtand noch fort. Es hatte vier Klaſſen, mit vier Profeſſoren: 
m) der Theologie, der zugleich Rector war, weil dieſe Wiſſenſchaft für 
die vornehmſte galt, und der zugleich das Hebräiſche lehrte; 2) der Be- 
redſamkeit und der hiſtoriſchen Wiſſenſchuften; 3) der Poeſie und der grie- 
chiſchen Sprache; 4) der Mathematik und zugleich auch des römiſchen 

„ſpäter in Verbindung mit dem eſthländiſchen, und mit der franzö⸗ 
ſiſchen Sprache. Außerdem lehrten ſämmtliche Profeſſoren das Lateiniſche. 
Sie laſen zehn, fpäter zwölf Stunden wöchentlich, die befonders bezahlten 
und meiſt von den zwei obern Klaſſen beſuchten Privat-Collegia unge 
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rechnet. Außerdem lehrte ein Cantor Singen und ein Schreibmeiſter 
Kaligraphie. Die Schuͤler waren in vier Klaſſen getheilt. Außer den 
Profeſſoren gab es auch zwei Collegen, die vorzuͤglich in den untern 
Claſſen lehrten. Ernannt wurden fie ſämmtlich vom Könige, oder von 
feinem Statthalter aus den von den Gymnaſiarchen vorgeſchlagenen Can— 
didaten. Bei öffentlichen Verſammlungen genoſſen ſie die Ehrenſitze und 
hatten ſeit dem Jahre 1633 der Rector 300, jeder Profeſſor 150 und 
die beiden Collegen je 140 und 120 Thaler ſchwediſch Gehalt, was fpäter 
etwas erhöht wurde, ferner freie Wohnung und einige andere Emolu— 
mente. Die vieljährige Vorenthaltung der aus den Lirentgeldern zu zab⸗ 
lenden 1200 Thaler, bis endlich im Jahre 1683 Karl XI. die Zahlung 
anordnete, verſetzte die Lehrer in eine drückende Lage. Sie ſuchten ſich 
durch Privaterwerb zu helfen, verfäumten ihre Vorleſungen und hielten 
lange Ferien. Das Collegium der Gymnaſiarchen beſtand ſeit dem Jahre 
1651, wo die Ritterſchaft ihre Rechte an der Anſtalt der Krone über: 
laſſen hatte, aus dem Biſchofe, einem Landrathe und vier Rathsherren. 
Später hörte die Theilnahme des Adels ganz auf und das Collegium 
wurde aus einem Burgermeiſter, dem Syndicus, dem Superintendenten, 
zwei Rathsherren und einem beſondern Secretairen zuſammengeſetzt. Die 
Schüler ſaßen je nach ihren Kenntniſſen in verſchiedenen Klaſſen zugleich 
und verließen die Anſtalt nicht nach einer beſtimmten Anzahl Jahre, ſon⸗ 
dern je nach den erworbenen Kenntniſſen und nach überftandener Prüfung 
und förmlich erhaltener Entlaſſung. Wer dawider handelte, ſollte nach 
den Verordnungen vom 3. Juli 1655 und 29. November 1678 in Eſth⸗ 
land kein Amt erhalten. Bei ihren öffentlichen Abſchiedsreden durften die 
Zöglinge einen Courdegen tragen, ſonſt aber nicht (Verordnungen vom 
Jahre 1636, 1671 und 1724). In den Geſetzen (vom Jahre 1636) 
war gemeinſchaftliches Gebet und Bibelleſen und vor dem Abendmahle 
Abbitte bei den Profeſſoren angeordnet, jeder Kauf, Verkauf und Tauſch 
aber ſowie jedes Gewinnſtſpiel verboten. Leibes- und Geldſtrafen 
kamen in den drei untern Claſſen vor; auf ſchwerere Vergehen ſtand 
Carcer . 5 

Seine Bildung vervollſtändigte der eſth⸗, ſowie der livlaͤndiſche und 
oeſelſche Adel häufig durch Reiſen und Studien auf fremden Hoch- 
ſchulen 2. Bisweilen diente er auch mit Auszeichnung im Auslande. 
Ein beſonderes Glück hatten in dieſer Rückſicht einige Glieder der altad⸗ 
ligen livlandiſchen Familie von Roſen. Ein General Roſen diente wäh” 
rend des dreißigjährigen Krieges unter dem Herzoge Bernhard von Sach- 
ſen⸗Weimar. Derſelbe trat mit feinem ganzen Heere in franzöſiſche 
Dienſte. Nach des Herzogs Tode blieb Roſen in derſelben Stellung und er⸗ 
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hielt dafür eine Penſion von 12,000 Livres. Unter den fremden Gene⸗ 
ralen, die mit Auszeichnung unter Ludwig XIV. dienten, begegnen wir 
einem Conrad von Roſen, den König Jakob von England zum Mar⸗ 
ſchall von Irland ernannte, als er das Commando übernahm, die der 
vertriebene Monarch im Jahre 1688 nach England führte. Er hatte als 
Cadet in der Garde der Königin Chriſtina gedient, wurde wegen eines 
Zweikampfes zum Tode verurtheilt, floh nach Frankreich und trat unter 
angenommenem Namen als gemeiner Soldat in ein Cavallerieregiment. 
Um ſich einer demüthigenden Diseiplinarſtrafe zu entziehen, erklaͤrte er 
nach dreijährigem Dienſte ſeine nahe Verwandtſchaft mit dem Generalen 


Reinfeld von Roſen, der bei Ludwig XIV. in boher Gunft ſtand. 


Er ſtieg ſeitdem raſch von Stufe zu Stufe zur Marſchallswürde. Als 
ſein Regiment die Garniſon Metz verlaſſen ſollte, weigerten ſich deſſen 
die Officiere, bis der rückſtändige Sold ausgezahlt würde. Sofort ließ 
Roſen das Regiment aufreiten, wiederholte vor der Fronte dem Haupt⸗ 
manne der erſten Compagnie den Befehl und als dieſer den Gehorſam 
verweigerte, zog Roſen ein Piſtol hervor und erſchoß ihn auf der Stelle. 
Die übrigen Hauptleute gehorchten und das Regiment zog ab. Im 
Jahre 1715 ſtarb Roſen auf feinem Schloſſe Bolweiler im Elſaß 4s. 
Oeſel war feit der Abdankung der Königin Chriftina bis zu ihrem 
Tode zu ihrem Unterhalte angewieſen und ſtand alſo unter demjenigen 
Generalgouverneuren, welcher ſämmtliche dazu beſtimmte Landestheile 
verwaltete #6, In Oeſel befanden ſich außer dem Oberlandgerichte, von 
dem die Appellation an das Hofgericht in Stockholm ging“, ein Land-, 
ein Mann-, ein Landwaiſen⸗, ein Conſiſtorial-, ein Burggericht, zu dem 
auch das Militair- und das Stadtgericht gehörte, und das Wacken- oder 
Bauergericht. Die drei erſtern waren königliche, die übrigen gräfliche 
Gerichte. Das Manngericht, früher nur Executivbehörde, war durch den 
Reichsſchatzmeiſter Grafen de la Gardie zu einem ordentlichen Gerichte 
erhoben worden. Im Conſiſtorium ſaß ein Superintendent 8. Ueber die 
Verwaltung geben die Inſtruction der Ritterſchaft an ihre im Mai 1661 
nach dem Tode Königs Karl Guſtav nach Stockholm geſandten Deputirten, 
ſowie die königliche Reſolution vom 22. Auguſt einige Aufſchlüſſe. In 
der letztern wurde dem Adel der Vorzug in den Arrenden und in der 
Verwaltung der königlichen Aemter zugeſichert und es ſollte demſelben 
keine außerordentliche Leiſtung aufgebürdet werden, auch jede Willkühr in 
der Schießſtellung aufhören 8. Oberlandgericht und Conſiſtorien ſollten 
zwei mal, das Burggericht aber vier mal im Jahr gebegt werden. Mi⸗ 
litairexecutionen ſollten nur dann fattfinden, wenn die Betheiligten den 


Gerichten nicht gehorchen wollten. Der Adel hatte auch noch gebeten von 
Th. II. Bb. II. 9 
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perſönlichem Arreſte befreit zu fein, ausgenommen im Falle einer Wider: 
ſetzlichkeit gegen die Obrigkeit. Trotz der Neduetion und der neuen Güs 
terreviſion, welche ſeit dem Jahre 1684 auch in Oeſel wütheten 5°, bes 
willigte die Ritterſchaft im Jahre 1685 zu den Krönungskoſten zwei Lof 
vom Haken, es wurde aber das Doppelte beigetrieben !. Auch ritter⸗ 
ſchaftliche Ladengelder wurden auf dem Landtage vom Jahre 1684 im 
Betrag von einem halben Thaler Sps. vom Haken ausgeſchrieben. Den 
Bauern wurde, wie in Livland, vom Gouverneuren Oſten-Sacken und 
feinem Nachfolger Oernekloff in den Jahren 1689 und 1690 das Wild- 
ſchießen ohne Erlaubniß ihrer Herren verboten, in den Kronsgütern aber 
gänzlich, desgleichen auch alle Vorkäuferei und Winkelkrämerei. Bauern, 
die ſich zum Abendmahle nicht einfanden und nicht beten lernen wollten, 
ſollten von den Gutsherren zur Kirche geſchafft und dort auf ein paar 
Stunden in den Block geſchloſſen und die noch beſtehenden heidniſchen Ca— 
pellen zerftört werden 2. Nach einem Landbuche vom Jahre 1692 hatte 
»Oeſel damals 819 beſetzte Haken nebſt 45 beſetzten Buſchbauernſtellen 
und 331 wüſte Haken mit zehn leeren Buſchbauernſtellen . Im Jahre 
1693 wurden ſämmtliche Stadt- und Landpfarren für Kronspfarren er⸗ 
klärt, weil die Kirchen auf Kronsgrund erbaut ſeien #4, Nach der Ver⸗ 
nichtung des livländiſchen Landſtaats ging Karl XI. auch an die des 
oͤſelſchen und bob, wie es heißt, in Folge eines ungerechten Urtheils des 
Oberlandgerichts, wahrſcheinlich im Jahre 169555, dieſes und das mit 
demſelben verbundene Landraths-Collegium auf, wovon denn die Reduction 
der zu ſeinem Unterhalte beſtimmten 24 Haken Landes die natürliche Folge 
war. Vom Manngerichte und arensburgſchen Magiſtrate ſollte fünftig 
ans dörptſche Hofgericht appellirt werden. Auch das Conſiſtorium wurde 
im Jahre 1697 aus einem gemiſchten zu einem rein geiſtlichen. Der 
Gouverneur führte ſchon feit einiger Zeit den ſchwediſchen Titel Landhöf- 
ding. Während des ganzen nordiſchen Krieges wurden Land und Stadt 
durch hohe Auflagen und Lieferungen auf Befehl des Generals Welling 
gedrückt, u. a. durch ein Zwangsanlehen 5%, Da die Roßdienſtreiter 
ſchlecht ausgerüftet und nicht vollzählig waren 57, fo erging im Sommer 
1702 ein allgemeines Aufgebot“. Auch die Bauern ſollten nothdürftig 
bewaffnet werden““. Nachdem die Ruſſen im September 1710 die Inſel 
in Beſitz genommen hatten, wurden allmälig die alten Einrichtungen 
wieder eingeführt. Das Landraths-Collegium ward wieder hergeſtellt und 
im Jahre 1713 auch wohl das gemiſchte Conſiſtorium. Auf dem im 
Jahre 1716 gehaltenen Landtage beſchloß man eine Deputation an den 
Gouverneuren Fürften Golizyn zu ſchicken, wegen Allerhöchſter Beftäti- 
gung, bei zu hoffendem Frieden, der im Jahre 1711 in Riga überreich⸗ 
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ten Privilegien D. Dennoch ſah die ſchwediſche Regierung Oeſel noch 
immer als eine Provinz des Reichs an. Um die Gemüther ſich geneigt 
zu machen, ertheilte die Königin Ulrike Eleonore am 30. Juni 1719 der 


Rlüitterſchaft einen ausführlichen Gnadenbrief, und zwar wie es im Ein⸗ 


gange deſſelben heißt, auf Bitte der in ſchwediſchen Dienſten ſtehenden 
oder nach Schweden geflüchteten Schweden, Oeſelaner, Liv- und Ejthlän- 
der. Auf dies Privilegium hat ſich die öſelſche Ritterſchaft in ſpäteren 
Zeiten berufen. Außer der allgemeinen Beſtätigung der früheren Privile- 
gien, Immunitäten, Receſſe und Verträge enthielt die Urkunde auch die 
Wiederherſtellung des Oberlandgerichts, des gemiſchten Conſiſtoriums und 
des Patronatsrechts, die Zuſicherung des fortwaͤhrenden Gebrauchs der 
Ritterrechte, bis zur Codificirung derſelben und die Beſtätigung des 
Wahlrechts des Adels zu den Landesämtern. Ferner wurde den Ritter⸗ 
ſchaften der drei Oſtſeeprovinzen das Recht ertheilt, im Falle des Aus- 


ſterbens des regierenden Hauſes, bei der neuen Königswahl, ſowie über⸗ 


haupt bei Kriegserklärungen, neuen Steuern und Werbungen, Abſchaffung 
alter oder Einführung neuer allgemeiner Geſetze, mitzuſtimmen. Depus 
tirte der drei Provinzen ſollten ſogar über die Vereinigung derſelben in 
einen einzigen Körper berathſchlagen. Landtage ſollten auf Antrag des 
Generalgouverneuren oder auf Wunſch der reſidirenden Landraͤthe gehal⸗ 
ten und beſitzliche Edelleute nur in ſchweren Criminalfällen ins Gefäng- 
niß geſetzt werden. Die vor der ſchwediſchen Beherrſchungszeit vom Adel 
beſeſſenen Güter ſollten als allodial betrachtet werden und über die ehva- 
nige Reſtitution der übrigen von der Krone eingezogenen Beſitzlichkeiten 
Deputirte der Ritterſchaften mit einer ſchwediſchen Deputation beratbichla- 
gen. Adlige Güter, die ſpäter dem Fiscus zufielen, ſollten den Verwand— 
ten des früheren Beſitzers wieder verliehen werden. Zur Erleichterung 
des Roßdienſtes ſollte eine neue Hafenrepifion und eine Ausgleichung der 
Leiſtungen in den Provinzen ſtattfinden. Adlige Güter ſollten nur von 


Etdelleuten beſeſſen und ihre Häufer in den Städten von den bürgerlichen 


Laſten befreit, auch der Großhandel ihnen geſtattet ſein, jedoch unter 
Tragung der damit verknüpften bürgerlichen Leiſtungen. Bei Kronsar- 
renden ſollten Edelleute den Vorzug haben. Endlich ſollten die adligen 
Jungfrauenſtifte oder früheren Klöfter in den drei Provinzen zum Erſatz 
der ihnen abgenommenen Kloſtergüter, in Eſth⸗ und Livland je zweitau⸗ 
ſend Reichsthaler aus den Domaineneinkünften und das auf Oeſel anzu⸗ 
legende je tauſend jahrlich erhalten ©, 

Durch den nyſtädter Frieden Art. IX. wurde Oeſel an Rußland 
unter Aufrechtung ſeiner Privilegien abgetreten. Die erſte ſpecielle Be— 
ſtätigung derſelben erfolgte 28. März 1731 ſeitens der Bu Anna 2, 
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nachdem das Reſtitutionswerk ſchon im Jahre 1722 angefangen hatte. 
Das Oberlandgericht ward aber nicht wieder hergeſtellt, theils weil man 
es wegen der zahlreichen Verwandtſchaftsbande für parteiiſch hielt, theils 
weil es an tauglichen Subjecten fehlte und die Appellation vom Landge— 
richte ans Hofgericht weniger koſtſpielig war, als die Reviſion vom Ober- 
landgerichte an die Krone 58. 


Kapitel V. 
Geſchichte des Adels und der Bauerſchaft. Güterreduction und 
Aufhebung der Verfaſſung der Ritterſchaft. Johann Reinhold 
Patkul. 1 
Von dem Gemälde der wohltbätigen Fuͤrſorge der ſchwediſchen Ne- 
gierung für die allgemeine Landesverwaltung und die Entwickelung des 
Landrechts kann der Geſchichtsſchreiber nur mit Bedauern zu den Berhält- 
niſſen des Adels und zu ſeinen Beziehungen zur Krone übergehen, zu ei— 
nem Schauſpiele muthwilliger Gewalteingriffe in das Eigenthumsrecht 
und die Verfaſſung der Ritterſchaften von Seiten der Regierung. Hie— 
durch löſten ſich allmaͤlig die Bande zwiſchen ihr und den Provinzen, bis 
endlich der unerſchrockene und der Verfolgung preisgegebene Vertheidiger 
der Rechte und der Wohlfahrt ſeines Vaterlandes, Johann Reinhold 
Patkul, die Macht auswärtiger Fürften und namentlich des großen 
Zaren zur völligen Befreiung der Oſtſeelande vom ſchwediſchen Joche 
anrief. 

Zwar ließen die zwanzig erſten Regierungsjahre Karls XI. die Rich⸗ 
tung, die er ſpäter einſchlagen würde, nicht vermuthen. Die vormund— 
ſchaftliche Regierung beſtätigte am 23. November 1660 ſämmtliche Be⸗ 
ſitzungen, Rechte und Freiheiten der livländiſchen Ritterſchaft, auch die 
vor der ſchwediſchen Beherrſchungszeit von ihr erworbenen. Der Gene: 
ralgouverneur Feldmarſchall Douglas ſchuͤtzte (December 1660) die Land⸗ 
gerichte bei ihrer verfaſſungsmäßigen Autorität und befahl dem Militair, 
ihnen huͤlfreiche Hand zu leiſten ». Auf dem livländiſchen Landtage vom 
Februar 1662 verlangte der neuernannte Generalgouverneur Graf Bengt 
Orenſtierna, daß in der Landſtube über dem Bildniſſe des Königs ein 
Thronhimmel angebracht, für ihn, die Landräthe, den Landmarſchall und 
den Ritterſchaftsſecretair beſondere Stühle hingeſtellt und die Bänke der 
übrigen Edelleute mit rothem Tuch beſchlagen würden. Der Landtag 
wollte indeſſen darauf nicht eingehen, weil er in dieſen Formen eine 
Nachahmung der ſchwediſchen Reichstage zu erkennen glaubte. Indeſſen 
zeigten ſich die Vorboten des kommenden Sturms. Die ſchwediſchen Fi⸗ 
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nanzen waren ſchon damals nicht in der günftigften Lage. Das jährliche 
Deficit betrug dritthalb Tonnen Goldes“ (250,000 Thlr.). Durch die 
großen Güterverleihungen der Königin Chriſtina, den Scheinverkauf oder 
die Verpfändung von Kronsgütern, die Allodificirung von Lehen und die 
Verſetzung von Schatzgütern in die Claſſe der freien oder adligen Güter, 
war der Staat um feine Domainen und um einen Theil feiner Einkünfte 
gekommen. Schon auf dem Reichstage vom Jahre 1650 hatten die 
Geiſtlichkeit, der Bürger- und der Bauernſtand einen Beſchluß wegen Wie⸗ 
dereinziehung derſelben durchgeſetzt, der indeſſen nicht zur Ausführung 
kam. Im Jahre 1655 erneuerten fie ihre Beſtrebungen und wollten ſo— 
gar den Ausgangspunkt der Reduction auf das Jahr 1604, d. h. den 
norköpingſchen Reichstagsſchluß zurückverſetzen. Reichsrath und Adel er— 
langte indeſſen, daß der Todestag Guſtav Adolphs, der . November 
1632, dazu feſtgeſetzt wurde. Wer ſeit der Zeit ſich auf eine unredliche 
Weiſe den Beſitz von Kronsgütern verſchafft hatte, ſollte ihrer verluſtig 
werden; war für dieſen Beſitz nicht gehörig gezahlt oder ſonſt Genüge 
gethan worden, oder waren die mit demſelben verknüpften Leiſtungen nicht 
verrichtet, ſo hatte man Schadenerſatz zu zahlen. Die in den Donations- 
urkunden angeführten und dem Staate vermeintlich geleiſteten Dienſte, 
welche durch die Güterverleihung belohnt worden, ſollten einer Unterſuchung 
unterliegen. Alle für unveräußerlich erachtete Domainen, als königliche 
Schloſſer, die alten Kronsfiſchereien und Kronswaldungen, die Bergdiſtricte, 
Fabriken, Mühlen, ſowie alle zu frommen Stiftungen oder überhaupt zu 
einem öffentlichen Zwecke beſtimmten Güter, ſollten ſofort gegen Erſatz 
der Melioration und der Kauf- oder Pfandgelder eingezogen und die ſeit 
1632 allodificirten Lehngüter wieder in Lehngüter umgewandelt werden. 
Von allen andern donirten Gütern, ſelbſt wenn fie gegen Erbgüter ver- 
tauſcht worden, erbot ſich der Adel ein Viertel zurückzugeben und vorläu- 
fig bis zur Taxation derſelben ein Viertel des Ertrags einzuzahlen 66, 
So brachte der Adel, vielleicht im Gefühle der verwerflichen Mittel, durch 
welche wenigſtens manche Kronsgüter in Privatbeſitz gelangt waren, der 
Noth des Vaterlandes ein bedeutendes Opfer; allein welches Vertrauen 
konnte einer Regierung zu Theil werden, welche die Handlungen ihrer 
Vorgänger verdammte, darauf begründetes und bis dahin zum größten 
Theil für geſetzmäßig erachtetes Privateigenthum antaſtete und tauſenden 
von Familien den Ruin drohte? Zu Güterverleihungen waren die Mon- 
archen des Mittelalters, ſowie die der damaligen Zeit als Oberlehns⸗ 
herren berechtigt. Seit Jahrhunderten waren ſolche das einzige Mittel 
geweſen, geleiſtete Dienſte zu belohnen und ob dieſe dem dafür erhaltenen 
Lohne angemeſſen geweſen waren oder nicht, wer vermochte es nach dem 
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Verlaufe von dreißig Jahren zu entſcheiden? Wie willkuͤhrlich und für 
viele Familien kränkend mußte die deshalb angeordnete Unterſuchung ſein! 
Für die deutſchen Oſtſeeprovinzen konnten Reichstagbeſchlüſſe, zu denen 
dieſelben durch ihre Vertreter nicht mitgewirkt hatten, nicht Gültigfeit ba= 
ben und der König war als livländiſcher Landesherr zu dergleichen Ein— 
griffen ins Pritvateigenthum aus eigener Machtvollkommenheit eben ſo 
wenig berechtigt. Sollten auch einige in Livland als Mannlehen, meiſt 
an ſchwediſche Große, verliehene Güter, der Stiftung zuwider, als Allo— 
dien behandelt, d. h. ohne die Erlaubniß der Regierung veräußert wor— 
den fein 67, fo durfte doch nur in Beziehung auf dieſe Güter ein- 
geſchritten werden. Solche Mannlehen bildeten, wie oben gezeigt worden, 
eine beſondere von den übrigen Gütern verſchiedene Gattung von Beſitz— 
thümern. Im Jahre 1667 wurde eine Beſtimmung über den aus ſolchen 
Gütern zu zahlenden Brautſchatz getroffen und derſelbe in einem Reſeripte 
an das dörptſche Hofgericht vom 1. Auguſt auf die zweijährigen Ein— 
künfte feſtgeſetzt“s. Allerdings klagte man in Livland, wie aus der im 
Jahre 1678 an Guſtav Mengden gegebenen Inſtruction erhellt““, ſehr 
über die Art, wie die Beſitzer dieſer großen ſogenannten Staroſteien, trotz 
der Werbenſchen Reſolution, bemüht waren, fie durch Einverleibung der 
umliegenden Ländereien über die Gebühr und zum Nachtheil des übrigen 
Adels auszudehnen. Allein nur die ungeheuerſte Begriffsverwirrung 
konnte darin einen Rechtsgrund zur völligen Einziehung dieſer oder ſo— 
gar anderer Güter finden, die obendrein von ganz verſchiedener Natur wa— 
ren. Denn dieſe übrigen Güter waren Lehen, nach dem Gnadenrechte 
meiſt auch in der weiblichen und in der Seitenlinie erblich und nach dem 
Privilegium Sigismunds Auguſts A, 7 dem unbeſchränkten Verfügungs- 
rechte der Eigenthümer unterworfen, alſo ſo gut wie Allodien. Selbſt der 
ſchwediſche Reichstag vom Jahre 1655 beſchloß in Betracht der Verſchie— 
denartigfeit der Guͤterverhältniſſe in den Provinzen Liv-, Eſth-, Halland und 
Deutſchland die Sache „zu einer beſondern Unterſuchung und zu Sr. königl. 
Majeftät Dispofition nach jeder Provinz Natur und Beſchaffenheit auszu— 
ſetzen.“ — Als im Jahre 1662 der Generalgouverneur dennoch die Re— 
duction auch für Livland zur Sprache brachte, lehnte ſie der Landtag auf 
Grund der beſondern Rechte der Ritterſchaft ab?. Auch in Schweden 
kam fie nicht in Ausführung; der Reichsrath, der nur ungern daran 
ging, verſchob ſie trotz des Andringens der unadligen Stände bis zur 
Mundigkeit des Königs. 2 

In Livland war nun von der Güter-Reduction einige Zeit lang 
nichts zu hören. Die meiſt alljährlich und zwar beinah immer in Riga 
(1680 in Wenden) gehaltenen Landtage beſchaͤftigten ſich mit innern Lan⸗ 
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desangelegenheiten und mit den von der Krone geforderten Leiſtungen. 
Im J. 1662 wurden über regelmäßige Juridiken der Behörden, Waifen- 
gerichte und Einquartierung, ſo wie behufs Einrichtung einer Pferdepoſt 
in den Krügen auf den Straßen aus Riga nach Dorpat, Pernau und 
Kokenhuſen Beſchlüſſe gefaßt. Ueber die Verbindung der Aa mit dem 
Stintſee und dem Embach wurde berathſchlagt, dem Antrage des Gene— 
ralgouverneuren, der Anordnungen gegen grundloſe Zweikämpfe verlangte, 
beigeſtimmt und die erſten zwölf Titel der nachher ſog. Landesordnungen 
angenommen, ſo wie im J. 1673 nach Beſtätigung derſelben, die ganze 
Verordnung. Zur Beſtreitung der Koſten einer beſtändigen Reſidirung in 
Riga, wurden im J. 1662: ½ Thaler vom Haken und im J. 1678: 
400 Thaler bewilligt und die Reſidirung durch Beſchluß vom J. 1669, 
unter Androbung einer bedeutenden Geldſtrafe, einem Landrathe und noch 
zweien vom Adel, im J. 1678 aber zweien Landräthen aufgetragen. In 
demſelben Jahre ward auch die Amtsthätigkeit der Landräthe durch ein 
Statut geregelt. Im J. 1679 wurde darum gebeten, daß die reſidiren— 
den Landräthe als Vertreter der Ritterſchaft, nach Inhalt früherer könig— 
lichen Entſcheidungen, von den Generalgouverneuren zu allen Berathun⸗ 
gen in Landesangelegenheiten gezogen werden möchten 71. Der ſchon im 
J. 1662 zur Erbauung eines Ritterhauſes bei der (Jakobi) Kloſterpforte 
eingewieſene Platz wurde nach Zahlung eines Abtrags an einen an 
demſelben Berechtigten, am 4. Juli 1668 der Ritterſchaft übergeben. . In 
einem daſelbſt ſchon befindlichen baufälligen Gebäude verſammelte ſie ſich 
am 30. October deſſelben Jahres. Der im J. 1667 beſchloſſene Bau 
eines neuen Gebäudes, zu dem jede Familie 100 Thaler beiſteuern ſollte, 
war ſelbſt im J. 1692 noch nicht vollendet und es wurden dazu die von 
den auf den Landtagen nicht erſcheinenden Edelleuten erhobenen Pönen 
beftimmt. Auch der im J. 1668 beſchloſſene Druck des Ritterrechts fand 
nicht ſtatt. Es ſcheint an Geld gefehlt zu haben, woran die zahlreichen 
Bewilligungen meiſt zu Kriegszwecken Schuld waren. Im J. 1662 wurden 
400 Balken zum Bau eines Hofgerichtshauſes in Dorpat bewilligt, ſpä— 
ter 4 Thlr. jährlich von jedem Roßdienſte (zu 15 Haken) auf drei Jahre 
zur Wiederherſtellung der durch den ruſſiſchen Krieg unter Karl Guſtav 
zerrütteten Univerſität, mehrmals Arbeiter zum Feſtungsbau in Riga und 
Dorpat und Gelder zur Verpflegung der Truppen. Ueber den Roßdienſt 
wurden mehrfach Beſchluſſe gefaßt, und wer ihn nicht gehörig leiſtete, 
ſollte einer Geldſtrafe von 8 Thlrn. monatlich unterworfen werden. Im 
J. 1673 kam indeſſen die Güterreduction (jo wie in Schweden im Jahre 
1672) wieder zur Sprache und zwar in Betreff des vom ſchwediſchen 
Adel früher angebotenen Viertels der donirten Güter. Der Landtag ſchlug 
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die Ausdehnung dieſes Beſchluſſes auf Livland, aus dem obenangeführten 
Grunde der Incompetenz des Reichstags über livländiſche Angelegenbei- 
ten zu verfügen, ab. Im J. 1675, wo der ſchwediſche Adel den halben 
Ertrag der norköpingſchen Mannlehen bewilligte, verlangte die Regierung 
auch die halben Einkünfte der in Livland donirten Güter gegen ſpaͤtere 
Zurückzahlung, wogegen der Landtag 2 Lof Roggen von jedem Roßdienſt 
ohne Erſatz bewilligte. Die im J. 1678 wiederholte Forderung des hal— 
ben Ertrags der donirten Güter und zwar ſogar der ſeit 1604 verliehe— 
nen, fo wie die einer Kriegsſteuer von 40—50 Thlrn. von jedem Noß- 
dienſte, die dem halben Einkommen der adligen Güter gleichkamen, wur 
den trotz des ungeſtümen Andringens des Hofgerichtspräſidenten Lars 
Flemming abgeſchlagen und dagegen 2 Laſt Roggen von jedem Roßdienſte 
und ein Geldbeitrag zum Ankauf von Artilleriepferden angeboten, des⸗ 
gleichen im J. 1680: 4 Thaler vom Roßdienſte zu den Koſten der Un⸗ 
terhandlungen wegen Abſchluß eines ewigen Friedens mit Rußland be— 
willigt, unter der Bedingung, daß ihnen ein Landrath beiwohnen ſollte. 
Der Geſandtſchaft, die zu dieſem Behuf im J. 1684 nach Moskau ab- 
ging, wurde auch wirklich der Landrath Stackelberg zugeordnet 7. Da 
bis zum J. 1678 die ritterſchaftlichen Privilegien noch nicht beftätigt 
waren, obwohl Karl XI. die Regierung im December 1672 angetreten 
hatte, ſo wurden Abgeordnete, unter denen Guſtav Mengden beſonders 
zu nennen iſt, in das königliche Feldlager in Schonen abgefertigt, welche 
unter andern ſich über die unmäßige Vergrößerung der Staroſteien durch 
Zukaufen angränzender Güter beſchweren und um das Auslöſungsrecht 
derſelben durch die Erben der Verkäufer bitten ſollten. Am 10. Mai er⸗ 
hielten fie drei königliche Reſolutionen *, durch welche die Privilegien 
und Güter des Adels beftätigt, letztere auch gegen die Reduction inſofern 
geſchützt wurden, als die Landesprivilegien dabei beobachtet werden ſoll— 
ten, die ihr ja geradezu widerſprachen. Ferner ſollten unbeerbte Wittwen 
bis zu ihrer Wiederverheirathung im Beſitze der Lehngüter gelaſſen, die 
Livländer überhaupt immer nur ihren eigenen Geſetzen und Bewilligun⸗ 
gen gemäß behandelt und die Landesämter nur mit Eingebornen beſetzt 
werden. Die Generalgouverneure wurden angewieſen, ſich in Landesan⸗ 
gelegenheiten mit den Landräthen zu benehmen. Die Kornausfuhr ſollte 
frei ſein und nur nach vorläufiger Verhandlung mit der Ritterſchaft und 
der Stadt Riga verboten werden können. Wie hatte ſich Livland nun 
gegen alle Eingriffe nicht für geſichert halten dürfen? 

Indeſſen waren die ſchwediſchen Finanzen noch immer in der trau— 
rigſten Lage. Im J. 1673 mußte man von der Bank 523 Thaler zu 
Neujahrsgeſchenken und 1200 Thlr. zu einer Reiſe des Königs borgen. 
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Baron Bonde führte zwar eine beffere Ordnung ein, zahlte bis zum J. 
1665 30 Tonnen Goldes alte Schulden ab und brachte das Deficit auf 
26,000 Thlr. herunter, ein Beweis, daß nur Sparſamkeit und nicht die 
gewaltſame Maßregel der Reduction zur Wiederherſtellung der Finanzen 
erforderlich war. Allein dieſem weiſen Syſtem widerſetzte ſich der Kanz- 
ler de la Gardie mit ſeinem Anhang, behauptend, die Krone könne nicht 
ohne Belohnungen beſtehen. Bonde ſtarb und die alte Unwirthſchaft, 
Errichtung neuer Aemter, Gehaltszulagen, Penſionen und Gratificationen 
nahmen wieder Ueberhand. Im J. 1667 machten die Verleihungen von 
Gütern und Staatseinfünften 314,396 Thlr. S. M. aus 4. Dazu kamen 
die großen Kriegskoſten bis zum Nymwegener Frieden. Man mußte zu 
drückenden Auflagen ſeine Zuflucht nehmen. Adel und Geiſtlichkeit be⸗ 
willigten im J. 1675 ein Zehntel von ihren Einkünften (von den norfö- 
pingſchen Mannlehen ſogar die Halfte). Im J. 1678 wurden alle Be- 
ſoldungen zurückgehalten und ſelbſt das Heer litt Mangel. Die Staats⸗ 
ſchuld ſtieg in den Jahren 1654 bis 1682 von 5 Mill. Thlr. auf 75 
Tonnen Goldes. Der Krieg hatte über 50 Mill. Thlr. verſchlungen; 
die Arbeiten an der Flotte, die Pulvermühlen und Gießereien hörten auf, 
Schonen und die durch den Frieden wiedererlangten deutſchen Provinzen 
waren verwüſtet , Dieſe traurigen Zuſtände wurden meiſt dem Eigen- 
nutze der Großen zugeſchrieben, die von der Verſchleuderung der offentli⸗ 
chen Gelder vortheilten und deren Haupt der Reichsrath war. Waͤhrend 
der vormundſchaftlichen Regierung war das Anſehen deſſelben natürlich 
ſehr geſtiegen. Sogar die Stände wurden von ihm übermüuthig behan⸗ 
delt und dabei erlaubte er ſich den ärgſten Nepotismus. Dieſes Unwe— 
fen entſchuldigte die Gewaltmaßregeln, durch welche, vom Landmarſchall 
Clas Flemming, einem Erbfeinde der Großen, dem geringern Adel und 
den drei übrigen Ständen unterſtützt, Karl XI. auf dem Reichstage von 
1680 (eröffnet am 22. November) ſich eine unumſchränkte Gewalt an- 
maßte. Das Ritterhaus ward mit Wache beſetzt und die königliche Garde, 
2000 Mann ſtark, und von Karls Günftling Johann Jakob Haſtfer ““ 
und meiſt livländiſchen, dem Könige ganz ergebenen Officieren befehligt, 
ſtand in Bereitſchaft. Durch Geſchrei und Drohungen verſchafften ſich 
die Anhänger des Königs die nöthige Stimmenmehrheit, die Andersge- 
ſinnten entfernten ſich *. Trotz des Widerſpruchs einiger kühnen Männer, 
wie des Lagmanns Gyllenkreuz, erklärten die Stände ſchon am 9. Decem⸗ 
ber, der König ſei an keine Regierungsform, ſondern nur an Schwedens 
Geſetze gebunden, der Reichsrath ſei weder für einen Stand, noch für 
eine Mittelgewalt anzusehen, ſondern für eine berathende Behörde, an 
deren Meinung der König nicht gebunden ſei. Vielmehr ſei der Regent 
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für feine Regierungshandlungen nur Gott allein verantwortlich und be: 
rechtigt, die Regierungsform nach feinem Tode teſtamentariſch feftzufegen “. 
In einer demütbigen Schrift entfagte der Reichsrath ſpäter (6. Septbr. 
1681) ſelbſt feinen frühern Anſprüchen 7%. Die Ariſtokratie, die bekannt⸗ 
lich nur durch Mäßigung ſich ihre Vorzüge erhalten kann, verlor ſie hier 
in Folge ihres Uebermuths. Aber mit ihr ſanken auch die übrigen Stände. 
Auf dem Reichstage von 1682 genehmigten die Stände (am 29. Novbr.) 
eine neue Regierungsform, die auch während einer Minderjährigkeit des 
Fürſten gelten ſollte. Sie räumten (am 9. December) dem Könige die 
geſetzgebende Gewalt ein, erklärten, er ſei nicht verbunden, ſie zu hören 
oder von feinen Beſchlüſſen zu benachrichtigen ?“, und erhoben dieſe An— 
ordnungen zu unumſtößlichen Reichsgrundgeſetzen s 1. Am 14. März 1689 
widerriefen ſie und der Reichsrath alle hievon abweichende Aeußerungen 
als tolle Ungereimtheiten. Die von der Krone verlangten Summen 
wurden von den Reichstagen ohne Anſtand bewilligt; im J. 1693 wurde 
auch dieſe Formalität nicht mehr beobachtet und der König wiederum für 
unumſchränkt erklärt 82, 

Die Abſtellung großer Mißbräuche Sat von jeher zur Entſchuldigung 
von Uſurpationen gedient. Den Uebermuth des hohen Adels und die Fir 
nanzenverwirrung benutzte Karl XI. zum Umſturze der Verfaſſung. Al- 
lerdings war der Finanznoth nur durch die Schwächung einer habſüchti— 
gen Ariſtokratie abzuhelfen, deren Geldgier und Anmaßungen fie wenig 
ſtens zum Theil herbeigeführt hatten. Der politiſche Sturz des hohen 
Adels erleichterte die Angriffe auf fein Vermögen. Schon am. 31. Oct. 
1680 übergaben die unadligen Stände ein Memorial, durch welches ſie 
die Ausführung der vor Zeiten beſchloſſenen Reduction forderten. Trotz 
des Widerſpruchs des Adels ward dieſelbe auf noch ausgedehnteren Grund— 
lagen als zuvor ins Werk geſetzt. Zu den im J. 1655 für unveräußer⸗ 
lich anerkannten und daher einzuziehenden Kronsgütern wurden nach dem 
Reichstagsſchluſſe von 1680 8, noch die nach dem Beſchluſſe zu Wefteräd 
von 1527 eingezogenen, aber nicht bei der Krone gebliebenen, ferner die 
Guſtapſchen Erbgüter, alle Güter in den von Dänemark erworbenen Pro’ 
vinzen Schonen, Halland, Blekingen und Bahus, fo wie die wegen Ber 
gehen confiscirten hinzugerechnet. Außerdem ſollten alle Grafſchaften und 
Baronieen eingezogen werden und ſo kamen 10 Grafſchaften (den Fami⸗ 
lien Oxrenſtierna, Brahe, Löwenhaupt, Torſtenſohn, de la Gardie, Stenbol, 
Banner und Königsmark gehörig) und 70 Freiherrſchaften an die Krone. 
Die edelſten und um den Staat verdienteften Geſchlechter, die Karl XI. 
ohnehin von den Geſchäften entfernte, ſich nur feinen Creaturen anver⸗ 
trauend, mußten verarmen. Die noch im J. 1680 für nicht redueibel er⸗ 
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Härten Allodialſchenkungen wurden zwei Jahr ſpäter ebenfalls der Re- 
duction unterworfen, desgleichen alle Lehngüter ?“, während anfangs von 
den norköpingſchen Mannlehen nur die über 600 Thlr. tragenden zu re- 
duciren waren. Da viele der für redueibel erklärten Güter in andere 
Hände übergegangen waren, jo hielt ſich die Krone an den erſten 
Erwerber. Er mußte ihr andere Güter von gleichem Werthe abtre- 
ten. War er es nicht im Stande, fo durfte fie die redueiblen Güter bin— 
nen ſechs Jahren einlöſen. Selbſt mit königlicher Bewilligung verkaufte 
norköpingſche Mannlehen mußte der Käufer, gegen Entſchädigung vom 
Verkäufer, ſofort, und war eine ſolche nicht zu erlangen, binnen zehn Jah— 
ren der Krone zurückgeben. Etwas Ungerechteres läßt ſich kaum denken, 
umſomehr, da der fruͤher auf das Jahr 1632 geſetzte Anfangspunkt der 
Reduction wegfiel und fie ganz willkührlich ausgedehnt wurde. Nicht 
blos verliehene, ſondern auch von der Krone verkaufte, vertauſchte und 
verpfändete Güter wurden wieder eingelöft und das in einer für die Pri— 
vatbeſitzer ſehr nachtheiligen Weiſe. Denn gegen Rentenzahlung und un— 
fruchtbare Capitalien oder zum Erſatz von Gehalt veräußerte Güter wur- 
den ohne Entſchädigung eingezogen, wenn die Beſitzer ſich durch den Er— 
trag bezahlt gemacht hatten; desgleichen Güter, bei deren Verkauf oder 
Tauſch die Krone übervortheilt worden. Auch gegen Nachrechnungen und 
Krons forderungen wurden manche Güter eingezogen. Bei den verpfän— 
deten Gütern wurde im J. 1686 der von der Krone bis dahin mit 8% 
gezahlte Zins auf 5% redueirt und die übrigen 3% als Capitalabtrag 
angeſehen und von der zurückzuzahlenden Pfandſumme abgezogen, welche 
auf dieſe Weiſe bisweilen ganz hinſchwand s. Das Reductionsgeſchäft 
wurde einer Commiſſion anvertraut, die ſehr ſummariſch verfuhr ds und 
an deren Spitze Clas Flemming ſtand, der mit dem Haß gegen den ho— 
ben Adel noch die Sucht nach Reductionen von feinem Vater geerbt 
hatte. Dieſe Maßregeln erſtreckten ſich auch auf die außerſchwediſchen 
Provinzen des Reichs. In Ingermannland wurden die von Guſtav 
Adolph der Krone vorbehaltenen Pagaſten für reductionsfähig erklärt, in 
Bremen und Verden die ehemaligen erzbiſchöflichen und biſchöflichen Ta— 
fel⸗, die Kloſter- und Capitelgüter, in Mecklenburg, Pommern und Rügen 
die Tafelgüter 97, Indeſſen ward dort mit einiger Schonung verfahren. 
In Pommern und im Bremenſchen wurden alle landesherrlich beſtätigten 
Veräußerungen und im Bremenſchen auch die aus vorſchwediſcher Zeit 
anerkannt, während in Pommern die Erwerber aus jener Zeit abgefunden 
wurden und das Obergericht der Krone meiſt zu einem Vergleiche rig“. 

Zu dieſer durchgreifenden Maßregel kamen noch mehrere andere, die 
ebenfalls darauf berechnet waren, den Staatsſchatz auf Koſten der Unter- 
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thanen zu füllen. Eine zur Unterſuchung des Verfahrens aller Finanz⸗ 
beamten ernannte und ebenfalls von einem Feinde des Adels, Conrad Gyl- 
lenſtjerna, geleitete Commiſſion verurtheilte am 15. Mai 1682 alle Beamte, 
die auf irgend eine Weiſe, auch nur durch Empfehlungen, auf die Fi⸗ 
nanzverwaltung Einfluß gehabt hatten, ſo wie ihre Erben zum Schaden⸗ 
erſatz o. Den oberſten Reichscollegien, ſo wie den königlichen Vormün— 
dern wurde von einer beſonderen, im J. 1682 ernannten Obſervations⸗ 
Commiſſion für die Zeit von 1660 bis 1672, wo Karl XI. die Zügel 
der Regierung ergriffen hatte, eine Nachrechnung von beinah einer Mill. 
Thaler gemacht, um die ſie die Krone benachtheiligt haben ſollten, und 
außerdem wurden ſie für unnütze Aemtervermehrung, für läſtige Anleihen 
und Verpfändungen, ja für jeden aus Verſehen oder Nachläſſigkeit ent⸗ 
ſtandenen Schaden verantwortlich gemacht. Zu welchen Willkuͤhrlichkeiten 
ſolche Grundſätze führen mußten, läßt ſich denken. Mehrere große Fa- 
milien fanden ſich mit einer Averſionalſumme von über einer Million ab, 
wovon die Grafen Peter und Nils Brahe allein über 400,000 Thaler 
zahlten e. Außer den großen Einnahmen, die dieſe Maßregeln ver⸗ 
ſchafften, ſann man auch darauf, die Ausgaben und zwar namentlich die 
Staatsſchulden zu verringern, und wählte dazu nicht weniger verwerfliche 
Mittel. Eine im J. 1680 ernannte und ebenfalls von Flemming praͤſi⸗ 
dirte Liquidations-Commiſſion fing an, mit den Gläubigern zu 
handeln, und drang vielen beinah die Hälfte ihrer Forderungen ab; die 
bedungenen Zinſen wurden willkührlich herabgeſetzt und der bisher ge⸗ 
zahlte Ueberſchuß als Capitalabtrag behandelt; in ſchwerem Gelde con— 
trahirte Schulden wurden in leichtem, halb ſoviel werthem bezahlt und ſo 
allein Millionen gewonnen 9, 

Daß alle dieſe Maßregeln nebſt einer ſtarken Steuererhöhung und 
der von Karl XI. ſeit dem J. 1689 eingeführten und vom Staatscomp⸗ 
toir geführten ſtrengen Controlle auf die Finanzen wohlthätig wirken 
mußten, iſt natürlich. Das jährliche Defieit, das im J. 1682 noch 5 
Tonnen Goldes betrug, war vier Jahr darauf verſchwunden. Die Ein⸗ 
nahme war von 33 Tonnen Goldes auf 4,736,303 Thlr. 3 Oer geſtie⸗ 
gen, die Ausgabe von 38 Tonnen auf nur 4,389,193 Thlr. 3 Oer. Im 
J. 1697 betrug die Einnahme 6,886,126 Thlr., die Ausgabe 6,356,539 
Thlr., und 90 Tonnen Goldes (9 Mill. Thlr. S. M.) Schulden waren 
abgezablt, auch Finn-, Liv- und Eſihland in den Mißwachsſahren 1695 
und 1696 mit einer großen Menge Korn unterſtützt worden. Beim Tode 
Kaus XI. fand ſich über eine Million Thaler im Staats-Comptoir und 
der geheime Schatz ſoll 60 Tonnen Goldes ausgemacht haben 9, 

Dies war der Gang der Dinge in Schweden. Wir wenden uns zu 
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der Wirkung, die er auf unfere Oſtſeelande hatte. Trotz der noch vor 
zwei Jahren vom Könige ertheilten Verſicherung, beſchloß der Reichstag 
vom J. 1680 auf Grund des Beſchluſſes vom J. 1655 auch Liv- und 
Eſthland „ihrer Wichtigkeit wegen“ der Reduction zu unterwerfen und 
zwar ſollten nur diejenigen adligen Güter von ihr verſchont bleiben, die 
ſchon zu herrmeiſterlichen Zeiten Privateigenthum geweſen 
waren, nicht aber die damaligen geiſtlichen und Ordensgüter, welche 
eingezogen und unveräußerliches Kroneigenthum werden ſollten. Dieje- 
nigen Güter von dieſer Kategorie, welche mit Erlaubniß des Königs ge= 
kauft oder gepfändet worden, ſollten eingelöſt werden, doch ohne Erſatz 
der Meliorationen. Wer ſolche Güter gegen unfruchtbares Capital ge— 
pfändet hatte, war ſofort zu ermittiren und hatte fein Geld bei der Krone 
zu ſuchen. Die Güter endlich, welche König Erich in Eſthland der Krone 
vorbehalten hatte, ſollten ihr bleiben, jedoch unter Beobachtung der mit 
dieſer Provinz aufgerichteten Verträge ss. So war alſo der Anfangspunet 
der Reduction ftatt wie früher auf das Jahr 1632, nun auf das Jahr 
1561 zurückverſetzt, 120 jährige Beſitzrechte und alle Veräußerungen und 
Verleihungen nicht nur der ſchwediſchen, ſondern auch der polniſchen Re— 
gierung waren, den feierlichſten Zuſicherungen zum Trotz, mit einem Fe⸗ 
derſtriche aufgehoben und der bei weitem größte Theil des livländiſchen 
Adels feines Eigenthums beraubt! „Neductionen“, ſagt Baron Schoultz in 
feinem noch ungedruckten Verſuche über die Geſchichte Livlands, „waren 
auch vorher und in andern Ländern vorgegangen, wenn nämlich Domai— 
nen entweder während einer Anarchie oder ſonſt auf unrechtmäßigem 
Wege abhanden gekommen waren. Aber nehmen, was man ſelbſt, ent⸗ 
weder als einen Sold für genoſſene außerordentliche Dienſte oder als ein 
Aequivalent für empfangene baare Gelder zum Eigenthum uͤbergeben und 
ſo vielfältig befeſtigt hatte; auch das nehmen, was man nicht gegeben 
hatte, ſondern was ſchon durch Capitulationen zu einem ewigen Privat— 
eigenthume ſaneiret war; und dieſe Ungerechtigkeiten noch dazu mit den 
unanſtändigſten und der Majeſtät recht unwürdigen Kunſtgriffen verknüpfen; 
eine ſolche Reduction, ſage ich, ſollte nur die Regierung Karls XI. bes 
zeichnen und ſich als den einzigen Fall in der allgemeinen Weltgeſchichte 
ausnehmen 9.“ Und dennoch haben ſo ſchreiende Ungerechtigkeiten ſogar 
an livländiſchen Geſchichtsſchreibern, den Paſtoren Kelch und Jannau, 
Verteidiger gefunden. Beide Schriftſteller zeigen ſich überhaupt dem 
Adel nicht geneigt, namentlich Jann au, der die leider zu fpät geſchwun⸗ 
denen Vorurtheile ſeiner Standesgenoſſen gegen den Adel theilt. Seine 
Gründe für die Reduction find theils erbärmliche Sophismen, theils zeu⸗ 
gen ſie von viel Unwiſſenheit. Zu jenen gehört unter andern, daß er im⸗ 
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mer von unrechtmäßig erworbenen Kronsgütern ſpricht, während doch die 
Verleihung derſelben an Privatperſonen Jahrhunderte hindurch das ge⸗ 
wöhnlichſte und vollkommen geſetzliche Mittel geweſen war, fie zu erwer⸗ 
ben. Proben feiner Unwiſſenheit find, daß er die Einziehung von Lehen 
als etwas ganz Hergebrachtes ſchildert, ohne zu erwägen, daß fie recht- 
mäßiger Weiſe nur in Ermangelung lehnsfähiger Erben ſtattfand (was 
obendrein nach dem Gnadenerbrechte und nicht nach dem in den Provin- 
zen aufgehobenen alten Mannlehnrechte zu beurtheilen war), oder wenn 
der Beſitzer ſeine Lehen verwirkt hatte, und daß Beides in Beziehung der 
in Livland eingezogenen Güter nicht der Fall war. 

Zur Ausführung der Reduction in Liv- und Eſthland ward eine 
Commiſſion von acht Gliedern (unter andern Otto Friedrich Vieting— 
hof und Kaspar Ceumern) unter dem Vorſitze des eſthländiſchen 
Gouverneuren, Generalmajoren Lichon, ernannt. Der König ließ durch 
den Generalgouverneuren Chriſter Horn der livländiſchen Ritterſchaft 
ſagen: „er eigne ſich in Livland nichts Anderes zu, als was der ſchwe— 
diſche Adel auf dem Reichstage ſelbſt freiwillig der Krone zurückgegeben 
habe, alles Uebrige aber wolle er auf einen allgemeinen livländiſchen 
Landtag ankommen laſſen.“ Die Ritterſchaft bat auf dem am 27. Ja⸗ 
nuar 1681 zu Wenden verfammelten Convente um die Erlaubniß, Depu⸗ 
tirte nach Stockholm abzuſenden. Der König genehmigte zwar den des⸗ 
halb abzuhaltenden Convent, erklärte aber: er ſähe es gern, wenn die 
Deputirten zu Hauſe blieben, denn er könnte ſie nur an die nun ſchon 
abgefertigte Reductions-Commiſſion verweiſen, und vertraue auf die häufig 
erprobte Bereitwilligkeit der Stände. Die Deputirten wurden dennoch 
auf dem am 8. März zu Wolmar abgehaltenen Convente gewählt und 
abgefertigt, wobei man ſich auch der ebenfalls mit der Reduction bedroh— 
ten rigaſchen Stadtgüter annahm; der Generalgouverneur aber erhielt 
Befehl, für den Fall, daß die Landräthe „nach dem Mißbrauche, der bei ih⸗ 
nen fein konnte“, den Anträgen Lichtons widerſprechen würden, die Re— 
duction zu vollziehen, ohne ſich weiter mit ihnen einzulaſſen. 

Im Sommer erſchien Lichton in Riga und theilte dem am 12. Juli 
eröffneten und beſonders zahlreich verſammelten Landtage die königlichen 
Propoſitionen, bezüglich der Reduction, einer neuen Gütervermeſſung und 
Taxation und endlich ſogar der Fretlaſſung der Bauern mit. Ehe die 
Berathungen hierüber begannen, ſonderte der Landmarſchall alle nicht 
Stimmberechtigte, nämlich (Schloß-) Hauptleute, Pfandhalter und Ar⸗ 
rendatoren aus. Die Reduction wurde durch ein Memorial abgelehnt, 
welches Lichton aber als für den Monarchen beleidigend zurückwies und 
deſſen Zurücknahme er erzwang. Zugleich verſprach er 1) die Verleihungen 
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aus der Ordens- und polniſchen Zeit unangefochten zu laſſen, nachdem 
zuerſt die desfallſigen Urkunden geprüft worden; 2) nur diejenigen ſchwe⸗ 


diſchen Verleihungen einzuziehen, welche als wirkliche Domainen an die 


Regierung gekommen wären, und 3) auch unter dieſen die durch eine 
Gegenleiſtung (titulo oneroso) erworbenen einzulöſen. Auf dieſe freilich 
ſehr ermäßigten, aber dennoch unbilligen Forderungen erwiderte der Land⸗ 
tag: die größte Sicherheit des Landes beſtehe in einer zahlreichen und 
tapfern Ritterſchaft; die livländiſchen Stände hätten mit ausdrücklichem 
Vorbehalt ihrer eignen Rechte und Privilegien ſich den Königen von 
Schweden und nicht den ſchwediſchen Reichsſtänden unterworfen; fie wä— 
ren auch bisher nach dieſen ihren eignen Rechten und nicht nach ſchwedi— 
ſchen Reichstagsbeſchlüſſen regiert worden; die ſchwediſchen Reichsſtände 
haͤten ſelbſt nicht allein Livlands Unabhängigkeit von ihren Beſchlüſſen 
1655 anerkannt, ſondern auch nachher die livländiſcher Seits nachgeſuchte 
Einverleibung ausgeſchlagen, und endlich müſſe ſich der Adel auf die im 
Jahre 1678 ihm vom Könige ertheilte ausdrückliche Zuſicherung der Be— 
freiung von der Reduction, inſofern ſie den Privilegien widerſpräche, be— 
rufen. So gewichtig dieſe Gründe waren und ſo ſehr ſie den Grund— 
fügen der reinen Perſonalunion entſprachen, nach welchen Liv- und Eſth⸗ 
land, unter Beibehaltung ihrer angeſtammten Rechte, nicht ſo ſehr mit 
Schweden vereinigt, als unter die Schutzherrlichkeit der ſchwediſchen Könige 
getreten waren, ſo blieben ſie dennoch unbeachtet. Lichton erklärte die 
Reduction nach dem von ihm entwickelten Plane durchführen zu wollen 
und that es. Wie in Schweden handelte die Reductions-Commiſſion 
auch als Liquidations- und als Obſervations-Commiſſion und theilte ſich 
zu dieſem Behufe in Kammern, deren Prüfung jedes Gut unterworfen 
ward. Die Reductionskammer erwog, ob das Gut redueibel ſei oder 
nicht. Die Liquidationskammer unterſuchte die Beſitztitel, weil die Titulo 
oneroso von Privatperjonen erworbenen Güter eingelöſt werden ſollten. 
Die Obſervationskammer endlich ſtellte die etwanigen Forderungen der 
Krone an dem Beſitzer feſt. Sogar die ſeit dem Jahre 1680 aus den 
confiscirten Gütern gezogenen Einkünfte mußten der Krone erſetzt werden. 
Zuerſt wurden, wie Kelch erzählt, Graf- und Freiherrſchaften eingezogen, 
nan denen jedermannn des Königs Befugniß gleichſam an den Fingern 
berzuzählen wußte.“ Dieſelben gehörten nämlich großen ſchwediſchen, in 
Livland ſehr wenig beliebten Familien an, deren Habgier und Ehrſucht 
ſchwer auf dem Reiche gelaſtet hatten. Dann aber ging es an die nor⸗ 
köpingſchen Mannlehen. Die Käufer und Pfandbeſitzer derſelben erhielten 
ihren Kauf- oder Pfandſchilling nicht baar, ſondern ſollten ihn, wie 
Kelch berichtet, in zehn Jahren abwohnen und dann die Güter der 
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Krone überlaffen, wodurch fie alfo zum Wenigſten die Zinſen des Haupt⸗ 
ſtocks verloren. Zwar bekamen fie fie wieder in Arrende s, allein ihr 
Beſitzthum ging ihnen ohne Erſatz der daran gewandten Miliorationen 
verloren, und wo hätte auch die Krone ſonſt ſo ſchnell eine genügende 
Anzahl zuverläſſiger Bewirthſchafter für die neu erworbenen Domainen 
gefunden? Mit der Reduction ging es langſam, allein die Beſitzer 
der ſpäter eingezogenen Güter gewannen dadurch nichts, denn die ſeit 
dem Jahre 1680 von ihnen gezogenen Einkünfte mußten fie wieder berz 
ausgeben. 

Vergebens war auf dem Sanbiage von 1681 berechnet — daß 
die Ritterſchaft ſeit dem J. 1643 dem Staate 605,052 Thlr. an Geld 
und Korn geliefert hatte, vergebens bewilligte ſie wiederum 3 Lof Roggen 
vom Haken zu den Koſten der Krönung der Königin und 4 Tage vom 
Haken zu Feſtungsbauten, vergebens endlich ging eine Deputation nach 
Stockholm. Der König hörte ihren Vortrag nicht aus und zog ſogar 
entrüſtet den Degen. Die Bewilligungen nahm er aber mit Dank an. 
In ſeinem gerechten Unmuth klagte nun der Adel Guſtav von Mengden 
an, die Reduction durch diejenigen Beſchwerden herbeigeführt zu haben, 
welche er als Deputirter der Ritterſchaft gegen das Uebergreifen der Sta— 
roſteien hatte vorbringen müſſen, obwohl Mengden nur feiner Inſtruc⸗ 
tion gemäß und gegen ſeine eigne Anſicht dieſen Gegenſtand in Schweden 
zur Sprache gebracht hatte, indem er dadurch die dortigen Magnaten ge 
gen Livland aufzubringen fürchtete ??. Die Freilaſſung der Bauern hatte 
der Landtag als zu gefahrvoll abgelehnt. Daß trotz der nun feſt begrün⸗ 
deten Leibeigenſchaft, die Bauern doch nicht ganz rechtlos waren, ergiebt 
ſich daraus, daß ſie haufig Schutz bei der Staatsregierung ſuchten, ſogar 
mit Uebergehung des Generalgouverneuren, welches letztere ihnen verbo— 
ten wurde “7. Die neue Güterſchätzung, um die der Adel ſelbſt öfter 
gebeten hatte, die ſich aber nur auf die leiſtungspflichtigen, von Bauern 
beſetzten Ländereien beziehen ſollte, wurde unter Bedingung der Beobach— 
tung der Landesverfaſſung und der Zuziehung der Ritterſchaft zu dieſem 
Werke bewilligt vs. 

Um die Grundſätze dieſer Schätzung feſtzuſtellen, ſchlug die Ritter⸗ 
ſchaft im J. 1681 in einer dem Generalgouverneuren Horn übergebenen 
Vorſtellung vor, das von Karl IX. im J. 1602 feſtgeſetzte und von Al- 
tersher gültige Hakenmaß, welches mit dem im Privilegium Sigismund 
Auguſts übereinſtimme, anzuerkennen. Das erſtere richtete ſich, wie ſchon 
oben angeführt worden iſt, nach den vom Bauerhaken zu leitenden Dien⸗ 
ſten und es wurde für einen Haken jedes Geſinde gerechnet, welches dem 
Hofe wöchentlich mit zwei Pflügen frohnte; das andere wurde durch das 
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Areal beſtimmt und betrug 180 Tonnftellen je zu 14,000 0 Ellen, näm- 
lich 66 Stricke oder Baſten, jeder 66 Faden lang im Quadrat, wie es 
in dieſer Urkunde heißt, wenn man den Faden zu drei Ellen annimmt, 
wie noch heut zu Tage üblich iſt. Um die Uebereinſtimmung dieſer bei⸗ 
den Hakenmaße zu beweiſen, führte die Ritterſchaft an: in einem wö⸗ 
chentlich mit zwei Pferden frohnenden Geſinde fänden ſich wenigſtens 
dreißig Menſchen, welche zu ihrer Ernährung neunzig und zur Beſtrei⸗ 
tung der Abgaben achtzehn, mithin 108 Tonnen Roggen jährlich brauch 
ten. Hierzu gehörten ebenſoviel Tonnſtellen in allen drei Feldern, da die 
Erndte nur zu drei Korn über die Saat berechnet werden könne. Sn: 
deſſen fänden ſich durchſchnittlich nicht mehr als neunzig Tonnſtellen Feld, 
wozu ebenſoviel Buſchland zu rechnen ſei, ſo daß der Haken im Ganzen 
180 Tonnſtellen enthalte, was mit dem im Privilegium Sigismund Au⸗ 
guſts feſtgeſetzten 66baſtigen Haken übereinkomme. Dieſe Grundfäge 
wurden indeſſen nicht angenommen; die Regierung verordnete vielmehr 
im Jahre 1683 eine neue Aufmeſſung ſämmtlicher Ländereien. 

Zur Beaufſichtigung der durch die Reduction vermehrten Staats- 
waldungen in Livland wurde in der Perſon des Obriſten Magnus von 
Tieſenhauſen ein Oberjägermeiſter ernannt, Auf ſeine Anregung 
verlangte der Generalgouverneur die Einführung der königlichen Jagd- 
ordnung auf den Gütern des Adels. Derſelbe erklärte, er werde ſich eine 
eigene Jagdordnung machen und die vom Oberjägermeiſter zur Vertilgung 
des Raubwilds getroffenen Anſtalten auch bei ſich, doch ohne deſſen 
Einmiſchung, einführen. Nun wollte Tieſenhauſen ſich mit der Ritterſchaft 
uͤber die von ihm erhaltene Vorſchrift beſprechen. Man erwiderte ihm 
aber, daß dieſelbe, als bloß die königlichen Forſten betreffend, den Adel 
nichts angehe. Um nun die Schonung des Wildes wenigſtens in dieſen 
zu erzwingen und zugleich den königlichen Schatz möglichſt zu füllen, 
quälte der Oberjägermeiſter die Kronsarrendatoren mit hohen Geldbußen 
für jede Abweichung von der Forſtordnung. Nach zwei Jahren beliefen 
ſich dieſelben ſchon auf 10,000 Thlr., die auf fein Verlangen zwar execu— 
tiviſch eingefordert wurden, aber nicht beigetrieben werden konnten 10%, 
Dies geſchah durch die Ordnungsgerichte, die der Landtag von 1683 je 
um zwei Adjuncten verſtärkte. Ein Theil der Landpolizei ward befon- 
deren Kreiscommiffairen anvertraut. Zur Ergänzung des Landraths— 
collegiums ſchlug daſſelbe dem Landtage die nöthigen Candidaten vor, 
unter andern auch Adam Richter, über den aber nicht abgeſtimmt wurde, 
weil er Calviniſt war . 

Unterdeſſen hatte die Uebermeſſung der Güter unter Leitung des 


Oberwachtmeiſters Emmerling begonnen, der ſich en erlaubte. 
Th. II. Bd. II. 
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Daſſelbe thaten feine Untergebenen. Sie ließen ſich Diätengelder geben 
und ſich doch zugleich verpflegen und verwandten Menſchen und Pferde zu 
ihrem Privatnutzen. Die Ritterſchaft, die mehrmals vergebens die Mit⸗ 
theilung feiner Inſtruction verlangt hatte, klagte beim Könige und ver 
wahrte ſich gegen die unrichtige und ohne ihre Theilname geſchehene 
Schätzung. Zu Anfang des Jahres 1684 legte der Generalgouverneur, 
ohne ſich mit der Reſidirung zu berathen, dem Adel die Verpflegung eines 
Bataillons Fußvolk, ſowie die Koſten der nach Moskau abgefertigten Ger 
ſandtſchaft auf und veränderte die Montirung des Roßdienſts. Die wider 
Emmerling geführten Klagen hatten indeſſen gefruchtet. Sein Benehmen 
ward in einem königlichen Schreiben getadelt, der von der Ritterſchaft 
gemachte Tarationsvorſchlag genehmigt und die Ausführung deſſelben 
unter ihrer Zuziehung befohlen. In Folge deſſen kam am 5. Juli ein 
Landtag zuſammen, auf dem lebhafte Klagen gegen den Generalgouver⸗ 
neuren laut wurden, fo daß derſelbe, feine Achtung vor den Landes- 
privilegien betheuernd, ausdrückliche königliche Befehle vorſchützte. Ueber 
die Ausrüſtung der Roßdienſt⸗Reiter ward auf dem Landtage ein Regu— 
lativ entworfen und der Generalgouverneur erſucht, dem Adel künftig 
nichts ohne vorherige Bewilligung zuzumuthen?. 

In Oeſel waren Landrath Stackelberg und Aſſeſſor Manner- 
burg mit der Reduction beauftragt, in Eſthland der Landeshauptmann 
Hans Freiherr von Tieſenhauſen und der Kanzleirath Karl Frei— 
herr von Bonde. Der eſthländiſche Adel ſchickte im Jahre 1685 die 
Landräthe Frombold von Tieſenhauſen und Berend von Taube 
nach Schweden, um die Maßregel abzuwenden. Sie erlangten nur den 
Erlaß der ſeit 1681 gezogenen Einkünfte, doch unter der Bedingung der 
Belaſſung alles Viehs und Ackergeräths bei dem eingezogenen Gute 3. 
Dieſe Maßregel wurde ſpäter auf Livland ausgedehnt “. Im Ganzen litt 
Eſthland von der Reduction weniger als die Schweſterprovinz. Im Jahre 
4695 wurde von den dazu verordneten Commiſſairen, dem Generalgou⸗ 
verneuren von Eſthland Grafen Axel Julius de la Gardie, dem 
Generalmajoren Johann von der Palen, dem Statthalter Matthias 
von Porten und dem Landrichter Mannerburg eine Guterreviſion 
vorgenommen und der Roßdienſt dadurch um eine Anzahl von 150 Pfer⸗ 
den erhöht. Dieſe Belastung mußte der Adel tief empfinden. Auch auf 
Oeſel fand eine Reviſion ſtatt, die 1685 anfing s. 

Durch eine für beide Provinzen giltige Verordnung vom 7. März 
1685 regelte der König die Art, wie die Gläubiger armer Donatarien aus 
den auf Lebtags⸗ oder auf anderes Recht verliehenen Einkünften befriedigt 
werden ſollten o. Zur Regulirung der Gränzen zwiſchen den adligen und 
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den Kronsgütern ward eine Commiſſton ernannt”. Auch die Corporatio⸗ 
nen wurden mit der Reduction nicht verſchont. Das öſelſche Landraths⸗ 
collegium verlor die ihm angewieſenen 24 Haken und die Stadt Arens⸗ 
burg ihre zehn Haken, obwohl Karl XI. der Stadt wegen der von ihr zu 
jeder Zeit bewieſenen Treue und Anhänglichkeit alle ihre Privilegien 
beſtätigt Hatte. Da die Reduction auch ſolche adlige Güter betroffen hatte, 
auf welche den Kirchen, Armenhäuſern und Schulen gehörige Capitalien 
ingroſſirt waren, fo bat der arensburgſche Rath um Bezahlung ſei⸗ 
tens der Krone. Dies ward jedoch abgeſchlagen und die Gläubiger ſoll⸗ 
ten ſich an das übrige Vermögen ihrer Schuldner halten. Da aber die— 
ſelben kein anderes beſaßen, verloren jene Anſtalten ihre Capitalien ®, 
Zur ſchreienden Ungerechtigkeit der von der Reductionscommiſſion be⸗ 
folgten Grundſätze geſellte ſich noch die empörende Willkührlichkeit und 
das Schwankende ihres Verfahrens. Sie zog Güter als Mannlehen ein, 
die Karl XI. ſelbſt auf beide Geſchlechter beſtätigt hatte, wie Talkhof, 
Bullenhof und Borkholm in Eſthland. Letzteres von Guſtav Adolph im 
Jahre 1628 einem Tieſenhauſen auf norköpingſches Beſchlußrecht ge— 
ſchenkt, war im Jahre 1650 von der Königin Chriſtine mit harriſch⸗wieri⸗ 
Them Rechte begnadigt und Solches in den Jahre 16621678 von der 
königlichen Regierung beſtätigt worden. Die Commiſſion vedueirte Güter, 
die mit königlicher Einwilligung verkauft oder verpfändet waren, wie 
z. B. Orgmetz in Jerwen, Taubenhof, Immafer, Cremon; oder die von 
der Königin Chriſtina auf Allodialrecht verbeſſert oder ſonſt ſicherer Na- 
tur waren, wie Selſau, Sunzel u. a., bisweilen unter dem Vorwande, 
weil fie zur Ordens- oder polniſchen Zeit Krongüter geweſen waren, wie 
Saara, Kolzen, Horſtenhof. Manche Güter wurden nach bloßen Vermu⸗ 
thungen für Mannlehen erklärt, z. B. die Hintzensländer, oder von ihren 
Eigenthümern ohne Noth Beweiſe gefordert. Viele für frei erklärte wur⸗ 
den von neuem zur Unterſuchung gezogen und reducirt, wie Alt-Padefeſt, 
Owerbeck u. a. und die in der Zwiſchenzeit von den Eigenthümern gezo⸗ 
genen Einkünfte mit der größten Härte von ihnen wieder beigetrieben. 
Die Commiſſion erkannte den Verkauf eines norköpingſchen Beſchluß⸗ 
guts an und beſtritt ihn dann wieder, wie bei Nötkenshof. Sie erklärte 
das Gut Meſelau für ein norköpingſches Beſchlußgut und geſtand fpäter, 
es ſtehe unter Sylveſters Gnadenrecht. Das von Guſtav Adolph auf 
harriſch-wieriſches Recht verſchenkte Tellerhof wurde redueirt, hingegen das 
von demſelben auf gleiches Recht verſchenkte Sarenhof zuerſt auf norkö⸗ 
pingſches Beſchlußrecht geſetzt und dann ebenfalls eingezogen. Etliche 
unter Sylveſters Gnadenrecht ftehende Güter wurden zwar als Erbgüter 
veſtituirt, z. B. Treppenhof; andere auf Mannlehnrecht daes wie Blu⸗ 


148 


menhof oder auf norköpingſches Beſchlußrecht wie Rüffel oder endlich 
reducirt wie Traſtenhof. Selten wurden aus Verſehen eingezogene Güter 
wieder zurückgegeben, wie z. B. Kerſel, oder den Beſitzern die Freiheit 
gelaſſen, beſſere Beweiſe beizubringen, wie bei Welkenhof, oder die Ent 


ſcheidung in zweifelhaften Fällen dem Könige anheimgeſtellt, wie bei La- 


pier und Kibbijerw e. 

Obwohl die Einziehung ſo vieler adligen Güter das Vermögen der 
Ritterſchaften ſehr geſchmälert hatte, fuhr die Regierung dennoch in ihren 
Forderungen an daſſelbe nach früherer Art fort. Auf dem am 26. Ja⸗ 
nuar 1686 eröffneten livländiſchen Landtage verlangte ſie Zelte, Wohn— 
häuſer, Land und Wieſen für das pahlſche Reiterregiment, das in Liv⸗ 
land coloniſirt werden ſollte, ferner die Bekleidung und Verpflegung deſ— 
ſelben auf feinen Märſchen, was nicht einmal in Schweden ſtattfand, und 
die Stellung von Arbeitern zum noch nicht beendigten Feſtungsbau. Letz⸗ 
tere wurde wiederum auf drei Jahre bewilligt, desgleichen die Zelte, 
ſonſt aber nichts. Gegen die Coloniſirung wandte die Ritterſchaft ein, 
daß die auf dem Lande zerſtreuten Reiter nicht in gehöriger Zucht zu 
halten und mit ihrer Wirthſchaft beſchäftigt, Schwer zuſammenzuziehen ſein 
würden. Auf Anregung des Landraths Guſtav von Mengden ward 
in Betreff der Reduction eine flehentliche Bittſchrift an den König ge 
richtet! “. Der ehemalige Landmarſchall Ungern proteſtirte dagegen. 
Karl XI. nahm die Bittſchrift ſehr ungnädig auf und verlangte in einem 
Schreiben an die Ritterſchaft, daß ſich jedes Glied derſelben ſchriftlich dafür 
oder dagegen erklären möge. Die Reſidirung wünſchte zu dieſem Behufe 
die Ausſchreibung eines Landtags. Derſelbe ward jedoch von der Regie— 
rung noch ausgeſetzt und zuförderſt der Generalgouverneur Horn durch 
den ſchon oben als des Königs Günftling bezeichneten und feitdem zum 
Grafen und Generallieutenant, bald auch zum Feldmarſchall ernannten 
Johann Jakob Haſtfer erſetzt. Anfangs zeigte er ſich dem Adel ger 
neigt. Auf den 12. September 1687 war behufs einer dem Könige als 
unbeſchränktem Herrſcher aufs neue zu leiſtenden Erbhuldigung ein Land⸗ 
tag ausgeſchrieben worden. Zuvörderſt hatte der Generalgouverneur von 
der Ritterſchaft die Erfüllung des oben erwähnten königlichen Befehls, 
die mißfällige Bittſchrift betreffend, verlangt, dieſelbe wurde nochmals 
verleſen und unſträflich befunden. Der Landmarſchall Georg von Un- 
gern⸗Sternberg ſetzte hinzu, der durch böswillige Angebereien gereizte 
Zorn des Königs habe ſich gelegt und Se. Majeſtät habe kurz nach dem 


obigen Schreiben ein anderes, in ſehr gnädigen Ausdrücken erlaſſen, worin, 


ohne jenen Befehl zu wiederholen, den durch die Reduction Verletzten a 
beimgeſtellt wurde, ſich beim Generalgouverneuren zu melden. Hiedur 
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ſollte wohl die Reduction aus einer Gefammtangelegenheit des Adels zu 
einem Gewebe von Privatſachen werden. Es wurde eine neue Bittſchrift 
aufgeſetzt, in der die Ritterſchaft unter Bezeugung ihrer Ehrfurcht ſich 
wiederholt auf die königliche Zuſicherung vom Jahre 1678 berief. Trotz 
der wiederum ſeitens des Obengenannten eingelegten Bewahrung, gab 
Haſtfer ſeine Zuſtimmung zu ihrer Abſendung. Er eröffnete dem Adel, 
daß die ehemaligen Eigenthümer reducirter Güter dieſelben in immer— 
währender Pacht behalten ſollten und zwar unter Erlaß eines Drittels 
der Pachtſumme, wenn fie die Summe von 600 Thaler nicht überftieg 
(Tertialgüter). Die Gütertaration ſollte in der vom Adel gewünſchten 
Weiſe ausgeführt werden. Die Ritterſchaft hingegen bewilligte die wie— 
derum zum Feſtungsbau verlangten Arbeiter noch auf zwei Jahr und zu 
demſelben Zwecke noch 3 Lof Roggen und ebenſoviel Gerſte von jedem 
beſetzten Haken 1. Am 23. September fand zu Riga auf öffentlichem 
Markte die feierliche Huldigung der aus der Vorburg in einem glänzen- 
den Zuge hereingerittenen Ritterſchaft und der geſondert aufgeſtellten Land— 
ſaſſen oder unadligen Gutsinhaber und Officiere, die adligen Aemtern 
vorgeſtanden hatten, ohne zur Corporation zu gehören, ferner die der 
Geiſtlichkeit und der rigaſchen Bürgerſchaft ſtatt 2. Eine ähnliche Feier- 
lichkeit ward in den übrigen livländiſchen Städten verrichtet; in Reval 
aber erſt am 9. September 1690 1s. Als aber die livländiſche Ritter— 
ſchaft dem Generalgouverneuren zur Ergänzung des Landrathscollegiums 
Candidaten vorſchlug, zögerte jener mit der Beſtätigung und ſagte endlich 
dem Landrath Mengden im Vertrauen, er könne die Ergänzung des Land⸗ 
rathscollegiums nur diesmal, in Erwägung der geleiſteten Huldigung, nach— 
geben 12. Vermuthlich hatte die Regierung ſchon damals die ſpäter er— 
folgte Verringerung dieſes Collegiums im Sinn. Trotz ſeiner Leiden und 
Verluſte traf der verſammelte Adel mehrere gemeinnützige Anordnungen, 
beſchloß den Bau von Kirchſpielsſchulen, die Anſtellung von Schulmeiſtern 
und die Reparatur der baufälligen Kirchen und berathſchlagte über die 
Errichtung eines Stifts für unbemittelte Jungfrauen (das noch jetzt in 
Fellin beſtehende Fräuleinftift), die Räubereien an der ruſſiſchen Gränze, 
die Uebergabe der der Akademie (Univerſität) beſtimmten Güter, Inhibi⸗ 
rung der Krügerei auf Paſtoraten, eine Advocatentare, den Bauerhandel, 
die Vorkäuferei u. ſ. w. Auch wurde das Priefterforn feſtgeſtellt ' Der 
Landtag war ſchon aus einander gegangen, als ein ſehr ſcharfes tönigliches 
Schreiben vom 1. November 1687 anlangte, in welchem die Beziehung 
auf die Zuſicherung vom Jahre 1678, als unzeitig gerügt und ihr der 
Sinn unterlegt wurde, daß ſie ſich lediglich auf den Reichstagsbeſchluß 
vom Jahre 1655 bezog, mit dem Livland verſchont werden ſollte. Außer— 
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dem berief ſich der König auf die in der Urkunde von 1678 enthaltene, 
beſchränkende Clauſel (Unſer und unſeres Reichs Hoheit und Recht ohne 
Präjudiz und Schaden), erklärte die Reduction für ein vom Gemeinwohl 
erfordertes Opfer und drohte im Falle fernerer Gegenvorſtellungen mit 
Ausdehnung der Gütereinziehung bis in die Ordenszeit 16. Haſtfer bekam 
auch noch den Auftrag, dem Adel den Gebrauch jener Ausdrücke nachdrück⸗ 
lich zu verweiſen. Durch wiederholte, an ihn gerichtete Befehle hob der 
König den Landtagsbeſchluß auf 1. Kelch meint, daß viele vernünftige 
Männer ſich in die Zeit ſchickten, nicht zweifelnd, daß wenn das allge⸗ 
meine Weſen glückſelig würde, ſie ſchon in demſelben einen ſtandesmäßi⸗ 
gen Unterhalt finden würden, Andere aber nur aus Ehrgeiz widerſpra⸗ 
chen! Hierin finden wir die Geſinnungen der dem Adel abgeneigten 
Partei in Livland wieder und fie erklären zum Theil die Handlungs⸗ 
weiſe der Regierung. Am 6. Juni des folgenden Jahres erſchien die 
Verordnung über die Verpachtung der redueirten Güter in beiden Pro⸗ 
vinzen “, nachdem der König am 7. Februar der Reviſions- und Taxa⸗ 
tions⸗Commiſſion ihre Inſtruction ertheilt hatte. An ihrer Spitze ſtand 
Haſtfer nebſt zwei deutſchen Gliedern (Landrath G. v. Mengden und 
Landeshauptmann Otto Taube) und zwei ſchwediſchen. Allein durch das 
königliche Reſeript vom 6. November 1688 erhielt die Reduetions-Com⸗ 
miſſion Befehl, ihre Operationen auch auf die polniſchen und Ordens⸗ 
zeiten auszudehnen, ſo daß wohl wenige Güter Privateigenthum geblieben 
wären, wenn nicht die Commiſſion ſehr zögernd zu Werke gegangen wäre. 
Ein im Jahre 1681 übergebenes Memorial des livlandiſchen Adels gegen 
die Reduction wurde ſieben Jahr ſpäter unter dem Vorwande zurüͤckge⸗ 
ſchickt, es ſei mit keiner Namensunterſchrift, ſondern nur mit der allge⸗ 
meinen: Landräthe, Landmarſchall und Rittterſchaft, verſehen. Vergebens 
berief ſich das Landraths⸗Collegium auf unvordenklichen Gebrauch und 
erbot ſich zur Namensunterſchrift, die Deduction wurde nicht wieder an⸗ 
genommen 1. 4 

Am 30. Juni 1688 beſtätigte der König ein Momorial der Revi⸗ 
ſions⸗Commiſſion, durch welches die bei der Güͤtertaration zu befolgenden 
Grundſaͤtze definitiv feſtgeſetzt wurden. Die ſchwediſche Regierung hatte 
nämlich eine Schätzung nach den von Altersher üblichen Dienſten, wie ſie 
die Ritterſchaft, um die beſtehenden Verhältniſſe möglichſt zu erhalten, vor⸗ 
ſchlug, ungenügend befunden und wollte ſie auf die Güte des Bodens 
gründen — ein allerdings ſehr richtiges Princip. Zu dieſem Behuf wur⸗ 
den Aecker und Buſchländereien nach ihrer Güte in vier Grade getheilt 
und zwar wurden 1 Tonnſtelle Acker oder 2 Tonnſtellen Buſchland vom 
erſten Grade, 1½ Tonnſtellen Acker oder 27, Tonnſtellen Buſchland vom 
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zweiten Grade, 1½ Tonnſtellen Acker oder 3 Tonnſtellen Buſchland vom 
dritten Grade und 2 Tonnftellen Acker oder 4 Tonnſtellen Buſchland vom 
vierten Grade gleich gerechnet und zu einem Thaler Species oder 90 
Groſchen angeſchlagen. Anderſeits wurden 22½ Arbeitstage zu Pferde 
oder 30 Fußtage, gleichwie eine Tonne Roggen oder Gerſte und zwei 
Tonnen Hafer, gleichfalls einem Thaler Species gleichgeſtellt und der 
Grundſatz ward aufgeſtellt, daß der Bauer gerade für ebenſoviel Thaler 
Land beſitzen müſſe, als feine Leiſtungen und Abgaben nach dieſer Schätzung 
betrugen. Sechszig Thaler Landes ſollten für einen Haken und 18,000 
ſchwediſche O Ellen für eine Tonnſtelle gerechnet werden, welche letztere 
alſo dadurch um 4000 0 Ellen vergrößert wurde. Da aber die Hakenzahl 
hierdurch verringert wurde, fo wurde durch eine Verordnung vom 10. Marz 
1690 die Tonnſtelle wieder auf 14,000 0 Ellen heruntergeſetzt und fo 
der Anſchlag der Bauerländereien und die Hakenzahl im Verhältniſſe von 
7 zu 9 erhöht, mit ihr aber auch die Arrende der Kronsgüter um mehr 
als 28 % geſteigert. Die Hakenzahl wuchs fo von 4343 Haken, die fie 
im Jahre 1641 ausmachte, auf 6236 Haken, von denen aber nur 1024 
Eigenthum des Adels geblieben. Den Privatbauern kam die neue Tara⸗ 
tionsmethode, die nach ihren Grundzügen noch jetzt beſteht, nur daß jetzt 
80 Thaler auf einen Haken kommen, nicht einmal zu gut. Ihre Lände⸗ 
reien ſollten nicht gefchägt werden, weil der Gutsherr für ihre Abgaben 
baftete, und daß man ſich der Strenge der aufgeſtellten Grundſätze wohl 
bewußt war, geht daraus hervor, daß die Commiſſion Befehl bekam, bei 
den an der polniſchen und ruſſiſchen Gränze belegenen Gütern mit mehr 
Gelindigkeit zu verfahren, um die Bauern nicht zum Entweichen zu ver 
anlaſſen 26. In Eſthland betrug die Hakenzahl nach der Reduction 8289 
Haken (im Jahre 1696), wovon nur 5288 in Privatbeſitz, nach der Re⸗ 
viſion vom Jahre 1757 aber nur 5737 und ſelbſt nach der neueſten 
Landrolle vom Jahre 1840 nur 6909 Haken 21. 9 

In Oeſel hingegen verödete ein Theil des Landes in Folge der Ver⸗ 
armung des Adels und die Hakenzahl fiel von 1991 Haken (im Jahre 
1645) auf 1813%, (im J. 1690); die der Privathaken von 649 d% auf 
482%, und im J. 1725 gar auf 117%, bebaute Privathaken und im 
Ganzen waren nur 356% Haken angebaut 22. 

Die ſo ſehr verhaßten Glieder der Reductions-Commiſſion wurden 
vom Könige geadelt und den Städten Riga und Dorpat, die auch bel 
der Reduction betheiligt waren, verboten, ſich mit Klagen an den König 
zu wenden. Zugleich verlangte derſelbe vom livländiſchen Adel wenig⸗ 
ſtens die Herbeiſchaffung des Materials zu den Häufern des zu coloniſi⸗ 
renden pahlſchen Regiments. Die zu dieſem Behufe im J. 1689 zuſam⸗ 
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menberufenen Landräthe erklärten, daß Solches nur vom Landtage ber 
willigt werden könne. Der Generalgouverneur überließ die Zuſammen⸗ 
rufung deſſelben dem Gouverneuren Soop und reiſte nach Stockholm 28. 
Fünf Sechstel der adligen Güter, namentlich alle die ſchwediſchen Donata— 
rien angehörigen waren ſchon von der Krone eingezogen, daher denn 
wohl auch der livländiſche Adel fo wenig ehemalige ſchwediſche Familien 
unter ſeinen Gliedern zählt. Zu den vacanten Landrathsſtellen konnten 
von dem am 18. Februar 1690 eröffneten Landtage nur Deutſche vorge— 
ſchlagen werden. Soop äußerte ſein Bedenken gegen dieſe Wahlen, die 
vom Könige beabſichtigte Verminderung des Landraths-Collegiums um die 
Hälfte feiner Glieder anführend. Als man dagegen vorſtellte, daß man 
dann nicht einmal die Hofgerichts- und Waiſengerichtsſtellen und die Ober— 
kirchenvorſteherämter würde beſetzen können, gab er die Wahlen zwar nach, 
jedoch unter Vorbehalt der Beſtätigung des Generalgouverneuren. Da 
erſchien aber ein königliches Schreiben, das auf den Grund der Redue— 
tion von fünf Sechstel der adligen Güter die Zahl der Landräthe auf 
ſechs herabſetzte. Zugleich wurde die Ritterſchaft aufgefordert, eine Samm— 
lung ihrer Privilegien durch zwei Deputirte, die darüber gehört werden 
ſollten, nach Stockholm zu ſchicken. 

Hier begegnet uns zuerſt der große Namen Johann Reinhold 
Patkul's, eines Mannes von außerordentlichen Fähigkeiten, unbeugſamer 
Feſtigkeit und großer Energie, gepaart mit einem lebhaften Unterneh— 
mungsgeiſte und glühender Vaterlandsliebe, allein von einem ungeſtümen 
Charakter 2m. Er war aus einer herrmeiſterlichen Familie 2, welche nach 
ſeiner eigenen Angabe ungefähr vor drei Jahrhunderten ſich in Livland 
angeſiedelt hatte 2”. Das zehnjährige Bündniß der livländiſchen Stände 
vom J. 1457 und der Blumenthalſche Vertrag vom J. 1486, ſind von 
einem Patkul mit beſiegelt worden ?7. Sein Vater war im papendorf— 
ſchen Kirchſpiel unweit Wolmar begütert, deſſen Hauptgut noch jetzt Pat⸗ 
kulshof genannt wird, und hatte im Militär und zwar im Hielmſchen 
Dragonerregiment gedient 28. Die Einnahme der Stadt Wolmar durch die 
Polen im J. 1657, welche ihnen keine Mühe koſtete, veranlaßte die 
ſchwediſche Regierung, ihn als Verräther in Stockholm einzukerkern 20, 
wie es ſcheint ohne Grund, denn nach Puffendorf so war die Beſatzung 
einer anſteckenden Krankheit unterlegen und nach einem andern Schrift— 
ſteller?! commandirte nicht Patkul, ſondern General Scheinefort in Wol— 
mar, welcher capitulirte. Mehrere Jahre ſchmachtete Patkul im Gefäng⸗ 
niffe, wo auch fein Sohn Johann Reinhold, in welchem Jahre ift unbe— 
kannt, geboren ward 2. Während der Friedensunterhandlungen zu Oliva 
verwandten ſich die Polen für des alten Patkuls Freilaſſung, doch ohne 
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Erfolg 3, So litt fein Sohn ſchon in der fruheſten Kindheit unter dem 
Drucke der ſchwediſchen Regierung. Er genoß eine ſorgfältige Erziehung, 
erlernte Wiſſenſchaften und Sprachen mit Leichtigkeit und erwarb ſich viele 
luriſtiſche, hiſtoriſche und mathematiſche Kenntniſſe a, welche er durch 
Reifen noch vermehrte se. Nach Livland zurückgekehrt, trat er in Kriegs- 
dienſte und erſcheint im Jahre 1690 als Hauptmann bei der rigaſchen 
Beſatzung. Der Landrath Guſtav von Mengden, der über dreißig Jahr 
lang die Angelegenheiten der Ritterſchaft mit großer Klugheit geleitet 
batte, war nicht mehr 36, Patkuln wurde eine Landrathsſtelle angeboten. 
Er ſchlug ſie aus, ward aber nebſt dem Landrathe von Budberg trotz 
ſeines Widerſtrebens zum Deputirten nach Stockholm gewählt. Haſtfer 
genehmigte anfangs die Deputation, legte aber darauf Schwierigkeiten 
in den Weg, die nur durch vieles Bitten gehoben werden konnten. Je⸗ 
der Deputirte erhielt vom Adel 4 Thlr. wöchentlich Diäten. Außerdem 
bewilligte die Ritterſchaft zum Feſtungsbau auf zwei Jahre noch ſechs 
Tage und 4 Lof Korn vom Haken, ſo daß die Geſammtlaſten des Ha⸗ 
kens 6 Lof betrugen (90 L. vom Roßdienſte) 7. Zur Wiedereinweihung 
der Academie berief der aus Schweden nach dem Schluſſe des Landtags 
zurückgekommene und ſehr prachtliebende Haſtfer einen neuen Landtag nach 
Dorpat, um die Feierlichkeit durch ſeine Gegenwart zu erhöhen. Derſelbe 
trat am 10. Auguſt zuſammen und nahm auf Antrag des Generalgou— 
verneurs die neue ſchwediſche Kirchenordnung, jedoch unter Vorbehalt der 
beſonderen Rechte der Provinz, an. Im Spätberbft wurde die Abſchrift 
der Privilegien, hauptſächlich auf Betrieb Patkul's und des Landraths v. 
Ceumern, fertig und auf Befehl des Königs vom livländiſchen General- 
Superintendenten Fiſcher beglaubigt. Die Reſolution vom J. 1678 
durfte nicht mit aufgenommen werden und mit Mühe erhielten die De— 
putirten die Erlaubniß, fie abgeſondert und in vidimirter Abſchrift mit 
zunehmen “. Endlich reiſten fie mit Haſtfer zugleich am 6. October ab. 
In Stockholm erneuerten ſich die Forderungen des Generalgouverneurs 
in Betreff der Weglaſſung der königlichen Zuſicherung vom J. 1678 aus 
der Sammlung der livländiſchen Privilegien. Er gab erſt nach, als die 
Deputirten erklärten, ihrer Inſtruction gemäß nicht anders handeln zu 
können 3%, Die Aechtheit des Privilegiums des Königs Sigismund Aus 
guſt ward vornehmlich vom Generalgouverneuren ſehr heftig angefochten 
und von den Deputirten in Gegenwart des Königs in einer Verſamm— 
lung hoher Staatsbeamten am 10. September ſiegreich vertheidigt und 
hiebei bemerkt, daß Livland ſich nur dem Könige von Polen, nicht aber 
der Republik unterworfen und feine beſonderen Rechte behalten habe, wie 
auch jetzt in Beziehung auf Schweden der Fall fei, — das Verhältniß 
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einer Perſonalunion, welches der König nicht recht zu begreifen ſchien. 
Daß das litthauiſche Siegel an der Urkunde fehlte, ſei alſo eben ſo we⸗ 
nig für einen Mangel anzuſehen, wie die willkührliche Nichtbeftärigung 
der Privilegien Seitens der Könige Stephan und Sigismunds III., wor⸗ 
über übrigens beſtimmte Nachrichten fehlten, da das ganze Ritterſchafts⸗ 
archiv verloren gegangen war. Uebrigens ſei das in der Privilegien⸗ 
ſammlung vom J. 1627 producirte Exemplar von der Reviſions-Commiſ⸗ 
ſion im J. 1599 (wie aus einem beigelegten Protocollauszuge hervor⸗ 
ging) und im J. 1629 vom Generalen Guſtav Horn und dem Gouver⸗ 
neuren Erichſon als beglaubigt anerkannt worden 6. Durch das Privi⸗ 
legium Sigismund Auguſts (Art. 7 und 10) babe die Ritterſchaft das 
unbeſchränkte Dispoſitions⸗ und Erbrecht über ihre Güter erlangt und die⸗ 
ſelben ſeien gleichſam als Alloden zu betrachten 21. In einer ſpätern 
Audienz vom 16. December erklärte ſich der König gewillt, das Privile— 
gium aufrecht zu erhalten, und die Deputirten bekamen Befehl, eine De: 
duction einzureichen. Dennoch wiederholte der Generalgouverneur den 
Deputirten, das Sigismundſche Privilegium werde caſſirt werden, und 
verlangte die Weglaſſung mehrerer wichtigen Stellen aus der Deduetion, 
unter andern, daß die Ritterſchaft auch in fremden Landen für den König 
ihr Blut vergoſſen, daß ſie das Land von den Heiden erobert habe und 
durch die Reduction gänzlich ruinirt ſei. Endlich ſollte man ſich gar nicht 
auf Recht berufen, ſondern der königlichen Gnade Alles anheimſtellen. 
Dieſe Zumuthungen wieſen die Deputirten ab, beſchloſſen indeß fpäter, in 
Bezug auf die Reduction nur gegen die Ausdehnung derſelben auf die 
herrmeiſterlichen und polniſchen Zeiten vorzuſtellen, da ein Weiteres zu 
erreichen nicht möglich ſchien, wobei man ſich auf den mit Karl IX. am 
28. Mai 1601 geſchloſſenen zweiſeitigen Unterwerfungsvertrag und den 
olivaerſchen Friedensſchluß Art. 1. § 2 und 3 ſtützte, in welchem verſpro— 
chen war, alle Corporationen und Privatperſonen bei dem Ihrigen zu 
erhalten . Gegen den Einwand des Reichsmarſchalls Grafen Stenbock, 
daß veräußerte Kronsgüter darunter nicht zu verſtehen ſeien, bemerkten die 
Deputirten, daß Kronsgüter allerdings veräußert werden könnten, wenn 
es aus Noth, zur Belohnung von Dienſten, zum Vortheil des Staats, 
für eine Gegenleiſtung und unter Genehmigung der zur Veräußerung 
Befugten geſchehe und ſpäter durch feierliche Verträge beſtätigt worden 
ſei, welche Umſtände alle bei Livland zuſammenträfen 28. Trotz aller die 
ſer Bemühungen entſprach der Erfolg doch nicht einmal den billigſten 
Erwartungen. Der König, wohl fühlend, daß die Reduction mit den 
vorgelegten und den Güterbeſitz des Adels feſtſtellenden Privilegien un⸗ 
vereinbar war, erklärte in einer förmlichen Reſolution vom 22. Mai 
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1691: daß nur die rechtmäßig vom Adel erworbenen Privilegien zu 
beſtätigen feien und die königlichen Reſolutionen ſogar der beliebigen 
Auslegung und Aenderung des Monarchen, ſeines Nachfolgers und des 
Generalgouverneuren unterworfen ſein ſollten. Hiemit war der ganze 
Rechtszuſtand des Landes in Frage geſtellt. Die Art, wie die Privile⸗ 
gien erworben worden, war aus der Geſchichte nicht mehr klar zu er 
kennen, und da ſie häufig auf gegenſeitiger Uebereinkunft beruhten, ſo blieb 
immer der Einwand möglich, fie ſeien die Frucht von Zwang oder Ue— 
berredung. Die königlichen Reſolutionen, wie z. B. die Privilegienbeſtä⸗ 
tigung von 1678 und die von Karls XI. Vorfahren ertheilten, waren 
zum Theil viel zu wichtig, als daß ihre Auslegung oder Abaͤnderung dem 
einfeitigen Belieben der Krone oder gar ihrer Beamten Überlaſſen werden 
durfte, ſelbſt angenommen, daß der Krone das unumſchraͤnkte Geſetzge⸗ 
dungsrecht ohne Zuziehung der livländiſchen Stände zugeſtanden hätte, 
was keineswegs ausgemacht war, denn es widerſprach der altern Ver 
faſſung des Landes und im Sigismundſchen Privilegium war den Pin» 
ländern verhießen worden, daß in ihren Angelegenheiten ohne ihre Zu— 
ſtimmung nichts beſchloſſen werden ſollte. Die erwähnte Entſcheidung 
hätte Karl XI., deſſen Jugendunterricht fo mangelhaft geweſen war, daß 
er nach einigen Berichten in ſeinem zwanzigſten Jahre nicht fertig leſen 
und ſchreiben konnte 45, vielleicht nicht gegeben, wenn er von der Ges 
ſchichte und Verfaſſung feiner Oſtſeeprovinzen eine genauere Kenntniß 
gehabt Hätte. Noch kurz vor Erlaſſung der Reſolutionen vom 22. Mai 
batte Graf Haftfer den Deputirten zu verſchiedenen Malen eidlich ver— 
ſichert, daß dieſelben nicht erfolgen würden. Die Deputirten, die auf ein 
ſo trauriges Ereigniß nicht vorbereitet waren, verlangten neue Inſtrue— 
tionen. Dazu war ein Landtag nöthig, derſelbe wurde aber vom Gou— 
verneuren Soop, auf Haſtfers Befehl, verweigert. Da der letztere ins 
Ausland ins Bad und der König in die Provinzen zu einer Militär- 
infpeetion reiſte, fo kehrte Budberg nach Riga zurück, Patkul wirkte ſich 
aber die Erlaubniß aus, den König als Officier zu begleiten. Da fand 
er Gelegenheit, dem Monarchen zu wiederholten Malen und namentlich 
in Gothenburg die Ungerechtigkeit und Härte der Reduction vorzuſtellen, 
indem er gegen die vom Könige gemachten Einwendungen anführte, daß 
die ſchwediſchen Reichstagsſchlüͤſſe für Livland keine Gültigkeit hätten und 
der Erlaß des Tertials der Arrende von den eingezogenen Gütern, wegen 
ihres allzuhohen Anſchlags, von geringem Nutzen ſei, umſomehr als der 
Adel nicht ſo hohe Arrenden zahlen könne als rigiſche Kaufleute, und ſo 
ſeien durch die Reduction ganze Familien aus dem Lande getrieben wor— 
den, wie namentlich die Familie Tödwen, deren Erbgüter ihr von Guſtav 
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Adolph als Lehn beftätigt und aus dieſem Grunde nun eingezogen waren. 
Patkul erhielt auch die Reſtitution dieſer Güter, ſo wie die des Guts 
Kuddum, das dem Obriſtlieutenant Leyon gehört hatte. In einer letzten 
Audienz vom 18. November verſicherte der König Patkuln nochmals ſei— 
ner gnädigen Geſinnungen für die livländiſche Ritterſchaft, indem die be— 
ſten Regimenter mit Livländern beſetzt und ſogar die Garde zweimal 
hintereinander von Livländern befehligt worden ſei. Als der livländiſche 
Deputirte ihn auf das unrechtmäßige Verfahren der ſchwediſchen Reichs— 
ſtände aufmerkſam machte, welche nicht befugt geweſen ſeien, dem mit 
Karl IX. geſchloſſenem Vertrage und dem Reichstagsſchluſſe vom Jahre 
1655 zuwider, die Reduction auf die livländiſchen Güter auszudehnen, 
erklaͤrte der König, er werde dasjenige, was ein jeder unter ſchwediſcher 
Regierung an ſich gebracht habe, ihm nicht abnehmen, gab darüber aber 
trotz Patkul's Bitte nichts Schriftliches von ſich und geſtattete nur der 
Ritterſchaft, über die ergangenen gravirlichen Reſolutionen ihm fernere 
Vorſtellung zu machen. Mit dieſem höchſt ungenügenden Erfolge reiſte 
Patkul heim 5. 

Am 19. Mai 1691 war eine königliche Reſolution erſchienen, durch 
welche das Sylveſterſche Gnadenrecht beſtätigt wurde. Nur der letzte ſei— 
nes Geſchlechts ſollte ſein Gut nicht ohne königliche Genehmigung ver— 
kaufen und verpfänden bürfen. Das perſönliche Erſcheinen der Lehnsbe— 
ſitzer zur Erneuerung der Belehnung bei jedem Thronwechſel ward ihnen 
erlaſſen; die Ritterſchaft ſollte blos Deputirte dazu abſenden “. Den ge⸗ 
rechten Beſchwerden des Adels ward dadurch nicht abgeholfen. 
Uunterdeſſen hatte ein neuer Eingriff in die Rechte des Landes ftatt- 
gefunden. Als im J. 1675 der Aſſeſſor Helmerſen vom Könige eine 
Beſtallung als Landrichter erbat, obwohl die Wahl des Adels auf einen 
Andern gefallen war, hatte der Monarch den letztern , fo wie auch dem 
Adel fein Wahlrecht beftätigt !. Im folgenden Jahre wurde ein Aſſeſſor 
Porten der Wahl des Adels vom Könige empfohlen. Als derſelbe aber 
auf eine vom Monarchen erlangte Vollmacht als interimiſtiſcher Landrich⸗ 
ter ſich ſtützend, die Wahl für überfluͤſſig erklärte, konnte er fein anma⸗ 
ßendes Begehren nicht durchſetzen o. Ums J. 1690 aber hatte die Krone 
wiederum den rigaſchen Syndicus Palm berg zum Landrichter ernannt, 
und dies noch mit Belaſſung in ſeinem erſten Amte. Gegen Beides hatte 
die Ritterſchaft, ſo wie Patkul in Perſon dem Könige vorgeſtellt, welcher 
ſein Befremden über die Sache äußerte. Dennoch ward jetzt in einem 
monarchiſchen Reſeripte dem Adel verwieſen, daß er feine Vorrechte ger 
gen eine königliche Ernennung habe geltend machen wollen, da Karl XI. 
ſich in ſeiner letzten Reſolution das Recht vorbehalten habe, die ſeiner 
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Hoheit im Wege ftehenden Privilegien aufzuheben und überdem die Land⸗ 
richter von der Krone beſoldet würden. Zur Vernehmung des Berichts 
der zurückgekehrten Deputirten bat man um einen Landtag. Da man 
zum Feſtungsbau noch der Beihülfe der Ritterſchaft bedurfte, ſo ward er 
bewilligt und am 14. März 1692 in Wenden eröffnet, wohin ſich auch 
der Gouverneur Soop begab. Seine Forderungen wurden ihm bewilligt, 
gegen die nur zeitweilig zugeſtandene und nun permanent gewordene Rei 
terverpflegung ward aber proteſtirt. Ferner verhandelte man über die 
ſchlechte Schillingsmünze, die Härte der Güterrevifion und die begehrte 
Einführung des ſchwediſchen Stempelpapiers. Das in Ceumern's 
Theatridium livonicum v. J. 1690 enthaltene Verzeichniß der Adelsge— 
ſchlechter wurde als unrichtig verworfen. Da die Herabſetzung der Zahl 
der Landräthe eine veränderte Reſidirung erheiſchte, ſo wurde ſolche dem 
Landmarſchall Streif von Lawenſtein, dem Oberſtlieutenant Schlip— 
penbach, dem Hauptmann Patkul und dem Baron Albrecht Meng— 
den aufgetragen und dieſe Herren dazu mit einer beſondern vom Gou— 
verneuren Soop ratifieirten Inſtruction verſehen ». Dieſe Maßregeln, 
namentlich die letzte, wurden auf Patkul's Antrag ergriffen. Im Auftrage 
des Landtags ſetzten ſie eine in ſehr beweglichen Ausdrücken abgefaßte und 
ſchon nicht mehr gegen das Prineip der Reduction, ſondern gegen die 
Mißbräuche in ihrer Ausführung, alſo mittelbar gegen den feiner Be- 
drückungen und Erpreſſungen wegen ſehr verhaßten 5! Generalgouverneuren 
gerichtete Bittſchrift auf. Sie war vom 30. Mai, alfo nicht fälſchlich 
vom Landtage datirt, wie den Verfaſſern von einem partheiiſchen Ges 
ſchichtsſchreiber vorgeworfen worden ift 2. Vielen Edelleuten, hieß es in 
demſelben, ſei außer den reducirten Gütern, auch ihre fahrende Habe ge- 
nommen und fie hätten dieſe Güter nicht in Pacht bekommen, ſondern 
hätten ihr Vaterland in Noth und Elend verlaſſen müſſen; den adligen 
Pächtern der früher von ihnen als Eigenthum beſeſſenen Güter aber wür- 
den diefelben zu hoch angeſchlagen, für Mißwachs und andere Unglücks⸗ 
fälle nichts abgerechnet und fie mit Execution und Haft gequält. Die 
Arrendatoren der Tertialgüter würden mit Nachrechnungen, Andere mit 
Eintreibung vermeintlicher Abgabenreſte trotz der vorgewieſenen Quittun⸗ 
gen geplagt. Die beften Arrenden, die ſ. g. königlichen Starofteien, wür⸗ 
den an reiche Burger vergeben, die ſie wiederum an arme Edelleute ver— 
pachteten. Auch die Güterrevifion ſei ſehr drückend, indem unſichere Ein— 
fünfte mit beſtimmten Laſten belegt würden. Schon manches Lied ſei 
auf das Elend des Adels verfaßt worden und man ſcheue ſich nicht öf— 
fentlich zu ſagen, in zehn Jahren werde kein Deutſcher mehr in Livland 
ſein. Dieſe Provinz, die ſonſt das Ausland mit Korn verſorgte, ſei durch 
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Unglücksjahre außerdem noch fo tief gefunfen, daß da die erbetene Hülfe 
verſagt worden, viele Hungers geſtorben, Manche ſich oder ihre nächſten 
Verwandten umgebracht und beistaufend Bauerfamilien über die Grenze 
geflohen wären. Wofern alſo der Monarch nicht helfen wolle, ſo könne 
man ihm nur „ſchwere Nachfolgen und ein wüſtes Land,“ einen unerſetz⸗ 
lichen und ſelbſt mit dem Aufwande von Millionen fpäter nicht mehr ab⸗ 
zuwendenden Verluſt verheißen. Schließlich wurde der Monarch gebeten, 
ſich von der Wahrheit aller dieſer Behauptungen durch Abſendung un⸗ 
partheiiſcher Beamte zu überzeugen!“. 

Durch dieſe Bittſchrift ward Graf Haſtfer ſehr entrüſtet. Gegen 
Patkul, den Verfechter des bedrängten Adels, war er am meiſten erbittert. 
Auch ward derſelbe bald in eine Unterſuchung verwickelt. Der Obriſtlieu⸗ 
tenant Magnus von Helmerſen von des Generalgouverneurs Re— 
giment, zu dem auch Patkul gehörte, hatte einen der ihm untergebenen 
Officiere mit den gemeinſten Scheltworten angefahren und die Treppe 
herunterwerfen laſſen. Als die Cameraden deſſelben ſich weigerten, mit 
ihm zu dienen, und die Hauptleute dem Obriſtlieutenant gemeinſchaftlich 
Vorſtellungen über das rohe Benehmen und ſonſtige Ungebührlichkeiten 
deſſelben machten, wies er fie barſch ab und drohte hinter ihrem Rücken, 
fie auf Finnisch zu behandeln. Die Hauptleute klagten am 19. Decem⸗ 
ber 1692 an den abweſenden Generalgouverneur. Unter Soops Vorſitz 
wurde im Mai 1693 ein Kriegsgericht niedergeſetzt. Haſtfer befahl dem 
Fiscalen, die Hauptleute und namentlich Patkuln, als Meuterer auf Gut 
und Leben anzuklagen. Der Fiscal machte erſt Einwendungen und mußte 
dann gehorchen. Die Angeklagten erwieſen durch Zeugen die gegen Hel⸗ 
merſen vorgebrachten Beſchuldigungen und führten mehrere Beiſpiele von 
Klagen von Untergebenen gegen ihre Vorgeſetzten an, die nicht für Meu⸗ 
terei gegolten hatten. In ſeiner Verlegenheit ſandte das Kriegsgericht 
die Arten nach Stockholm, denen Patkul eine Bittſchrift an den König 
folgen ließ. Am 20. Juni erſchien ein königliches Reſeript, welches die 
geführte kriegsgerichtliche Unterſuchung caffirte, weil derſelben kein Gut— 
achten beigefügt und auch nicht geſagt ſei, welcher Hauptmann für die 
Uebrigen das Wort geführt, die Schrift aufgeſetzt und fie zur Unterzeich⸗ 
nung umhergetragen habe. Auf königlichen Befehl übernahm Haſtfer 
den Vorſitz im Kriegsgerichte, wobei er Drohungen gegen Patkuln fallen 
ließ und ihn geringſchätzig behandelte. Hatte doch derſelbe bei der Un— 
terſuchung angezeigt, daß Haſtfer ſich einen Monatsſold von den Officie⸗ 
ren ſchenken ließ und daß man bemittelte Officiere in Händel verwickelt 
und abgeſetzt, ſodann aber für eine Summe Geldes wieder eingefegt. habe. 
Das Aeußerſte fürchtend, floh Patkul nach Kurland. Sammtliche Anklä⸗ 
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ger Helmerſens wurden zu ſechs Monat Gefängni und Verluſt dreimo⸗ 
natlichen Soldes verurtheilt, Patkul außerdem noch zur Abbitte und zu 
einer Geldbuße von hundert Thalern. An den übrigen Hauptleuten ward 
dies Urtheil ſofort vollzogen. Patkul, der ſich ſchon an das Kriegsgericht 
wegen eines freien Geleits gewandt hatte, richtete ein bewegliches Kla— 
geſchreiben an den König (5. Auguſt), in welchem er dies Geſuch wie⸗ 
derholte und erklärte, lieber ſein Vaterland verlaſſen zu wollen, als ſich 
einem ſo ſchimpflichen Urtheile zu unterwerfen. Dennoch beſtätigte es 
der König, den Beteiligten nur überlaffend, einzeln wider Helmerſen zu 
klagen (21. Auguft) ea. Zu dieſem Behufe ſetzte er ein neues Kriegs- 
gericht aus ſieben Officieren und den dazu gehörigen Rechtsbeamten, wi⸗ 
der welche nichts einzuwenden ſei, ein. Die vier Hauptleute, die mit 
Patkul geklagt hatten, gaben ihn jetzt, ihrer früheren Angabe zuwider, 
als Anſtifter ihrer gemeinſamen Beſchwerdeſchrift an. Als ſie ihre Lage 
dadurch nicht gebeſſert ſahen, baten fie um Gnade, worauf das Kriegs- 
gericht, obwohl ſie wegen Veranlaſſung zur Meuterei nach den Kriegsarti— 
keln den Tod verdient hätten vo, nach Analogie eines frühern Falls ſie dazu 
verurtheilte, vor dem Kriegsgerichte und dem Regimente dem Obriftlieus 
tenant Helmerſen Abbitte zu thun, mit der Androhung, daß die Sache 
wieder aufgenommen werden und fie aufs ſtrengſte gerichtet werden ſoll⸗ 
ten, wenn ſie ſich wider ibren Chef vergingen 5°, 

Inzwiſchen begann Haſtfer auch den Adel zu verfolgen. Er hatte 
einen königlichen Befehl nach Riga mitgebracht, den er den eingeforder⸗ 
ten Landräthen und dem Landmarſchall mittheilte. Die drei Landräthe 
und der Landmarſchall, welche die Bitiſchrift abgefaßßt und unterſchrieben 
hatten, ſollten in Stockholm die ungebührlichen Ausdrücke derſelben ver— 
antworten und ihre Klagen beweiſen. Ferner ſollte die Reſidirung künftig 
nur Landräthen und nicht Deputirten anvertraut werden und keine Offt- 
eiere der Befagung als Deputirte fungiren. Zugleich kündigte der Ger 
neralgouverneur wegen der die Hoheitsrechte der Krone vermeintlich ver⸗ 
letzenden Beſchlüſſe des Landtags eine förmliche Unterſuchung wider Land⸗ 
raͤthe und Landmarſchall an. Die Landräthe erklärten ſich bereit, den kö⸗ 
niglichen Befehl zu vollziehen, für die Beſchluͤſſe des Landtags könne aber 
nur die geſammte Ritterſchaft verantwortlich gemacht werden. Ein neuer 
Landtag ward daher verlangt und nachgegeben. Am 4. September ward 
er in Riga eröffnet. Graf Haſtfer erklärte demſelben, er habe ihm keine 

ge zu machen und erwarte vielmehr die ſeinigen. Wahrſcheinlich 
boffte er auf die Zurücknahme der oben erwähnten Bittſchrift. Hierin 
läuſchte er ſich. Mit Ausnahme einiger wenigen Stimmen bekannte ſich 
die Ritterſchaft zum Inhalte derſelben, erbot ſich die geforderten Beweiſe 
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zu liefern und richtete an den König ein Geſuch zur Befürwortung der⸗ 
ſelben, nebſt der Bitte, in dieſer Angelegenheit Deputirte nach Stockholm 
abſenden zu dürfen v. Um den obenangeführten ehemaligen Landmar⸗ 
ſchall Ungern als ein gefügiges Werkzeug ins Landrathraths-Collegium 
zu bringen (wozu er im Jahre 1690 vorgeſtellt worden), trug Graf 
Haſtfer auf die Ergänzung jenes Collegiums an. Die Ritterſchaft ver⸗ 
langte, daß der obengenannte Ungern ſich einer neuen Wahl unterwerfe, 
weil er im Jahre 1690 nicht beſtätigt worden. Derſelbe beſchwerte ſich 
darüber an den Generalgouverneur, der ihn in Schutz nahm. Trotz der 
Vorſtellungen der Landräthe, die den gereizten Gegner nicht zu ſehr er— 
bittern wollten, beſtand die Ritterſchaft auf neuen Wahlen, die natürlich 
den Beſchwerdeführer nicht trafen. Statt aber dieſelben zu beſtätigen, 
forderte Haſtfer den Receß des vorigen Landtags und die Inſtruction der 
Deputirten ein. Dies unſtatthafte und nie vorgekommene Verlangen ward 
abgeſchlagen. Da ſchrieb Haſtfer: dieſe Papiere müßten viel Sträfliches 
enthalten; auf dem Landtage fänden nur Zänkereien und Widerſpruch 
gegen königliche Befehle ſtatt, derſelbe ſei alſo ſofort zu ſchließen und 
Landräthe und Landmarſchall ſollten ſich ungeſäumt nach Schweden bege- 
ben. Der Landtag verfaßte gegen ſeine plötzliche Entlaſſung eine ſchrift— 
liche Bewahrung des Inhalts, daß er nichts verhehlt und nichts gegen 
die Befehle des Königs unternommen habe, und bat, eine Abſchrift hievon 
dem Monarchen zu unterlegen. Dieſe Bewahrung, die der Ritterſchafts— 
ſeeretair dem Generalgouverneuren übergab, las derſelbe zwar durch, gab 
ſie aber mit dem Bemerken zurück, daß von einem entlaſſenen Landtage 
fein Schreiben angenommen werden könne ??. Dem königlichen Befehle 
gemäß, gingen die Landräthe Otto von Vietinghof und Gotthard von 
Budberg und der einzige noch übrig gebliebene Deputirte Baron Albrecht 
Mengden nach Stockholm. Die Landräthe Reichau und Ceumern, welche 
die Bittſchrift ebenfalls unterſchrieben hatten, waren namlich geftorben, der 
Landrath von Kronenſtern und der reſidirende Deputirte von Schlippen⸗ 
bach befreiten ſich von der gegen fie erhobenen Anklage durch einen Eid‘? 
und der Landmarſchall Streif von Lawenſtein hatte ſein Amt noch wäh— 
rend des Landtags niedergelegt und beim Generalgouverneuren ſogar ei— 
nen Proteſt gegen die Bittſchrift eingereicht (4. Oetbr.) oo. 

Ihnen folgte ſofort der Generalgouverneur, nachdem er die früher 
von ihm verlangten Actenſtücke aus dem Ritterſchafts-Archive genommen 
hatte. Patkul hatte unterdeſſen den nachgeſuchten Geleitsbrief dergeſtalt 
erhalten, daß er frei nach Schweden kommen, ſich vertheidigen und wenn 
die Sache fo ausfiele, daß er im Reiche nicht bleiben konne, das Recht 
haben ſollte, in feine vorige Sicherheit, wie die Rechte vermögen 
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zurückzukehren i. Trotz der ihm wegen dieſer zweideutigen Ausdrücke von 
dem General-Superintendenten Fiſcher, auf einen an dieſen gerichteten 
anonymen Brief, zugekommenen Warnung, ging er ebenfalls nach Schwe— 
den, in der Hoffnung, Haſtfer werde durch die gegen ihn erhobenen Be— 
ſchwerden geftürzt werden '. Im Herbſte erſchienen mehrere für Livland 
mehr oder weniger drückende Verordnungen. Sämmtliche Paſtorate wur⸗ 
den fur königliche erklärt und den etwanigen Inhabern eines Patronats— 
rechts an denſelben befohlen, ſolches binnen ſechs Monaten zu erweiſen 6, 
offenbar eine Art Reduction. Prediger und Kirchenvorſteher ſollten dem- 
nach die Kirchenrechnungen alljährlich ſechs Wochen nach Neujahr bei der 
königlichen Domainenverwaltung einreichen a. Das bisher aus Laien 
und Geiſtlichen zuſammengeſetzte Conſiſtorium wurde durch ein rein geiſt— 
liches erſetzt 6°, indeſſen doch dem Hofgerichte, ausgenommen in einigen 
Sachen, untergeben 6%, und das verhaßte Stempelpapier eingeführt 97. 
Den Domainenpächtern (d. h. der großen Mehrzahl ſämmtlicher Gutsbe— 
figer) ward verboten, ohne Genehmigung der Oberverwaltung neue Ge- 
finde zu fundiren und Krüge oder Mühlen anzulegen 6s, und die Pacht— 
geſuche ſollten nicht mehr beim königlichen Kammer-Collegium zu Stod- 
bolm, ſondern beim Generalgouverneuren eingereicht werden 9%, eine reich- 
liche Quelle von Chicanen und Bedrückungen. 

Im folgenden 1694 J. erfolgte der Schlag, der die ihres Vermö— 
gens größtentheils ſchon beraubte livländiſche Ritterſchaft auch um ihre 
Verfaſſung brachte. Zuvörderſt wurden die in Stockholm erſchienenen vier 
Glieder dem Gerichte einer aus vornehmen Staatsbeamten zuſammenge— 
ſetzten Commiſſion unterworfen, vor welcher der Juſtizkanzler Bergen— 
hielm ſie des Verbrechens der beleidigten Majeſtät anklagte. Dieſe An— 
klage 7° ftügte ſich 1) auf dem Inhalte des dem Landtage von 1692 
überreichten Berichts, ſowie auf den vor dem Könige geführten Reden. 
Beſöͤnders hervorgehoben wurden folgende Stellen: „Die Ritterſchaft 
würde Patkuls Eifer für die wackelnde (wankende) Wohlfahrt des Vater— 
landes in Betracht ziehen; Patkul habe an einem Orte tauſend Reichs— 
thaler verwendet und er und Budberg hätten in die Privilegienſammlung 
den königlichen Brief von 1678, nicht aber den vom 1. November 1687 
aufnehmen wollen.“ Zu den vermeſſenen und trotzigen Reden, die in Ge- 
genwart des Königs gehalten ſein ſollten, ob ſie gleich nicht im Protocoll 
ſtanden, rechnet der Ankläger unter andern die Behauptung: Livland habe 
ſich dem Könige von Polen und nicht der Republick unterworfen und 
ſich daher nach Schwedens Beiſpiel mit Fug und Recht von ihr losge— 
ſagt und ſei nicht durch das Schwert, ſondern durch Vertrag und mit 


Bedingung Schwedens Königen unterthan geworden. Ferner ſollte Patkul 
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fih gegen die Reſolution vom 6. November 1688 inſurgirt und den 
Generalgouverneuren auf anzuügliche Weiſe beſchuldigt haben, indem er 
anfübrte: die ſiebenmonatliche ſchwere Arbeit habe keinen beſſern Ausgang 
gehabt, als daß den Deputirten zwei königliche Reſolutionen zugeſtellt 
worden wären, deren bloßes Anſehen ſie entſetzt hätte, umſomehr, da ſie 
kurz vorher vom Generalgouverneuren eines Andern verſichert worden 
wären, 2) Wurden mehrere von Patkul dem Landtage übergebene Delibe⸗ 
randa als Anklagegrund benutzt . Dieſelben betrafen die aufgedrun⸗ 
gene Einquartierung, die ſonſt in Friedenszeiten nur mit Zuſtimmung der 
Ritterſchaft ſtattgefunden habe, die Verpflegung des Militairs und die 
Zablung der Abgaben nach der neuen erhöhten Hakenzahl (was doch ge— 
wiß für das Land ſehr laſtig war), den Druck der Reviſion, ſowie die 
pon der Reductions-Commiſſion unter dem Vorwande rückſtaͤndiger Sum⸗ 
men geübten Ungerechtigkeiten, die Ernennung des rigaſchen Syndicus 
zum Landrichter, die den Beſitzern nicht redueibler Güter von der Krone 
zurückzuzahlenden Arrendegelder, die erforderliche Zurechtſtellung einiger 
unbeſtimmten Punkte in der Reſolution von 1691, die Vorenthaltung von 
Schreiben der Generalgouverneure und Gouverneure an den König, ſowie 
der Antworten des Monarchen, da es den Schein habe, daß man künftig. 
nur befehlen wolle, ohne zu fragen, die ſtattgehabte Verzögerung in Er⸗ 
theilung der Reſolutionen des Generalgouverneuren an die Ritterſchaft 
und endlich die Nothwendigkeit einer eignen Conſtitution (Inſtruction) 
zur Verwaltung der Ritterſchaftsaͤmter. Dieſe Deliberanda beweiſen deut— 
lich, von welchen Uebeln Livland damals heimgeſucht wurde. Bergenhielm 
aber folgerte daraus, Patkul habe dem Könige einen Unfug im Einquar⸗ 
tierungsweſen beigemeſſen, die Reviſion getadelt, die Ritterſchaft wider 
den Generalgouverneuren aufgehetzt, das Recht des Königs, in den Adel— 
ftand zu erheben, in Zweifel gezogen und einen Staat im Staate zu bil- 
den geſucht. 3) Patkul habe ſich „unterſtanden und ohne des General⸗ 
gouverneuren Zulaſſen und Vorwiſſen unter dem Titel eines Reſidirenden 
es auf ſich genommen, den ungereimten Inhalt (der Inſtruction) ins 
Werk zu richten“ (den Deputirten war bloß aufgetragen worden, alles 
Widrige von ihrem Vaterlande abzuwenden, den bedrängten Gliedern der 
Ritterſchaft beizuſtehen und für deren Privilegien zu ſprechen). Patkul 
habe ferner „mit eigener Hand aufgeſetzt und Landräthe und Landmar⸗ 
ſchall dahin gebracht zu unterſchreiben eine ſogenannte Conſtitution, worin 
man findet einige ſchwere und unanſtändige Ausdrücke, die den Untertha⸗ 
nen nicht anſtehen zu gebrauchen; auch zum Ueberfluß als Reſidirender 
einen Brief abgehen laſſen an die Ordnungsrichter, wegen Vollbringung 
vorgedachter Conſtitution, wodurch er auch wider den Eid und die Pflicht 
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eines Difieiers in Ihro königlicher Mafeftät Garniſon und Feſtung ge- 
handelt.“ Dieſe vermeintliche Conſtitution war aber nichts weiter, als 
ein Landtagsſchluß, durch welchen den Veruntreuern von Ritterſchafts⸗ 
geldern mit einem Criminalproceſſe und der Ausſchließung aus dem Corps 
der Ritterſchaft gedroht wurde und den die Reſidirenden dem rigaſchen 
Ordnungsgerichte eröffnet hatten. Sie hatten auch auf Bitte eines Guts⸗ 
herrn den General-Superintendenten um einen tauglichen Prediger für 
eine Pfarre erſucht, wohin ein finniſcher Geiſtlicher, der weder deutſch 
noch den örtlichen eſthniſchen Dialeet verſtand, hingeſandt worden war. 
Als 4. Klagegrund diente Patkuls Urheberſchaft der Klageſchrift ge⸗ 
gen Helmerſen und fein Benehmen während des Proceſſes. Endlich 
wurde auch die Bittſchrift vom 30. Mai für hart und von Bitterkeit 
überfließend erklärt, weil darin „verbrecheriſche Reden“ vorkamen, als: 
daß die Livländer nur mit Furcht und Zittern vor Ihrer königlichen Ma⸗ 
jeſtat Thron träten, ihres Eigenthums entſetzt und genöthigt wären, aus 
dem Lande zu gehen; daß die Provinz nicht wieder zu erkennen, tauſend 
Bauerfamilien geflohen ſeien und jetzt von Plünderung lebten und dergl. 
Beſchwerden mehr, die nur den traurigen Zuſtand des Landes ſchilder⸗ 
ten 77. Von dem Inhalte der Bittſchrift, hieß es, könne gar nicht die 
Rede ſein; ſie ſei nicht als ein Geſuch der ganzen Corporation anzuſehen, 
da mehrere Glieder derſelben dem Generalgouverneuren ſchriftlich erklärt 
hätten, daß fie daran keinen Theil hätten und es jedem unverwehrt ſei, 
einzeln feine etwanigen Klagen beim Generalgouverneuren anzubringen. 
Haſtfer hatte nämlich lange nach dem Landtage und durch unbekannte 
Mittel von ihm erhaltene Schreiben livländiſcher Edelleute vorgezeigt, 
des Inhalts, bald: man wolle an der Bittſchrift nicht Theil nehmen, 
bald; man habe Abweſenheit halber an der Bittſchrift nicht Theil 
nehmen können *. N 
Den Angeklagten ward es nicht ſchwer nachzuweiſen, daß die Bitt⸗ 
ſchrift nichtsdeſtoweniger Beſchluß der Ritterſchaft ſei und daß dieſe 
Schrift, ſowie der Veſchluß, der fie beftätigte, keine Beleidigung der Ma⸗ 
jeſtat enthalte. Sorgfaͤltig hatte man in derſelben jede Klage über für 
nigliche Verfügungen, fo hart und ungerecht fie auch fein mochten, ver⸗ 
deore und ſich mit Beſchwerden über Bedrückungen begnügt, die bei 
der Ausführung derſelben und ohne Wiſſen und Willen des Monarchen 
vorgefallen waren. Mit Recht lehnten die vier Beklagten jede Ver⸗ 
antwortung als Privatperſonen für die Beſchlüſſe ihrer Corporation ab 
und verlangten eine Unterſuchung über die Wahrheit der vorgebrachten 
Beſchwerden, ehe die Bütſchrift für hart erklärt und fie ſelbſt dafür be⸗ 


ſtraft würden. 
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In Betreff der Reſidirung der Deputirten wurde angeführt, fie ſei 
nebſt ihrer Inſtruction vom Gouverneuren genehmigt worden, ſowie ins⸗ 
beſondere Patkuls Ernennung; es ſei auch nur der geſammte Adel dafür 
verantwortlich, desgleichen auch für die Annahme der Deliberanden, in— 
dem darin faſt kein Gegenſtand vorkäme, über den nicht ſchon auf Land 
tagen oder in den Gerichtsſälen berathſchlagt worden ſei. Uebrigens könne 
man der Ritterſchaft das Recht nicht nehmen, zur Verbeſſerung ibres Zus 
ſtandes zu berathſchlagen und dem Könige ihre Beſchwerden vorzutragen. 
In Betreff des Berichts der Deputirten an den Landtag machte man geltend, 
daß derſelbe einem königlichen Beamten, Segebade, mitgetheilt ſei. Die 
angeführten Stellen ſeien aus dem Zuſammenhange geriſſen und der ge— 
machte Auszug ſei überhaupt mangelhaft rk. Der Ungrund, der gegen 
die Deputirten und hauptſächlich gegen Patkul erhobenen Beſchuldigungen, 
das Geſuchte in ihren Gründen und das Gehäſſige des ganzen gegen ihn 
ſtattgehabten Verfahrens gehen hieraus hervor und es wird üuberflüffig fein, 
Patkuls Rechtfertigung in Bezug auf den Helmerſenſchen Proceß hier an— 
zuführen, da hievon ſchon oben gehandelt worden iſt. 

Im Juli war der Schriftwechſel mit der Duplik der Beklagten ge— 
ſchloſſen, allein Monate vergingen, ohne daß das Urtheil erſchien. Patkul, 
auf den es vorzüglich abgeſehen war, merkte wohl, daß es abſichtlich ver— 
zögert wurde, um ihm nach dem Eintritte des Winters die Abreiſe aus 
Schweden unmöglich zu machen. In das Protocoll wurde fälſchlich ein 
nachtheiliges Geſtändniß der Beklagten eingerückt, zu deſſen Unterſchrift 
man ſie nöthigen wollte. Patkuls Bruder hatte den mit der Sammlung 
der auf dem Lande befindlichen Papiere beauftragten Magiſter Ludeck 
mißhandelt und den Brief, worin der Magiſter dieſen Auftrag erhalten 
hatte, an die Regierung nach Riga geſandt, welche auf ſeinem Gute alles 
verſiegeln ließ. Er entfernte ſich alſo heimlich und verließ das Land, 
Schreiben an die Commiſſion und den Grafen Oxenſtierna hinterlaſſend, 
in denen er das eben Angeführte mittheilte und die Gründe zu feiner 
Entweichung entwickelte, ſowie ein in ſehr beweglichen Ausdrücken abge— 
faßtes Geſuch an den König wegen Niederſchlagung der ganzen Angele— 
genheit“. So wie er weg war, erſchien der Richterſpruch (2. December 
1694). Die vier Verklagten waren ſämmtlich zum Tode, Patkul außer: 
dem noch zum Verluſte der Ehre, des Vermögens und der rechten Hand 
verurtheilt; ſeine argen Schriften ſollten öffentlich verbrannt werden. 
Die Strafe ward für die drei übrigen vom Könige in Feſtungshaft ver 
wandelt, auch wurden ihnen die Proceßverhandlungen abgenommen. Patkul, 
der wieder nach Edwahlen geflohen war und ſeine Acten mitgenommen 
hatte, gab ſie ſieben Jahr ſpäter in Leipzig heraus, ſowie auch die zu 
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feinen Gunſten von den Univerfitäten Halle und Leipzig gegebenen Ne- 
ſponſa. Kurz vor oder nach dem Tode Karl XI. wurden ſeine Collegen 
in Freiheit geſetzt. In Patkuls Inneres, ſowie in feine Familienverhält— 
niſſe läßt uns folgender Abſchiedsbrief an feine Mutter einen Blick thun: 

Herzgeliebte Frau Mutter! Ich beklage von Grund meiner Seele, 
daß ich das Gluck nicht haben kann, die Frau Mutter zu ſehen und in 
Ihrem hohen Alter dieſelbe annoch zu tröſten, inſonderheit bei dieſer 
Zeit, da ich weiß, daß Ihr mütterliches Herz brechen wird über die 
ſchweren Verfolgungen, die ich leiden muß, desfalls, daß ich vor mei— 
nes lieben Vaterlandes Wohlfahrt ehrlich geſprochen und keine Un— 
treue an demſelben begehen wollen. Habe ich keinen andern Troſt davon, 
ſo iſt es dieſes, daß die Frau Mutter in Ihrem hohen Alter geruhig ihr 
Stücklein Brod haben kann, zumalen Linden von der Reduction nicht 
wäre frei geblieben, wenn es ſo ſeinen Fortgang genommen. Nun aber, 
da dieſe Händel den Nutzen gebracht, daß alle Güter, welche unter ſchwe— 
diſche Regierung gebracht ſind, ſollen frei bleiben (welches man vorhin 
doch nicht in Schweden hat hören wollen) und alſo daraus alles Weſen 
kommt, ſo iſt Linden wirklich freigeſprochen und verſichere ich die Frau 
Mutter, daß ich meine Treue und ſchuldige Sorge vor Sie in Ihrem 
Alter nicht werde fahren laſſen, ſondern mich ſtets deſſen erkundigen und 
Sie nicht verlaſſen. Sonſten bitte ich meine liebſte Frau Mutter, Sie 
ziehen fi meine Verfolgung nicht zu Gemüth. Mein Bruder hat das 
gethan, was Gott und ehrlichen Menſchen mißfällt. Er hat mir und 
dem armen Lande, da unſere Sachen im beſten Stande ſtunden, all dies 
Unglück zu Wege gebracht. Gott wird ihn finden. Ich vergebe es ihm 
und wünſche ihm nichts Böſes. Ich werde gottlob Sicherheit genug ha— 
ben. Die Frau Mutter kehre ſich an keine Zeitungen, ſondern glaube 
nur, daß ich keine Noth leiden und ehrlich beſorgt ſein werde, welches 
Sie bald hören ſollen. Ich reife von hier weg und werde bald ſchreiben, 
wo ich bin. Inmittelſt bitte ich meine Herzensgeliebte Frau Mutter, 
Sie wolle mich Ihrem herzlichen Gebete zu Gott empfohlen ſein laſſen 
und wie ich mich Ihres mütterlichen Segens nie werde verluſtig machen, 
alſo bleibe ich bis in den Tod . 

Ihr getreuer und gehorſamer Sohn 
J. R. Patkul. 

N. B. Bitte meinen Bruder nichts von dieſem Brief wiſſen zu 
laſſen, denn er möchte dies auch ſo verrathen, weil ſehr auf einen Brief 
gelauert wird. 5 u 

Dies Schreiben iſt vom 3. Tage nach Neujahr 1695 58. 

Noch in demſelben Winter, am 20. December 1694 7°, erſchien eine 
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königliche Verordnung, durch welche der Monarch die livländiſche Adels 
verfaffung vollkommen veränderte und die Corporation aller Selbſtſtän⸗ 
digkeit beraubte, weil fie von böſen Leuten verführt, Verſchiedenes zum 
merklichen Nachtheile der königlichen Gewalt unternommen, wodurch das 
gemeine Weſen in Verfall gerathen ſei, und weil nun der größte Theil 
des Landes der Krone gehöre. Das Erſtere war offenbar unwahr, das 
Letztere kein genügender Grund für den Umſturz der Verfaſſung. Durch 
dieſe Verordnung ward das landräthliche Amt, als erſt im J. 1643 ge: 
ftiftet (I) und ſpäter und in den letzten Zeiten, wie ſich aus der commiſ— 
ſariſchen Unterſuchung ergeben, zu Eingriffen gegen königliche Hoheits— 
rechte gemißbraucht, abgeſchafft. Landtag ſollte jedesmal nur auf aus⸗ 
drücklichen Befehl des Königs gehalten werden und auf demſelben ſollten 
nur die mit Erbgütern angeſeſſenen Edelleute ſtimmen. Der Generalgou- 
perneur oder in deſſen Abweſenheit der Gouverneur, hatten den Vorſitz 
zu führen und den Ausſchuß und den Ritterſchaftshauptmann zu ernen— 
nen, deſſen Amt mit dem jedesmaligen Landtage aufhörte. Der auf 
Antrag des Generalgouverneurs gefaßte Landtagsſchluß ſollte in deſſen 
Canzellei redigirt und von jeder beſitzlichen Familie unterſchrieben werden. 
Ueber Privatbeſchwerden ſollte auf den Landtagen künftig nicht verhandelt 
werden. Zu den ritterſchaftlichen Ladengeldern ſollten nur die (ſo wenig 
zahlreichen) adligen Erbgüter, nicht aber die Tertial- und Gratial- (d. h. 
ohne Arrendezahlung verliehenen) Güter beitragen. Da die Pfarreien 
durch die Reduction faſt alle zu Kronspaſtoraten geworden waren, ſo 
wurden die Oberkirchenvorſteherämter abgeſchafft, ohne daß die Berpflich- 
tung der adligen Güter zum Aufbau und Unterhalt der in dieſen Paſto⸗ 
raten belegenen Kirchen und Schulen, ſo wie auch zur Leiſtung der den 
dortigen Predigern gebührenden Gerechtigkeit aufhörte. Alle dieſe Beſtim— 
mungen find in den livländiſchen Landesordnungen vom J. 1707 ausge- 
laſſen, obwohl fie bis dahin keineswegs aufgehoben waren, vielleicht weil 
der Herausgeber ſchon damals die Fortdauer derſelben bezweifelte; hinge— 
gen befinden ſich daſelbſt folgende Beſtimmungen: Zur Beſetzung der va⸗ 
canten Kronspfarren ſollten Superintendent und Conſiſtorien durch den 
»Generalgouverneuren dem Könige Vorſtellung machen. Die übrigen Pfar⸗ 
ren ſollten unter Beobachtung des Patronatsrechts nach der ſchwediſchen 
Kirchenordnung von 1686 beſetzt und der Erwählte vom Conſiſtorium nur 
geprüft werden. Ebenſo ſollte der Kirchenordnung gemäß ein rein geiſt— 
liches Conſiſtorium eingerichtet werden. Die Landwaiſengerichte ſollten 
aufgehoben und ihre Gefchäfte den Landgerichten übergeben werden, welche 
ſich nach der ſchwediſchen Vormünderordnung zu richten hätten. Endlich 
wurden auch die adligen Ordnungsgerichte aufgehoben und durch Kreis⸗ 
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vögte erſetzt, die am 29. October 1695 eine beſondere Inſtruetion er⸗ 
hielten s. Sie wurden, wie aus derſelben hervorgeht, vom Könige er⸗ 
nannt. Ihre Competenz war die der Ordnungsgerichte und außerdem 
hatten fie auch ſtatt der früheren Forſtmeiſter, die Aufficht über die könig⸗ 
lichen Wälder zu führen. 

Triumphirend kam Graf Haſtfer im J. 1695 nach Livland zurück 
und ſchrieb einen Landtag aus, dem er die königliche Verordnung eröff- 
nete. Im Eingange zu feinem Antrage ſagte er: „die Ritterſchaft könne 
Gott nicht genugſam danken, daß er ſie unter eine gnaͤdige und gerechte 

egierung kommen laſſen, niemals wäre das Wort Gottes fo reichlich 
gepredigt, niemals die Gerechtigkeit ſo genau beobachtet, niemals das 
Land in ſolchem Flore und glücklichem Ruheſtande geweſen, als jetzt. 
Zwar hätten einige unruhige Köpfe ſich unterſtanden, mit allerhand un⸗ 
gebührlichen Klagen den mit Gerechtigkeit und Gnade umgebenen Thron 
eines fo huldreichen Monarchen anzulaufen; dieſe wären aber auch dafür, 
wiewohl gar zu gnädig, ſchon geſtraft, indeſſen hatten dieſe unruhigen 
Köpfe Ihre königliche Majeſtat doch veranlaßt, den bisherigen Landſtaat 
in eine ſolche Form bringen zu laſſen, welche der jetzigen Beſchaffenheit 
des Landes bequemte. Das Reglement werde hiebei publieirt mit dem 
Anſinnen, daß ein jeder ſich darnach richte und ſich an dem Exempel der 
Gezuͤchtigten ſpiegele; diejenigen aber, welche ſich dem Unweſen widerſetzt 
gehabt, werden des königlichen gnädigen Andenkens verſichert.“ Was das 
Land hierauf erwiderte, iſt nicht bekannt geworden, da kein Reeeß vor: 
banden iſt. Der Obriſtwachtmeiſter Lo wenwolde, der mit Patkul cor- 
reſpondirt hatte, und Magiſter Ludek wurden in Ketten geſchloſſen durch 
ganz Liv- und Finnland nach Stockholm geführt, aber vom Könige bes 
gnadigt und in ihre Aemter wieder eingeſetzt 7%, Ludek ſtarb bald darauf 
und Löwenwolde nahm ſeinen Abſchied und begab ſich zu einem Freunde 
Patkuls o. Ein rigaſcher Kaufmann Ruß, der mit Patkul im Verkehr 
— haben ſoll, wurde zu gleicher Strafe mit ihm verurtheilt “i. 

Auf königlichen Befehl verbot der Gouverneur Soop bei Cebenopsafe 
alle Gemeinſchaft, fo wie den Briefwechſel mit Patkul 9. 

Um dieſe Zeit erſann ein Beamter, Namens Adlerſtein, ein neues 
Mittel zur Bereicherung des königlichen Schatzes. Auf der Satzung des 
Legats Wilhelm von Modena vom 11. April 1226, betreffend die Thei⸗ 
lung des eroberten Landes, und einem Beſchluſſe der Lateranenſiſchen Kir- 

enverſammlung vom J. 1179 geſtützt, forderte der Generalgouverneur 
on der Ritterſchaft und den Städten den Biſchofszehnten zu Gunſten 
s Königs, als des dermaligen Landesherrn. In der Urkunde des Le⸗ 
gaten heißt es nämlich: „von den Ländereien, welche mit Hülfe Gottes 
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und durch die Bemühungen der Vorgedachten (nämlich derjenigen, welche 
an den Kriegszügen gegen die Ungläubigen Theil nahmen) zum chriſtli⸗ 
chen Glauben bekehrt werden, beſtimmen wir einen Theil dem Biſchofe 
von Riga und feiner Kirche, den andern dem Meiſter und den Brüdern 
der Ritterſchaft Chriſti und den dritten den rigaſchen Bürgern, aber blos 
inſofern, als ſolches ſich auf das weltliche Eigenthumsrecht bezieht; denn 
die Zehnten und ſämmtliche kirchliche Rechte haben wir den daſelbſt zu 
ernennenden Biſchöfen vorbehalten (in his duntaxat, quae ad Do- 
minium pertinent temporale. Decimam enim et universa spiritnalia 
ereandis ibidem Episcopis reservamus). 

Die Ritterſchaft führte dagegen das 2. und 167. Kapitel des Ritter— 
rechts an, woraus hervorgeht, daß die Lehngüter mit dem Genuſſe der 
Zinſen von den Biſchöfen verliehen wurden, dieſe alſo dem Gutsherrn zu⸗ 
kamen und die Zehnten nicht von ihnen, ſondern von den Bauern geleiſtet 
wurden. Sie berief ſich auf das Beiſpiel des benachbarten Preußens, ſowie 
des Tempelherren- und des Johanniterordens, die ebenfalls keinen Zehn⸗ 
ten von ihren Gütern entrichteten und auf die Lehren der Geſchichte, in— 
dem der Orden niemals den Zehnten gezahlt und die Geiſtlichkeit ihrer— 
ſeits nie darüber beim Papſte geklagt hatte, dieſer Gegenſtand daher auch 
während der ſtreng katholiſchen polniſchen Regierung nicht zur Sprache 
gekommen ſei. Aus der oben angeführten Urkunde bewies man, daß der 
Zehnte nur den fpäter zu ernennenden Biſchöfen zukam, alſo nicht dem 
rigaſchen und dem dörptſchen, welche damals ſchon beſtanden und deren 
Sprengel ſich über ganz Livland erſtreckte vs. Aehnliche Vorſtellungen 
machte auch der dörptſche Rath '. Die Stadt Riga bewies ebenfalls, 
daß ſie nie Zehnten entrichtet habe, und ſtützte ſich auf die Bulle Papſt 
Alexanders IV., vom 15. Mai 1257, welche ihr die Erlaſſung des Zehn 
ten beſtätigt hatte“. Die neue Zumuthung war dem Lande um fo nach⸗ 
theiliger, als daſſelbe in den Jahren 1695, 1696, 1697 an einer fürch⸗ 
terlichen Hungersnoth litt. Die hungrigen Bauern flüchteten in die 
Städte, wo man ſie auch nicht ernähren konnte do, ſagten ihren Gutsherren 
den Gehorſam auf, erlaubten ſich Exceſſe gegen ihre Vorgeſetzten, ver— 
gruben auch ihr Korn oder liefen aus dem Lande, obwohl die Regierung 
den Gutsherren Nachſicht in der Einforderung der Bauerleiſtungen em⸗ 
pfohlen hatte“. Auf feine eigenen Koſten kaufte der König 110,000 
Tonnen Korn zur Unterftügung der Armen “s. a 

Im J. 1695 wurde endlich auch eine Commiſſion zur Prüfung der 
Rechte eines jeden Edelmanns auf ſeinen Stand niedergeſetzt. Erſt der 
nordiſche Krieg machte ihrer Wirkſamkeit ein Ende o. b 
Unterdeſſen war der verhaßte Haſtfer plötzlich geſtorben. Ihm folgte 
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im J. 1696 der Feldmarſchall Graf Erich Dahlberg, einer der Rich— 
ter Patkuls. Haſtfers Beſtechlichkeit war jo bekannt, daß fein Nachfol⸗ 
ger gleich beim Antritte feiner Verwaltung erklärte, daß das bisher ftatt- 
gefundene Unweſen, einander durch Geſchenke zu unterdrücken, aufhören 
müſſe und er werde nie welche annehmen ?. Am 14. Januar 1697 
wurde in Livland der erſte Landtag nach der neuen Form eröffnet. Zum 
Ritterſchaftshauptmann ernannte der Generalgouverneur den verhaßten 
ehemaligen Landmarſchall Ungern, der ſich ſchon einmal vergebens um 
eine Landrathsſtelle beworben hatte. Derſelbe verläugnete ſeine niedrigen 
Geſinnungen auch jetzt nicht. In einer an der Spitze des Adels an den 
Generalgouverneur gehaltenen Anrede nannte er den Landtag vom Jahre 
1693 ein Unweſen. Der Generalgouverneur verlangte die Einfuhrung 
der neuen Adelsverfaſſung, die Ausſtreichung aus den Reeeſſen alles des 
daſelbſt wider den jetzigen Ritterſchaftshauptmann Verſchriebenen und eine 
Abolitionsacte für denſelben, weil ihn der König für unſchuldig befunden 
habe, und endlich eine Rechtfertigung wegen des geforderten Biſchofszehn— 
ten. Dies Alles geſchah und von dieſem Zehnten war nicht weiter die 
Rede“. Der Adel bat um Freilaſſung der in Schweden gefangen ge— 
haltenen Landräthe, ernannte eine Commiſſion zur Regulirung der Ma- 
trikel und ſetzte das Roßdienſtgeld in Friedenszeiten auf vier, in Krieges 
zeiten auf acht Thaler vom Haken. 

Von Eſthland wiſſen wir, daß es im J. 1696 der Krone 479 Rei⸗ 
ter zum Roßdienſt ſtellte und unterhielt (von Privatgütern 353), wofür 
den Kronsarrendatoren je ſechzig Thaler auf jeden Reiter zu Gute ge- 
rechnet wurden. Dem Lande koſtete die Veranſchlagung 15,824 Thaler 
Species jährlich. Dazu kam noch das Zollkorn, 6612 Tonnen Roggen 
und eben fo viel Gerſte und die Arrende der reducirten Güter, nämlich 
16,471 Tonnen Roggen, ebenſoviel Gerſte und 36,418 Thlr. Spec.“. 

Am 5. April ſtarb Karl XI., der ſchon ſeit einem Jahre von einer 
beftändigen Unruhe gequält wurde, die ihn bewog, ſich häufigen Andachts— 
übungen zu ergeben; nach feinem Tode fand man feine Eingeweide voller 
Geſchwüre und nach einigen Nachrichten von Würmern zernagt. Er 
war gottes fürchtig, tapfer, unermüdlich thätig, gegen Beſchwerden gleich⸗ 
gültig und beſaß Verſtand, aber ſein heftiger Character, von dem er oft 
furchterliche Proben gegeben hat und die Finanznoth des Landes, nicht 
perſönliche Habſucht, wie ihm Friebe“ vorwirft, verleiteten ihn zu 
willkührlichen und drückenden Maßregeln, zum Umſturze der ſchwediſchen, 
ſo wie auch der livländiſchen Verfaſſung. Als Probe feines Jaͤhzorns 
will ich hier nur anführen, daß er nach einem lebhaften Streite mit dem 
Reichsrathe Lieven, plötzlich den aufwartenden Trabanten befahl, denjel- 
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ben todtzuſchießen, als dieſe aber zitternd auf die Kniee fielen und der 
Reichsrath ganz ruhig ſtehen blieb, auf ihn zuging und ihn um Verzei⸗ 
hung bat 3. Welche falſche Begriffe er von ſtändiſchen Rechten hatte, 
ſieht man z. B. daraus, daß er dem pommernſchen Generalgouverneuren 
Bielke ſchrieb, es ſei genug, den Ständen zu ſagen, ſoviel bedarf der 
Staat, ſoviel müßt ihr eontribuiren “e. Allerdings brachte er die Finanzen 
wieder in Ordnung, aber durch welche Mittel! Kann man mit Jann au 
denjenigen Fürften „einen Oeconomen erſter Größe“ nennen, welcher die 
Staatseinnahme dadurch vermehrt, daß er viele tauſende ſeiner Unter— 
thanen ihres rechtmäßig erworbenen Vermögens beraubt, denn etwas An- 
deres war die Güterreduction nicht, vorzüglich in Liv- und Eſthland 9%, 

Auch ohne Reduction hatte Baron Bonde im Jahre 1665 beinahe das 

Gleichgewicht zwiſchen Einnahme und Ausgabe wieder hergeſtellt und trotz 

derſelben mußte Karl XL, z. B. in den Jahren 1675 und 1683, zu bei- 
ſpielloſen directen Beſteuerungen feine Zuflucht nehmen, die bis 1692 un- 

unterbrochen fortdauerten und ſich bis auf 25 % des Einkommens belie— 

fen 7. Die tiefe Unwiſſenbeit des Königs, eine Folge ſeiner ſchlechten 

Erziehung, war mit der Grund zu Liv- und Eſthlands Unglückes und es 

erging dieſen Provinzen damals eben ſo, wie ſo manchen andern unter 

ähnlichen Bedingungen einem fremden Regenten unterworfenen Ländern. 

Man verſteht die beſondern ihnen vorbehaltenen Rechte nicht und nament— 

lich ſcheint die ſchwediſche Regierung die Natur und das Erbrecht der 

liv- und eſthländiſchen Güter nicht gekannt oder wenigſtens nicht gewür⸗ 

digt zu haben. Das daſſelbe der Bedingung, unter der Karl XI. die 

Privilegien beſtätigt hatte (Unſere und unſerer Reiche Hoheit und Recht 

vorbehalten), nicht widerſprach, leuchtet von ſelbſt ein. Der Widerſtand, 

den er fand, erbitterte ihn; dazu kamen noch die Gerüchte von feindſeli— 

gen Unternehmungen livländiſcher Edelleute. Ein Herr von Roſen ſollte 

Livland dem Kurfürſten von Brandenburg, ein Ungenannter Eſthland dem 

Könige von Danemark für den Fall einer Abſendung von 2000 Mann 

Soldaten zu überliefern verſprochen haben ». Indeſſen finden ſich dieſe 

vom Könige in einem Briefe ausgeſprochenen Vermuthungen durch keine 

weitere Angaben bekräftigt. 

Sein Sohn, der funfzebnjährige Karl XII., hatte die Eigenſchaften 
ſeines Vaters, aber noch in erhöhtem Grade, geerbt. Für das Lager ge⸗ 
boren, war er im Felde mehr ein Held als ein kluger Feldherr und zu 
Hauſe ein despotiſcher Regent. Die Stande wurden nicht mehr befragt, 
ſogar die Steuern willkührlich ausgeſchrieben. Die Bitte des ſchwediſchen 
Adels um einigen Erſatz der durch die Reduction erlittenen Verluſte 
ward gleich im Beginne feiner Regierung mit Härte zurückgewieſen 7% 
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Welche Ausſichten für die unglücklichen Oſtſeeprovinzen! Zum 9. Sep⸗ 
tember wurde ein livländiſcher Landtag zuſammenberufen, um eine Depu⸗ 
tation zum Leichenbegängniſſe Karls XI. zu wählen. Demſelben wurde 
auch die Freilaſſung der drei in Schweden gefangenen Glieder der Rit⸗ 
terſchaft, die nun erfolgte, eröffnet . Zum 12. September 1699 ſchrieb 
der Generalgouverneur einen Convent von je zwei Gutsbeſitzern und ei— 
nem adligen Arrendator aus jedem Kreiſe aus, zu deſſen Vorſitzer er den 
ehemaligen Landrath Budberg ernannte, der jetzt aus feinem Gefangniſſe 
zurückgekommen war. Von demſelben ward in Folge höherer Vorſchrift 
eine außerordentliche Schatzung gefordert, nämlich 1) von den Erb- und 
zehnjährigen Abwohnungsgütern je 3 Laſt Korn von jedem Roßdienſte; 
2) von den Tertialiſten U, ſoviel; 3) von den Kronsbauern eine Tonne 
Korns vom Haken; 4) von jedem Prediger in einem Kirchſpiele von 64 
Hafen 8 Tonnen Korn; 5) von Capitalrenten 4%; 6) von den Krons⸗ 
pächtern ein bedeutender Beitrag. Die Verſammlung ſtellte vor, daß das 
Land durch Hunger bedeutend gelitten habe, und bat, mit zwei Laſt vom 
Roßdienſte vorlieb zu nehmen, was anfangs nachgegeben ward. Die 
Kronspächter erklärten ſich zu jedem Beitrage unvermögend und wollten 
auch für die ihren Bauern auferlegte Steuer nicht haften. Da 
das bewilligte Korn nicht hinreichend ſchien, beſonders als ſächſiſche 
Truppen anrückten, wurde zum 6. Juni 1700 ein Landtag in Riga aus— 
geſchrieben, zu dem auch die Geiſtlichen durch einen Bevollmächtigten aus 
jeder Propſtei und die Städte durch Abgeordnete aufgefordert wurden. 
Der Generalgouverneur theilte die vom commandirenden Generalen Wels 
ling an das Land gemachten Forderungen mit. Da dieſe Forderungen 
ſehr hoch waren und die Berathſchlagungen ſich in die Länge zogen, ver— 
langte Welling mit Abgeordneten der Ritterſchaft perfönlich ſich zu be⸗ 
ſprechen, wies ſie aber mit Unwillen zuruck, weil ſie nicht zahlreich genug 
und nicht bevollmächtigt waren, es auch nicht ſein konnten, mit ihm ab⸗ 
zuſchließen. Da übergab die Ritterſchaft dem Generalgouverneuren ein 
Memorial, worin ſie ſagte, ſie wäre nur mit demſelben und nicht 
mit dritten Perſonen zu verhandeln angewieſen. Sie hätte ihm ſchon er⸗ 
offnet, was fie thun könnte, und bäte, fie mit der widerrechtlich angedroh— 
ten Execution zu verſchonen 5. Statt der gar nicht aufzutreibenden Geld: 
beiträge bewilligte man von jedem Roßdienſte eine Laſt Roggen, eben ſo 
viel Gerſte und Hafer, einen Ochſen, 7¼ Lof Grüge und 75 Pfund 
Butter. 

Dies war der letzte Landtag während der ſchwediſchen Beherrſchungs⸗ 
zeit, auch nach der neuen Form. Der verheerende Krieg hinderte jede 
Berathung. Die livländiſche Adelsfahne, einige Zeit vom Obriſten Gas 
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briel Horn, der in der Schlacht bei Gemauerthof am 16. Juli 1705 blieb, 
und ſodann vom Obriſtlieutenant Andreas Ros? befehligt, befand ſich 
bei den königlichen Truppen außerhalb Landes. Unterdeſſen ſchrieben die 
ſchwediſchen Befehlshaber in Livland beliebig Requiſitionen aus. Wel— 
ling trieb allein im Jahre 1700, wie es ſcheint, ohne ſich an die ſtattge— 
babte Bewilligung zu kehren, 290,849 Thaler und 12,199 Tonnen Rog⸗ 
gen nebſt 1000 Pferden und 500 Proviantwagen und Proviantknech⸗ 
ten mit Gewalt ein?. Hiezu bewogen ihn wohl die dringenden Be— 
dürfniſſe feines Heers, und nicht, wie ein gegen die Schweden eingenom— 
mener Schriftſteller behauptet hat, die Abſicht, Livland völlig auszuplün— 
dern für den Fall, daß es die Polen behalten ſollten 6, 

Da dieſe drückenden Lieferungen die Unzufriedenheit der Provinzen 
noch vermehren mußten, ſo hielt ſelbſt der ſtarrſinnige Karl XII. für 
nöthig, ſeinen durch die Reduction beraubten Unterthanen wenigſtens ei— 
nige Hoffnung auf Erſatz zu geben. Es erſchien daher am 13. April 
1700 ein koͤnigliches Patent, nach welchem denjenigen, die ihr Eigen— 
thumsrecht darthun könnten, die eingezogenen Guter zurückgegeben werden 
ſollten 7. Dies ſoll auch in einigen Fallen wirklich geſchehen ſeins. Als 
Riga, wohin ſich über 150 adlige Familien geflüchtet hatten, von den 
Ruſſen belagert wurde und der Generalgouverneur wiederum Beiträge an 
Korn brauchte, geſtattete er dem verſammelten Adel, ſich wieder einen 
Landmarſchall in der Perſon des Obriſtlieutenants Georg von Tieſen— 
bauſen“ (geb. 1650, + 1733) zu wählen (28. Januar 1710). Doch 
dies war nur der Beginn zur Wiederherſtellung der livländiſchen Adels— 
verfaſſung, welche erſt durch die Capitulation mit der ruſſiſchen Regierung 
geſichert wurde und am 4. December 1710 durch die Abhaltung des er— 
ſten unter ruſſiſchem Seepter abgehaltenen livländiſchen Landtags in's 
Leben trat. Auch der eſthländiſche Adel, welcher den Druck der Reduction 
minder fühlend, ſich derſelben geduldiger gefügt und feine Verfaſſung be— 
wahrt hatte, erhielt, wie wir unten ſehen werden, die Beſtätigung derſel— 
ben für die Zukunft durch die Weisheit Peters des Großen und ſeiner 
Befehlshaber. N 

Der Zuſtand der Bauern veränderte ſich während der ganzen ſchwe— 
diſchen Beherrſchungszeit nur ſehr wenig. König Erich XIV. ſprach ſich 
zwar ſchon in feinem Briefe an die harriſch- wieriſche Ritterſchaft 
vom 8. September 1562 gegen harte unmenſchliche Beſtrafung (servilis 
poena) der Bauern aus und die ſchwediſche Regierung beantragte ſogar 
ihre Freilaſſung. Dies geſchah aber, wie wir oben geſehen haben, zugleich 
mit der Ankündigung der ungerechten und verhaßten Güterreduction. 
Kein Wunder, daß der Adel fie ablehnte, obwohl durch die Firirung ei— 
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nes unabänderlichen und dem Werthe der von den Bauern benutzten Lände 
reien entſprechenden Maaßes der Leiſtungen, die Grundlage zu einem 
tranſitoriſchen Zuſtande gegeben war, der den Bauern allmälig zum Ge— 
nuſſe der perſönlichen Freiheit führen konnte, ohne den Gutsherrn um 
ſein Vermögen zu bringen. Leider hatte die ſchwediſche Regierung auch 
bei der Einführung dieſes richtigen Prineips habſüchtiger Weiſe und zur 
Erhöhung der öffentlichen Abgaben, den neuen Haken um ein Viertel zu 
klein gerechnet. Der bald darauf ausbrechende nordiſche Krieg hinderte 
die ſchwediſche Regierung an allen fernern eingreifenden Maßregeln zu 
Gunſten der innern Cultur, und ſo ſollte es auch in dieſer Hinficht erſt 
die ruſſiſche Regierung fein, deren weiſe Fürſorge, jedoch nicht vor dem 
19. Jahrhunderte, durch Erſchaffung eines freien bäuerlichen Paͤchter- und 
Knechtsſtandes, die ſchwere Aufgabe löſte, dem Bauern perſönliche Frei- 
heit zu ſchenken, ohne ſeine Beziehungen zu dem Grundherrn aufzuheben 
und ohne das Vermögen des letztern zu ſchmälern — ein Zuſtand factiſch 
dem engliſchen ähnlich (obwohl die Geſetze verſchieden ſind) und der den 
Adel der Oſtſeeprovinzen bis jetzt vor dem politiſchen Verfalle gerettet 
hat, dem er in Frankreich und einigermaßen auch in Deutſchland nicht 
entgangen iſt. Zee 

Mit mehr Erfolg ſorgte die Regierung für die Aufrechthaltung der 
Rechte der ſchwediſchen Inſelbauern in Eſthland, welche, wie wir bei dem 
frühern Zeitraume geſehen haben, im Allgemeinen nach ſchwediſchem 
Rechte lebten und meiſt einen feſten Zins für die Benutzung der dem 
Gutsherrn gehörigen Ländereien zahlten. Guſtav Adolph befahl am 5. Mai 
1629 10 der eſthländiſchen Ritterſchaft, kein Edelmann ſolle bei Verluſt aller 
adligen Privilegien ſich erlauben, die auf ſeinen Gütern angeſiedelten ſchwe— 
diſchen Bauern anders als nach ſchwediſchem Rechte zu behandeln oder daſelbſt 
neu aufgenommene Schweden leibeigen zu machen oder anders als für Lohn 
auf ſeine Güter zu ſetzen. Zu den ſchwediſchen Rechten ſcheint auch die Freiheit 
von Leibesſtrafen gehört zu haben. In dem den Bauern auf Groß-Rogö 
ertheilten Schutzbriefe vom 21. Mai 1638 wird der damalige Beſitzer 
Claus Ramm (deſſen Vater, der Burggraf von Riga, am 22. Auguſt 
1622 die ſämmtlichen padisſchen Kloſtergüter, wozu auch Groß-Rogö 
gehörte, von Guſtav Adolph derb- und eigenthümlich geſchenkt erhalten 
batte und zwar als Wiederlage für feine von den Polen in Livland ein- 
genommenen und verwüſteten Güter) 11 ſcharf dafür getadelt, daß die 
Bauern auf eſthniſche Weiſe mit Schlägen und Streichen überfallen 
und von Haus und Hof vertrieben worden ſeien, und die Königin beſtä— 
tigte ihnen den Genuß der ſchwediſchen Rechte und die Unabänderlichkeit 
der bäuerlichen Leiſtungen . Karl XII. erklärte am 3. April 1701, daß 
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ihre Abgaben nicht erhöht werden ſollten. Die Rechte der auf Dagö an 
geſiedelten Schweden beſtätigte Guſtav Adolph am 11. September 1620, 
übereinftimmend mit dem Schutzbriefe Karls IX. vom 25. Mai 160118, 
desgleichen auch die der Bauern auf Nuckö, Wormfd und Egeland un⸗ 
term 9. Februar 1626 ur mit Beziehung auf den Schutzbrief Karls IX. 
vom 2. September 1600, welcher die üblichen Zehnten durch feſte Lei— 
ſtungen erſetzt hatte. Wormſö, Nuckö, Egeland, Odinsholm und Dagd 
gehörten damals ſämmtlich zur Herrſchaft Hapſal, welche der berühmte 
Feldherr Jacob de la Gardie, 375 Haken groß, theils mit königlicher 
Genehmigung einlöſte (nämlich Wormfö), theils am 11. Mai 1628 für 
60,858 Thaler von der Krone erwarb, um es nach harriſch-wieriſchem 
Rechte zu beſitzen. Daß dieſe letztere Clauſel den Rechten der daſelbſt 
angeſiedelten Schweden keinen Eintrag thun konnte und ſie ſich nur auf 
das Verhältniß des neuen Erwerbers gegenuͤber dem Veräußerer, der 
Krone, bezog, leuchtet von ſelbſt ein. 

Die Unabänderlichkeit der Leiſtungen bei dem veränderlichen und 
durch ſteigende Cultur meiſt erhöhtem Werthe der dafür vom Gutsherrn 
der bäuerlichen Benutzung überlaffenen Ländereien, war indeſſen eben fo 
unwirthſchaftlich, als die Unabänderlichkeit jeder Grundſteuer oder Grundlaſt, 
während der Werth von Grund und Boden ſteigt und fällt!“. Trotz 
der königlichen Privilegien erhöhte daher Graf Jakob de la Gardie im 
Jahre 1645 die Leiſtungen ſeiner Bauern, indem er ſechs Anſpannstage 
wöchentlich auf den Haken legte. Die Königin Chriſtina, an die ſich die 
Bauern auf Wormſö, Nuckö und Egeland wandten, beftätigte nun zwar 
die Verordnung vom 9. Februar 1626, ſetzte aber auch eine unabänder⸗ 
liche Frohnleiſtung ein, von der in den frühern Schutzbriefen nicht die 
Rede iſt, nämlich von jedem Haken ein Tagwerk täglich mit ein Paar 
Ochſen zu leiſten, ſo wie auch außerdem eine feſte Naturalabgabe von 
10 Thaler Silbermünze oder 3 Tonnen Korn von jedem Haken, welche 
letztere Abgabe ſchon früher beſtanden zu haben ſcheint („gleich als bie 
ſes zuvor von ihnen bewilligt worden iſt“) 16. Man ſieht, daß die 
ſchwediſche Regierung zwiſchen den Prineipien ſchwankte, und indem fie 
Grundleiſtungen für unabänderlich erklärte, doch fie zu gleicher Zeit er— 
höhte. Streitigkeiten und Proceſſe zwiſchen den Grundherren, die die 
Leiſtungen vielleicht auch allzuraſch erhöhten, und den Bauern, welche bei 
dem ſteigenden Werthe von Grund und Boden die Unabaͤnderlichkeit alt⸗ 
hergebrachter Grundlaſten natürlich für ſich viel vortheilhafter fanden, 
waren hievon die nothwendige Folge. Endlich kam im Jahre 1685 eine 
Klage der Bauern auf Nuckö, Wormſö und Egeland wider den Feldmar⸗ 
ſchall Grafen Königsmark und deſſen Schwiegervater, den Reichsdroſt 
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Magnus Gabriel de la Gardie, vor den Reichsrath, wo fie am 30, Sep⸗ 
tember verhandelt wurde. Obgleich in der Diseuſſion noch eine gewiſſe 
Verwirrung der Grundfäge ſich bemerklich machte, drang dennoch das 
richtige Prineip der freien Contracte, d. h. des gegenſeitigen Kündi⸗ 
gungsrechts, des Abzugsrechts der Bauern, aber auch der Erhöbbarkeit 
der Leiſtungen durch, nachdem dieſer Grundſatz, der auch noch jetzt den 
bäuerlichen Verhältniſſen der Oſtſeeprovinzen zur Grundlage dient, vom 
Reichsdroſten offen aufgeſtellt und vom Reichs marſchall Grafen Stenbock 
(leider dem Gegner Patkuls in der Reductionsangelegenheit), dem Gra— 
fen Torſtenſon, Gouverneur von Reval, den Grafen Guſtav und Bengt 
Drenftierna, dem Reichsrathe Ehrenſtern und endlich auch dem Könige 
ſiegreich verfochten worden n. 

Es erfolgte nun die denkwürdige königliche Reſolution vom 30. Sep- 
tember 1685, durch welche das gegenſeitige Kündigungsrecht bei Erman- 
gelung eines Uebereinkommens von Herrſchaft und Bauern über die Lei⸗ 
fung der letztern feſtgeſtellt, im Uebrigen aber die perſönliche Freiheit der 
Bauern einerſeits und das Grundeigenthum der Herrſchaft andrerſeits, 
ſowie bis zu gegenſeitiger Uebereinkunft oder Kündigung die Unabänder— 
lichkeit der durch den Brief der Königin Chriſtine vom 28. November 
1650 feſtgeſetzten Leiſtung neuerdings beſtätigt wurde. Dieſe Entfcheir 
dung blos dem überwiegenden Einfluſſe des dabei betheiligten Reichsdro⸗ 
ſten Grafen de la Gardie und feiner Verwandten zuzuschreiben, dürfte 
wohl um ſo unhiſtoriſcher ſein, als Karl XI. im Ganzen ein Feind des 
hohen Adels, von einem ſolchen Einfluffe frei war und die de la Gardie— 
ſchen Erben ſchon ſechs Jahr ſpäter, nämlich im Jahre 1691, die ganze 
Herrſchaft Hapſal ſammt den Gütern, auf die ſich die obige Reſolution 
bezog, durch die Reduction verloren. Daß ſich die ſchwediſchen Bauern 
ihr nicht leicht fügten, ſondern immer zu proceſſiren fortfuhren, läßt ſich 

nken; die Streitigkeiten darüber haben bis in die neueſten Zeiten fort- 
gedauert“ Nachdem die Behörden einige Zeit in ihren Grundſätzen ge⸗ 
ſchwankt, iſt das freie contraetliche Verhältniß durch zahlreiche Gerichts: 
ſpruüche feſtgeſtellt und den Gutsbeſitzern nur die einſeitige Erhö— 
ung der Leiſtungen über das von der Königin Chriſtina feſtgeſetzte 
AB verboten worden, was wohl mit dem wahren Sinne der Reſolu— 
tion vom Jahre 1685 übereinſtimmt 1s. 


Kapitel VE. 
Das Städteweſen während der ſchwediſchen Beherrſchungszeit. 


In Folge der Umwandlung Liv- und Eſthlands in Provinzen gro— 
ßer Reiche mußte die politiſche Bedeutung und Selbſtſtändigkeit der Städte 
abnehmen. Die polniſche und noch mehr die ſchwediſche Regierung tra— 
ten viel kräftiger auf, als es die Ordensmeiſter und Prälaten hatten thun 
können, und kümmerten ſich auch viel mehr um die innern Angelegenheiten 
der Städte, die ſie als Theile der ihnen unterworfenen und ihrer Ver 
waltung anvertrauten Länder betrachteten, — Begriffe, die erſt im 17. 
Jahrh. aufkamen. Auf die auswärtige Politik hatten die Städte von 
nun an gar keinen Einfluß mehr, und ebenſo wenig auf die allgemeinen 
Angelegenheiten der Provinz, zu der fie gehörten. Mit Ausnahme Riga's, 
welches wegen der ihm angehörenden, ſehr bedeutenden und durch Kauf 
noch vermehrten Landgüter auf fein Anſuchen für ein Glied des Landtags 
anerkannt wurde!“, beſchickten die Städte auch nicht mehr die Landtage. 
So blieb ihnen alſo blos die Regelung ihrer innern Angelegenheiten, 
die Entwickelung ihrer Verfaſſung, ihres Gewerbes, Finanz-, Gerichts⸗ 
und Polizeiweſens übrig. Auch dieſe bewegte ſich meiſt auf den alther- 
gebrachten Grundlagen und führte zu keinen fo wilden und blutigen Auf 
tritten, wie im vorigen Zeitraume zu Riga und Dorpat. Das alte Recht 
wurde größtentheils durch Reviſion älterer Verordnungen, dann auch durch 
Entwerfung neuer Statuten ſeitens des Raths oder durch Verträge deſ— 
ſelben mit den Gilden ergänzt, näher beſtimmt und fortgebildet. Die 
wichtigſten dieſer Verordnungen wurden ſtets der Sanction der Staats⸗ 
regierung unterworfen, vermuthlich um ihnen auch den ſchwediſchen Be 
hörden gegenüber eine geſetzliche Geltung zu verſchaffen. Auch einige 
ſchwediſche Geſetze, namentlich die königliche Proceßſtadga vom 4. Juli 
1695 und andere proceſſualiſche Verordnungen erhielten in den Städten 
Geltung, desgleichen auch das römiſche Recht, das auf der Fandesuni- 
verſität gelehrt wurde. Die ſtädtiſche Geſetzgebung erhielt allmälig ihre 
jetzige Geſtalt. Der ſchwediſchen Regierung waren die Städte im Gan— 
zen mehr zugethan, als der Adel. Sie hatten nicht ſo viel von ihr zu 
leiden und die auferlegten Zölle und Kriegsſteuern, namentlich das ruͤck⸗ 
ſichtsloſe Benehmen vieler Zollbeamten bilden den alleinigen Grund ſtäd— 
tiſcher Beſchwerden. Als in der nordiſchen Geſchichte des Erzbiſchofs zu 
Upſala, Lorenz Paulin, die im J. 1636 herauskam, falſche Nachrichten 
über eine im Jahre 1626 in Riga zu Gunſten der Polen vermeintli 
ſtattgehabte Verrätherei angeführt wurden, verlangte die Stadt eine 


177 


Genugthuung und die Königin Chriftine befahl dem Erzbiſchofe wieder⸗ 
holt, de bezüglichen Bogen umdrucken zu laſſen, und ſchenkte auch ein 
an Jahr ſpäter der Stadt zwei metallene Kanonen ?”. Der Bürger- 
meiſter von Flügel und der Stadtſecretär Benkendorf, die im J. 1657 
nach überſtandener Belagerung an Karl X. geſchickt wurden, die Noth 
der Stadt auseinanderſetzten und über die Eingriffe des Generalgouver⸗ 
neurs in den Handel klagten, wurden nicht nur ſehr freundlich empfangen, 
ſondern erlangten auch ſofort einen ihren Wünſchen gemäßen königlichen 
Erlaß, der ihnen im Concepte ſogar vorgezeigt wurde 21. | 
Ueber die innere Geſchichte der Stadt Riga haben wir ſehr wenig 
Nachrichten. Weder hat ein fleißiger Gadebuſch Auszuͤge aus den 
Rathsprotocollen veröffentlicht, noch ſind die einzelnen Verordnungen und 
andere Rechtsquellen, wie die Revals von Bunge, geſammelt worden. 
Selbſt im Stadtarchive finden ſie ſich nur zerſtreut und die gleichzeitigen 
Geſchichtſchreiber bieten nur einzelne Notizen. Die wichtigſte Rechtsquelle 
für dieſe Zeit iſt das revidirte rigaſche Stadtrecht. Der erſte Ent- 
wurf zu demſelben wurde um das Jahr 1653 vom Rathsherrn Johann 
Meyer und vom Syndicus Johann Flügel, unter vielleicht allzugroßer 
Berückſichtigung verwandter Stadtrechte und namentlich des römiſchen 
Rechts, verfaßt. Durch das letztere wurde das alte einheimiſche Stadt⸗ 
recht zum Theil aus dem Entwurfe verdrängt, nachdem noch drei Jahre 
vorher eine Druckausgabe des letztern beabſichtigt worden 22. Dieſer Ent- 
wurf blieb liegen, bis der Rath durch ein königliches Schreiben vom 22. 
October 1662 aufgefordert ward, die Stadtrechte nach den Zeitbebürf- 
niſſen zu verbeſſern und zur Reviſion und Beſtätigung einzuſchicken. Zu 
ieſem Zwecke ernannte der Rath eine Commiſſion und im J. 1673 kam 
ein ganz neuer Entwurf zu Stande, der ſich mehr an das ältere Recht 
ielt und viele der auf dem römiſchen Recht beruhenden Beſtimmungen 
des Meperſchen Entwurfs wegließ, jedoch auch ſehr häufig, wie wir un- 
en ſehen werden, namentlich in der Lehre vom Proceſſe, das ältere ein— 
eimiſche Recht durch genauere, dem gemeinen deutſchen Rechte entnom- 


nene Vorſchriften ergänzte, oder auch, wie im Erbrechte, ſich mit kurzen 


eutungen begnügte und im Uebrigen auf das ausdrücklich zum Hulfs⸗ 
rechte erklärte gemeine beſchriebene kaiſerliche und geiſtliche Recht?“ ver⸗ 
wies. Der neue Entwurf ward nach Stockholm zur Reviſion geſchickt, 
blieb aber ebenfalls dort liegen, und obwohl im J. 1689 eine neue Ab- 
chrift eingeſandt werden mußte, weil die frühere verlegt war, und gegen 

de des Jahres 1696 eine auf Anhalten des Raths in Stockholm nie⸗ 
dergeſetzte Commiſſion vom Rathe über verſchiedene Gegenſtände Erklä— 


rungen einforderte und auch erhielt, fo erfolgte die Beſtätigung doch im- 
Th. II. Bd. II. 12 
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mer nicht 22. Die ſchwediſche Regierung verfuhr in dieſer Hinſicht mit 


Riga ganz, wie mit Lip- und Eſthland und vermuthlich in derſelben Abs 


ſicht, nämlich, um eine Gelegenheit zur Einführung des ſchwediſchen Rechts 


abzuwarten. In Riga half man ſich aber auch in derſelben Weiſe, wie 
in Eſthland. Der Entwurf fing an, nicht nur in Riga ſelbſt, ſondern 
auch bei der Reviſionsinſtanz in Stockholm, von den Parten ſowohl, als 
von den Gerichten als Rechtsquelle benutzt zu werden, und erlangte ſo 
ohne Beſtätigung practiſche Gültigkeit. Einer im J. 1684 verfaßten 
Diſſertation liegt er ſchon als geltendes Recht zum Grunde 25. Dieſe 
neuen rigaſchen Statuten enthalten, ſo wie die ältern, vom Staatsrechte 
weiter nichts als einige den Rath betreffende Beſtimmungen (das erſte 
oder das Rathsbuch), ferner den Proceß, das Civil- und Erbrecht, das 
See- und das Criminalrecht und iſt demgemaͤß in ſechs Bücher getheilt. 
Gedruckt wurden die Statuten erſt im J. 1780 und in Bezug auf das 


Vormundſchaftsweſen vervollſtändigt durch eine Verordnung vom Jahre 


1687, in Bezug auf Querelen im Proceſſe durch eine Rechtsverordnung 
vom 5, April 1701 u. ſ. w. In Beziehung auf das öffentliche Recht 
ſind wichtig zahlreiche königliche Reſolutionen, die vom Rathe beſtätigten 
Schragen der kleinen Gilde vom 16. März 1656, die die Organiſation 
der großen Gilde betreffenden ſogenannten 32 Punkte vom 13. März 
1680. Zwiſchen der Aelteſtenbank, den Bürgern und Brüdern waren 
nämlich Differenzen entſtanden und die letztern hatten ſich an den König 
gewandt, der dem Gouverneuren Grafen Horn, die Vermittelung auftrug- 
Da dieſelbe Schwierigkeiten fand, ſo entſchloß ſich Horn zu jedem der 32 
vorgebrachten Klagepunkte von ſich aus einen Vorſchlag zu machen, der 
vom 13. März datirt iſt. Obwohl er im Eingange zu dieſer Schrift 
die Gilde zur Einigkeit und jeden der ſtreitenden Theile zum Ablaſſen 
von ihrem vermeintlichen Rechte ermahnte, um Unruhen vorzubeugen, ſo 
gab man ſich damit doch nicht zufrieden und überreichte eine Erklärung, 
in Folge deren der Generalgouverneur mehrere Vorſchläge modificirte 
(am 20. April 1680). Hiebei blieb es und die 32 Punkte vom 13. 
März find mit den Abänderungen vom 20. April als ein von dem Ger 


neralgouverneuren beſtätigter Vergleich zwiſchen den Gildegenoſſen anzı 


ſehen. Ueber die Wahl des Aeltermanns großer Gilde erfolgte eine be⸗ 
ſondere königliche Reſolution vom 16. Februar 1681 und etwa um das 
J. 1700 erhielt die große Gilde einen ſehr ausführlichen neuen Schragen 
auf Grundlage des älteren, vom Aeltermann Fröhlich im J. 1610 reno⸗ 
virten, der 32 Punkte und einiger andern Verordnungen, unter andern 
aus dem J. 1696. Dieſer Schragen iſt bis zur Codificirung der Pro⸗ 
vincialrechte der Oſtſeegouvernements in Kraft geblieben und iſt es alſo 
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feinem Weſen nach auch noch jetzt. Das Finanzweſen wurde hauptſäch⸗ 
lich durch die Stadtkaſſa-⸗Ordnungen von den Jahren 1623 und 1675, 
durch die königlichen Reſolutionen vom 11. Auguſt 1675, 30. März 1676, 
24. März und 17. September 1681 und durch die Generalgouver⸗ 
neurs⸗Reſeripte vom 20. April und 26. Auguſt 1686 geregelt. Außer- 
dem find eine Piloten⸗Ordnung vom J. 1637, eine Feuerordnung vom 
J. 1664, eine Schornſteinfegerordnung, eine Kleiderordnung vom Jahre 
1677, eine Apothekerordnung, eine Bettlerordnung vom 13. Jan. 1665, 
und eine Karrenordnung aus derſelben Zeit (für den Zuchtmeiſter) anzu⸗ 
führen, woraus die Thätigkeit der damaligen ſtädtiſchen Polizeigeſetzge— 
bung zu entnehmen iſt. Die auf Handel und Gewerbe bezüglichen Ver- 
ordnungen Rigas und der übrigen Städte werden wir in dem folgenden 
Capitel angeben. ’ 

Wir gehen nun zu einer kurzen Schilderung der Fortbildung des 
öffentlichen und Privatrechts in Riga, während der ſchwediſchen Beherr— 
ſchungszeit, auf Grund der oben angeführten Rechtsquellen über und wer— 
den daran diefenigen Notizen anſchließen, die wir über die innere Ge— 
ſchichte Rigas beſitzen. 

Die Verfaſſung und Verwaltung beruhten, wie in allen Städten un⸗ 
ſerer Oſtſeeprovinzen, auf dem harmoniſchen Zuſammenwirken dreier ſelbſt⸗ 
ſtändiger Corporationen, der obrigkeitlichen oder des Raths, der Kauf 
manns- und der Handwerkergilde. Ihre gegenſeitigen Beziehungen, die 
während der polniſchen Beherrſchungszeit fo manche Ruheſtörung veran- 
aßt hatten, waren nun und zwar in der Art geregelt, daß obwohl der 

ath die geſammte Verwaltung und Geſetzgebung leitete und ſich wie jede 
ſelbſtſtandige Corporation ſelbſt ergänzte, dennoch die Theilnahme der 

ürgerſchaft an den öffentlichen Angelegenheiten theils durch Faſſung 
von Beſchluſſen über die wichtigſten derſelben, theils durch zahlreiche Wah⸗ 
en geſichert ward, namentlich durch die ihrer Vertreter, der Aelteſtenbänke, 
eren Glieder auch in mehrern Verwaltungsbehörden ſaßen. 

Zur Erwerbung des Bürgerrechts ward außer der freien und eheli⸗ 
chen Geburt und dem dem Könige und der Stadt zu leiſtenden Eide 2s 
duch noch die evangeliſche augsburgiſche Confeſſion erfordert, denn durch 
eine königliche Reſolution vom 3. September 1661 wurden die Katholi⸗ 
een und durch die vom 27. Juli 1670, auf Anſuchen des Raths, auch die 

alviniſten und überhaupt alle fremden Confeſſionsverwandten ausgeſchloſ⸗ 


den. Die Aufnahme in die Bürgerſchaft geſchah durch den Rath. 


In den Rath durfte Niemand gewählt werden, der nicht den Unter- 
anen⸗, den Bürger- und den Rathsherrneid geleiſtet Jatte . Derſelbe 
eſtand, wie in früheren Zeiten, aus vier nn u ſechzehn 
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Rathsherren und ergänzte ſich ſelbſt??, zum Theil aus Kaufleuten, zum 
Theil aus Literaten. Aus den letztern wurden auch der Syndicus und 
die zwei Viceſyndiei gewählt?“. Seine Kanzlei ernannte der Magiſtrat 
felbft 3%. Die Rathsglieder bildeten auch die Untergerichte, präſidirten in 
den Verwaltungsbehörden und vertheilten die desfallſigen Aemter alljähr⸗ 
lich unter ſich. Die Competenz des Raths umfaßte, wie früher, alle Theile 
der Juſtiz- und der Civil-, Militär- und Kirchen-Verwaltung. Dem 


Gouverneuren, welchem durch die königliche Inſtruction vom 18. Novem⸗ 


ber 1621 auch noch ein Vice-Gouverneur zugegeben worden war, war 
durch dieſelbe Inſtruction verboten, ſich in des Raths Gerichtsbarkeit zu 
mifchen ! oder in Handel und Wandel einzugreifen 32. Nach dem Haupt- 
privilegium vom 25. September d. J. ſollte die Stadt in Friedenszeiten 
mit keiner Garniſon belaſtet werden und nach der vorgedachten Inſtrue— 
tion hatte der Rath auch Päſſe zu ertheilen. Seine Gerichtsbarkeit er⸗ 
ſtreckte ſich auf der Düna bis an die See und die einlaufenden Schiffe 
wurden von dem Stadt-Capitän gemeinſchaftlich mit dem königlichen Port⸗ 
Kapitän unterſucht . Konnte der Burggraf, der von der Staatsregie— 
rung aus den Bürgermeiſtern ernannt, als der Mittels nann zwiſchen ihr 
und der Stadt angeſehen wurde, etwas durch den Rath nicht erlangen, 
ſo wandte er ſich an den Gouverneuren, und konnte ſich dieſer mit dem 
Rathe nicht einigen, z. B. in Hochverrathsſachen, die ihm vom Rathe 
mitgetheilt werden mußten, ſo ſollte er mit dem Burggrafen und einigen 


Abgeordneten des Raths zuſammenkommen, um die Sache zu vermitteln. 


Gelang dies nicht, ſo ſollte jeder Theil die Sache in einem verſchloſſenen 
Schreiben dem Könige zur Entſcheidung vorlegen 22. Jedem Bürger ward 
erlaubt, Beſchwerden an den König zu bringen s. Die Bürgerſchaft 
durfte vom Rathe an den König appelliren, allein den Rath nicht ganz 
vorbeigehen 'o. In manchen Fällen aber war der Rath an die Mitwir⸗ 
kung der Gilden gebunden. Dieſelben waren nämlich berechtigt, über öf— 
fentliche Angelegenheiten zu berathſchlagen und Beſchlüſſe zu faſſen; dieſe 
mußten dem Rathe mitgetheilt werden, um in Ausführung zu kommen. 
Der Beſchluß derjenigen Gilde, dem der Rath beiſtimmte, trat in Kraft; 
war aber unter keiner der drei Corporationen eine Einigung zu erzielen, 
fo ernannte eine jede ſechs Schiedsmänner aus ihrer Mitte 37, Zu De 
putationen an die Staatsregierung wählten Rath, Aelteſten und Bürger 
ſchaft jeder einzeln Deputirte aus ihrer Mitte und gaben ihnen auch die 
nöthigen Inſtructionen?s. In den dem Rathe untergeordneten, von 
Rathsherren präſidirten und ſchon damals ſehr zahlreichen Unterbehörden 
ſaßen von den Aelteſtenbänken und reſp. den Gilden aus ihrer Mitte er⸗ 
wählte Aelteſte und Bürger als Beiſitzer, deren Aemter jährlich wechſel— 
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ten 3%, Auch die Finanzverwaltung war einem aus Gliedern der drei 
Corporationen zuſammengeſetzten Caſſa-Collegio anvertraut. Dieſes be⸗ 
fand aus einem Bürgermeiſter, einem Rathsherrn, den zwei Aeltermän- 
nern, zwei Aelteſten und ſechs Bürgern, die aus beiden Gilden zu glei- 
cher Zahl genommen wurden. Zur Entſcheidung beſonders wichtiger Anz 
gelegenheiten wurde das Caſſa-Collegium verdoppelt . Die Kaſtenbur⸗ 
ger wurden vom Rathe beſtätigt . Zu allen ſolchen Aemtern, desglei⸗ 
chen auch zu Aelteſten und zum Dockmanne konnten nur Brüder gewählt 
werden a. Zwiſchen Rath und Caſſa-Collegium fielen Competenzſtreitig- 
keiten vor, ähnlich denen in neuerer Zeit zwiſchen Fürften und Ständen. 
Das Collegium behauptete in Verwaltungsangelegenheiten, wenn dazu 
Geld nöthig war, eine entſcheidende Stimme zu haben, was ihm von dem 
Generalgouverneuren abgeſprochen wurde 48. Andrerſeits hatte ſchon frü- 
her die königliche Regierung die dem Rathe zukommende Direction des 
Collegiums auf die formelle Gefhäftsführung beſchränkt und das ihm 
anfangs zuerkannte Recht, nach feinem Ermeſſen den Stadtbeamten Ge— 
balte und Unterſtützungen zu ertheilen, nach wenig Monaten wieder auf— 
gehoben *. Die Unterbehörden waren das Vogtei- oder Untergericht für 
die Stadt, das Landvogteigericht für die Vorſtadt und den Patrimonialbe⸗ 
dirk, d. h. diejenigen Stadtgüter, welche zu dem der ſtaͤdtiſchen Gerichts— 
barkeit unterworfenen Patrimonialbezirke gehörten, das Waiſengericht, das 
Wette oder Handelsgericht, das Kämmerei- und Amtsgericht, das Bau⸗ 
und das Kirchengericht (Conſiſtorium) und die Munſterei oder die Mili- 
tärbehörde mit dem Capitaine d’armes (Beſtallung vom Jahre 1637) 
oder Artilleriedirector (1697), dem Stadtmajoren und Porteapitain “, an 
welche ſich eine Menge anderer ſpecieller Verwaltungen oder Inſpectionen 
und einzelner Beamter, als Secretaire, Notarien, Schreiber, Viſirer, ein 
Narktvogt, ein Pfortenſchließer, ein Münzmeifter, ein Nachtwachtmeiſter, 
ein Brandwachtmeiſter, ein Zuchtmeiſter, ferner Wäger, Wraker, Korn⸗ 
meſſer, Ligger u. ſ. w. ſchloſſen. Der Rath hatte zwei mal wöchentlich 
Sitzung 40. Vier mal jährlich, vor Weihnachten, Oſtern, Johannis und 
Michaelis, fanden zur Erledigung von Rechtsſachen die offenbaren Rechts⸗ 
tage von vierzehn zu vierzehn Tagen, bei dem Untergerichte aber von 
acht zu acht Tagen und zwar am Freitage ſtatt “. Der wortfüͤh⸗ 
rende Burgermeiſter beaufſichtigte den Geſchäftsgang, durfte aber in Sa⸗ 
en feiner Verwandten keine Bittſchriften annehmen noch Citationen ver- 
hangen, ſondern überließ ſolches feinem Cumpan . Der Syndieus ver- 
ertigte die Actenrelationen 2. Das Rathsglied, welches mit einem der 
ſreitenden Theile bis in den dritten Grad gleicher Linie verwandt oder 
verſchwägert war, mußte ſich des Berathſchlagens und Stimmens in der 
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fraglichen Sache enthalten 5%, Beleidigte ein Rathsglied das andere und 
die Sache konnte nicht ſofort vertragen werden, ſo durfte der Beleidiger 
bis zur gerichtlichen Entſcheidung derſelben, nicht im Rathe erſchei— 
nen 1. Durch ein königliches Diplom vom 23. November 1660 erhielt 
der Rath für ſeine damaligen und künftigen Glieder den Adel. Obwohl 
in der königlichen Verleihung vom Adel „mit allen ſeinen Rechten und 
Vorzügen“ die Rede iſt s? und in Schweden nur Erbadel vorhanden war 9°, 
ſo iſt die Verordnung doch nur in Rückſicht auf den perſönlichen Adel 
der jedesmaligen RNathsglieder in practiſche Wirkſamkeit getreten; ſonſt 
wäre wohl allmälig der größte Theil der großen Gilde adlig geworden, 
da der Rath ſich aus ihr ergänzte. Bei der Gelegenheit erhielt Riga 
den Rang nach Stockholm und das Stadtwappen eine königliche Krone 
über den Schlüſſeln und über dem bisher ungekrönt geführten Löwen⸗ 
kopfe 52. Unter den Rathsgliedern der ſchwediſchen Periode finden ſich 
mehrere von adliger Geburt, z. B. im Jahre 1663 Fuchs (Schriſtſteller), 
Dreiling und Vegeſack (1598 von Sigismund geadelt), deren Adel reſp. 
in den Jahren 1648, 1652 und 1951 von der ſchwediſchen Regierung er⸗ 
neuert wurde 55, 

Außer dem Hafenzolle, den die Regierung ſchon im Jahre 1629 
zur Deckung der Kriegskoſten erhob os und an dem die Stadt Antheil 
hatte, mußte die letztere bisweilen auch Kriegsſteuern zahlen, zum erſten 
Male im Jahre 1655 und zwar 27—28,000 Thlr., wobei der Antheil 
des Bürgermeiſters Dunten, der Solches in feinem intereſſanten noch uns 
gedruckten Secretbuche mittheilt, 116 Thlr. betrug, eine damals (nach 
den Kornpreiſen) beinah um 40 Procent bedeutendere Summe als heut⸗ 
zutage. Im Ganzen erhielt die Krone von der Stadt in jenem Jahre 
110,000 Thlr. Im Jahre 1705 dagegen war eine Steuer von 7577 
Thlr. und 300 Laſt Roggen kaum zu erſchwingen 57. Im Jahre 1691 
führte die Krone noch eine Bierſteuer ein, Recognition genannt, die außer 
der ſtädtiſchen Aceiſe erhoben wurde. Die Stadt ſoll fie ſelbſt vorgeſchla⸗ 
gen haben, um die Winkelbrauereien in der Vorburg u. ſ. w. los zu 
werden. ö 

Die Gilde beſtand aus Brüdern ſowohl wie aus Nichtbrüdern, in 
der großen Gilde Küchenbrüder genannt. Die letztern nahmen zwar in 
der großen Gilde an den Gildeverſammlungen Theil, hatten aber bei 
Wahlen u. ſ. w. alle zuſammen nur eine Stimme 5%, Im Schragen der 
kleinen Gilde wird der Nichtbrüder keine Erwähnung gethan und fie wa“ 
ren wohl von jeher viel weniger zahlreich, als in der großen Gilde. All⸗ 
jährlich wurden diejenigen Küchenbrüder, die ſchon zwei Jahre Bürger 
waren, aufgefordert, in die Brüderſchaft zu treten, bei Strafe eines halben 
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Schiffpfunds Wachs. Bei fernerer Renitenz bis zum nächſten Faſtnachten 
wurde die Strafe verdoppelt und endlich bei dem dritten Faſtnachten dem 
Küchenbruder Gewicht und Waage verboten 9, Die Brüͤderſchaft beider 
Gilden hielt ſtrenge auf ihre ausſchließlichen Nahrungsrechte, ſowie auch 
auf die ehrliche Geburt und Unbeſcholtenheit der in die Brüderſchaft Auf- 
zunehmenden. Die letztern hatten daher vor der Aufnahme ihre Geburts⸗ 
briefe vorzulegen, die Aufnahmegebühren zu zahlen und in der großen 
Gilde ſich auch über ihren Beitrag zu dem für Unterſtützung verarmter 
Brüder und Schweſtern beſtiminten Gildencapitale mit der Verſammlung 
zu einigen 6%, Jeder Bruder war berechtigt, für feine Frau die Schwe⸗ 
ſterſchaft durch eine beſondere Einzahlung in die Tafelgilde zu gewin⸗ 
nen, that er es nicht, ſo konnte ſeine Wittwe nicht mehr aufgenommen 
werden 1. N 
Zu den Gildeverſammlungen mußte die Erlaubniß des wortführen⸗ 
den Bürgermeisters nachgeſucht werden, welche derſelbe aber ohne drin⸗ 
gende Urſachen nicht verweigern durfte 2. Die regelmäßigen Verſamm— 
lungen beider Gilden fanden vor Faſtnachten und vor Michaelis, außer- 
dem aber auch auf dringende Veranlaſſung ſtatt. Der Rath erſchien auf 
denen der kleinen Gilde wohl nie, auf denen der großen Gilde nur durch 
Deputirte, wenn er durch dieſelben und nicht blos durch die Aelteſtenbank 
der Gilde etwas vorſchlagen wollte os. Zur Wahl des Vorſtehers der 
großen Gilde, des Dockmannes (nach dem Marienbilde oder der Docke 
benannt, unter der er ſtand), zu welchem Amte die Gilde alljährlich drei 
Candidaten aus der Bruüderſchaft vorzuſchlagen hatte, erſchien der Rath 
vollzählig auf der Gildſtube und wurde daſelbſt von den Aelteſten feier- 
ich empfangen, die ſo wie die ganze Gilde vor dem Rathe ſtehen mußten, 
während derſelbe ſich auf eine Bank beim Ofen ſetzte. Rath und Aelteſte 
wählten darauf einen von den drei Candidaten durch Stimmenmehrheit 
zwar in der Art, daß jeder der Waͤhlenden einen Zettel mit den 
kamen der Candidaten erhielt, und bei dem ihm zuſagenden Namen mit 
einer ſilbernen Nadel ein Loch machte . In der kleinen Gilde wurde 
a Dockmann in gleicher Weiſe wie die Aelteſten gewählt es. Der Acl- 
den zaͤhlte die große Gilde vierzig, die kleine dreißig mit Einſchluß der 
Ken Männer oo und fie wurden lebenslänglich gewählt und vom Rathe 
Our Die Wahl geſchah in der großen Gilde in der Art, daß die 
N cgerſchaft aus der Brüderſchaft vier Candidaten vorſchlug, aus denen 
Aelteſtenbank einen wählte so. Dieſer Gegenſtand, der große Schwierig⸗ 
eiten veranlaßt hatte, wurde erſt durch eine königl. Reſolution vom 16. Febr. 
ae der angegebenen Weiſe erledigt. Die Bürgerfhaft batte verlangt, 
ie Wahl zum Aeltermann auch einen Bürger treffen konne, der nicht 
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Aeltefter fei, und da der frühere Gebrauch ungewiß war, fo hatte ſich der 
Generalgouverneur in den 32 Punkten dafür entſchieden, ging aber wieder 
davon ab, wofuͤr der Rath ſeinerſeits dem erwählten Aeltermann nur 
dann die Beſtätigung verſagen ſollte, wenn gegen deſſen Ehre und guten 
Namen etwas einzuwenden wäre und die Bürgerſchaft ihre Aelteſten ohne 
Zuziehung der Bank wählen ſollte, welches Letztere aber nicht beobachtet 
worden iſt. In der kleinen Gilde hingegen ſchlug die Aelteſtenbank der 
Bürgerſchaft zwei Candidaten vor, aus der fie den einen wählte ss. Die 
Aeltermänner wurden von der Bürgerſchaft mit Zuziehung der Aelteſten⸗ 
bank alle zwei Jahre aus der letztern gewählt und vom Rathe beſtätigt o. 
Wer die Wahl zum Aelteſten oder Aeltermann ausſchlug, verlor die 
Bruderſchaft und das Gildenrecht 71. Die Aeltermänner präſidirten in 
der Aelteſtenbank und verwalteten mit Zuziehung einiger Aelteſten und 
Bürger die Einkünfte und Capitalien der Gilde 'r, wovon fie der Bank 
und der Bruderſchaft Rechnung abzulegen hatten rs. Wie der Dockmann 
das Organ der Bürgerſchaft gegenüber der Aelteſtenbank, fo waren Ael— 
termänner und Aelteſte die Organe der Bürgerſchaft mit Einſchluß der 
Bank gegenüber dem Rathe, denn die Bürgerſchaft war verpflichtet, jede 
etwanige Beſchwerde oder Vorſtellung an den Rath nur durch die Aelte— 
ſten an denſelben zu bringen d. Die frühere Nichtbeobachtung dieſer 
Regel hatte oft zu Tumulten Anlaß gegeben. Daß der Rath ſich zum 
Theil aus der Aelteſtenbank der großen Gilde ergänzte, knüpfte ein Band 
zwiſchen ihm und der Bank und alſo auch der Bürgerſchaft. Mißtrauiſche 
Geiſter hatten den Aeltermann von der Wahl zum Rathsherrn aus⸗ 
ſchließen wollen; durch die 32 Punkte wird ihm aber die Annahme „dieſer 
Ehre“ geſtattet, jedoch auch die Ablehnung derſelben. 

Die große Gilde beſtand außer den Kaufleuten und Krämern auch 
aus den Apothekern, Goldſchmieden, Kunſtmalern u. ſ. w., wie es im 
Gildenſchragen § 68 heißt, die kleine Gilde aber aus allen übrigen zuͤnf— 
tigen Meiſtern. Man ſieht hieraus, daß die gebildeteren Handwerker zur 
großen Gilde gezogen wurden, fo daß dieſelbe in jeder Rückſicht die bes 
deutendſte der zwei Gilden war, und der Unterſchied zwiſchen denſelben 
ſich nach ganz richtigen Grundſätzen auf der Verſchiedenheit der Beſchaͤf- 
tigung und daraus fließenden Verſchiedenheit der Lebens- und ene 
und der Bildung gründete. 

Zu den Verſammlungen wurden die einzelnen Bürger unter Audto⸗ 
bung einer Geldſtrafe, häufig auch unter ſchriftlicher Anzeigung des 
Zwecks der Verſammlung, eingeladen e. Um 9 Uhr Vormittags ver 
ſammelte ſich die Aelteſtenbank großer Gilde in der ſogenannten Braut 
kammer, wo früher Hochzeiten gehalten wurden, und trat um halb 10 vor 
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die Bürgerſchaft, wo der Aeltermann die Vorſchläge der Bank verlaut- 
barte. Bisweilen erſchienen auch Deputirte des Raths zu demſelben 
Zwecke, mußten ſich aber nach geſchehener Propoſition entfernen“. Nach 
Anhörung der Vorſchläge gingen die Aelteſten zur Berathung in ihre 
Kammer zurück, die Brüder großer Gilde aber verſammelten ſich zu glei— 
chem Zwecke an der Docke, die Küchenbrüder aber außer dem Schrankwerk. 
Nach beendigter Berathung traten die Aelteſten wieder in die Gildſtube 
und ſetzten ſich an ihre gewöhnlichen Stellen; der Aeltermann aber ſandte 
auf die Aufforderung der Brüder zwei Aelteſte an die Docke, um den 
Beſchluß der Bank den Brüdern mitzutheilen. Darauf traten die Aelte- 
ſten mit dem Dockmann wiederum vor die Bank und theilten ihr den 
Beſchluß der Brüderſchaft, ſowie den der Kuͤchenbrüder mit. Konnte ſich die 
Bank mit der Brüderſchaft nicht einigen, ſo wurde in der großen Gilde 
Mann vor Mann geſtimmt und eines Bruders Stimme galt ſoviel als 
die eines Aelteſten, oder die ſämmtlicher Küchenbrüder. Der Beſchluß 
wurde ſofort durch zwei Aelteſte der anderen Gilde mitgetheilt, und wenn 
ſie beide einig waren, durch die Aelteſtenbänke, nach eingeholter Erlaub— 
niß des wortführenden Bürgermeiſters, dem Rathe mitgetheilt. Waren 
beide Gilden nicht eins geworden, ſo trug jeder Aeltermann den Beſchluß 
feiner Gilde vor 77, Ueber andere als die proponirten Gegenſtände durf— 
ten die Gilden nicht berathen, auch keine Winkelzuſammenkünfte halten“. 
Alle an die Gemeinde gerichteten Schriften durften nicht anders als in 
Gegenwart des Bürgermeiſters erbrochen werden, der ſie entweder dem 
Aeltermann zurückgab oder dem Rathe mittheilte. Klagen einzelner Bür- 
ger oder auch öffentliche Beſchwerden brachte der betreffende Dockmann 
beim Aeltermanne vor, der ſie ſofort mit Zuziehung eines Ausſchuſſes der 
Aelteſtenbank dem Rathe vorzutragen hatte. Der Rath war verpflichtet, 
ſeinen Beſcheid ſchriftlich zu eröffnen, und der Aeltermann, denſelben in 
das Gildebuch einzutragen; nur in Juſtizſachen durfte ſich die Aelteſten— 
bank nicht miſchen, ſonſt aber auch von ſich aus, zur Abhelfung von ih- 
nen bemerkter Mängel, dem Rathe vortragen. In beſonders wichtigen 
Fällen durfte die Bürgerſchaft auch noch einige aus ihrer Mitte der 
lieſtenbank zum Vortrage der Sache vor dem Rathe beigeſellen“ . Den 
Burgern blieb es frei, auf der Gildſtube vorfallende Mißbräuche zu rügen, 
ledoch mit Maaß und beſonders ohne Tumult und Geſchrei 2. Die 
erſammlungen der kleinen Gilde hatten auch wohl über die Geldſtrafen 
zu berathen, welche ihre Glieder trafen, wenn fie einen ihrer Genoſſen 
beleidigt oder gegen ihn einen ungerechten Proceß angefangen hatten (noch 
außer der geſetzlichen, vom Richter verhängten Strafe) 8. 
Die Geſchaͤftsordnung war, wenigſtens für die große Gilde, genau 
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geregelt. Am Sonnabend oder Sonntage vor Faſtnachten ließ der wort⸗ 
führende Bürgermeiſter auf Anhalten der Aelterleute großer Gilde die 
Küchenbrüder auffordern, die Bruderſchaft zu gewinnen. Zugleich wurde 
die Bürgerſchaft durch Zettel zum Montage zur bürgerlichen Faſtnachts⸗ 
klage und zur Aelteſtenwahl, wenn eine ſolche ſtattfinden ſollte, eingeladen. 
Am anberaumten Tage verſammelte fie ſich und die Aelterleute und Ael⸗ 
teften traten, nachdem fie ſich wegen Verſetzung der Aemter in der Braut⸗ 
kammer beredet hatten, und die Lichter angezündet worden, in die Gild— 
ſtube. Aeltermann und Beifiger ſetzten ſich an den Tiſch, die vier jüng⸗ 
ſten Aelteſten ſtanden vor dem Tiſche. Hierauf machte der Aeltermann 
das Wort, erfreuete ſich der Bürgerſchaft guten Geſundheit, dankte ihr 
für ihre Gegenwart, berichtete über die im Laufe des Jahrs vorgefalle— 
nen Ereigniſſe und dankte dem Höchſten, daß er Aelterleute, Aelteſten und 
die ganze ehrliebende Bürgerſchaft in Friede und Ruhe, gemeinem Wohl- 
ſtande und gutem Verſtändniß mit der Stadtobrigkeit erhalten habe. Dann 
ſagte er ſein zweijährig geführtes Amt auf und bat, die Bürde von ihm 
zu nehmen, vermahnte die Küchenbrüder zur Gewinnung der Bruders und 
Schweſterſchaft, indem er ihnen die Nothwendigkeit der aus den Auf— 
nahmegebühren zu ünterhaltenden und zur Verſorgung verarmter Brüder 
und Schweſtern beſtimmten Tafelgelder ans Herz legte und ließ endlich 
durch einen der füngften Aelteſten den Schragen vorleſen. Sodann wurde 
durch ein dreimaliges Läuten das Zeichen zu den verſchiedenen Verhand⸗ 
lungen gegeben, namentlich, nachdem der Aeltermann der Gilde die Wahl 
der Beiſitzer und Kämmerer angezeigt hatte, zur Vorbringung von Klagen. 
Hierbei ermahnte er die Bürgerſchaft zur Ruhe und verließ mit den Ael: 
teſten die Gildſtube, während der Dockmann die Klagen einforderte. War 
derſelbe damit fertig, ſo trat die Bank wieder in die Gildſtube, um die 
bürgerliche Klage entgegen zu nehmen, worauf der Aeltermann verſprach, 
dieſelben förderſamſt an den Rath zu bringen. Darauf ſchritt man zur 
Aelteſtenwahl , und ſodann zur Aufnahme derjenigen, die ſich bei der 
Docke zur Bruderſchaft meldeten. Ward gegen ihre Perſon nichts einge 
wandt, ſo begaben ſie ſich in die Aelteſtenkammer zur Vorlegung ihrer 
Geburtsbriefe und zur Vereinbarung über die zu entrichtende Gebühr. 
War die Bürgerſchaft nicht zahlreich verſammelt oder fanden Zweifel uͤber 
die Würdigkeit des Candidaten ſtatt, fo wurde die Aufnahme bis zum 
nächſten Faſtnachten verſchoben s. Endlich folgten die übrigen Wahlen. 
So hatte man durch genaue Feſtſetzung der zu beobachtenden, übrigens 
ſehr einfachen Formen und Gebräuche jeder Ordnungswidrigkeit vorzubeu⸗ 
gen geſucht, ohne die Freiheiten der Bürgerfchaft zu ſchmälern. Daß die 
mit dem Bürgerrechte und ſtädtiſchen Aemtern verknüpften Laſten ſchon da⸗ 
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mals die wohlhabenderen Kaufleute von der Annahme derſelben abhielten, 
ſieht man deutlich aus dem Secretbuche des Bürgermeiſters Dunten. Obgleich 
von einem zu Riga anſäßigen Kaufmann geboren, verzögerte er dennoch die 
Leiſtung des Bürgereids bis anderthalb Jahre nach feiner Hochzeit und fand 
ſich mit den Kämmerern um 6 ½ Rthlr. ab (im J. 1629). Im J. 1632 
kaufte er ſich mit 35 Rthlr. von der Schafferei der Schwarzenhäupter 
ab und im Jahre 1637 mit 20 Rthlr. von der Schreiberei der 
Gildſtube. Obwohl er nicht einmal Bruder der großen Gilde war und 
er mit dem Rathe in Folge der im Jahre 1637 errichteten Handelsgeſell⸗ 
ſchaft in Streit gerieth, wurde er dennoch zwei Jahre ſpaͤter in den 
Rath gewählt, wobei er den Verluſt feiner Freiheit und die Hinderung 
ſeiner Nahrung in ſeinem Seeretbuche bitter beklagt. Das Deputat eines 
Rathsherrn betrug damals etwas über 200 Thaler. Achtzehn Jahr ſpäter 
ward Dunten Bürgermeiſter und nach zwei Jahren Burggraf, die höchſte 
Stufe der ſtädtiſchen Hierarchie. 5 - 
Die Geſellſchaft der Schwarzenhäupter hatte weder eine politische, 
noch eine militairiſche Bedeutung mehr. In einem im livländiſchen 
Regierungsarchive vorhandenen Plane zur Erneuerung der Univerſität 
vom Jahre 1687 wird zum Univerſitätsgebäude das Schwarzenhäupter⸗ 
haus vorgeſchlagen, weil es zu weiter nichts diene, als zu einem jährli⸗ 
chen Gelage eo. 8 
Außer den obenangeführten Beſtimmungen über den Rath enthält 
das rigaſche Statut vom J. 1673, welches hinführo als einzige Rechts⸗ 
quelle gelten und nur durch das „gemeine beſchriebene kaiſerliche und geift- 
liche Recht“ ergänzt werden ſollte 'r, nur Privat- und Criminalrechte. 
In der Lehre vom Gerichtsproceſſe, welche das zweite Buch einnimmt 
und viel ausführlicher iſt als das alte Rechtsbuch, werden zuförderſt die 
Sitzungstage des Nieder- oder Vogteigerichts auf den Dienstag, Donners⸗ 
tag und Sonnabend, wie noch heutzutage, feſtgeſetzt, doch ſollte das Amt 
des Vogts jeder Zeit angerufen werden dürfen, namentlich wenn es ſich 
um einen Arreſt handelte . Die Feiertage waren in der Weiſe geord- 
net, daß dreizehn Wochen gefeiert wurden, die je zu einer oder zwei Wo⸗ 
über alle Jahreszeiten vertheilt warens. Wie nach dem älteren 
Rechte, durfte kein Bürger einen andern vor ein fremdes Gericht ſowohl 
in als außer Landes ziehen . Vor das Bogteigericht gehörten alle Eins 
gebornen, auch wenn fie von adliger Geburt waren, ſowie auch Fremde, 
die auf Stadtgebiet contrahirt, daſelbſt eine Zahlung zu leiſten, oder ein 
Verbrechen begangen batten, oder darüber ergriffen worden, ferner alle 
Vagabunden, die keinen gewiſſen Verbleib hatten, flüchtige Schuldner und 
alle diejenigen, welche wegen beweglichen oder unbeweglichen, unter Stadt⸗ 
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botmäßigkeit vorhandenen Gutes ſich ſtritten; endlich auch, wer ſich gut— 
willig vor dem Vogteigerichte einließ? !. Daß auch Edelleute dem Vog⸗ 
teigerichte unterworfen fein ſollten, war den damaligen Verhältniſſen und 
dem Geiſte der ſtändiſchen Verfaſſung nicht angemeſſen. Die Gerichts— 
barkeit über dieſelben competirte dem Burggrafen und dem Burggerichte. 
Auf dem Landtage vom J. 1653 hatte der Adel verlangt, daß daſſelbe 
nur die in der Stadt von Edelleuten geſchloſſenen Verträge oder daſelbſt 
von ihnen begangenen Verbrechen, wenn der Thäter auf der That er— 
tappt worden, und auch dann nur mit Zuziehung des Gouverneurs, ab— 
urtheilen ſollte. Durch das königliche Reverſal vom 26. September 1621 
war ſchon die Strafgerichtsbarkeit über ſchwediſche Edelleute dem Gou— 
verneuren nebſt dem Burggrafen vorbehalten. Die Jurisdietionsſtreitig— 
keiten zwiſchen Stadt und Land wurden endlich durch die Staatsregierung 
dahin entſchieden, daß nur in der Stadt wohnende und zugleich bürger— 
liche Nahrung treibende Adlige der ſtädtiſchen Gerichtsbarkeit gänzlich 
unterworfen fein und die ſtädtiſchen Perſonal- und Reallaſten tragen ſoll— 
ten. Die in der Stadt blos beſitzlich waren, ſollten nur die Reallaſten 
tragen und der ſtädtiſchen Gerichtsbarkeit nur in Domiciliarklagen (con- 
tractibus ex domicilio), in allen übrigen aber der des Burgge— 
richts unterliegen, endlich zeitweilig ſich in Riga aufhaltende Edel— 
leute immer dem Burggerichte. So ſollten auch die etatmäßigen Beam— 
ten des Generalgouverneurs von Laſten frei und nur in Betreff der 
ihnen etwa gehörenden Häuſer der ſtädtiſchen Gerichtsbarkeit unter— 
worfen fein ». Teſtaments- und Erbſchaftsſachen, Proclame und Im- 
miſſions-Decrete gehörten in erſter Inſtanz vor den Rath. In pein- 
lichen Sachen durfte das Vogteigericht nur verhören und hatte ſodann 
die Acten dem Rathe zur Urtheilsfällung zu unterlegen; Torturen und 
andere „Proben mit den Uebelthätern“ ſollte das Niedergericht ohne Er— 
laubniß des Raths nicht vornehmen ». Civilſachen, mit Ausnahme von 
Injurienſachen, ſollte das Vogteigericht möglichſt beilegen, und die bei 
dem Verſuche zur Güte gemachten Zugeſtändniſſe ſollten nicht für gericht— 
liche Geſtaͤndniſſe gelten »». Beim Vogteigerichte war ein Secretär an— 
geſtellt, dem die Anfertigung der Geburtsbriefe oblag, ſo wie die der 
Vollmachten dem Oberſeeretären des Raths und die der Eheſtiftungen 
und Inventarien dem Waiſengerichtsſeeretären; die Teſtamente aber beis 
den ». Den öffentlichen Notaren war ſtreng verboten, ſich den Geſchäf— 
ten der Secretäre zu unterziehen und ſie ſollten künftig nicht an Prü⸗ 
fung angeſtellt werden ““. 
Geächtete und Verbannte durften Klägersſtelle nicht vertreten, Min⸗ 
derjährige ihre Sachen nicht ſelbſt führen und Frauensperſonen wurde 
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ein kriegeriſcher Vormund beigeſellt. Uebrigens durfte ein jeder feine 
Sache ſelbſt führen und peinlich Angeklagte mußten in Perſon erſchei— 
nen ». Zu Anwälden (Procuratoren oder Advocaten) wurden nur unbe- 
ſcholtene Perſonen, die dem Gerichte geſchworen hatten, nach Ermeſſen 
deſſelben zugelaſſen, und fie durften nicht über 4% des Werths der Streit- 
ſache von dem obſiegenden Theile fordern, von dem verlierenden 2%, in 
peinlichen Injurien und Eheſachen, ſo viel ſie ſich ausbedungen hatten. 
Ohne Vollmacht durfte man ſich nur eines abweſenden Verwandten an⸗ 
nehmen und mußte für deſſen Genehmhaltung caviren und die Beibrin— 
gung einer Vollmacht binnen beſtimmter Friſt verſprechen “s. 

Der Proceß, deſſen Gang durch dem deutſchen gemeinen Rechte ent— 
nommene Vorſchriften nun viel beſtimmter als ſonſt geregelt wurde, fing, 
wie früher, mit der Ladung an, allein nur Bürger oder Fremde, die von 
Fremden oder garnifonivenden Soldaten vorgeladen wurden, ſowie Nicht— 
burger, waren verpflichtet, auf die erſte Ladung zu erſcheinen; Bürger, 
die von Bürgern vorgeladen wurden, erſt auf die dritte (wie nach dem 
lübiſchen Rechte). Erſchien der Beklagte alsdann nicht, ſo wurde er als 
ungehorſam verurtheilt, ihm aber noch ein peremtoriſcher Termin geſetzt, 
auf welchem er feinen Ungehorſam entſchuldigen (contumaciam purgiren) 
konnte. Erſt wenn dies nicht geſchah, erfolgte ein Urtheil in der Haupt- 
ſache. Erſchien der Vorlader nicht, ſo zahlte er eine Geldſtrafe und 
wurde ſonſt auf dieſelbe Weiſe behandelt. Leute, die keinen feſten Wohnſitz 
batten, wurden durch Edictalcitation vorbeſchieden. Abweſenden wurden 
Friſten geſetzt, den in den umliegenden Provinzen Befindlichen drei bis 
ſechs Wochen, Entfernteren oder über Ses ſich Aufhaltenden ſechs Monate 9. 
Es wurden mehrere Proceßgattungen unterſchieden, nämlich: der ſumma— 
riſche Proceß, der mündlich geführt wurde und als ſolcher vom ordinären 
und ſchriftlichen Proceſſe im lubiſchen Stadtrechte noch nicht getrennt wird, 
und der Arreſtproceß. Der ſummariſche Proceß war nicht auf beſtimmte 
Streitgegenſtände beſchränkt. In demſelben waren die Beweiſe mit der 
Klage zugleich vorzubringen. Das weitläuftige mündliche Receſſiren und 
Dictiren war den Advocaten verboten und ſchon in der erſten Gerichts- 
figung, ſpäteſtens aber in der dritten, ſollte er geſchloſſen werden. Dring⸗ 

iche Sachen, als die armer Wittwen und Waiſen, Bau- und Handels⸗ 
und „verderbliche“ Sachen durften mit dem Proceſſe nicht verzögert und 
Über geſtandene Schuld und unftreitige Siegel und Briefe ſollten keine 
Proceſſe, ſondern ſchleunige Hülfe binnen 14 Tagen verhängt werden 100, 
Auch Amts-, Kämmerei- und Conſiſtorialſachen waren, wie nach gemeinem 
deutſchen Rechte, ſummariſch zu verhandeln n. Zum ſchriftlichen Proceſſe 
durften von jedem Parten nur zwei Schriftsätze von acht zu acht Tagen, 
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beim Obergericht von vierzehn zu vierzehn Tagen vorgebracht werden 
und jede Schrift ſollte höchſtens zwei Bogen lang fein. Die Beweis⸗ 
ſtücke ſollten nicht auf den letzten Satz verſpart, noch in demſelben neue 
Umſtände angeführt werden 2. Zerſtörliche und ſofort erweisbare Einre⸗ 
den mußten noch vor der Kriegsbefeſtigung (Litisconteſtation) vorgebracht 
werden; brachte der Kläger aber Einwendungen vor, fo wurde der Be— 
klagte angewieſen, ſich auf die Klage einzulaſſen. Arreſt war nur zuläſſig, 
wenn der Arreſtant zuvor ſeinen Anſpruch und die Zahlungsunfähigkeit 
feines Schuldners, oder daß derſelbe im Stadtterritorio nicht anfäffig, 
einigermaßen beglaubigt hatte. Konnte er das in der Eile nicht thun 
und ſtand Gefahr auf dem Verzuge, ſo mußte er Caution leiſten. Dem 
Arreſtaten wurde der Arreſt bei ſeinem Wirthe durch Ueberreichung des 
Arreſtzettels angekündigt und derſelbe durfte bei Geldſtrafe, oder wenn 
auf eine gewiſſe Summe geklagt wurde, bei Verluſt derſelben nicht ges 
brochen werden. Leiſtete der Wirth des Bekümmerten für ihn Bürgſchaft, 
ſo wurde der Arreſt gehoben. Binnen acht Tagen (nach lübiſchem Rechte 
erſt binnen vier Wochen) mußte der Arreſtant ſeine Klage verfolgen, 
auch wenn er ſeines Gegners nicht hatte habhaft werden können, ſonſt 
war der Arreſt erloſchen. War der Bekümmerte abweſend, ſo wurde er 
mit Beobachtung der oben angeführten Friſten vorgeladen. Wer unter 
der Stadtbotmäßigkeit oder auch anderswo beſitzlich oder zahlbar war, 
durfte nicht mit Arreſt belegt werden. Flüchtige Arreſtaten wurden vor 
geladen und ihre Güter mit Beſchlag belegt und binnen ſechs Monaten 
zum Beſten der Gläubiger verkauft. Verabfolgte der Herr des Hauſes, 
in welchem der Arreſt angekündigt war, Vermögensſtücke des Bekuͤmmer⸗ 
ten ohne gerichtliche Erlaubniß, fo haftete er für dieſelben und unterlag 
einer Strafe d. Durch alle dieſe, im ältern Rechtsbuche meiſt nicht vor— 
handenen Beſtimmungen ſorgte man theils für möglichſte Abkürzung, 
theils für genauere Regelung des Proceßganges, obwohl derſelbe in Ver 
gleichung mit den ausführlichen und genauen Vorſchriften neuerer Geſetz— 
bücher und des deutſchen gemeinen Rechts wohl ſehr unbeſtimmt erſchei— 
nen mag. Auf das letztere, als Hülfsrecht, war man zwar auch zugleich 
angewieſen, allein es war nur Juriſten vom Fach bekannt, und der Pro- 
ceßgang hing daher beinah ganz von den Advocaten ab. 

Ueber Eidesleiſtungen im Proceſſe kamen ausführliche Beſtimmungen 
vor. Wenn Kläger dem Beklagten den Eid deferirte, fo konnte der letz⸗ 
tere entweder fein Gewiſſen mit Beweis vertreten, oder den Eid zurück⸗ 
ſchieben, oder vor Leiſtung deſſelben vom Kläger den Eid für Gefährde 
fordern. Wurde der letztere verweigert, oder erſchien Kläger trotz der an 
ihn ergangenen Ladung an dem zur Eidesleiſtung des Beklagten feſtge⸗ 
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fegten Eidestermine nicht, fo wurde der Beklagte nicht nur vom Eide, 
ſondern auch von der Klage losgeſprochen (weil angenommen wurde, er 
babe den Eid geleiſtet). Erſchien hingegen der Beklagte nicht, oder ver⸗ 
ſaumte die Vorladung des Klägers, fo wurde er auf die Klage verur⸗ 


ſheilt (man ſah es fo an, als babe er den Eid nicht leiſten können). 


Ueberhaupt wurde der Parte, welcher die Eidesleiſtung verſäumte, ſeiner 
Sache für verluſtig erklärt. Hatte der Beklagte den deferirten Eid be⸗ 
ſchworen, fo wurde nach Inhalt der Acten erkannt und der Kläger zum 
Beweiſe eines falſchen Schwurs nicht zugelaſſen. Eben ſo wenig war 
ihm erlaubt, bei einem ihm zurückgeſchobenen Eide fein Gewiſſen mit Be- 
weis zu vertreten (weil er es auf den Eid hatte ankommen laſſen). Zur 
Vermeidung leichtſinniger Eide durfte ein Eid nur demjenigen, der bei 
dem Handel zugegen geweſen war, zugeſchoben werden, folglich nie dem 
Erben. Die Auflegung des Ergänzungseides hing vom Richter ab. Der 
Reinigungseid fand ſtatt, wenn der Beklagte ſich zum Theil der Klage 
entledigt hatte a. N 
Das Beweisverfahren wurde erſt nach der Kriegsbefeſtigung und 
nach förmlicher urtheilsmäßiger Auflegung des Beweiſes zugelaffen s, was 
den Proceßgang in manchen Fällen unnütz verzögern mußte. Ausnahms⸗ 
weiſe und in den von „den Rechten“ (dem deutſchen gemeinen Rechte) 
nachgegebenen Fällen durften Zeugen zum ewigen Gedächtniffe abgehört 
werden, jedoch mußten die Fragſtücke dem Gegner mitgetheilt und er dazu 
vorgeladen werden. Der künftige Kläger mußte ſeine Klage binnen Jah⸗ 
resfriſt von der Zeit an, wo er ſie anſtellen können, wirklich anhängig 
machen und beſcheinigen, daß die Zeugen über 50 Jahr alt oder wegen 
ihrer Leibesbeſchaffenheit der Todesgefahr unterworfen waren, oder ihrer 
Geſchaͤfte wegen lange abweſend ſein mußten. Hingegen wer nicht kla⸗ 
gen wollte, ſondern fürchtete verklagt zu werden, war durch dieſe Bedin⸗ 
gungen nicht beſchränkt. Das Zeugenverhör fand vor dem Richter ſtatt, 
künftig in der Sache zu urtheilen hatte, es ſei denn, daß ein Zeuge 
abweſend und gefährlich krank wäre. Das zum ewigen Gedächtniſſe auf 
ag des künftigen Klägers erhobene Zeugniß, mußte bei Gericht ver⸗ 
ſſen liegen, bis die Klage erhoben und das Beweisinterlaut gefällt 
war; war es auf Antrag des künftigen Beklagten geſcheben, ſo durfte 
as Zeugniß auch am Anfange des Proteſſes eröffnet werden 2. Alle 
eſe Beſtimmungen finden ſich im ältern Rechtsbuche nicht, obwohl das 
Zanze dritte Buch deſſelben den Zeugenbeweis behandelt. f 
Gleich ausführlich find die Beſtimmungen des neuen Geſetzbuchs über 
den Zeugenbeweis. Zum Zeugen durfte ein jeder gebraucht werden, den 
die Rechte nicht verwarfen; die Unfähigkeit des Zeugen durfte nicht erſt 


192 


nach abgelegtem Zeugniſſe entftanden oder dann erſt vom Gegentheile zur 
Sprache gebracht worden ſein. Ueberzeugte ſich das Gericht von der 
Falſchheit eines Zeugniſſes, fo hatte der falſche Zeuge (wie nach dem äl- 
teren Rechte) den hierdurch entſtandenen Schaden zu erſetzen und wurde 
zu keinem Zeugniſſe zugelaſſen, die Strafe des Meineides dem Gerichte 
vorbehältlich “. Der Producent hatte die an die von ihm denominirten 
Zeugen zu richtenden Fragen in kurze Artikel zu faſſen, dieſelben dem 
Gerichte mitzutheilen und um Feſtſetzung eines Verhörtermins zu bitten. 
Von den Artikeln wurde dem Gegentheile eine Abſchrift zugeſandt, be- 
hufs Stellung der ſeinerſeitigen Fragſtücke, unter Vorbehaltung ſeiner 
Einreden wider die Perſon der Zeugen und hernach wider ihre Ausſa— 
gen. Die Form der Artikel und Fragftüde war ganz die des gemeinen 
Rechts; die Zeugenausſagen wurden in ein Regiſter gebracht und blieben 
verſchloſſen, bis beide Parten zur Eröffnung deſſelben vorgeladen wurden. 
Später wurde weder Beweis noch Gegenbeweis zugelaſſen und wer den 
Verhörstermin verfäumte, verlor feinen Beweis. Zur Abhörung abwe⸗ 
ſender Zeugen wurden Friſten geſetzt. Merkzeichen auf Waaren galten 
als Beweis des Eigenthumsrechts . Nach der Eröffnung der Zeugen— 
ausſagen im Beiſein der Parten ſtand denſelben frei, die Ausſage zu 
beurtheilen, anzugreifen, oder zu vertheidigen, ſo wie von den Zeugen die 
Erklärung etwa dunkler Ausſagen einzufordern. Beinahe alle dieſe Be— 
ſtimmungen ſind dem gemeinen deutſchen Rechte entnommen und ſind an 
die Stelle des ältern Rechts getreten. Als vollgültige Urkunden, welche 
immer in der Urſchrift beizubringen waren, galten des Raths Bücher, 
Protocolle, Regiſter, Gerichtsacten, von dem Gerichtsſecretären verfaßte 
Inſtrumente, vor Notarien oder Zeugen eingeſtandene Schuldbriefe, auch 
andere Siegel und Briefe, die keine unehrbare oder wucherliche Pacten 
enthielten und Mäklerbücher, wenn fie von den Maklern beſchworen wur 
den. Redlicher Kaufleute Bücher lieferten gegen fie ein volles und für 
ſie ein halbes Zeugniß, nach ihrem Tode aber ebenfalls ein volles. Das 
letztere galt auch von anderer ehrbaren Leute Bücher, bei ihren Lebzeiten 
aber mußten ſie ſie beſchwören. Wer ſeine Handſchrift anerkannt hatte, 
konnte Solches durch den Einwand der wider ſeinen Willen geſchehenen 
Beidrüdung des Siegels nicht entkraͤften, eine zweckmaͤßige und der das 
maligen Verbreitung der Schriftkenntniß gemäße Beſtimmung. Sie findet 
ſich natürlich im ältern Rechtsbuche nicht, ſo wie auch die meiſten der 
oben angeführten Beſtimmungen 2. Ueber Geſtändniſſe findet ſich nur, 
daß außergerichtliche Bekenntniſſe keine Geltung hatten, ſobald der 
Bekennende aus feinen Rechnungen fand, daß er ſich geirrt habe 10. 

Nach dem Schluſſe der Verhandlungen hatten die Parten die Acten 


zu ergänzen, und es wurde ein Termin zur Anhörung des Endurtheils 
anberaumt. Die Nachſuchung einer Erläuterung des Urtheils hemmte 
die Appellationsfatalien nicht, welche innerhalb zehn Tagen abliefen. 
Bis zur Introduction der Appellation hatte Appellant die Einlieferung 
der Acten der Unterinſtanz an das Obergericht zu beſorgen, woſelbſt die 
Parten dieſelben zur Anfertigung ihrer Satzſchriften durchſuchen durften 11. 
Nach dem Schluſſe der Verhandlungen hatte der Syndicus aus den 
Acten eine Relation anzufertigen, welche die Advocaten beider Theile un⸗ 
terſchrieben und die ſodann in Gegenwart der Parten verleſen wurde. 
Hiebei waren die Betheiligten berechtigt, mündlich aus den Acten ihre 
Einwendung zu machen 12. Aus einer Verordnung des Raths vom 5. 
April 1704 erhellt, daß in weniger wichtigen Sachen und wenn der Parte 
den Appellationsſchilling zu erlegen nicht im Stande war, auch eine Que⸗ 
rel an den Rath geſtattet war, von der übrigens in den rigaſchen Sta⸗ 
tuten nicht die Rede iſt. Um den ſtattgehabten Mißbrauch dieſes Rechts⸗ 
mittels zu verhindern, wurde durch jene Verordnung dem Querulanten 
anbefohlen, jedesmal vom Untergerichte noch vor Anſtellung der Querel 
ein Protokoll über die Zuläſſigkeit der Appellation auszunehmen und fol- 
ches dem wortführenden Bürgermeiſter zu unterlegen, von dem es abhing, 
die Querel nachzugeben. Von den Urtheilen des Raths konnte Appella⸗ 
tion an das Stockholmer Hofgericht, oder Querel oder Reviſion an den 
König ergriffen werden. Appellant hatte, wenn er unter ſtädtiſcher Ge⸗ 
richtsbarkeit nicht anſäſſig war, Caution zu leiſten, worauf die Relation 
an das Hofgericht geſandt wurde. In ſchweren Criminalſachen, in Strei⸗ 
tigkeiten über Gebäude, Servituten, Strafen, Geldbußen, beſonders wenn 
beiden Theilen ihre Ehre im Urtheile vorbehalten worden, ſowie in Sa⸗ 
die aus klaren Urkunden originirten, war die Appellation unzuläſſig. 

Dann aber konnte eine Querel angeſtellt oder die Reviſion nach den ſchwe⸗ 
en Verordnungen, worauf ſich die Statuten hier beziehen, nachgeſucht 
werden. Der Reviſionsimpetrant hatte einen Reviſionsſchilling von 6%, 
Thaler Albert zu hinterlegen, der dem Rathe verfiel, wenn das Urtheil 
ſtätigt wurde. Jedem Parten war hiebei die Ausführung feiner Sache 
mit zwei Satzſchriften aus den frühern Acten geftattet 1e. Alle die Ber 
ſimmwungen über: Appellation u. ſ. w. fehlen im ältern Rechtsbuche, des⸗ 

auch die über die Urtheilsvollſtreckung. 

Nach dem neuern ſollte ſie demjenigen, der ſie verweigerte, erſt von 

14 zu 14 Tagen dreimal anbefohlen und ſodann in dringlichen Sachen 
die Realimmiſſion in des Beklagten liegende Guter angeordnet werden; 
war aber die Klage auf die Perſon gerichtet, ſo ſollte die Execution mit 


Mobilien anfangen, Letztere wurden ſodann auf dem Pfandſchlitten 
Th. II. Bd. II. 13 
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abgeholt, binnen 14 Tagen tarirt und wofern fie der Verurtheilte nicht 
einlöſte, dem obſiegenden Theile vom Vogte überliefert. Indeſſen war 
der Richter auch berechtigt, Mobilien auctionsweiſe zum Beſten des Gläus 
bigers zu verkaufen. Von der Pfändung waren Handwerks-, Ackerbau⸗ 
und Hausgeräthe, fo wie Kleider des Exequenten und feiner Familie aus— 
genommen. Nach Gaſtrecht aber, d. h. wenn ein Gaſt dem andern, ein 
Bürger einem Gaſte oder umgekehrt ſchuldig geweſen war, hatte der Vogt 
das Urtheil ſchon binnen zwei Mal vier und zwanzig Stunden zu voll— 
ziehen (ſchon nach dem älteren Rechte). War der Gläubiger durch die 
Mobilien nicht befriedigt worden, ſo ſtand es ihm frei des Schuldners 
Liegenſchaften durch dreimaligen Aufbot von acht zu acht Tagen an den 
offenbaren Rechtstagen vor dem Untergerichte anzugreifen. Dieſer Aufbot 
war jedesmal mit einer Denunciation deſſelben an den Schuldner durch 
den Gerichtsdiener zur Auslöſung des Pfandes verbunden. Erfolgte letz⸗ 
tere nicht, ſo hatte der Kläger oder Gläubiger in den offenbaren Rechts— 
tagen vor den Rath zu treten, den Aufbot und die Verkündigung deſ— 
ſelben durch die Protocolle des Untergerichts darzuthun, darauf einen Bot 
auf jede einzelne Liegenſchaft zu thun und endlich um die Immiſſion aus 
dem erſten Decrete zu bitten. Nach Geſtattung derſelben durch den Rath, 
wurde ſie vom Vogte, auf Anhalten des Klägers und nach vorgängiger 
Anzeige an den Schuldner vermittelſt einer ſymboliſchen Tradition (Ueber 
gabe des Thürklopfers) an den Gläubiger vollzogen, wodurch der Gläu— 
biger ein gerichtliches Pfandrecht an dem Immobil, jedoch noch ohne 
Naturalbeſitz erhielt. Jahr und Tag konnte nun auf die Liegenſchaft ein 
Mehreres geboten werden und jeder Gläubiger war verpflichtet, ſich mit 
feiner Forderung anzugeben. Darauf wurde die Liegenſchaft dem Meiſt— 
bieter nach einem zweiten, vom Rathe zu erbittenden Deerete zuerkannt, 
Schuldner und Miether mußten räumen und der Meiſtbieter hatte binnen 
ſechs Wochen die Anbotsgelder bei Gericht beizubringen, es ſei denn daß 
er ein Mitgläubiger und ſeine Anforderung die älteſte wäre. In dieſem 
Falle fand Concurs ſtatt; es wurde über die Priorität geſtritten und er⸗ 
kannt und der Schuldner oder deſſen nächſte Blutsverwandte hatten, nach 
geſchehener Bewahrung ihres Näherrechts, bei Verhängung des zweiten 
Decrets noch ſechs Wochen Zeit, die Liegenſchaft zu reluiren, wobei ſie 
eidlich erhärten mußten, daß ſie die Liegenſchaft für ſich ſelbſt kauften. 
Dieſelbe wurde nun vom Beklagten, oder im Verweigerungsfalle von 
dem Vogte, dem Käufer aufgelaſſen und Solches ins Erbebuch verzeichnet. 
Dies Verfahren fand ſowohl in perſönlichen, als dinglichen Klagen ſtatt; 
unter Andern auch gegen Erbzinsner, die die Erlegung des Kanons ver- 
ſäumt hatten. Wenn der Schuldner fein Vermögen den Gläubigern ab⸗ 
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getreten hatte oder notoriſch zablungsunfähig war, fo wurden Weilrenten 
auf das Schuldcapital von der Zeit der Ceſſion oder des erſten Immif- 
ſionsdeerets an nicht gerecht; hatte aber keine Ceſſion ſtattgefunden, erſt 
von der Verhängung des zweiten Immiſſionsdeerets an. Ueberhaupt 
durften die Zinſen das Capital nie überfteigen. Waren keine Activa vor— 
handen, fo wurde der Schuldner, wenn es eine Mannsperſon war, ver— 
haftet, oder genöthigt dem Gläubiger zu dienen. Das Letztere war ein 
Ueberreſt des ältern Rechts, während die übrigen Beſtimmungen dem 
deutſchen gemeinen Rechte entnommen waren. Vom luͤbiſchen und dem 
älteren rigiſchen Rechte, welche nur eine Immiſſion kannten und die Ver- 
ſteigerung der ſchuldneriſchen Liegenſchaften binnen vier und reſp. ſechs 
Wochen nach derſelben anordneten n, ſehr verſchieden, waren fie mehr auf 
Schonung des Schuldners und Erzielung eines hohen Verſteigerungs⸗ 
preiſes als auf ſchleunige Befriedigung des Gläubigers gerichtet. 

Nur um ein weniges raſcher war die Nechtshülfe, wenn Jemand 
ein nicht ausgelöſtes Kaſtenpfand aufbieten wollte. Er durfte nämlich, 
nachdem er ſich zuförderſt beim Gerichtsvogte angegeben, in den öffentli⸗ 
chen Rechtstagen das Pfand vor dem Untergerichte zugleich zum erſten, 
zweiten und dritten Male öffentlich aufbieten und Solches dem Schuldner 
gerichtlich notificiren laſſen. Löſte derſelbe das Pfand nicht (wofür indeß 
keine Friſt beſtimmt war), ſo hatte der Pfandgläubiger auf geſchehene 
Vorladung des Schuldners um gerichtliche Schätzung des Pfandes nach— 
zuſuchen. War dieſelbe, wozu der Schuldner gleichfalls vorgeladen wer— 
den mußte, ergangen, ſo bat der Gläubiger um die Anberaumung eines 
Termins zur Einlöſung des Pfandes und erſt wenn dieſelbe nicht erfolgte, 
um die Uebergabe deſſelben an Zahlungsſtatt, fo weit es taxirtermaßen 
reichte. Auch dann noch wurde dem Pfandſchuldner eine ſechswöͤchentliche 
Friſt zur Reluition geſtellt und dann erſt das Pfand dem Gläubiger. zu— 
erkannt, wobei die Zinſen zu 6 % gerechnet wurden 1“. a 

Die Intervention eines dritten war in jedem Stadium des Proeeſſes 
geſtattet, jedoch, in perſönlichen Klagen, nur wenn kein Proclam an ſämmt⸗ 
liche Gläubiger eines Gemeinſchuldners ergangen war; desgleichen auch 
wenn das Gut, in welchem die Hülfsvollſtreckung erfolgte, ledig ſtand, es 
ſei denn „daß der Intervenient wiſſentlich zum Proeeſſe ſtill geſchwiegen 
habe und ſein Recht im Laufe etlicher Tage nicht beſcheinigen konnte, 
denn in dieſen Fällen wurde die Execution durch feinen Einspruch nicht 
gehemmt 16, Die Gerichtskoſten ſollten dem obſiegenden Theile zuerkannt, 
oder wenn der Gegner erhebliche Urſachen zum Proceffe gehabt, eompen— 

„nie aber mit Stillſchweigen übergangen werden. Ferner mußten fie 
ordentlich aufgeſetzt und liquidirt, dem Gegner zur — Einwen⸗ 
13* 


dung mitgetheilt und zur richterlichen Moderation geftellt werden. Zu 
einem Eide war in ſolchen Fällen Niemand zu nöthigen . 

In der Lehre vom Proceſſe kommt auch das bei Gewinnung einer 
gerichtlichen Hypothek zu beobachtende Verfahren vor. Daſſelbe fand nur 
in den öffentlichen Rechtstagen, nach lübiſchem Rechte zu jeder Zeit ſtatt. 

Gläubiger und Schuldner hatten ſich beim wortführenden Bürgermeiſter 
anzugeben und der letztere hatte ſein Eigenthumsrecht an dem zu ver⸗ 
ſchreibenden Gute zu erweiſen und nach dazu erhaltener Erlaubniß das 
Geſuch um Verſchreibung deſſelben in Gegenwart der Gemeinde vorzu⸗ 
bringen. Proteſtirte ein älterer Gläubiger, ohne jedoch ſein Recht ge⸗ 
richtlich zu erweiſen und ließ Jahr und Tag darüber verſtreichen, ſo 
verlor er fein etwaniges Prioritätsrecht. Uebrigens durfte der Gläubiger 
ſich auch wider Willen des Schuldners eine Hypothek verſchreiben laſſen, 
beſonders wenn er ein rechtskräftiges Urtheil wider denſelben ausgewirkt, 
hatte 15. Daß auch Privathypotheken geſtattet waren, ſieht man aus der 
unten vorzutragenden Concursordnung. 

Von einem beſondern Strafproceſſe iſt nirgend die Rede. 

Das dritte Buch der neuen Statuten behandelt das Privatrecht mit 
Ausſchluß des Erbrechts und zwar zuförderſt, doch ſehr kurz, das Eherecht 
und die Vormundſchaften. Von Ehehinderniſſen kommt nur die nahe 
Verwandtſchaft vor, indem der zweite Grad derſelben bei Collateralen 
(Igleicherſeits Linie“) für ein ſolches galt. Der überlebenden Mutter 
war verboten, ohne Zuſtimmung ihrer Verwandten und der ihres verſtor⸗ 
benen Gatten ihre Kinder zu verloben. Verlobte ſich eine Wittwe oder 
Jungfrau wider den Willen ihrer Vormünder und Freunde, die ihre Zu⸗ 
ſtimmung aus wichtigen Urſachen verweigerten, ſo war die Verlobung, 
nichtig, und wer fie zur Ehe beredete oder entführte, ſollte verbannt wer⸗ 
den (das Frauenzimmer aber verlor doch nicht mehr ſeine Erbrechte, wie 
nach dem ältern rigaſchen und dem lübiſchen Stadtrechte) 1%. Die Mün⸗ 
digkeit wurde für das männliche Geſchlecht auf das Alter von achtzehn, 
für das weibliche auf das von vierzehn Jahren feſtgeſetzt und zwar in 
der Art, daß von der Zeit an Mobilien mit Zuſtimmung der Vormünder 
veräußert werden konnten; Immobilien durfte, wie nach älterm Rechte, 
Niemand ohne Zuſtimmung der Erben veräußern. Vormund durfte, wie 
früher, nur ein Bürger und ſteuerpflichtiger Stadteinwohner ſein. Außer 
der Vormundſchaft für Minderjährige und Wahnſinnige kommt auch die 
über Verſchwender vor; im Uebrigen wird aber auf die Warme 
nung vom Jahre 1591 verwieſen 20. 

8 Auch über das Obligationenrecht finden ſich nicht viel Beſtimmungen, 
da das römiſche Recht eine reichliche Quelle für daſſelbe abgab. Frei⸗ 
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willige Zufagen und Vergleiche, auch unter fremdem Gerichtszwange ge⸗ 
ſchloſſene, ſollten gehalten werden; bezog ſich aber der Vergleich auf eine 
Gewaltthat oder ein Verbrechen, fo blieb den Gerichten das desfallſige 
Straferkenntniß unbenommen ? n. Schuldforderungen waren nach Gaſtrecht 
binnen zwei Tagen, unter Mitbürgern aber binnen bürgerlicher Friſt zu 
entrichten, bei Strafe ſofortiger Execution. Um Forderungen aus Rech— 
nungen oder Schuldſcheinen, ohne Pfandverſchreibung, mußte der Schuldner 
binnen Jahr und Tag gemahnt werden bei Strafe des Verluſts derſelben; 
es ſei denn, daß man durch Zeugen erweiſen könnte, daß die Mahnung 
aus Freundſchaft unterlaſſen worden ſei. Zahlungsunfähige Schuldner 
mußten mit ihrer Perſon bürgen, d. h. ſich verhaften laſſen. Der Mann 
durfte ſeine Frau in ſolche Bürgſchaft nicht geben, wohl aber konnte er 
im Notbfalle ihre beſten Ueberkleider feinem Gläubiger überliefern. Die 
Frau haftete alſo für die Schulden ihres Gatten. Ibhrerſeits durfte fie 
ohne ihres Mannes Zuſtimmung keine Schulden machen. Hatte fie den⸗ 
noch etwas ohne des Mannes Vorwiſſen gekauft, ſo durfte ſie es auch 
verkaufen. Eine Kauffrau aber war in ihrem Geſchäfte ganz felbftftändig 
und haftete für daſſelbe zugleich mit ihrem Manne 22. Für den Zufall 
haftete der Commodatar nicht, desgleichen auch nicht der Depoſitar, wenn 
dieſer eidlich erhärten konnte, daß mit dem anvertrauten und treu von 
ihm verwahrten Gute, auch von dem ſeinigen etwas verloren gegangen 
war 28. Bot der Schuldner feinem Gläubiger, in Ermangelung anderer 
Mittel, ein freies unbeſchuldetes Erbgut zum Pfande an, ſo mußte es an⸗ 
genommen werden. Die Verpfändung von Immobilien konnte, außer 
durch die Stadtbücher, noch durch andere Urkunden oder Zeugen, die eines 
Kaſtenpfandes auch eidlich erwieſen werden. Für den zufälligen Verluſt 
des Pfandes haftete der Pfandhaber nicht, verlor aber ſeine Forderung, 
wenn nichts Anderes ausgemacht war *. - 

Auf die Lehre vom Pfandrechte folgte eine ausführliche Elaffification 
der Gläubiger im Concurſe und zwar: 1) ruckſtändige Stadtabgaben oder 
geiſtlichen Stiftungen zu entrichtende Renten, doch beide nur wenn ſie auf 
des Schuldners Gütern hafteten, 2) die Coneurskoſten, 3) Depoſita und 
Commodata, 4) Kaufſchillingsruckſtand auf Immobilien, wenn der Ver⸗ 
käufer ſich bis zur Zahlung das Eigenthum vorbehalten und es nicht of 
fentlich auftragen laſſen, 5) Erbportionen aus ungetheilten Gütern oder 
Erbgelder der Unmündigen an denſelben, 6) die nothwendigen Begräbniß⸗ 
und Curkoſten des verſtorbenen Gemeinſchuldners, 7) Dienſtbotenlohn, 
Hausmiethe und Koſt, es ſei denn daß der Verechtigte ſie ſehr lange nicht 
eingefordert hatte, 8) Morgengabe der Witnve, doch nur wenn fie ihr 
Vermögen den Gläubigern abtrat; blieb ſie darin ohne Inventar Jahr 
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und Tag figen, fo verlor fie ihre Morgengabe ?”. 9) Zur Ausbeſſerung 
eines Hauſes, mit ausdrücklicher Vorbehaltung des Pfandrechts, vorge 
ſtreckte Gelder, wenn ſie wirklich dazu verwandt worden und das Haus 
noch vorhanden war, 10) zum Kaufe eines Hauſes, unter demſelben Bor- 
behalte geliehene und wirklich dazu verwandte Gelder, 11) rückſtändiger 
Kaufſchilling, ebenfalls bei Vorbehalt eines Pfandrechts auf das verkaufte 
Gut, 12) nun erſt öffentliche Hypothekarien, Pflegkinder und Kinder der 
erſten Ehe wegen der ihnen zugeſicherten Anſpruchsgelder, nach dem Alter 
der Forderung, concurrirten die letztern aber allein mit der Morgengabe, 
ſo gingen ſie ihr vor. 13) Privathypothekarien, die mit Pflegkindern und 
Ausſpruchsgeldern ebenfalls nach dem Alter der Forderungen concurrirten. 
14) Deponenten wegen eines vom Depoſitar „abhängig gemachten“ De— 
poſitums; die zu Kauf oder Ausbeſſerung eines Hauſes, ohne Vorbehal— 
tung des Pfandrechts, Geld geliehen; Verkäufer, die in derſelben Weiſe 
etwas vom Kaufſchillinge ſtehen laſſen und Darleiher, die ſich keine Zinſen 
ausbedungen, ſämmtlich pro rata. 15) Sonſtige Gläubiger. Dieſe Elaf- 
ſification bot offenbar den letztern und ſogar den Hppothekarien wenig 
Sicherheit. 

Den Kaufcontract erklärte das rigaſche Statut nun dem römiſchen 
Rechte gemäß und in Abänderung des älteren Stadtrechts für einen Con— 
fenfualcontraet, deſſen Gültigkeit weder von einem gegebenen Handgelde, 
noch von Beſichtigung des Kaufgegenſtandes abhing, wie nach luͤbiſchem 
Rechte , indem Solches nur von Vieh- und Pferdekäufen gelten follte ?“. 
Von Eheleuten gekauftes Gut durften ſie auch wieder verkaufen; ſtarb 
aber einer von ihnen, ſo wurde dieſes Gut zum Erbgute und durfte nicht 
verkauft werden, ohne erſt, wie nach dem ältern Stadtrechte, den zwei 
Blutsverwandten von der männlichen und von der weiblichen Linie an— 
geboten zu werden. In fremde und „päpſtgeiſtliche“ Hände durfte es nie 
kommen (wie nach dem ältern Rechte) ??. Verkaufte Liegenſchaften mußten 
in den offenbaren Rechtstagen dem Käufer aufgelaſſen werden und der 
Verkäufer hatte hiebei Jahr und Tag die Gewähr zu leiſten. Nach 
Verfluß dieſer Zeit wurde kein Einſpruch angenommen 2 (wie nach dem 
ältern Rechte). Keine Ehefrau, ſie ſei denn eine Kauffrau, durfte ohne 
ihres Mannes Vorwiſſen mehr kaufen, als Strickwerk, Leinewand, Flachs, 
Wolle, Wollkarten und Spinnrocken, alles Uebrige brauchte der Mann 
nicht zu bezahlen?“ (wie nach dem luͤbiſchen und ältern rigiſchen Rechte). 

Kauf bricht Miethe, So daß wenn der Eigenthümer eine gemiethete 
Liegenſchaft vor Ablauf der Miethzeit verkaufte, der Miether dem Käufer 
weichen mußte und nur zu einem Schadenerſatze ſeitens des Verkäufers 
berechtigt war 1. Wie nach lübiſchem Rechte mußte der Eigenthümer 
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dem Mietber ein halbes Jahr vor dem Ablauf des Contracts fündigen, 
und wenn ein Haus abbrannte, ehe die Miethzeit halb zu Ende war, ſo 
batte der Miether nur die halbe Mietbe zu zahlen, verbrannte es aber 
Npäter, die ganze Jahresmiethe de (auch nach dem ältern rigiſchen Stabt- 
rechte). Der Dienfteontract wurde, wie früher, durch Verheirathung des 
Dienſtboten aufgehoben. Wurde derſelbe ohne Grund von dem Dienft- 
berrn gekündigt, fo hatte diefer dem Dienftboten den vollen Lohn auszu— 
zahlen; geſchah es ſeitens des Dienſtboten, ſo hatte der letztere den vollen 
Lohn zurückzuzahlen 3, wie nach Älterm rigiſchen Rechte (nach luͤbiſchem 
Rechte nur den halben Lohn). Das Zuͤchtigungsrecht der Dienſtherrſchaft 
wurde aufrecht erhalten? (ebenfalls nach lübiſchem Rechte). Entlaufene 
Dienſtboten ſollte man vor dem Ablauf ihrer Dienſtjahre bei Strafe nicht 
aufnehmen (wie nach älterem Rechte), Leibeigene aber durfte man ver 
mittels zweier Zeugen zurückfordern 99. f 5 | 

Der mit der Zinszahlung ſäumige Erbzinsner mußte fie, wie nach 
älterem Rechte, doppelt bezahlen. Auch das Verkaufsrecht des Grundei- 
genthümers an auf feinem Grund und Boden aufgeführten Gebäuden 
wurde aufrecht erhalten 9%, 3 | 

Bürgen zu ftellen, waren unbeſitzliche Schuldner, wie nach dem äl- 
tern rigiſchen und lübiſchen Rechte, verpflichtet; Beſitliche nur, wenn ihre 
Güter über den Belauf der Schuld (das „quantum debiti“) beſchwert 
waren. Wegen einer begangenen Mißhbandlung durfte niemand ohne 
Zuſtimmung des Klägers ausgebürgt werden, und Diebe, Räuber und 
Mörder durften nicht gegen Bürgſchaft auf freien Fuß geſtellt werden“. 
Gefundenes Gut ſollte, wie früher, den Vögten angezeigt werden s. In 
Betreff der Schenkung findet ſich nur die Beſtimmung, daß eine beerbte 
Ehefrau ohne Zuſtimmung ihres Gatten nur über ihre täglichen Kleider 
und ihr gewöhnliches Geräthe verfügen durfte. Wittwen konnten mit 
Zuſtimmung ihrer Vormünder über ihre fahrende Habe und ihr Einge⸗ 
dömde (Kleinodien) verfügen?“. N 

Das vierte, dem Erbrechte gewidmete Buch enthält über Teſtamente 
und geſetzliche Erbfolge nur böchft dürftige und meiſt aus dem Altern 
Rechtsbuche geſchöpfte Beſtimmungen, indem bier vorzüglich das gemeine 
beſchriebene kaiſerliche und geiſtliche Recht an die Stelle des älteren ſta⸗ 
tutariſchen treten ſollte. Teſtamente durften (wie nach dem altern riga⸗ 
ſchen und dem lübiſchen Rechte) ſchriftlich oder mündlich in Gegenwart 
zweier Zeugen und eines Stadtſecretairs errichtet werden und mußten, 
ſchriftliche: von ihnen unterſchrieben, und mündliche: von ihnen ſchriftlich 
anerkannt werden. Der Teſtator hatte zuförderſt fur Bezahlung ſeiner 
Schulden zu ſorgen, und konnte ſodann „zur Ehre Gottes und zu ſeiner 


Gründe und unbeweglicher Erbgüter“ %, worunter aber, nach Analogie 
des ältern rigaſchen und des lübiſchen Rechts und nach der ausdrücklichen 
Beſtimmung des B. III. Tit. 4. § 4. nur die Erbgüter zu verſtehen 
ſind. („Stehendes Erbe oder Erbfeſteigen mag weder Mann noch Frau 
ohne der Erben Urlaub vergeben noch legiren.“) 

In Betreff der geſetzlichen Erbfolge ward die Nähe der Geburt als 
entſcheidendes Princip aufgeſtellt. Doch wurden vollbürtige Geſchwiſter 
den Halbgeſchwiſtern und dieſe dem Oheim und der Muhme, wie nach 
älterm Rechte, vorgezogen. Katholiſche Geiſtliche, Mönche und Nonnen, 
desgleichen abgetheilte und uneheliche Kinder waren ausgeſchloſſen; die 
letztern aber konnten das Ihrige auf ihre Mutter und ihre ehelichen Kin⸗ 
der vererben *. Starben abgetheilte Kinder nach ihren Eltern, fo fiel 
ihr Nachlaß, in Abänderung des ältern Rechts, nur an die übrigen ab⸗ 
getheilten Geſchwiſter *; ſtarb aber ein abgetheiltes Kind bei Lebzeiten 
des einen der Eltern, fo accreſeirte deſſen Erbportion, wie nach älterm 
Rechte, dem Geſammtvermögen ?. Unabgetheilte Kinder erſter Ehe, 
die von ihrem Vater wegen ihres mütterlichen Guts keine Verſicherung 
bekommen hatten, erhielten ihrer Mutter Vermögen aus dem väterlichen 
Nachlaß voraus; desgleichen erhielt auch die Wittwe oder zweite Frau 
ihr eingebrachtes Gut und im übrigen Nachlaß theilten ſich alle Kinder 
nebſt der Wittwe nach Kopfzahl ; in Abänderung des ältern Rechts, 
wo nach bloßer Ausſcheidung der Mitgift die Wittwe kein Kindestheil 
erhielt, ſondern die Kinder aus jeder Ehe die Hälfte des übrigen Nach⸗ 
laſſes bekommen, was unlogiſch war, da jedes einzelne Kind gleiche 
Rechte am väterlichen Erbe hat. Aus dem III. Buche ſind noch die 
ebenfalls hieher gehörigen Beſtimmungen Tit. 3, über die Morgengabe 
nachzuholen, welche von der unbeerbten Wittwe aus dem Bermögen ihrer 
verſtorbenen Männer vorausgenommen wurde und für die großgildiſchen 
(höchſtens) 60 Mk. löthigen Goldes „zu“ (d. h. oder) 240 Thaler und 
für die kleingildiſchen 40 Mk. zu 160 Thlr. ausmachte. Ob dieſe Mor- 
gengabe eine bloße Widerlage, wie die frühere und dann geſetzlich noth⸗ 
wendig, oder ein freiwilliges beſonders zu beſtellendes Geſchenk war, 
läßt ſich um ſo weniger entſcheiden, als die Praxis ſich bei verſchiedenen 
Gerichten auf verſchiedene Weiſe ausgebildet hat, indem das Waiſenge⸗ 
richt die Morgengabe jeder unbeerbten Wittwe auf Verlangen auszahlt, 
die übrigen Stadtbehörden aber eine förmliche Conſtituirung und Eintra- 
gung in ein beſonderes Buch verlangen, ohne aber zu berückſichtigen, ob 
die Wittwe beerbt oder unbeerbt iſt. Die Analogie des ältern Rechts 
und die bevorzugte Stellung der Morgengabe im Concurſe ſprechen wohl 


Freunde Beſten“, was er wollte, vermachen, mit Ausnahme „liegender 


fürs die erſtere Anſicht s. Daß die Morgengabe nur der unbeerbten 
Wittwe zu Theil wurde, beweiſt B. IV. T. 6 § 1; die übrigen Stellen 
ſind nicht deutlich und die Praris giebt jeder Witwe die Morgengabe, 
wenn fie förmlich conſtituirt iſt. Den ganzen übrigen Nachlaß theilte fie, 
wie früher, zur Hälfte mit den Verwandten des Mannes; der Wirwer 
aber erhielt zwei Drittel des Nachlaſſes und die Verwandten ſeiner Frau 
ein Drittel 2. Wie im ältern Rechte findet ſich alſo nur bei der Ver⸗ 
theilung eines Nachlaſſes ein Anklang an die Grundſätze der ehelichen 
Gütergemeinſchaft und dieſe wird ebenfowenig, als im ältern Rechte all⸗ 
gemein ausgeſprochen. Die beerbte Wittwe verlor, wie nach älterem 
Rechte, die Morgengabe, bekam aber, wie oben bemerkt worden, außer 
ihrem eingebrachten Gute noch Kindestheil und beerbte auch ein nach des 
Vaters Tode lebensfähig geborenes und kurz darauf verſtorbenes Kind “. 
Die Wittwe durfte, ſo lange ſie nicht wieder heirathete, wie nach dem 
altern Rechte, zu keiner Erbtheilung mit ihren Kindern genöthigt werden, 
mußte aber ihre Haushaltung mit Zurath der Vormünder ihrer Kinder 
und der beiderſeitigen Verwandten einrichten. Das obige galt auch von 

der ſchwangern Wittwe bis zu ihrer Niederkunft 28. Eine gerichtlich über- 
führte Ehebrecherin verlor wie früher ihr Erbrecht w. 

Eine geſetzliche Abſchichtung der Kinder erſter Ehe war geſetzlich ge 
boten, ſobald der überlebende Ehegatte zur zweiten Ehe ſchritt. Der 
Wittwer behielt dann, wie nach älterm Rechte, wenn er nur ein Kind 
hatte, zwei Drittel, hatte er mehrere, die Hälfte des Geſammtvermögens; 
die Witwe genoß gleiche Rechte. Beide waren verpflichtet, das den Kin- 
dern zukommende Vermögen ihren Vormündern und Verwandten laut 
Inventar zu benennen, widrigenfalls ſie zur zweiten Ehe nicht aufgeboten 
wurden; der Vater aber durfte Vormund der Kinder werden ““. 

Wer einen ihm zufallenden Nachlaß binnen Jahresfriſt nicht einfor— 
derte, verlor ihn zum Beſten der Stadt, welcher auch alle erbloſen Gü- 
ter, wie früher, zufielen 21. Häuſer durften nicht getheilt, ſondern mußten 
abwechſelnd beſeſſen und auf gemeinſchaftliche Koſten unterhalten werden. 
Forderte einer der Mitbeſitzer ſeinen Antheil an einem gemeinſchaftlichen 
Grundſtücke, fo hatte er es zu ſchätzen und fein Mitbeſizer zwiſchen Geld 
und Gut zu wählen 2 (wie nach Landrecht). 

Das fünfte Buch, welches das Seerecht enthält, iſt viel ausführli- 
cher, als der entſprechende ältere Theil des frühern Rechtsbuchs; wir 
werden aber aus demſelben nur diejenigen Beſtimmungen herausheben, 
die von allgemeinem Intereſſe fein durften. Die Kaufflagge war verän- 
dert worden und war nun blau und weiß . Demjenigen Rheder, wel- 
cher den größten Theil des Schiffs beſaß, mußten die übrigen in Betreff 
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der Verwendung des Schiffs Folge leiſten (wie nach dem ältern Rechte), 
es ſei denn, daß derſelbe das Schiff zum Nachtheil feiner Mitrbeder 
wollte unbenutzt liegen laſſen »2. Lag ein Schiff ohne Boyen vor Anker 
und beſchädigte ein anderes, fo hatte es den Schaden zu erſetzen ?. Wurde 
ein Schiffer wegen Schulden verhaftet, oder durch Krankheit an ſeiner 
Reiſe verhindert, ſo mußte er die empfangene Fracht zurückzahlen oder 
einen Stellvertreter entweder ſelbſt ſchaffen oder durch die Rheder einſetzen 
laſſen. Bootsleute, die nur etwas beſaßen, ſollten wegen Schulden nicht 
aus dem Hafen fortgebracht werden, ſondern man ſollte ſich an ihrem 
Eigenthume halten; beſaßen fie aber nichts, fo mußte der Schiffer für fie 
zahlen, wenn er fie nicht entbehren wollte 5%. Alles Beſtimmungen, welche 
die möglichſte Erleichterung der Schiffsreiſen bezweckten. Der Schiffer 
durfte dem Bootsmann wohl einen Schlag geben; im umgekehrten Falle 
wurde der Bootsmann ſtreng beſtraft. Wurde ein Bootsmann auf der 
Reife krank oder erlitt in der Ausübung feiner Dienſtpflicht einen Scha— 
den, fo ſollte ihn der Schiffer heilen laſſen 575 ſtarb er auf der Hinreiſe, 
ſo erhielten ſeine Erben den halben Lohn, ſtarb er auf der Rückreiſe, den 
vollen ss. Der Bootsmann mußte die volle Reife hin und her machen, 
es ſei denn, daß er heirathete, oder ſelbſt ein Schiff kaufte und es führen 
wollte; er brauchte dann nur den empfangenen Lohn zurückzuzahlen 5%, 
Wer ein Schiff befrachtete und ehe es zur See ging, andern Sinnes 
ward, ſollte, wie nach dem ältern Rechte, die halbe Fracht zahlen. An 
der Ladung hatte der Schiffer ein Retentionsrecht, bis ihm die Fracht be— 
zahlt war; frachtete Jemand ein ganzes Schiff und konnte es nicht voll 
beladen, fo erhielt er dennoch die volle Fracht, desgleichen wenn der Be— 
frachter mit der Ladung zögerte, es ſei denn, daß der Schiffer, ohne ſeine 
Verhinderung, den leeren Schiffsraum mit anderm Gute füllen könnte. 
Erhielt ein ſchon befrachteter Schiffer zur bedungenen Zeit ſeine Ladung 
nicht und wurde in ſeiner Reiſe verzögert, ſo bekam er vom Befrachter 
einen Schadenerſatz, von dem ihm drei Viertel, dem Schiffsvolk aber 
nur ein Viertel zukam, weil es vom Schiffer beköſtigt wurde s'. Die in 
den folgenden Titeln enthaltenen Beſtimmungen über Werfen und Havarie, 
Schiffbruch und Strandgut, Bodmerei und Aſſecuranz duͤrften wohl nur 
für Fachmänner von Intereſſe fein. Der letzte Titel behandelt in neun 
SS das Wechſelrecht, welches im ältern Rechtsbuche nicht vorkömmt. Aus 
demſelben mag bemerkt werden, daß der Präſentant eines nicht acceptir⸗ 
ten Wechſels drei Tage nach Verweigerung der Zahlung zur Errichtung 
des Proteſts Zeit hatte. Wollte der Traſſat am Verfalltag noch zahlen, 
ſo mußte der Präſentant das Geld empfangen, wenn ihm zugleich die 
Proteſtkoſten erſtattet wurden; widrigenfalls ſandte er den Proteſt an den 
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Traſſanten und verlangte von ihm Capital, Intereſſe und Schadenerſatz. 
Das Verſprechen, einen Wechſel zu acceptiren, galt für eine Acceptation. 
Auch nach der Verfallzeit ſollte der Inhaber eines acceptirten Wechſels 
den Acceptanten fleißig mahnen und im Nichtzahlungsfalle binnen zwölf 
Tagen proteſtiren, bei Verluſt ſeines Regreſſes an den Traſſanten. Kam 
ein Wechſel mit Proteſt zurück, jo ſollte der Traſſant, wenn er nicht bes 
ſitlich war, ſofort durch Bürgen oder Pfänder Sicherheit ſtellen. Ae— 
ceptirte ein Handlungsdiener ohne Vollmacht oder Inftruction einen Wech— 
ſel im Namen ſeines Herrn, ſo war der Herr daran nicht gebunden. 
Wer zu Ehren des Traſſanten einen auf eine dritte Perſon geſtellten 
Wechſel acceptirte und zahlte, durfte den Wechſel mittelſt Ceſſion oder 
Proteſt an ſich nehmen, um von dem Traſſanten befriedigt werden 
zu können. 


Dias im ſechſten Buche behandelte Strafrecht hält ſich meiſt an die 


Beſtimmungen des ältern Rechtsbuchs, iſt aber theils milder, theils voll- 
ſtändiger. In demſelben befinden ſich zuförderſt Vorſchriften über Got— 
tesläſterung, Zauberei, Landesverrath und Majeſtätsbeleidigung. Dieſe 
Verbrechen kommen im altern Rechtsbuche nicht vor; das erſtere und letz- 


tere wird mit Leibesſtrafe, die beiden andern Verbrechen aber mit dem 


Tode beſtraft. In Betreff des Diebſtahls ward das frühere Recht, wel- 
ches jeden, der einen Ferding oder mehr an Werth geſtohlen hatte, zum 
Tode verurtheilte, dahin gemildert, daß der Dieb je nach der Beſchaffen— 
heit des begangenen Diebſtahls mit dem Staupenſchlag, der Karrenarbeit 
oder dem Tode durch den Strang beſtraft werden ſollte. Das Maaß der 
Strafe hing alſo ganz von dem richterlichen Ermeſſen ab. Ziehen der 
Sturmglocke, Erheben einer Fahne oder Anſtellung einer Verſammlung 
behufs eines zu erhebenden Aufruhrs war bei Leibesſtrafe verboten e. 
Fiel ein Streit vor und ein dazu gekommener Rathsherr gebot Friede, 
fo verfiel derjenige, der ihn brach, in fo hohe Strafe, als hoch der Friede 


geboten worden 2. Die Strafbeſtimmungen über Selbſtmord, Mord, 


Todtſchlag, Mißhandlungen, Bigamie, Ehebruch, Unkeuſchheit, Injurien, 
zugefügten Schaden und Verfälſchungen, ſtimmen mit dem ältern Rechte 
beinahe ganz überein. Wer einen Uebelthäter gegen diejenigen, die ihn 
greifen wollten, beſchirmte, verfiel in Leibesſtrafe, konnte ſich aber auch 
nach Beſchaffenheit der Sache mit einer Geldbuße löſen s. Der Hehler 
von Diebsgut ward einem Diebe gleich beſtraft 6%, Das Abhauen der 
Hand für Verwundung, desgleichen die Geldſtrafen für Verſtummelung, 
die im älteren Rechte vorkommen, ſollten durch Leibes- oder ſonſtige harte 
Strafe erſetzt werden. Wurde in einer Feuersbrunſt das nächſte Haus 
auf obrigkeitlichen Befehl abgeriſſen, ſo erhielt der Eigenthumer, wenn 


— ei 
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das Feuer dadurch geſtillt worden, von der Stadt den halben Werth ®. 
Die Todesſtrafe für das Halten falſchen Gewichts und Maaßes ward 
durch Leibes⸗ und Ehrenſtrafe erſetzt“s. Falſche Zeugen ſollten am Leibe 
beſtraft werden 7. Die im ältern Rechtsbuche vorkommenden Proceßre⸗ 
n eee eee eee eeeter kommen nicht wie⸗ 
der vor. 

Aus dieſer Darſtellung des Inhalts der neuen Statuten erhellt, daß 
fie kein vollſtändiges Geſetzbuch waren, noch fein wollten, das Verwal⸗ 
tungsrecht gar nicht umfaßten und in Betreff des Civil- und Criminal⸗ 
rechts der Ergänzung durch das römiſch deutſche und kanoniſche Recht, auf 
welches fie ohnehin hinwieſen, noch viel mehr bedurften, als das lübiſch⸗ 
revalſche Recht. a 

In Beziehung auf tirchliche Angelegenheiten ſt ſind zuförberf Competenz⸗ 
ſtreitigkeiten zwiſchen der weltlichen und geiſtlichen Obrigkeit, ein Nachhall 
der Zwiftigfeiten des vorigen Jahrhunderts, und fpäter Einſchreitungen der 
ſchwediſchen Regierung zu bemerken. Zur Beſeitigung der erſtern wurde 
eine Uebereinkunft vom 20. November 1625 getroffen. Auch Sachen ge⸗ 
miſchter Natur ſollten vors Conſiſtorium gelangen, aber in manchen Fällen 
dem Rathe mitgetheilt werden und zwar namentlich dem wortführenden 
Bürgermeifter, Ueber Vocirungen von Predigern und Schullehrern ſollte 
im Conſiſtorium berathſchlagt und ſodann dem Rathe referirt werden, der 
das Weitere beſorgte. Durch eine Verfügung vom 7. März 1666 behielt 
ſich der Rath die Beſtrafung grober Vergehen vor. Karl XI. verbot der 
Stadt im Jahre 1681 auf Anſtiften des ſonſt ſo verdienten Generalſu⸗ 


perintendenten Fiſchers, den Gebrauch eines eignenen, vom Oberpaſtor 


Brever für ſie verfaßten Katechismus. Im folgenden Jahre nahm er 
zwar den Befehl zurück, verbot aber dem Rathe, als einer untergeordneten 
Behörde, künftig einen Katechismus ohne höhere Genehmigung drucken zu 
laſſen und in allgemeinen Kirchenſachen etwas ohne königliche Erlaubniß 
anzuordnen. Durch ein Schreiben an den Generalgouverneuren vom 6. 
Januar 1688 erklärte er daher auch, es müſſe von den Conſiſtorial⸗ 
urtheilen die Reviſion an den König geſtattet werden, und ernannte am 
19. April den jedesmaligen Burggrafen zum Vorſitzer des Conſiſtoriums. 
Am 2. Juli übertrug er die Prüfung und Ordination der Stadtgeiſtlichen 
dem Generalſuperintendenten als Prokanzler der Landesuniverſität, die 
Solches nach ſchwediſcher Sitte zu beſorgen hatte. Demütbige Gegen: 
vorſtellungen halfen nichts, allein zwei Jahr fpäter ernannte er den Ober⸗ 
paſtor Brever zum königlichen Superintendenten für die Stadt und 
verlieh ihm die früher entzogenen Rechte. Am 22. September 1692 gab 
er ihm als Superintendenten eine Beſoldung von 600 Thlr. S. M., be⸗ 


hielt aber ins Künftige die Ernennung der Oberpaſtoren zu Superinten⸗ 
denten, nach gehöriger Prüfung ihrer Rechtgläubigkeit vor dem Erzbiſchofe 
von Upſala, der Krone vor. Die Einführung der neuen ſchwediſchen 
Kirchenordnung hatte er ſchon am 1. Juli 1690 befohlen, geftattete aber 
auf Vorſtellung der Stadt viele dem Herkommen gemäße Mobificationen 
derſelben (Juli 1691). 5 
Eine beſondere Aufmerkſamkeit verwandte die Stadtobrigkeit auf die 
Schulbildung. Neben der Domſchule, die nach dem von Rivius im vo⸗ 
rigen Zeitraume entworfenen Plane in ihren fünf Claſſen hauptſächlich 
Philologie und das Studium der Kirchenväter und der Schriftſteller des 
klaſſiſchen Alterthums im Auge hatte, wurde im Jahre 1631 ein Gymna⸗ 
ſium geſtiftet, welches die Univerſität erſetzen ſollte. Gelehrt wurde auf 
derſelben von ſechs Profeſſoren Theologie, Phyſik und Ethik, Metaphyſik 
und Logik, Jurisprudenz nebſt Politik und ſpäter Mathematik, Dichtkunſt 
und Beredſamkeit nebſt Geſchichte und griechiſcher Sprache. Der Curſus 
war ein dreijähriger z indeſſen wurde das Gymnaſium von den Wohlha⸗ 
benden gewöhnlich nur ein paar Jahre beſucht und ſie gingen ſodann auf 
ausländiſche Univerſitäten. In der Belagerung vom Jahre 1656 ward 
das Gymnaſiumsgebäude zerſtört und erſt im Jahre 1677 wieder einge⸗ 
richtet und eröffnet. Im Jahre 1697 ertheilte der Rath den Profeſſoren 
eine Inſtruction os, in welcher derſelbe unter Andern ihnen eine häufige 
Abhaltung der öffentlichen Disputationen und Declamationen (Redehand⸗ 
lungen) ans Herz legte. Eine große Menge derſelben, ſowie auch von 
Programmen, hat ſich auch bis auf unſere Zeit erhalten und ift zum 
Theil vom Profeſſor der Theologie und nachherigen Superintendenten 
Brever im Jahre 1655 in zwei ſtarken Bänden geſammelt worden. Die 
Belagerung des Jahres 1710 machte aber wiederum dieſer Anſtalt ein 
Ende o. Im Jahre 1681 errichtete der Rath zum Beſten der über der 
Düna und in den Vorſtädten wohnenden Deutſchen und Letten einige: 
Elementarſchulen und gab eine Schulordnung heraus 7a. Ehe noch das 
Gymnaſium nach der erſten Zerſtörung deſſelben wieder eröffnet worden 
war, gründete Karl XI. mittels Reſolution vom 4. Auguſt 1675 die 
Scbola Carolina, ſpäter Lyceum genannt, welche im Jahre 1804 mit dem 
Claſſen der Domſchule vereinigt das jetzige Gouvernements⸗ 
aſium bildete. Der König ſetzte ihr eine jährliche Summe von: 
4500 Thaler S. M. aus, die Stiftung geſchah auf den Antrag des Ger 
neralſuperintendenten Johann Fiſcher und des ſchwediſchen Oberſten 
Herrmann von Campenhauſen, des Erbauers der rigaſchen Cita⸗ 
delle. Dieſe Anſtalt, die in einer an der Jakobikirche angebauten und in 
einen Speicher verwandelten Capelle ihr Local erhielt, wurde hauptſächlich⸗ 
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durch den zweiten Rector Johann Uppendorf (1678—1698), durch deſſen 
Nachfolger und Schüler Adrian Preußmann (ſtarb 1701) und durch den 
Rector Wendelin Steuding (1702— 1713) gehoben und hatte gleich an- 
fangs eine beträchtliche Schuͤlerzahl (ungefähr 130), meiſt aus livländi⸗ 
ſchen Edelleuten, Prediger- und Kronsbeamtenſöhnen und rigaſchen Ein— 
geborenen und Kurländern beſtehend. Viele ausgezeichnete Männer, wie 
die Generalſuperintendenten Brüningk und Jakob Fiſcher und Andere ſind 
im Lyceum gebildet worden. In der Belagerungs- und Peſtzeit des J. 
1710 ſtarben die meiſten Profeſſoren; die Anſtalt ging ein und wurde 
erſt im Jahre 1733 auf Betrieb des Generalmajors und Landraths Bas 
ron Johann Balthaſar Campenhauſen, eines Sohnes des oben 
genannten Herrmann von Campenhauſen und Zögling des Lyeeums, 
wieder hergeſtellt ri. 

Bei allen Bemühungen um größere Bildung herrſchten dennoch aber⸗ 
gläubiſche und barbariſche Vorurtheile. So wurde im Jahre 1630 eine 
Bäuerin, Namens Greete, beim Generalgouverneuren wegen Zauberei 
angeklagt. Dem Arrendator des Guts war ein Kind, einigen Bauern 
Vieh geſtorben und die Aecker ihrer Nachbaren hatten nur Stroh getragen, 
die ihrigen aber Getraide. Das waren freilich ſchlagende Beweiſe. Nach 
ausgeſtandener Waſſerprobe wurden ihr durch die Folter Geſtändniſſe ab— 
gepreßt. Am 19. Juli ward ſie verbrannt. Im Auguſt hatte ein anderes 
Weib, Lucia, daſſelbe Schickſal und das auf die Anklage eines Feldwebels, 
daß ſie ſein Kind bezaubert habe. Nach den Acten zu urtheilen, hatte ſie 
wohl das kranke Kind durch Quackſalberei wider ihren Willen ums Leben 
gebracht. Aus Furcht vor der Folter machte fie die ausführlichften Ge⸗ 
ftändniffe 12. Ein Theater hatte Riga auch in dieſem Zeitraume noch 
nicht. Im Jahre 1675 baten „Studioſen“ den Rath um Erlaubniß „eis 
nige Comödien zu präſentiren“, die ihnen trotz der Gegenvorſtellungen 
des Oberpaſtors Brever auch ertheilt wurde ds. 5 

Einen Blick in die Sittengeſchichte jener Zeit läßt uns die Kleider 
ordnung vom 10. October 1677 thun. Sie war gegen „die leidige 
Hoffahrt, Ueppigkeit und Verſchwendung“ gerichtet, für welche man durch 
Krieg und Peſt geſtraft worden ſei. Durch dieſe Verordnung wurden 
goldene, ſilberne und ſeidene Stickereien, Kleinodien aus Edelſteinen und 
zobelne Muffen, Kragen und Aufſchläge beiden Geſchlechtern verboten, den 
Frauen auch die Zobelmuͤtzen und langen Schleppen, den Dienſtmaͤdchen 
ſeidene Röcke und Kappen. Zu Hochzeiten ſollten höchſtens 80 Perſonen 
eingeladen werden, dieſelben von 2 Uhr Nachmittags bis 10 Uhr abends 
dauern und von keinen üppigen Gaſtereien begleitet ſein. Bei gutem 
Wetter ſollten die Mannsperſonen ſich zu Fuß und nicht zu Wagen zur 
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Hochzeit begeben; die Taufen ſollten in den Kirchen gehalten werden. 
Koſtbare ſeidene mit Gold geſtickte Decken und Gardinen, köſtliche Ge- 
tränke und Gonfitüren waren verboten; auch die Särge ſollten einfach 
ſein a. Andere Luxusverordnungen aus jener Zeit mögen um ihres klein— 
lichen bevormundenden Characters willen wohl nicht immer beachtet wor— 
den ſein, ſo die (aus den Jahren 1639 und 1643), nicht aus Römern 
und Gläfern, ſondern aus Kannen zu trinken, nur einerlei Wein und 
nach der Mahlzeit keinen zu reichen (1658, 1666), von Michaelis bis zum 
Vorjahre nur rigaſches Bier zu trinken (1661), nicht goldene Ketten um 
Leib und Hut, Atlas, Sammt und Plüſch alltäglich, Zobelmützen, Muffe und 
Mäntel zu tragen (1639, 1645, 1649, 1657) 76. Einzelne Züge der 
Sittengeſchichte Rigas liefert auch das Seeretbuch des Bürgermeiſters 
Dunten. Am 17. Juli 1599 geboren und vom Vater urſprünglich zum 
Studiren beſtimmt, trat er im Jahre 1610 „wegen natürlicher Blödigkeit“ 
in deſſen Seidenkram, war acht Jahre lang Commis und blieb dann auch 
noch fünf Jahre in der Handlung des Vaters, der ihm ſodann einen Viertel 
des Gewinnſtes verſprach und ſtatt deſſen ſpäter ihn mit einem Capital 
von 1000 Reichsthalern abfand. Dieſe wuchſen in vier Jahren zu vier 
tauſend Thalern an, eine, wie es ſcheint, damals bedeutende Summe, 
denn Dunten „unterſtand ſich“ zu heirathen und zwar die „tugendhafte 
Jungfrau“ Anna Derling (am 14. Juli 1628). Sie hatte eine Mitgift 
von 2000 Gulden (666 Reichsthalern) und erhielt von ihm eine goldene 
Kette nebſt einem Kleinod, ein paar goldene Armbänder und einen Dia⸗ 
mantring zum Hochzeitsgeſchenk, ſowie eine Menge Silberzeug von ihren 
Eltern, Verwandten und Freunden. Duntens Töchter heiratheten in den 
Jahren 1647 und 1653 die Stadtſecretaire Dettingen und Meiners und 
erhielten jede von dem Vater einen Brautſchatz von 2500 Ducaten oder 
5000 Reichsthalern und ein paar vergoldete Kannen von über hundert 
Loth zum Hochzeitsgeſchene. Ein gleiches Geſchenk erhielt Duntens 
Tochter Meiners, als fie in zweiter Ehe den bekannten Oberpaſtor Jo— 
bann Brever heirathete. Das Haus, welches Dunten kaufte, foftete ihm 
nur 4370 Reichsthaler und der Speicher 700 Thaler, ein Beweis, daß 
das Geld damals einen größeren Werth hatte, als heut zu Tage. Seine 
anz belief ſich im Jahre 1637 auf nur 66,000 Thaler und er 
war doch, wie es ſcheint, einer der reichſten Kaufleute Rigas. Die an⸗ 
kommenden Generalgouverneure erhielten ein Willkommen in Lebens⸗ 
mitteln, z. B. General Wrangel am 3. September 1643 zwei Marzipane, 
einen Korb Citronen und Pomeranzen, einen mit Cremebrod, einen mit 
ßbrod, zwei mit Gebackenem, einen geſchlachteten Ochſen, drei Kälber, 

ei Schaafe und zwei Tonnen Wein re. Von Luſtbarkeiten kommt im 
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Jahre 1699 eine vom Gouverneuren Soop aus einigen Officieren und 
ihren Frauen veranſtaltete Maskerade vor, in der ein deutſcher Kaufmann, 
Lappländer, Dalekarler, Schiffer, Jäger, Doctoren, Juden, Philoſophen, 
Taſchenſpieler, holländiſche Gaſiknechte u. a. vorkommen . Theatervor⸗ 
ſtellungen wurden bisweilen von durchreiſenden Schauſpielern gegeben, 
ſo z. B. im December 1674 im ehemaligen Nonnenkloſter bei der Jakobi⸗ 
kirche 73, . 

Der Güterbeſitz der Stadt erweiterte ſich durch Schenkungen Gu⸗ 
ſtav Adolphs, der ihr am 21. September 1624 ein den Jeſuiten gehöri⸗ 
ges Grundſtück in der moskauſchen Vorſtadt, Kellersacker genannt, am 
19. November Gebiet und Hakelwerk Lemſal, und am 30. September 
1623 noch das Gut Ableben im Lemſalſchen ſchenkte, auch in ſeinem Haupt⸗ 
privilegium vom 25. September 1624 den Beſitz der Güter Uexküll und 
Kirchholm beſtätigte. Die Gerichtsbarkeit über Lemſal, Uerküll und Kirch⸗ 
holm blieb aber bei dem Landgerichte 7%, bis daß durch eine Nefolution 
vom 5. September 1648 der Rath die Gerichtsbarkeit über das Hakel⸗ 
werk Lemſal erhielt. Außerdem kaufte die Stadt die Güter Blumenthal 
und Jungfernhof, Roſenhof und Garkiſch, welche ihr von der königlichen 
Regierung beſtätigt wurden . Das Amt Neuermühlen wurde der Stadt 
(am 26. November 1658) zum Lohne für die während der Belagerung 
erwieſene Treue und Feſtigkeit vom Könige Karl Guſtav geſchenkt. So 
lange die Krone nicht in Beſitz deſſelben war, bezog die Stadt jährlich 
2000 Thaler aus den Zolleinkünften, bis ihr dies Amt durch königliche 
Reſolution vom 8. Juni 1675 förmlich übergeben wurde. Die wieder: 
holten Güterkäufe, ſo wie die großen Bauten, die, wie wir gleich ſehen 
werden, in Riga ſtatt fanden, zeugen von dem Wohlſtande der Stadt. 

Die Befeſtigung des rigaſchen Schloſſes, welches damals von der 
Stadt durch Wall und Graben getrennt war und gleichſam eine kleine 
Citadelle neben derſolben bildete, wurde von der ſchwediſchen Regierung 
eifrig betrieben. Von General Wrangel im J. 1646 angefangen, wurde 
fie fpäter vom Generalgouverneuren Drenftierna fortgeſetzt und zwar, wie 
der Bürgermeiſter Dunten in feinem: Secretbuche behauptet, zum Nach- 
tbeife der Stadt. Dieſelbe ſchickte eine Deputation nach Schweden, um 
gegen den entworfenen Plan Vorſtellungen zu machen. Die Regierung 
forderte außerdem auch noch den Stadtingenieur Mühlmann nach Stock⸗ 
bolm (im J. 1648). Orenſtierna, der zugleich Reichsſchatzmeiſter war 
und ſich in Stockholm befand, unterhandelte, wie Dunten berichtet, heim⸗ 
lich mit demſelben, fo daß ein der Stadt noch nachtheiligerer Plan ange⸗ 
fertigt und angenommen wurde. Mühlmann ward Generalzeugmeiſter 
für Livland, verlor aber ſeine Anſtellung in Riga. Im J. 1648 erbaute 
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die Stadt ihre Zeughäuſer n. Fünf Jahre ſpäter wurde um die Vor⸗ 
ſtadt herum eine Befeſtigung von den Sandbergen an über die Stadt⸗ 
weide bis zum Schloßgraben angelegt 2. Die Belagerung Rigas durch 
die Ruſſen im J. 1656 brachte aber die ſchwediſche Regierung auf den 
Gedanken, die Feſtungswerke durch Errichtung einer förmlichen Citadelle 
zu verſtärken, welche durch den ſchwediſchen Obriſten, Baron Hermann 
Campenbauſen, angelegt wurde und noch jetzt vorhanden iſt. An das 
Schloß baute man im J. 1682 ein Zeughaus an, nach der Stadt zu, 
wodurch es ſehr verunſtaltet wurde »». Von milden Stiftungen find zu 
bemerken: das im J. 1645 in der Vorſtadt erbaute ſteinerne Georgen⸗ 
hoſpital nebſt Kirche am Kubs⸗ und Hummerkummerberge, ungefähr wo 
etzt das Nikolai-Armenhaus iſt, für 160 Arme, früher nur eine Scheune 
zur Aufnahme der während der Peſt und Hungersnoth nach Riga ſtrö— 
menden Landbewohner, welche ſchon im Anfange des 17. Jahrh. erwähnt 
wird. In ders ruſſiſchen Belagerung vom J. 1656 ward es verſchont, 
aber bei der ſächſiſchen im J. 1700 zerſtört, wenige Jahre darauf wieder 
aufgebaut und bei der Belagerung durch die Ruſſen im J. 1710 zum 
zweitenmale in Aſche gelegt und erſt im J. 1747 in der Stadt neu er⸗ 
richtet. Sein jetziges Waiſenhaus erhielt Riga im J. 1651. Es wurde 
zum Theil auf Koſten des großgildſchen Aelteſten Klaus Kempe errichtet 
und iſt nur für Bürgerkinder beſtimmt. Am 1. October 1678 erließ der 
Rath für daſſelbe eine Waiſenhausordnung. Im J. 1699 errichtete der 
Rath zur Unterſtützung der Armen die erſte Lotterie sa. Ums J. 1679 
ward in Riga auf den Antrag des Bürgers Piehl ein Zuchthaus erbaut os 
und im J. 1663 eine Wafferleitung durch die Bemühung der drei Raths⸗ 
herren Fuchs (des Schriftſtellers), Dreiling und Vegeſack errichtet, die 
noch jetzt die Stadt mit Trinkwaſſer verſieht. Seine Floßbrücke verdankt 
Riga dem nordiſchen Kriege. Sie wurde zuerſt im Juli 1701 vom Ge⸗ 
neralgouverneuren angelegt, um Karls XII. Uebergang über die Düna 
zu erleichtern, und dann der Stadt überlaſſen, welche die Koſten erſetzte 
(5961 Thlr. 88 Gr.). Nachdem fie zweimal, durch den Eisgang vom 
J. 1705 und die Belagerung von 1709, zerſtört worden, ward ſie im J. 
1714 wieder hergeſtellt #6. 

Rigas Kirchen litten außerordentlich durch die wiederholten Belage⸗ 


kungen und durch andere Zufälle, namentlich wurden die in der Vorſtadt 


egenen Kirchen, die ſchon im J. 1413 erwähnte Gertrudenkirche von 
den Schweden (am 4. Auguft 1605) und die im J. 1636 errichtete Je⸗ 
ſuskirche während der beiden ruſſiſchen Belagerungen gänzlich zerſtört ®7, 
erner ftürzte am 11. März 1666 der vor beinahe dreihundert Jahren 


gebaute und fünf und ſiebzig Faden hohe Thurm der Peterskirche ein und 
Th. II. Bd. II. 14 
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zerſchmetterte 8 Perſonen, einen Theil der Kirche und ein nebenliegendes 
Haus. Am 2. Mai 1677 wurde dieſe Kirche ſowohl, als die Johannis- 
kirche durch eine große Feuersbrunſt zerſtört, jedoch ſofort wieder neu auf— 
gebaut und im J. 1679 wieder eingeweiht; der Thurm ward erſt im J. 
1689 fertig. Der Bau bis ans Kirchendach koſtete nur 34,030 Rthlr. 
39 Groſchen und der 418 Fuß hohe Thurm nur 17,788 Rbl. ss. Im 
J. 1683 ſchenkte der Bürgermeiſter Samſon eine ſteinerne Kanzel und 
des Bürgermeiſters Dunten Wittwe einen marmornen Altar; desgleichen 
Karl XI. im J. 1690, 50 Schiffpfund Kupfer, 5000 Thaler werth, zum 
Decken des Dachs, und im J. 1695 der Bürgermeifter Hans von Dreiling 
ein von ihm in Holland für die Summe von 8000 Thaler beſtelltes 
Glockenſpiel, deſſen Aufſtellung der Stadt auch noch über 4000 Rthlr. 
koſtete. Ueberhaupt ſcheint dieſe Kirche als die eigentliche Stadtkirche bei 
den Bürgern am meiſten beliebt geweſen zu ſein; indeſſen wurden auch 
andere Kirchen durch ihre Freigebigkeit bedacht. So wurde im J. 1634 
das Dach der Domktrche zum Theil durch freiwillige Beiträge der Buͤr— 
ger, zu denen unter Andern Bürgermeifter Dunten 25 Rthlr. bergab, mit 
Kupferplatten gedeckt. Eine reichliche Einnahmsquelle floß den Kirchen 
aus dem Verkaufe der Erbbegräbnifle, welche von angeſehenen Bürgern 
häufig erworben wurden. So kaufte ſich im J. 1648 Bürgermeiſter Dun⸗ 
ten ein Erbbegräbniß in der Peterskirche für 150 Rthlr. und im folgen— 
den Jahre noch eins in der Domkirche für 50 Dukaten (100 Thlr.) ss. 
Sehr häufig wurden die rigaſchen Kirchen vom Blitze getroffen und mehr 
oder weniger beſchädigt. Am unglücklichſten war die Peterskirche, welche 
am 21. Mai 1721 im Beiſein Peters des Großen und trotz ſeiner An— 
ſtrengung ſie zu retten, durch einen Blitzſtrahl, der über den Altar in die 
Kirche fuhr, und den darauf folgenden Brand ganz in Aſche gelegt wurde. 
Hiebei gingen eine Menge Denkmäler des 16. Jahrh. und die künſtlich 
gemalten Fenſterſcheiben völlig zu Grunde. Die Kirche ward raſch wie— 
der aufgebaut und am 12. Januar 1724 wieder eingeweiht. Erſt neun 
Jahr ſpäter erhielt ſie eine Orgel, ein Geſchenk Gottfried Kloſſens, das 
ihm über 5000 Thlr. koſtete, und erſt im J. 1746 einen Thurm. 

Der in zahlreichen Spenden ſich bekundende kirchliche Geiſt war nicht 
frei von beſchränktem Dogmatismus und engherziger Verfolgungsſucht. 
Im J. 1705 wurde Theodor Krüger, Paſtor an der Jakobikirche zu Riga, 
vor dem königlichen Senate von der übrigen rigaſchen Geiſtlichkeit als 
Ketzer verklagt, weil er weder die Reformirten, noch überhaupt ir⸗ 
gend welche fremde Confeſſionsverwandte verdammen wollte, die Be⸗ 
fugniß der Prediger zur Sündenvergebung läugnete und das den Kindern 
eingelernte begriffloſe Beten ein Plappern nannte. Der Senat ſprach ihn 


— 
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frei (Mai 1707), allein am 11. Auguft 1708 ward er durch eine fö- 


nigliche Entſcheidung als nicht orthodor und als Schwärmer abgeſetzt 9% 
Große Feuersbrunſt erlitt Riga in den Jahren 1677 und 1689. 


Als vermeintlicher Urheber der erſtern wurde der ganz unbeſcholtene Stu— 


dioſus Gabriel Frank aus Zwickau angegeben und aus offenbar un- 
zureichenden Gründen, nach einer grauſamen und dazu noch widergeſetz— 
lichen Anwendung der Tortur zum Feuertode verurtheilt. Größerer Ber- 
dacht fällt auf den zur Angebung Franks wohl durch eine Suggeſtivfrage 
des Richters verleiteten, ganz unbemittelten Schweden Peter Andreſſen, 
der ſeiner Ausſage nach wenigſtens einen, obwohl von ihm ſelbſt wieder 
in der Ausführung verhinderten Verſuch zur Verbreitung des ſchon an⸗ 
gefangenen Brandes machte und als Theilnehmer an der vermeintlichen 
Brandſtiftung gleichfalls hingerichtet wurde?“. Vom 21. bis zum 23. 
Mai dauerte der Brand; die Peters- und die Johanniskirche nebſt beinah 
200 Häufern und Speichern wurden nebft den darin befindlichen Gütern 
und Waaren ein Raub der Flammen. Zum Andenken an dieſe Begeben— 
heit wurde auf dem Richtplatze in der Vorſtadt eine Säule mit einer be— 
zuͤglichen Inſchrift errichtet , welche erſt vor wenig Jahren abgetragen 
worden iſt. Wohl in Folge dieſes Brandes ward im J. 1678 das Ver⸗ 
bot der Errichtung und Ausbeſſerung hölzerner Gebäude erneuert. Die 
zweite Feuersbrunſt fing in eines Tiſchlers Haufe an und legte in 12 Stun- 
den über 580 Häufer, darunter das neue Waiſenhaus, in Aſche ®, 
Von einem ſehr ſchweren Eisgange nach heftigem Winterfroſte litt Riga 
in der Nacht des 6. April, wo der vom gefrorenen Meere zurücgehal- 
tene Strom die Stadtthore ſprengte, in Kirchen und Häufer drang, viele 
Waaren verdarb und erſt nach vier Tagen fiel v2. Im J. 1700 zählte 
die Stadt 1642 wehrhafte Männer, d. h. 577 Bürger, 572 Kauf- und 
Handwerksgeſellen, Jungen 192, Knechte 301, im J. 1720 nur 398 Bür⸗ 
ger und 402 Geſellen, im Ganzen 4854 Einwohner in der Stadt ſelbſt 
und 1015 in den Vorſtädten »». So ſehr hatte die Stadt von der letzten 
ihrer vielen Belagerungen gelitten. 

Für die innere Geſchichte Dorpats beſitzen wir eine reichhaltige 
Duelle in des fleißigen Gadebuſch Auszügen aus den dortigen Raths⸗ 
pebtocollen. Einige Parteilichkeit für den Rath gegen die, wie es ſcheint, 

eilich ſehr oft ohne Grund widerſpenſtige und von Demagogen mißlei⸗ 
e Burgerſchaft iſt indeſſen darin nicht zu verkennen. Eine zum Lei- 
chenbegängniſſe des Königs Guſtav Adolph im J. 1634 nach Stockholm 
abgeſandte Deputation, die von Seiten des Generalgouverneuren Skptte 
eine bereitwillige Unterftügung fand, erlangte eine allgemeine Beftätigung 
der Stadiprivilegien vom 7. Auguft und Hofgericht und de nſiſto iam 
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erhielten am 6. Auguſt Befehl, ſich in keine Rechtshändel zu miſchen, die 
nicht durch regelmäßige Appellation vom Rathe an fie gelangten 96, Ihre 
Beſchwerden brachte die Stadt meiſt vor den Generalgouverneuren (z. B. 
ſchon im J. 1630) oder durch beſondere Deputationen nach Stockholm 
oder auch vor die Landtage, die ſie bisweilen noch beſuchte (z. B. im J. 
1643). Abgeſehen von den Streitigkeiten mit den Landbewohnern und 
unter den Gilden in Bezug auf Handelsberechtigungen, welche bei der 
Darſtellung der Handelsverhältniſſe vorkommen ſollen, dreht ſich die Ger 
ſchichte Dorpats um die Differenzen mit dem Landgerichte, dem Statthal⸗ 
ter oder Landeshauptmann und dem Oberconſiſtorium zu Riga, wegen 
Eingriffe in die ſtädtiſche Gerichtsbarkeit, um die Streitigkeiten zwiſchen 
Rath und Burgerſchaft, hauptſächlich in Betreff der von erſterem ge— 
forderten Geldbewilligungen und des ſtädtiſchen Rechnungsweſens, um 
ſtreitige Nahrungsrechte und um die Aufnahme Undeutſcher zu Bürgern. 
In Betreff der Nahrungsbefugniſſe zeigt ſich ein wohl übertriebenes Stre- 
ben nach möglichſter Abgeſchloſſenheit, der Kampf des abſterbenden ger⸗ 
maniſchen genoſſenſchaftlichen Prineips gegen die modernen Ideen des 
Gemeinwohls und der einheitlichen buͤrgerlichen Geſellſchaft. Iſt auch 
nicht zu läugnen, daß die Verſchiedenheit der Stände größtentheils auf 
der des Erwerbs und der Lebensart beruht und die Aufhebung der letz— 
tern die ſtändiſche Verfaſſung untergraben und eine demokratiſche Nivelli⸗ 
rung vorbereitet hätte, fo gilt doch nicht daſſelbe von den zahlreichen Ab— 
theilungen und Unterabtheilungen, in welche die Stände ſelbſt zerfielen. 
Im Jahre 1634 ward das Amt der Leinweber auf 24 Meiſter beſchraͤnkt, 
ſpäter (1640) das der Goldſchmiede auf ſechs. Im J. 1674 wurde den 
Schuſtern verboten, mehr als drei Geſellen und zwei Lehrlinge zu halten. 
Um den Folgen ſolcher Beſchränkungen vorzubeugen, wurden die Hand— 
werker wiederholt (1635 und ſpäter) ermahnt, ihre Kunden nicht zu über⸗ 
ſetzen, widrigenfalls man ihnen Taxen ſetzen würde, eine bei den meiſten 
Gewerbsgattungen unausführbare Drohung. Auch klagte der Adel mehr— 
mals über die dörptſchen Schuſter und Schneider. Im J. 1677 mußten 
Knochenhauer und Bäcker ermahnt werden, beſſeres Fleiſch und Brod zu 
liefern; doch ſchon drei und fünf Jahr ſpäter erneuerten ſich die Klagen. 
Im J. 1637 erhielten auch die Fuhrleute einen Schragen und ihr Ge⸗ 
werbe wurde jo ebenfalls zu einem privilegirten. Drechsler und Bötti⸗ 
cher fanden ſich erſt im J. 1684 ein, vier Jahr ſpaͤter ein Kupferſchmidt. 
Soldaten und Dienern von Edelleuten, die für ihre Herren arbeiten, 
ſollte die Betreibung von Handwerken nach einer Unterlegung des ſchwe⸗ 
diſchen Handels⸗Collegiums vom J. 1678 geftattet werden *. Die über- 
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Müffigen Koſten bei der Aufnahme zum Meifter wurden am 4. April 
1688 vom Generalgouverneuren verboten. 

Ein reicher Undeutſcher, Hans Bull, ward in die Bürgerſchaft auf⸗ 
genommen und Abſchiede des Raths von 1635 und 1647 erklärten „zur 


Populirung der Stadt und Gemeinde“, die Eſthen für gildenfähig, wenn 


ihre Eltern oder Voreltern ſchon angefangen hätten „abzuarten“ und ſich 
ehrbar und bürgerlich benommen hätten. Dennoch nahm fpäter (1647) 
die große Gilde dem Bull feine Waaren, die in Zwiebeln, Laken, Schu- 
hen, Handſchuhen und Zäumen beſtanden. Der Generalgouverneur befahl 
ihre Rückgabe und der Rath die Aufnahme Bulls in die deutſche Kir— 
chengemeinde, ſowie die königliche Regierung (1649) ſeine Aufnahme in 
die große Gilde. Im J. 1682 erhielten ſechs undeutſche Leinweber das 
Bürgerrecht. Allein ſechs Jahre darauf ward dem Amte verboten, Bauer 
kerle in die Lehre zu nehmen. Einmal (1635) ging der Rath mit dem 
Gedanken um, eine undeutſche Gilde, natürlich mit beſtimmten Gewerbs⸗ 
befugniſſen, zu errichten, was aber der privilegirten Bürgerſchaft ebenſo 
wenig gefallen hätte, als die Aufnahme undeutſcher Glieder. Im Jahre 
1684 verweigerte auch der Rath die von den deutſchen, obwohl nicht zahl⸗ 
reichen Knochenhauern verlangte Abſchaffung ihrer undeutſchen Kameraden. 
Der Weinſchank und die Meth- und Bierbrauerei wurden für Ger 
werbe der großen Gilde erklärt und der kleinen die Bierbrauerei nur bis 
auf eine beſtimmte Quantität, ſowie der Branntweinbrand und das Ver⸗ 
von Bier und Branntwein auf der Gildſtube verſtattet und auch 

das, nach der Acciſeordnung vom 20. Januar 1636, nur den deutſchen 
Gliedern der Gilde. Die Goldſchmiede wurden für Genoſſen der großen 
Gilde erklärt (was fie auch noch jetzt in Livland find) und den Kleingil⸗ 
diſchen, die ihr Handwerk aufgegeben, ward erlaubt, in die große Gilde 
zu treten. In die Gilden ſollte Niemand ohne Vorzeigung eines Ge⸗ 
iefes aufgenommen werden. Bönhaſen ſollten nicht geduldet wer⸗ 

en. Eine Nahrungsordnung, die der Rath im J. 1641 veröffentlichte, 
regte den Widerſpruch der Gilden und der Aeltermann der großen, 
chlottmann, wurde bei dieſer Gelegenheit gegen den Rath ſo grob, 

'B dieſer ihm das Wort legte, worauf Schlottmann abdankte. Erſt im 


| Folgenden Jahre verglichen ſich die Gilden mit dem Rathe über die Ans 


nahme der neuen Verordnung. Daß man anfing, ſich der Gewinnung des 
1 gerrechts zu entziehen, ſieht man aus der Beſtimmung der im Jahre 
635 erlaſſenen Hochzeit⸗, Kindtauf- und Begräbnißordnung, nach welcher 
nemand von der Kanzel abgekündigt werden durfte, der das Bürgerrecht 
nicht gewonnen habe. In dieſer Verordnung wurde die Anzahl der zu 
enden Gaſte beſchränkt (zu einer Trauung nicht über 70 Perſonen, zu 
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einer Taufe nicht über 7 Gevattern, zu einer Beerdigung nicht über drei 
bis vier Verwandte außer den Leichentragern), desgleichen die Zahl der 
zu gebenden Gerichte. Aehnliche Beſtimmungen enthält eine fpätere Hoch— 
zeitsordnung vom 14. November 1684. In Folge eines Brandes ward 
auch im Jahre 1635 befohlen, alle Strohdächer abzuſchaffen, aber einer 
Feuerordnung, die der Rath erlaſſen wollen, widerſetzte ſich die Bürger: 
ſchaft ſehr lange. Erſt am 12. December 1685 kam die erneuerte Feuers 
ordnung zu Stande. Die Statthalter miſchten ſich bisweilen in die Ges 
richtsbarkeit der Stadt, nahmen Klagen der Bürger wider den Rath an, 
im Jahre 1646 fogar eine über die Vertheilung der Kriegsſteuer, ließen 
Befehle anſchlagen (z. B. im Jahre 1644). In demſelben Jahre er— 
ſchienen der Hofgerichtsvicepräſident Engelbrecht von Mengden und 
der Statthalter Andreas Kosküll als Commiſſaire des Generalgou⸗ 
verneurs, um die vermeintlichen Differenzen des Raths und der Bürger: 
ſchaft beizulegen. Obwohl die Aelteſten vor dem Rathe betheuerten, fie haͤt⸗ 
ten weder geklagt, noch um eine Commiſſion gebeten, ſo brachten ſie dennoch 
verſchiedene Beſchwerdepunkte an dieſelbe. Der Rath appellirte von ihrer 
Entſcheidung. Mit gleicher Feſtigkeit widerſtand er nebſt der Bürgerſchaft 
im J. 1640 einige Zeit lang der Einführung einer vom Generalgouver— 
neuren herrührenden Acciſeordnung, die man für privilegienwidrig hielt, 
und als er ſich fügen mußte, klagte er in Schweden und erhielt wenig— 
ſtens, daß die königlichen Beamten angehalten wurden, nicht nur der 
Krone, der die halbe Accife zufiel, ſondern auch der Stadt Aceiſe zu zahlen. 
Ihre Steuerfreiheit bewahrte die Stadt der Regierung gegenüber und nur 
mit Mühe ward in den Jahren 1645 und 1646 die Bürgerfhaft zu einer 
Kriegsſteuer bewogen. 

Die meiſten Beſchwerden der Stadt wurden durch das dendwürdige 
Privilegium der Königin Chriſtine vom 20. Auguſt 1646 erledigt, welches 
der um Dorpat fo verdiente Buͤrgermeiſter Warneke erlangte, obwohl 
die Bürgerfchaft in die Koſten feiner Sendung nicht hatte willigen wollen. 
Dieſe Urkunde, deren wichtigſte Beſtimmungen noch jetzt gelten, befreite 
die Stadt ein für allemal von aller Gerichtsbarkeit des Statthalters und 
des Landgerichts, befahl dem Hofgerichte und dem Oberconſiſtorium, nach 
der Anordnung vom Jahre 1634 zu verfahren, beſchränkte die Competenz 
des letzteren in Betreff der Anſtellung von Predigern auf die Prüfung 
der von der Stadt berufenen, ſetzte ein aus Rathsgliedern und Stadt 
geiſtlichen beſtehendes Stadtconſiſtorium ein und beſtätigte das Aufſichtss 
recht des Raths über Kirche, Schule und Hoſpital. In Sachen, die vor 
das Hofgericht gehörten und daher den Werth von 300 Rthlr. ſchwediſch 
erreichen mußten, ſollten keine königliche Commiſſionen ernannt werden. 
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Ohne des Raths Zeugniß ſollte Niemandem ein eiferner Brief ertheilt wer- 
den. In Bezug auf ihr Finanzweſen erhielt die Stadt die Beſtätigung 
ihrer Güter und Weiden und zwar frei von Roßdienſt, Station und an⸗ 
deren Abgaben, ferner die halbe Acciſe und zwar auch von Profeſſoren, 
Offizieren, Beamten und Edelleuten, die in der Stadt brauten, während 
die Einfuhr von Landbier ganz unterſagt wurde, außerdem den vollen 
Fiſchzoll, den fie ſonſt nur zur Hälfte bekam, und die Beſtätigung der 
Einkünfte von der Waage und dem ruſſiſchen Gaſthofe, der Hälfte von 
erbloſen Gütern, des zehnten Pfennings von aus der Stadt gehenden 
Erbſchaften, des Grundzinſes von den Plätzen auf dem Holme und in 
der Vorſtadt und des Standgelds vom Jahrmarkte. Endlich ward der 
Stadt auch verftattet, von Baumaterialien einen Waſſerzoll zu erheben, 
im Peipus und Embach zu fiſchen, den letztern von Wehren frei zu er⸗ 
balten und mit Genehmigung des Statthalters nach Lehm graben zu 
laſſen. In polizeilicher Rückſicht ward den in der Stadt beſitzlichen Edel⸗ 
leuten, ſowie den auf Schloß-, Kirchen- oder Univerfitätsgrund Wohnenden 
vorgeſchrieben, ſich den bürgerlichen Laſten nicht zu entziehen, und für 
Zurüdforderung der in Dorpat weilenden Bauern die zweijährige Friſt 
beſtätigt. An allen Häuſern ſollten die Bürger das Naͤherrecht haben 
und zwiſtige Bauſachen vors Kämmereigericht gehören. Die Lebensmittel 
ſollte nur der Rath tariren und Brauerei und Brennerei nur in der 
Stadt und im Umkreiſe einer Meile betrieben werden und nur von Bürgern 
(uit Ausnahme der Handwerker) mit den obenangeführten Ausnahmen. 
Die Handwerker ſollte der Rath mit Schragen verſehen (alſo zünftig or— 
ganiſiren) und alle Böhnhaſerei, ſogar auf dem Lande, abgeſchafft werden, 
eine wirklich unſinnige Ausdehnung des Zunftzwangs, gegen welche der 
dorptſche Adel auch ſofort proteſtirte und die nicht ausgeführt werden 
Ne. Die handelspolizeilichen Anordnungen ſollen bei der Darſtellung 
Handelsverhältniſſe erwähnt werden. 
Die damals unter die Rathsglieder vertheilten Aemter waren das 
des wortführenden Bürgermeiſters, des Ober- und des Untergerichtsvogts, 
es Geſetzherrn, des Ober- und des Unterkämmerers und Wettherrn (für 
au- und Handelsſachen), des Ober- und des Unteramts- und Mufter- 
ei (für Zunft- und Militairſachen), des Ober- und des Unterland⸗ 
ats (für die Polizei außerhalb der Stadt), des Accisherrn, des Con- 
butionsherrn, des Höfpitalsheren, des Mühlenberrn, des Waiſenherrn, 
in Kirchenvaters und der Conſiſtorialen. Mehrere dieſer Aemter wurden 
einer Hand vereinigt; die wichtigſten aber waren, wie man ſieht, unter 
zwei Perſonen vertheilt. Nach einer im Jahre 1633 veranftalteten Un⸗ 
uchung bezog die Stadt ihre Einkünfte aus ihren Gütern, Weiden und 
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Plägen (auf dem Holme), den Weberſtellen, der Fiſcherei, Waage, Vogtet, 
Kämmerei, Wette, Acciſe, den Fleiſch- und Brodſchranken, Buden und 
Zehnten, der Apotheke und dem Gaſthofe. Dazu kam noch Mieth- und 
Standgeld, Grundgeld, Kalkgeld, Bollengeld und Bürgergeld. Zu außer⸗ 
ordentlichen Beiſteuern erzeigte ſich die Bürgerſchaft ſehr ſchwierig. Das 
Budget der Stadt belief ſich im Jahre 1687 auf 1930 Reichsthaler. Der 
Dürgermeifter hatte 63 Rthlr., der Rathsherr 39 Rthlr. Gehalt; fie 
mußten aber auch die Aceiſe mitzahlen (1649). Bei der oft drückenden 
Geldnoth der Stadt wurde ihnen bisweilen ihr Gehalt Jahre lang nicht 
gezahlt?D. Im Jahre 1682 war die Stadt fo verſchuldet, daß beinahe 
alle zu ihren Gütern gehörigen Bauern ihren Gläubigern eingegeben 
waren, bis daß der Generalgouverneur ſie gegen Erlegung der gewöhn— 
lichen Arbeitsgelder der Stadt zurückgeben ließ. Die Einnahmen der 
Kirche floſſen aus zwei dazu angewieſenen Stadtguͤtern, einigen Renten, 
Häuſern, Gärten und Kirchengründen, den Kaſten⸗, Schalen- und Ber 
gräbnißgeldern; die des Hoſpitals aus zwei kleinen Landſtücken, Renten, 
wöchentlichen Sammlungen und milden Gaben. 

Einige der im Privilegium Chriſtinens angeführten und auf den 
Verkehr bezüglichen Vergünſtigungen hatte der Generalgouverneur Gabriel 
Drenftierna der Stadt ſchon im Februar 1646, wo er ſie beſuchte, ertheilt, 
auch einen Vergleich zwiſchen Schlottmann und dem Rathe zu Stande 
gebracht, wonach erſterer ſein Amt wieder antrat. Zum Willkommen 
hatte der Generalgouverneur von der Stadt einen Ochſen, zwei Tonnen 
Meth und ſechs Tonnen Bier erhalten, die er mit Dank annahm. Solche 
Gaben fanden bei jedem Beſuche hoher Staatsbeamten ſtatt. Im nächſten 
Jahre erſchien der Generalgouverneur wieder, hauptſächlich auf Veran⸗ 
laſſung der gegen das neue königliche Privilegium erhobenen Beſchwerden. 
Die Bürgerſchaft klagte wider den Rath. Da die Klage vorzüglich die 
Stadtrechnungen zum Gegenſtand hatte, ſo ernannte Oxenſtierna zur Prü⸗ 
fung derſelben ein paar Beamte, die aber bis zu feiner Abreiſe nicht da- 
mit fertig wurden, fo daß zum Geſchäfte ſpäter ſechs Bürger von den 
Gilden gewählt werden mußten. Er ſah auch die neue vom Rathe ent 
worfene Caſſaordnung und den von demſelben verfaßten Schragen der 
großen Gilde durch und modifieirte fie in einigen Punkten. Als der 
Rath erklärte, daß er ſich fur allein befugt halte, die Schragen zu beſtä⸗ 
tigen, erwiderte der Generalgouverneur, er gedenke nur als Zeuge zu 
unterſchreiben. Dem Privilegium Chriſtinens zuwider, fand der Rath 
doch für gut, den Handwerkern zu erlauben, vier mal jährlich zu brauen, 
alten und nahrungsloſen auch häufiger. Den Aeltermännern der Gilden 
ließ er Schlüſſel zur Stadteaffa ausreichen und ihre Deputirten in der 
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Aeciſeſtube die Erhebung mit beſorgen, beſtätigte auch auf den Wunſch 
der Gilden ihre ſchon zu König Stephans Zeit verfaßten, aber damals 
vom Rathe nicht gebilligten Schragen (3. März und 30. April 1647). 
Die vom Rathe entworfene Stadtcaſſaordnung fand ſeitens der Gilden 
Widerſpruch. Sie wurde daher dem Generalgouverneuren vorgelegt und 
von ihm am 23. März 1647 beſtätigt. Eine vom Hofgerichtspräſidenten 
Engelbrecht von Mengden geleitete und mit der Unterſuchung der 
Streitigkeiten zwiſchen Rath und Bürgerfhaft beauftragte Commiſſion 
verfuhr partheiiſch gegen den Rath und Mengden benutzte fie nur dazu, 
ſich in Beſitz von Kirchen- und Stadtländereien zu ſetzen, die er ſich von 
der Königin hatte ſchenken laſſen. Erſt vor feinem Tode gab er fie zurüd, 
Obwohl die Macht der Gilden ſichtlich wuchs, ſo ſetzte dennoch der Rath 
es in den Jahre 1650 und 1672 durch, daß fie die Candidaten zu Aelte⸗ 
ſtenſtellen ihm zuvor vorſchlugen, wie es früher gebraͤuchlich war. Bei 
Gelegenheit der zur Krönung der Königin abzuſendenden Geſandtſchaft kam 
es zwiſchen Rath und Bürgerſchaft zu heftigen Streitigkeiten, in welche 
ſich auch der Statthalter Andreas Kosküll miſchte und zu Gunſten der 
Burgerſchaft ſprach. Die letztere wollte nämlich die Koſten nicht hergeben, 
weil der Rath die Geſandten allein und nur aus ſeiner Mitte ernennen 
wollte. Der Rath mußte alſo die nöthige Summe (1000 Thlr.) vom 
Seeretairen Appelbaum leihen und ſchickte damit (1650) den um die 
Stadt ſehr verdienten Bürgermeiſter Wybers nach Stockholm, von dem 
wir auch eine ſtatiſtiſch-politiſche Beſchreibung Dorpats beſitzen. Derſelbe 
ſollte hauptſächlich die Vollziehung der ſtreitigen Puncte des Privilegiums 
hriſtinens betreiben. Im Namen der Stadt ſchenkte er der Königin vier 
große in- und auswendig vergoldete Pokale 807 Thlr. werth und 864% 
Loth ſchwer. Seine Koſtenrechnung betrug über 2000 Thlr., überſtieg alſo 
die ganze Jahreseinnahme der Stadt. Der Widerſtand der Bürgerſchaft 
gegen dieſe Ausgabe iſt alſo leicht zu erklären. 
4 Nach der Eroberung Dorpats durch die Ruſſen, ſandte der Rath den 
germeiſter nach Moskau, wozu die Bürgerſchaft einen Theil der 
Kosten bergab (1657). Sie erhielt im November des folgenden Jahres 
Beſtätigung ihrer Privilegien, die Marienkirche nebſt einigen Lün- 
dereien, die Zollfreiheit in Nowgorod und Pleskau und Einquartierungsfrei- 
beit fur die Häuſer der Rathsglieder und Aelterleute. Der Landhandel 
ward ſogar den Nuffen privilegienmäßig verboten. Offenbar that bie , 
ſche Regierung ihr Möglichſtes, um die neuen Unterthanen für ſich zu 
gewinnen. Nach dem kardiſer Frieden, durch den die Stadt wieder an 
Schweden kam, ermangelte ſie indeſſen nicht, eine Deputation nach Stock⸗ 
bolm zu ſchicken. Dieſe wirkte einen königlichen Befehl aus, durch wel⸗ 
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chen der dortige Landeshauptmann angewieſen wurde, die Stadtprivilegien 
zu achten und zu ſchützen (9. Mai 1662). Fünf Jahre ſpäter erlangte 
der nach Stockholm abgeſandte Bürgermeiſter Ackerbaum die Vollzie— 
hung mehrerer Punkte des Gnadenbriefs der Königin Chriſtine (die Nie— 
derlage für den ruſſiſchen Handel, Abſchaffung der Vorkäuferei, Einrich- 
tung des Stadteonſiſtoriums u. ſ. w.). Bald darauf brachen in der 
dörptſchen Bürgerſchaft Streitigkeiten aus. Die große Gilde hielt heim— 
liche Zufammenfünfte und ſetzte ihren Aeltermann Hans Hille ab 
(1671). Rath und Hofgericht ſchützten ihn und ſein Vermögen. Mit 
Gewalt nahm er den Aeltermannsſtuhl in der Kirche ein, während die 
Gilde den Johann Heer zu ſeinem Nachfolger wählte und dieſer ſein 
Amt auch ausübte. Im folgenden Jahre ward dieſer wiederum gewählt 
und Hille gab ſeine Entlaſſung. Dennoch beſtätigte der Rath den Heer 
nicht, weil gegen ihn eine peinliche Anklage vorliege. Hille blieb Aelter— 
mann und ward endlich auch, von der Gilde als ſolcher angenommen 
(1673). Die über Herabſetzung der Fleiſchtaxe erbitterten Knochenhauer 
verſchloſſen ihre Scharren, mußten aber dafür eine ſchwere Geldbuße zahlen 
(1672 und 1687). Als im J. 1674 Johann Heer wieder Aeltermann der 
großen Gilde geworden, ob durch ordentliche Wahl und Beftätigung, wird 
nicht gemeldet, verſammelte ſich dieſelbe auf dem Markte und wollte in 
die Rathſtube dringen, um die Wahl des Hofgerichtsaſſeſſors Erasmus 
von Schmieden zum Bürgermeifter zu erzwingen. Auf die Vorſtellung 
des Raths ließ fie indeſſen davon ab und der Seeretair des Obereonſi— 
ſtoriums Georg Meyer ward zum Bürgermeiſter erwählt. Heer ge— 
rieth mit dem Commandanten und ſpäteren Landeshauptmann Otto von 
Taube in Streit. Der Rath entſchied gegen ihn. Heer appellirte, ver- 
flocht die Gilde mit in den Streit und führte ihn mit öffentlichen Mit⸗ 
teln. Die Sache ward wiederum an den Rath verwieſen und der Rath 
wies den Heer und ſeinen Anhang an, „ihren Vorwitz unterwegs zu 
laſſen, widrigenfalls man ihnen auf die Finger klopfen würde.“ Heer 
ſtieß zu wiederholtenmalen Schimpfreden gegen Taube aus, ſetzte auch 
eigenmächtig und einer Entſcheidung des Gouverneurs zuwider die Aceiſe 
herab und verbot den Bürgern ein Mehreres zu entrichten. Wegen Bei⸗ 
des vom Oberfiscalen verklagt, verſank er in Schulden, ward auf Antrag 
eines Gläubigers mit Arreſt bedroht und endlich vom Amte ſuſpendirt. 
Dennoch holten Aelteſte und Bürger beider Gilden noch immer feine 
Rathſchläge ein, die ſtets gegen die Obrigkeit gerichtet waren. Vom 
Hofgerichte des Amts und der Ehre für verluſtig erklart und zu ſechs⸗ 
wöchentlichem Gefängniß bei Waſſer und Brod im langen Hermann ver- 
urtheilt, ſtarb er am 4. October 1676. 
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Zur Krönung Karls XI. ſandten Rath und große Gilde beſondere 
Deputationen nach Stockholm (1675). Die der Gilde verdunkelte die 
des Raths durch ihre prächtige Kleidung und von der letztern reiſte ein 
Glied zu Erſparung der Koſten ſogar vor der Krönung nach Haufe zurück. 
Bei derſelben, die am 28. September ſtattfand, erhielten die livländiſchen 
Stadtdeputirten ihren Platz gleich nach den ſtockholmſchen und zwar zus 
erſt die rigaſchen, dann die revalſchen, dörptſchen, pernauſchen, narwaſchen, 
upſalaſchen u. ſ. w. Riga verſprach ein Geſchenk von bunderttauſend 
Gulden, Reval 5000 Thaler, Pernau 1000 Lof Roggen und Narwa 
ebenſoviel Tonnen, Stockholm 30,000 Tylr., die livländiſche Ritterſchaft 
eine Laſt Roggen von jedem Roßdienſte (15 Haken Landes). Dorpat 
ſcheint ſich zu nichts erboten zu haben, was aus der Finanznoth der 
Stadt wohl zu erklären iſt. Der Gouverneur Ferſen und der General⸗ 
gouverneur Horn unterſtützten fie dennoch in ihren Geſuchen und fo 
wurde das Privilegium Chriſtinens am 19. März 1676 beftätigt und dem 
Commandanten Taube zur Nachachtung abſchriftlich mitgetheilt. Als der 
letztere dennoch in ein Bürgerhaus Einquartierung legte, wurde ihm Sol— 
ches auf Klage des Raths von der Regierung verwieſen. Am 22. Mai 
gewann auch der Rath ſeinen Proceß gegen das livländiſche Hofgericht, 
indem das letztere von der ſtockholmer Rathskammer angewieſen wurde, 
die dörpiſchen Privilegien genau zu beachten. Der Diacon Clajus, der 
den Rath auf der Kanzel angegriffen hatte, mußte ſich mit ihm ver⸗ 
gleichen, da die Bürgerſchaft erklärte: wer den Rath ſchimpfe, ſchimpfe 
auch ſie. 5 

Dieſe Einigkeit ward zu Anfang des J. 1678 durch das grobe Be⸗ 
nehmen des Bürgermeiſters Lad au nicht getrübt, der ſich am 2. Januar 
an einem Rathsherrn thätlich vergriff und ſagte, er werde nie ohne 
Stock aufs Rathhaus gehen, um Einen oder den Andern zwiſchen die 
Ohren schlagen und ſich Frieden ſchaffen zu können. Da Solches durch 
Zeugen erwieſen wurde, ward er abgeſetzt und wandte ſich an den Gene⸗ 
ralgouverneuren, der ihn wieder einſetzen ließ. Die Gilden aber, an die 

Rath die Sache hatte gelangen laſſen und die ſich auch gegen Ladau 
erklärt hatten, blieben standhaft bei ihrem Beſchluſſe, bis daß der König 
entſchieden habe. Die Abſendung der beiden neuen Bürgermeiſter nach 

Stockholm ſcheint auch einen günſtigen Erfolg gehabt zu haben. Wenig⸗ 
ſtens verſchwindet Ladau auf einige Zeit aus den Protocollen. Der 

rgermeiſter Brömſen ſcheint auch bei diefer Gelegenheit in den Abel- 
ſtand erhoben worden zu ſein. Eine livländiſche adlige Familie dieſes 
Namens iſt noch vorhanden. Derſelbe batte in den J. 1681 und 1682 
deftige Streitigkeiten mit Ladau und ſpäter auch mit dem ganzen Rathe, 
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den er beim Generalgouverneuren verklagte. Er trat auch nebſt der Buͤr⸗ 
gerſchaft auf Seiten des Diakonus Willebrand, der den Rath in einer 
Predigt verunglimpft hatte. Die Sache ward durch das Hofgericht er⸗ 
mittelt. Aehnliche Zwiſtigkeiten fielen nun ſehr häufig und bei der ge⸗ 
ringſten Veranlaſſung zwiſchen den Rathsgliedern nicht nur (die ſelten 
das Rathhaus beſuchten), ſondern auch zwiſchen Rath und Bürgerſchaft 
vor, welche letztere mehrmals von den Geiſtlichen aufgeſtachelt wurde, 
während auch Advocaten ſich einmiſchten und bald die eine bald die an⸗ 
dere Partei ergriffen. Dazu kamen noch Streitigkeiten mit der Univerſi⸗ 
tät, hauptſächlich wegen der Einquartierungsfreiheit ihrer Glieder, welche 
ihr auch endlich vom Generalgouverneuren zugeſichert wurde (1693). 
Eine traurige Zeit trat ein, deren unerquickliche Erſcheinungen ſich in den 
Rathsprotocollen verzeichnet finden. Im J. 1683 konnte der Rath zu 
einer nach Stockholm abzuſendenden Deputation kein Geld aufbringen. 
Dagegen ſandten die Gilden den Dockmann der großen Gilde, Mat- 
thäus Meyland hin, klagten über den Rath und ſogar über den Gene⸗ 
ralgouverneur und erlangten eine königliche Reſolution vom 3. October, 
nach welcher unter andern die Koſten der Deputation aus den Stadtmit⸗ 
teln zu entnehmen waren, die Rathsglieder an dem Gehalte ſich begnü⸗ 
gen ſollten, den ſie vor der ruſſiſchen Einnahme der Stadt gehabt hatten, 
und jede Gilde einen Schlüffel zur Stadt⸗Caſſe haben ſollte. Zum Rath⸗ 
hausbau wurden 1000 Thaler bewilligt. Dennoch waͤhrte die Freude der 
Bürgerſchaft über dieſe Vergünſtigungen nicht lang und Meyland erhielt 
nicht einmal den Erſatz ſeiner Auslagen. Als im J. 1686 die Gilden 
mit einander ſtritten, weil ſich die kleine eine beſondere Fahne zugelegt 
hatte, mußte dieſe von der großen Gilde den Vorwurf der Trunkſucht 
hören, was gewiß nicht für ihre damaligen Sitten ſpricht. Im Juli 
1686 erſchien der Generalgouverneur Haſtfer, hielt einen prächtigen 
Einzug und erhielt große Geſchenke an Ochſen, Schafen, Bier, Wein, 
Butter, Wachs und Geld zu Gewürzen, nebſt Hühnern und Eiern, viel 
mehr als fein obengemeldeter Vorgänger. Er ertheilte dem Rathe auf 
feine Vorſtellungen mehrere Reſolutionen, namentlich eine vom 31. Au⸗ 
guft, in der er ihn ermahnte, die Buͤrgerſchaft mit natürlicher Liebe und 
möglichſter Sanftmuth zu behandeln, die Bürgerſchaft aber, dem Rathe 
die ſchuldige Ehrerbietung und den nöthigen Gehorſam nicht zu verſagen. 
Dies half aber ſo wenig, daß im folgenden Jahre neue Streitigkeiten 
und Proceſſe zwiſchen den Rathsgliedern unter einander und mit dem 
Rathe, ſowie des Raths mit den Gilden ausbrachen und der General- 
gouverneur dem Landeshauptmann befahl, den Rathsſitzungen, ſo oft es 


nöthig fein würde, beizuwohnen und ſogar Zuſammenkünfte der ganzen 
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Bürgerfchaft ohne vorgängige Erlaubniß des Landeshauptmanns verbot. 
Neun der oben genannten Rechtshändel wurden nun von den Betheilig⸗ 
ten eingeſtellt, doch fingen bald wieder neue an. Der Aeltermann kleiner 
Gilde, Michael Dorant, dem der Bier- und Branntweinsſchank verbo⸗ 
ten worden, wandte ſich an den Landeshauptmann und den Generalgous 
verneur, nannte den Rath „einen Vertilger der Burgerſchaft“ und ſagte: 
„es könne faſt kein ehrlicher Bürger der Verfolgung wegen in Dorpat 
leben.“ Dennoch erhielt er Recht, weil er am Worte war. In den er⸗ 
fen Jahren des 18. Jahrhunderts fanden zwiſchen dem Obergerichtsvogt 
Schlüter, der ſich in feinem Amte trotz der jährlich üblichen Aemterver— 
ſetzung erhalten wollte, und dem Rathe heftige Streitigkeiten ſtatt. Im 
J. 1688 forderte die ſchwediſche Regierung von Dorpat wie von den 
Übrigen Städten der Oſtſeelande eine Einſicht in die Rechnungen. Auch 
von der Liquidations- und Reductions⸗Commiſſion wurde die Stadt be⸗ 
drängt. Die Stadtgüter Sotaga und Saddoküll wurden ſtatt auf 17% 
auf 28½ Haken tarirt und der livländiſche Gouverneur Soop miſchte 
ſich ſogar in die Bürgermeiſterwahl. Ein Rathsherr mußte feiner Truns 
kenheit wegen von feinen Collegen genöthigt werden, feinen Abſchied zu 
nehmen (1692). Im J. 1693 führte die Regierung trotz der Vorſtellun⸗ 
gen der Stadt eine Malzabgabe ein, Recognition genannt, und forderte 
im J. 1699 eine Menge ſtatiſtiſcher Nachrichten ein, die man mit der 
Bine lieferte, die Stadt mit neuen Auflagen zu verſchonen. Trotz dieſer 
rren kam im J. 1690 eine Polizeiordnung zu Stande, die vom 
Nathe mit Zuziehung des Aeltermanns und eines Aelteſten von jeder 
Gilde nach ältern Verordnungen mit einigen zeitgemäßen Modificationen 
entworfen und vom Generalgouverneuren beſtätigt wurde. Durch dieſelbe 
wurde gleichmäßiges Maß und Gewicht eingeführt, das nach dem Mu- 
maße der Stadt zu aichen und zu bezeichnen und halbjährlich zu re- 
war. Die Handwerker ſollten zweckmäßig organifirt werden und 
viermal jährlich zu ihrem Bedarf brauen dürfen. Die Knochenhauer ſoll⸗ 
ten zur Stadt geführtes Vieh nur dann kaufen dürfen, wenn es ſonſt 
emand nahm. Die Straßen ſollten ſämmtlich gepflaſtert und allwö⸗ 
ich gereinigt werden. Das letztere konnte der um das Polizeiweſen 

g bemühte Bürgermeiſter Remmin nur mit Hülfe eines ausdrückli⸗ 
chen Befehls des Generalgouverneuren durchſetzen. Im J. 1692 wurde 
erboten, in der Stadt von Holz zu bauen. Auf Remmins Betrieb er⸗ 
ſchien im folgenden Jahre eine Marktordnung, mußte aber auf Vor⸗ 
ung des Statthalters und des Commandanten inſofern modifieirt wer- 
daß die Marktfahne den ganzen Tag aushaͤngen ſollte und Holz, 
eu und Stroh nicht auf den Markt geführt zu werden brauchten. In 
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demſelben Jahre ward endlich das Rathhaus fertig, an dem die wenig 
bemittelte Bürgerſchaft zehn Jahr lang, unter häufigen, aus Geldmangel 
herrührenden Unterbrechungen, gebaut hatte. Auch die Gildſtuben wurden 
fertig und die große ſollte zu Hochzeiten eingerichtet werden (1698). 
Der Rath ließ ſich das rigaſche Recht, die Stadtprivilegien und die Sta— 
tuten und Conſtitutionen abſchreiben, um ſie immer zur Hand zu haben, 
was wohl längſt hätte geſchehen ſollen. Die Schragen wurden geſam— 
melt und ein Bürger- und ein Erbebuch angelegt. Auch die Wehrver— 
faſſung der Stadt ward nicht vernachläſſigt. Die Bürger mußten mit 
Waffen verſehen ſein und ſich im Scheibenſchießen üben (1698). Im 
J. 1699 zählte aber doch die Bürgerſchaft, nach einem der Staatsregie— 
rung abgeſtatteten Berichte, nur 60 großgildiſche Bürger und 112 klein⸗ 
gildiſche, die Wittwen mit inbegriffen. Geſellen gab es nach einer im 
folgenden Jahre veranſtalteten Zählung 61 und zwar 18 Schneider-, 16 
Schuſter⸗, 6 Hutmacher⸗, 4 Fleiſcher-, 4 Schlofler-, 3 Sattler-, 3 Töpfer-, 
2 Weißgerber⸗, 1 Buchbinder⸗, nur 1 Maurer-, 1 Maler-, 1 Pofamen- 
tir⸗ und 1 Leinwebergeſellen, 1 letzteres Handwerk ſonſt fo bluͤhend 
geweſen war. 

Vor den Vorbereitungen zum großen nordiſchen Kriege und den La— 
ſten und Gefahren deſſelben ſchwiegen endlich die innern Streitigkeiten. 
Außer den häufigen Naturallieferungen zahlte die Stadt im J. 1700 eine 
Kriegsſteuer von 500 Rthlr. Durch die ruſſiſche Belagerung litt fie gro- 
ßen Schaden; 380 Bomben wenigſtens (nach dem Tagebuche der Raths— 
canzlei) wurden geworfen. Doch ſollte fie ein noch viel härteres Schick⸗ 
ſal treffen. Die Capitulation vom 14. Juli 1704 ſicherte ihr zwar ihre 
Religion und Verfaſſung zu und der Feldmarſchall Scheremetiew verſprach 
ihr ſpäter auch noch ihre Güter und freien Handel nach Rußland. Als 
lein Peter der Große, der am 31. Auguſt auf einige Tage in Dorpat 
erſchien und dem der Rath zwei Pokale, die er von der großen Gilde 
erkauft hatte, und einen Degen zum Geſchenk überreichen ließ, ließ den 
Rath nicht vor und der General-Admiral Golowin eröffnete demſelben, 
er habe zwar Befehl, die Stadtprivilegien auszufertigen, ſie befänden ſich 
aber bei ſeiner Canzlei in Narwa. Der ruſſiſche Commandant, General 
Kiril Alereiewitſch Naryſchkin, erließ eine äußerſt ſtrenge und vom 
tiefſten Mißtrauen in die Bürgerſchaft, trotz der ſchon verrichteten Hul- 
digung, zeugende Verordnung gegen jeden brieflichen oder fonftigen Ver⸗ 
kehr mit den von den Schweden beſetzten Oertern und ſogar der mit dem 
Lande ward vielfach erſchwert. Die Bürgerſchaft ward entwaffnet und 
ein Verzeichniß der durch die Belagerung ledig gewordenen und von ih” 
ren jetzigen Bewohnern ohne rechtlichen Grund eingenommenen Häufer 
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eingefordert. Im J. 1705 wurde den Bürgern der freie Salz-, Brannt⸗ 
wein⸗ und Tabackshandel genommen ». Am 27. Juli 1706 ward vor 
Dorpat der Paſtor Virgin von Odenpäh, trotz der für ihn von Rath, 
Geiſtlichkeit und Bürgerſchaft eingelegten Fürbitte, hingerichtet, weil man 
ihn eines verrätheriſchen Briefwechſels mit den Schweden beſchuldigte 10%, 
Die Geſchäfte ſtockten, der Rath beſchloß alſo nur einmal wöchentlich zu⸗ 
ſammenzukommen. Mehrere Jahre hindurch herrſchte Todtenſtille. Da 
nahte ſich die Kataſtrophe. Als am 14. Auguſt 1707 in der Nähe 
Dorpats ein Kundſchafter ertappt worden, der ausſagte, mehrmals in der 
Stadt geweſen zu ſein, verbot Naryſchkin ſogar jeden Verkehr mit der 
Vorſtadt, ausgenommen durch drei bis vier Perſonen, die unter Wache 
bingehn und für die übrige Einwohnerſchaft die nöthigen Einkäufe be— 
ſorgen ſollten. Die ganze Bürgerſchaft mußte für ſie bürgen. Zwei 
Raths herren wurden einer verrätheriſchen Correſpondenz bezüchtigt und 
der eine gefoltert. Der Commandant griff in die Gerichtsbarkeit der 
Stadt ein, bob und veränderte die Urtheile des Raths (1708) . 
Die Einkünfte der Stadt verminderten ſich zuſehends. Endlich erſchien 
am 12. Februar 1708 der furchtbare Befehl, ſämmtliche Einwohner ins 
innere Rußland überzuſiedeln. Die Vermögenden mußten auf eigene Ko- 
ſten reiſen. Am 18. Februar 1708 geſchah die gänzliche Wegführung. 
Die unglücklichen Verbannten wurden nach Wologda, Uſtjug und Kaſan 
gebracht, wo ſie zum Theil von Almoſen lebten, die ihnen aus Deutſch— 
und Rußland zufloſſen. Am 13. Juli 1708 ward das alte Dorpat gänz- 
ich verwüſtet und in einen Steinhaufen verwandelt. Narwa traf daſſelbe 

Loos. Den Einwohnern wurde es durch eine Verordnung des Magi- 
ſtrats vom 29. Februar 1708 verkündet. Die Verwieſenen ſcheinen an 
ihren neuen Aufenthaltsorten eine beſondere Gemeinde gebildet zu haben; 
denn es finden ſich noch Schreiben des narwaſchen Raths aus Wologda 
vom J. 1710 vor 2. Narwa und Dorpat hielt die ruſſiſche Regierung 
. wohl als frühere Gränzſtädte für beſonders feindſelig geſinnt und glaubte 
nicht, ſich dieſelben befreunden zu können. Der ſelbſtſüchtige, unruhige 
nd händelſüchtige Charakter der dörptſchen Bürgerſchaft, der den Ruſſen 
urch ihre häufigen Berührungen mit derſelben bekannt ſein mußte, mag 

Auch wohl zu ihrer Vernichtung beigetragen haben. Jedoch erlaubte ſchon 
im Januar 1714 Peter der Große den weggeführten Einwohnern Dor- 
pats und Narwas zurückzukehren. Viele benutzten ſogleich dieſe Erlaub- 
ME, unter andern der Prediger Grotian ?, der aus Mangel an einer paſ⸗ 
enden Wohnung in Dorpat, als Pfarrer zu Odenpäh erwählt wurde. 
Im J. 1715 fing man an, in der dörptſchen Vorſtadt hölzerne Häufer- 
zu bauen. Zwei Jahre ſpäter entſtanden auch ſchon wieder Strei⸗ 
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tigfeiten über die großgildiſchen Nahrungsbefugniſſe und im J. 1719 
wurde das Rathscollegium wieder aufgerichtet und vom Reichsjuſtizeolle⸗ 
gium beftäcigt, indeſſen mit Belaſſung der freien Rathswahl für die Zu⸗ 
kunft . Auch Narwa erhielt wieder eine deutſche Bevölkerung. 

Von der innern Entwickelungsgeſchichte der übrigen livländiſchen 
Städte wiſſen wir ſehr wenig. Durch eine königliche Reſolution vom 29. 
Auguſt 1649 ward zu Pernau die ſeit dem Brande vom J. 1564 un⸗ 
terbrochene Gerichtsbarkeit des Stadteonſiſtoriums wieder aufgerichtet. Der 
Rath erließ am 5. October deſſelben Jahres eine Conſiſtorialordnung!, 
nach welcher das Conſiſtorium aus dem älteſten Bürgermeiſter, zwei 
Rathsgliedern und den zwei Stadtpaſtoren beſtehen und die Appellation 
an das Ober⸗Conſiſtorium in Dorpat gehen ſollte. Die Gerichtsbarkeit 
dieſer Behörde erſtreckte ſich außer den rein kirchlichen Angelegenheiten 
auch auf Eheſachen und mancherlei Arten von Vergehen. Die Proceß⸗ 
ordnung war dieſelbe, wie im Ober-Conſiſtorium. Im J. 1682 wurde 
dieſe Conſiſtorialordnung verbeſſert und vom Könige am 28. September 
beſtätigt. Am 23. November 1680 fand der Rath für nöthig, eine Ver⸗ 
ordnung zur Einſchaͤrfung der Sonntagsfeier zu erlaſſen s. Der vom 
Rathe am 1. Mai 1634 publieirte Schragen der kleinen Gilde ward am 
4. September 1649 von der königlichen Regierung beſtätigt. Die häufi⸗ 
gen Seekriege, welche Schweden führte, nötbigten die Regierung, die Stadt 
gegen äußere Anfälle zu ſichern. Seit dem Jahre 1642 fing man an, 
Pernau nach den Grundſätzen der damaligen Kriegskunſt zu befeſtigen *. 

Die Stadt Fellin muß in der Abhangigkeit vom gleichnamigen 
Schloſſe geſtanden haben, welches ſeit dem J. 1624 dem Grafen Jakob 
de la Gardie gehörte s. Im Rathsarchive hat ſich ein vielleicht von ei- 
nem feiner Nachfolger ertheiltes Privilegium ohne Unterſchrift und Sie⸗ 
gel vom 30. December 1662 gefunden“, durch welches dies Verhältniß 
einigermaßen gelindert wurde. Die Bürger ſollten nicht mehr unter den 
Kubjas (Gutsaufſeher) ſtehen, ſondern ſich einen Vogt wählen dürfen. 
Streitigkeiten ſollten durch die Beamten des Herrn unter Zuziehung dreier 
Bürger entſchieden werden. Die Bürger waren verpflichtet, von je einem 
Viertel Haken des von ihnen bebauten Landes zehn bis zwölf Thalet 
dem Herrn (Grafen) und eine gewiſſe Quantität Flachs ſeiner Frau, 
ferner von je einem Haken einen Reichsthaler zu milden Zwecken zu em 
richten. Aus dem Vermögen der wegziehenden Bürger fiel ebenfalls det 
Zehnte an den Herrn. Die Bierbrauerei, der Branntweinsbrand und das 
Verſchenken dieſer Getränke waren nur einigen Bürgern gegen Erlegung 
einer Acciſe erlaubt. Kaufleute und Handwerker durften dieſe Getränke 

nur zu eigenem Gebrauch verfertigen; die erſtern waren alſo hierin be 
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ſchränkter, als in Dorpat und manchen andern Städten. Jeder war ver- 
pflichtet, ſich einen Nahrungszweig zu wahlen, Bönhaſen, Vorkäuferei 
und fremder Branntweinsſchank innerhalb einer Meile von der Stadt, 

nicht geduldet, auch den Bürgern Heufchläge und Weiden an- 
gewieſen werden. Um die Stadt, die im J. 1682 einem Schutthaufen 
glich und nur 43 Häufer und 55 Bürger zählte“, durch die Aufnahme 


neuer Einzöglinge zu ſtärken, ward endlich jedem, der von ehrlicher Ge— 


burt und guter Aufführung wäre, erlaubt, ſich als Bürger in Fellin nie— 
derzulaſſen. Nachdem Schloß Fellin durch die Reduction in die Botmä— 
higkeit der Krone gerathen war, ſcheint ſich die Lage der Stadt verbeſſert 
zu haben, wie wenigſtens aus einer Bittſchrift an Karl XII. vom Jahre 
1701 hervorgeht. Die Gerichtsbarkeit des Kronsarrendators trat aber 
an die Stelle der gutsherrlichen und ſcheint drückend geweſen zu ſein. 
Die Stadt Wenden folgte dem Schickſale des wendenſchen Schloß⸗ 
gebiets, welches Guſtav Adolph dem Reichskanzler Orenſtierna verliehen 
tie, daher (im J. 1665) der Bürgermeiſter ſich Bürgermeiſter der 
gräflichen Stadt Wenden nennen mußte 11. Die Stadt erhielt am 6. 
er 1636 von der königlichen Regierung eine die ſtädtiſchen Nah- 
rungsprivilegien betreffende Reſolution. Durch dieſelbe wurde dem in 
der Umgegend angeſeſſenen Adel verboten, auf dem Lande Handel zu 
en, und die Einfuhr von Landbier in die Stadt ward unterſagt. Da— 
gegen wurde Amtleuten, Pächtern und andern Dienern des Adels, die in 
der Stadt wohnten, erlaubt, bürgerliche Nahrung zu treiben, unter der 
Bedingung, die bürgerlichen Laſten zu tragen und die ſtädtiſche Gerichts 
keit anzuerkennen. Den Handwerkern wurde verboten, ihr Gewerbe 
mit der Brauerei oder einem andern Nahrungszweige zu vertauschen. 
Ver binnen drei Jahren feinen Platz nicht bebaute, ſollte ihn verlieren, 
ein Beweis, daß damals viele Plätze leer ſtanden. Im J. 1680 hatte 
die Stadt 128 Hauspläge und der Rath beſtand aus einem Director, 
zwei Bürgermeiſtern und drei Nathsherren 12. 

Die Stadt Wolmar wurde ebenfalls dem gräflichen Oxenſtierna⸗ 
ſchen Geſchlechte verliehen. Da es daſelbſt ſehr an Bürgern fehlte, ſo 
ar der eſthländiſche Gouverneur, Graf Erich Drenftierna, im Namen 
liche Vettern am 8. Januar. 1646 ein Privilegium, durch welches ſammt⸗ 

Hausplätze mit Ackerland und zwar die 36 größern mit einem 

f u hie von 30 Lofſtellen, halb Acker- halb Buſchland, und mit Heu= 
agen dotirt wurden. Dieſe Platze ſollten den Anſiedlern ohne Unter- 
— der Nation zum erblichen Eigenthum eingewieſen werden, wenn ſie 
„von redlichem Wandel waren und der Herrſchaft den gebührenden 


leiſteten, welche auch ſchon zur Befeſtigung des Orts bedeutende 
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Summen verwandt hatte. Auch Edelleute ſollten zugelaſſen werden, muß⸗ 
ten aber die Stadtdienſte durch ihre Bediente leiſten und ſich der durch 
einen Rath von vier Gliedern auszuübenden Stadtjurisdiction unterwer⸗ 
fen, in welche ſich auch der gräfliche Schloßverwalter nicht miſchen ſollte. 
Wer ein Haus von Holz aufbaute, ſollte zwei, wer aus Fachwerk, fünf 
Freijahre genießen. Wer binnen der Zeit nichts baute, verlor ſeinen 
Platz. Die Bürger ſollten zwar in Friedenszeiten vom Wachdienſte frei 
ſein, dagegen aber jeder einen bewaffneten Kerl halten. Sechs Jahre 
ſpäter, nämlich am 28. Mai 1652 ertheilte Graf Erich ein zweites Pri⸗ 
vilegium, durch welches er der Stadt ſämmtliche Rechte und Freiheiten 
der Stadt Wenden und der Bürgerſchaft einen Vertreter in der Perſon eines 
Aeltermanns verlieh, der aber nur die Bedürfniſſe derſelben dem Rathe 
vortragen und Entſcheidungen des letztern entgegennehmen ſollte. In Sachen 
über dreißig Thaler an Werth ſollte vom Rathe ans Landgericht appellirt 


werden. Wer ſich in Wolmar niederlaſſen wollte, hatte ſich über feine 


Nahrungsmittel auszuweiſen und Niemand durfte von einer Hantierung 
zur andern übergeben, noch zu viele zugleich betreiben. Nach Verfluß 
ſeiner Freijahre war der neue Anſiedler verpflichtet, wenigſtens vier Jahre 
lang an Ort und Stelle zu bleiben und durfte erſt nach Verlauf derſelben, 
die Stadt mit Hinterlaſſung des zehnten Pfennigs wieder verlaſſen. 
Bürgerliche Nahrung ſollte nur Bürgern, das Bierbrauen und Brodbacken 
in Zukunft nur einzelnen Privilegirten erlaubt ſein. Zwei Wochenmärkte 
wurden angeordnet. Zur Erleichterung der Nahrung wurden 24 Haus⸗ 
plätze mit eben ſo viel Lofſtellen Ackerland und mit Heuſchlägen dotirt und 
die auf demſelben zu erbauenden Häuſer waren nach einem beſtimmten 
Modell zu errichten und auf zwei Jahr von Aceciſe und auf fünf Jahre 
von der zehnten Garbe befreit, welche durch die Schloßbeamten von 
Wolmarshof erhoben wurde; die übrigen Häuſer erhielten nur Plätze zu 
Kohlgärten und die Aceiſefreiheit auf ein Jahr. Ueber die erſten 24 
Hausplätze durfte ohne des gräflichen Rentmeiſters Wiſſen nichts verfügt 
werden. Vorläufig behielten ſich die Grafen Oxenſtierna die definitive 
Aufnahme neuer Anſiedler ſelbſt vor. Die Accife wurde der Wendenſchen 
gleichgeſtellt, ſie ſollte zur Hälfte in die gräfliche Caſſe, zur Hälfte in die 
der Stadt fließen. Durch ſolche Mittel ſuchte man damals geſunkenen 
Städten wieder aufzuhelfen. Wolmar hob ſich allerdings wieder und er 
hielt am 28. December 1673 vom Grafen Karl Guſtav Oxenſtierna die 
Beſtätigung der beiden obgenannten Privilegien ſeiner Vorfahren und am 
folgenden Tage von demſelben eine Polizeiordnung (novellae constitu- 
tiones). In derſelben kommt nichts Merkwürdiges vor, als daß Rath 


und Bürgerſchaft angewieſen werden, dem vom Grafen zur Direction der 
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Stadt anzuſtellenden Beamten in allen Dingen Gehorſam zu leisten. Dies 
mochte ſich mit den Begriffen der Bürgerfreiheit nicht ſehr vertragen 13, 
Die Feſtungswerke, die im ruſſiſchen Kriege im Jahre 1656 ſehr gelitten 
hatten, wurden im Jahre 1681 gefchleift*, Im Jahre 1689 wurde die 
ganze Stadt außer der Kirche ein Raub der Flammen s, fie ward aber 
Mäter wieder aufgebaut. i L 95 
Kokenhuſen erhielt am 19. November 1650 eine Beſtätigung feiner 
Privilegien unter dem gewöhnlichen Vorbehalte der Hoheit und des Rechts 
der Krone „und der freien Dispoſition in Allem.“ Im Kriege mit den 
Ruſſen wurde aber die Stadt zerſtört. Die Regierung ſuchte neue Anz 
wohner hinzuziehen, verſprach ihnen, weil Kokenhuſen durch das Hinweg— 
ziehen faſt aller Bürger feine Privilegien doch nicht verloren habe, bie 
Handelsfreiheiten wie zuvor und erlaubte den frühen Durchfuhr⸗ 
el aus Kurland und polniſch Livland nach Riga e. Fünfzehn Jahre 
ſpaͤter (10. November 1684) erließ der Generalgouverneur Horn ein 
Maat, wodurch er zur Wiederaufbauung der Stadt in der Nähe der da— 
mals noch vorhandenen Ueberreſte aufforderte. Jedoch alles vergebens 
— Kokenhuſen verſchwindet ſeitdem aus der Reihe der livländiſchen 
dte. 


Die Stadt Weißenſtein wurde im Jahre 1650 dem Grafen 
Leonhard Torſtenſohn verliehen, der ihr ein Statut ertheilte v. In 
dieſer Stadt ſowohl, als in Weſ enberg, gab es keinen Rath mehr, fon- 
dern nur Vogteigerichte aus einem Gerichtsvogte und zweien Aelteſten be— 
ſtehend, zur Entſcheidung von Polizei- und Bagatellſachen. In Civil: 
und Criminalſachen bildeten die Manngerichte die erſte Inſtanz is. 
Der holländiſche Geſandte Brederode, welcher dem Könige Guſtav Adolph 
bedeutende Geldſummen verſchafft hatte und dafur zum Baron von We— 
enberg ernannt worden war und aus den Schloßländereien 20 Haken als 
norköpingſches Mannlehn erhalten hatte 1%, maßte ſich die Oberherrlichkeit 
wer die Stadt an und beſtätigte ihr ihre Privilegien unter der Bedin⸗ 
Zung der Zahlung des Zehntens von ihren Ländereien 2, Zur Beloh⸗ 

8 für neue Dienſtleiſtungen erhielt er im Jahre 1629 das Schloß 
11 "berg und zwei Jahr ſpäter auch die Stadt geſchenkt. Die legztere 
9 erſetzte ſich und verſchaffte ſich im Jahre 1635 von der königlichen 

egierung eine erneuerte Beftätigung ihrer Rechte, ſowie den freien 
del über Tolsburg in ganz Schweden 21; Brederode verhinderte ins 
von durch Vorlegung feiner Beweiſe die Ausführung dieſes Gnaden⸗ 
8. Seine Erben verkauften Schloß und Stadt am 25. Mai 1669 
an den Landrath Hans von Tieſenhauſen, deſſen Erben bis zur Einfüh— 
der Statthalterſchaftsverfaſſung (1783) im be dann 
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aber die Stadt mit ihren jetzigen Beſitzungen der Krone käuflich über 
ließen. Unterdeſſen hatte aber dieſelbe durch Krieg und Peſt dreiviertel 
ihrer Bewohner und Häuſer verloren und war zu einem bloßen Hafel- 
werke herabgeſunken. 

Die Stadt Hapſal, deren Seisilegien in den Jahren 1610 und 
1616 von den ſchwediſchen Königen beftätigt waren, ward am 11. Mai 
1628 nebſt einem ausgedehnten Gebiete, im Ganzen 375¾ Haken, von 
Guſtav Adolph dem Statthalter von Eſthland, Grafen de la Gardie, für 
66,850 Thaler ſchwediſch verkauft. Das Recht zur Seefahrt ward nun 
der Stadt durch die zum vorigen Zeitraume angeführte königliche Decla- 
ration vom Jahre 1629 zu Gunſten Revals entzogen. Die Zahl der 
Rathsglieder, früher neun, ſank auf drei herab. Das im Jahre 1646 
durch den Blitz eingeaͤſcherte Predigerhaus konnte nicht wieder aufgebaut 
werden. Im folgenden Jahre beſtätigte Chriſtina wiederum die Privile— 
gien der Stadt und dieſe erlangte darauf von den graͤflichen Bevollmäch— 
tigten mehrere Vergünſtigungen, als Auszahlung der Gehalte des Predi⸗ 
gers und Schullehrers ſeitens des Grafen und einer Beiſteuer fürs Armen— 
haus, die halbe Aceiſe, den Alleinhandel in der Stadt und auf Dagö zu 
Gunſten der Hapfaler Bürger, zwei Jahrmärkte, Schifffahrt nach fruͤhern 
Bewilligungen u. ſ. w. Wohlthätig wirkte die Regierung des Grafen 
Magnus de la Gardie (ſeit 1657). Im Jahre 1664 vermochte er den 
revaler Rath, auf die Sperrung des hapſalſchen Hafens für fremde 
Schiffe zu verzichten. Am 5. Februar 1665 ward ein Zoll errichtet, von 
dem die Stadt die Hälfte erhalten ſollte. Bald darauf geſtattete der 
Graf (8. Auguſt 1665) wieder den Gebrauch des rigaſchen Stadtrechts, 
weil das dörptſche Hofgericht, dem die Stadt bei der erneuerten königli⸗ 
chen Privilegienbeſtätigung vom 22. Februar 1665 untergeben wurde, nach 
demſelben ſprach; doch ſollte ſie ſich auch nach dem revaler Recht richten 
dürfen, wenn daſſelbe deutlicher wäre, als das rigaſche. Dies ſcheint ſo 
ſehr der Fall geweſen zu ſein, daß das rigaſche Recht in Hapſal durch 
das allerdings ausführlichere revaler-lüͤbiſche ganz verdrängt wurde und 
letzteres ſich bis auf die neueſte Zeit in Hapſal erhalten hat. Seit dem 
Jahre 1665 gingen die Urtheile des Raths in zweiter Inſtanz nicht mehr 
an das revaler Burg-, ſondern an das livländiſche Hofgericht. Der 
Rath, in welchem ein gräflicher Beamte präſidirte, hatte keine Unterbe⸗ 
behörden, Bagatellſachen entſchied der Gerichtsvogt 22. Im Jahre 1691 
ward das hapſalſche Lehn von der Krone redueirt und die Stadt ward 
wiederum „reichsunmittelbar“, wie man ſonſt in Deutſchland ſagte, ohne 
irgend dabei zu gewinnen 2”. - 

Die Stadt Arensburg, die gleich nach dem bromſebröer Frieden 
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dem Grafen de la Gardie geſchenkt worden war, erbielt im Jahre 1646 
die Beſtätigung ibrer Privilegien und zehn Haken Landes und im Jahre 
1653 das Gut Tirimetz zum Unterhalte ihrer Behörden, ſowie den halben 
von allen ein- und ausgehenden Waaren, ferner auch das Kirchen- 
patronat . Im Jahre 1660 ward jener Beſitz um 47/, zu Lemalsneeſe 
gehörige Haken vergrößert, doch follte die Stadt über die Verwendung 
ihrer ſämmtlichen Einkünfte der königlichen Regierung Rechenſchaft ab— 
legen 2s. Da die Stadteinkünfte zu den nothwendigſten Ausgaben (u. a. 
den Deputationen nach Stockholm) nicht hinreichten, ſo erlangte der Rath, 
trotz des Widerſtrebens der Bürgerſchaft, von der Königin Chriftina am 
12. November 1660 die Erlaubniß, auf alle ein- und ausgehende Waaren, 
außer dem Kronszolle, auch noch eine Abgabe zum Beſten der Stadt zu 
legen =, Im Jahre 1687 erſchien eine neue Polizeiordnung, die zwei 
rkte, geſtempelte Gewichte, Löſchgeräthſchaften in jedem Haufe und 
das Brücken der Straßen anordnete. Zur Trauung ſollte Niemand zu⸗ 
gelaſſen werden, der nicht das Bürgerrecht gewonnen und ſein „Ober— 
und Untergewehr gebührlich präfentirt hatte“ 27. Von der Reductions⸗ 
kommiſſion wurden auch die Stadtgüter eingezogen ꝛs und die Stadtkirche 
wurde für eine Kronskirche erklärt, weil ſie auf Kronsgrund erbaut ſei, 
obwohl es aus Stadtmitteln geſchehen war und die Geiſtlichkeit von der 
tadt unterhalten wurde 2o. Zu Anfang des 18. Jahrhunderts waren 
ie wiederholten Befehle wegen Pflaſterung der Stadt und Abſchaffung 
— Strohdächer noch nicht erfüllt und mußten am 19. Februar 1702 
wiederholt werden 2o. Man verwandte fein Geld lieber auf Luxusaus⸗ 
gaben, gegen welche der Rath, um die Mitte des 17. Jahrhunderts, ferner 
am 29. Januar 1695 und 14. Februar 1715 Verordnungen erließ, welche 
rigaſchen ähneln, aber noch ſtrenger ſind. . 
Obwohl die durch den lebhaften Handel mit Rußland blühende 
tadt Narwa in dem von ihr erbetenen Gnadenbriefe Guſtav Adolphs 
dom 28. November 1617, außer dem fortdauernden Gebrauche des ſchwe— 
en Rechts, auch noch die Befugniß erhalten hatte, den Reichstag zu 
beſchicken, ſo ſcheint ſie ſie doch niemals benutzt zu haben und kömmt in 
rap dem ſchwediſchen Stadtlag beigegebenen Verzeichniſſe der Reichstags— 
bigen Städte nicht vor. Der Gebrauch des ſchwediſchen Nechts bin- 
egen und namentlich des Stadt- und des Landlags in der deutſchen Ue⸗ 
ſezung und der von Schmedemann gefammelten und im Jahre 1706 
oͤffentlichten Verordnungen, ja ſogar in Criminalfällen des neuen 
abe diſhen Gefeghucs vom Jahre 1736, wo es gelinder iſt als das 
e, hat ſich bis auf die neueſten Zeiten erhalten. 
Für die innern Verhaͤltniſſe der Stadt Reval in der ſchwediſchen 
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Beherrſchungszeit find die Beſchlüſſe des Raths und der königlichen Re— 
gierung, die Verträge des erſteren mit den Gilden und die Statuten der 
letzteren die wichtigſte Quelle. Die zahlreichen auf den Handel bezügli— 
chen Erlaſſe ſollen zweckmäßiger in dem einſchlägigen Capitel erörtert 
werden. Die ſtädtiſchen Privilegien wurden von der Königin Chriſtine 
am 20. Auguſt 1646 und von der Königin Regentin Hedwig Eleonore 
am 17. März 1660 und zwar ohne alle beſchränkende Clauſel beſtätigt. 
Gegen Vorſtreckung einer Summe von 30,000 Thaler an die immer 
geldbedürftige Königin Chriſtine erhielt die Stadt im Jahre 1653 zu der 
ihr ſchon im Jahre 1629 von Guſtav Adolph bewilligten Hälfte der Zoll— 
einnahme, bis zur Rückzahlung jenes Darlebus noch 2000 Thlr. jährlich 
aus der Kronshälfte und ½ Thaler von jeder Laſt nach Rußland ver: 
ſchifften Salzes ?. Gegen die Einführung einer zum Beſten der Krone 
im ganzen Reiche auf einige Zeit erhobenen Aceiſe, Recognition genannt, 
remonſtrirte die Stadt vergebens und mußte ſich auch der Einführung des 
Stempelpapiers fügen 22. Deſto kraftvoller trat fie gegen Anmaßungen 
der Beamten der Krone auf. Als im Jahre 1658 der Gouverneur 
Bengt Horn die durch die Peſt von Bürgern entblößte Stadt vor ſeiner 
Abreiſe erſuchte, der Kriegszeiten wegen Beſatzung einzunehmen, verſtand 
ſie ſich dazu nur unter der Bedingung einer ſchriftlichen Verſicherung, daß 
Solches ihren Freiheiten keinen Abbruch thun ſollte. Wie nun Horn nach 
feiner Rückkunft, ohne dieſelbe ausgeſtellt zu haben, mit einem Regimente 
Fuß volk einrücken wollte, ließ ihm der Stadt-Commandant Conrad 
Nieroth auf Befehl des Bürgermeiſters Bernhard von Roſenbach 
das Thor ſperren. Horn ließ dennoch die Stadt beſetzen und ſchickte den 
Bürgermeiſter gefangen nach Schweden . Auch der Syndicus Tunder— 
feld ward verhaftet und Nieroth mußte Caution ſtellen. Bei Gelegenheit 
der Beſtaͤtigung der Stadtprivilegien verfügte ſodann die vormundſchaft—⸗ 
liche Regierung, die im Jahre 1660 die Zügel ergriff, außer der Frei— 
laſſung der oben angeführten Perſonen, daß die Stadt zwar in Friedens“ 
zeiten von Einquartierung verſchont bleiben ſollte, aber „wenn der Krieg 
in der Nahe“ dem Militair die Aufnahme nicht verſagen dürfe und daß 
es nur den Beamten der Krone zuſtehe, über den Zeitpunkt der Truppen⸗ 
verlegung zu entſcheiden. Dies ſollte nur „in Zeiten von Noth“ ge’ 
ſchehen und den Stadtfreiheiten keinen Abbruch thun. Die Parole ſollten 
der Gouverneur und der wortführende Bürgermeiſter abwechſelnd geben. 
Die Beſatzung ſollte von der Krone, doch mit Beihilfe der Stadt unter- 
halten werden und das Militair nur unter der Gerichtsbarkeit feiner An 
führer ſtehen; delinquirende Soldaten ſollte der Magiſtrat zwar in drin⸗ 
genden Fällen verhaften können, mußte fie aber ſofort ihren Obern über“ 
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liefern 8. Zwei Jahr fpäter drohte aber die königliche Regierung der 
Stadt wegen deſſelben Vorfalls mit einer fiscaliſchen Anklage '. Durch 
Reſolution vom 30. Juli 1662 verſprach die Regierung zwar in Privat- 
ſachen, fo wie in Klagen von Privatperſonen gegen den Rath, keine Com- 
miſſorialgerichte niederzuſetzen, behielt ſich aber dieſes Recht für Streitig- 
keiten zwiſchen den Corporationen vor; von der Entſcheidung derſelben 
ſollte jederzeit die Nevifion bei der königlichen Regierung nachgeſucht 
werden dürfen. 

Differenzen, die mit dem Adel über Handelsberechtigungen und Ge— 
richtsbarkeit entſtanden waren, entſchied fie zu gleicher Zeit dahin, daß in 
der Stadt weilende Adlige zwar in peinlichen Fällen vom Rathe verhaf— 
tet werden, aber nicht in ein gemeines Gefängniß geſetzt, oder gar mit 
„Schlägen und verächtlichen Worten“ beſchimpft werden durften und bin- 
nen vier und zwanzig Stunden ihrer ordentlichen Obrigkeit einzuliefern 
waren. Die von Altersher privilegirten Häuſer des Adels (auf dem 
Domberge) ſollten auch künftig unter adliger Gerichtsbarkeit ſtehen, aus⸗ 
genommen nach der Reſolution vom 30. October 1663 in Scrvitutſachen 
und dergleichen nachbarlichen Streitſachen; auch ſollte ſich der Rath nicht 
im Bauerangelegenheiten miſchen, wenn der betreffende Vorfall ſich au 
ßerhalb der Stadt ereignet hatte. Bürger ſollten den Bauern ohne ihrer 
Gutsherren Zuſtimmung nichts vorſtrecken, wogegen der Adel ſich erbot, 
die Bauerſchulden nach gehöriger Liquidation in gewiſſen Terminen zu 
bezahlen. Der Rath ſollte die vom Adel zum Verkauf geſchickten Gegen 
fände nicht einer Taxe unterwerfen und eben fo wenig ohne Zuſtimmung 
des Gouverneurs auf eines beſitzlichen Edelmanns Eigenthum Beſchlag 
legen. Edelleute ſollten Häuſer in der Stadt und ebenſo Bürger adlige 
Guter auf dem Lande nicht als Eigenthümer beſitzen dürfen, weil keiner 
von beiden Theilen fein Recht auf einen ſolchen Beſitz mit klaren Privi⸗ 
beweiſen und ſie ſich nicht anders vereinigen konnten. Wurde da⸗ 

ber ein Edelmann als Gläubiger in den Beſitz eines Bürgerhauſes im— 
mittirt, ſo mußte er ſich von einem Bürger auslöfen laſſen; desgleichen 
auch ein Bürger, der auf dieſe Weiſe in Beſitz eines adligen Guts kam, 
ch einen Edelmann. Durch königliche Reſolution vom 30. October 
1 wurde indeſſen den Bürgern erlaubt, adlige Güter pfandweiſe zu 
Daß dieſe Maßregeln nicht hinreichten, um jeden Stand in dem 

der ihm zugewieſenen Nahrungsquelle zu erhalten, iſt klar genug. 

ch der neueſten über dieſe Angelegenheit von der ruſſiſchen Regierung 
manirten Verordnung kommen pfandweiſe beſeſſene Landgüter nach Ber: 
— gewiſſen Friſt zum gerichtlichen Verkaufe und der Adel der 
eprovinzen hat ſich bis jetzt im beinah ausſchließlichen Beſitze der 
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Rittergüter erhalten. Durch Reſolution vom 1. Auguſt 1662 geſtattete 
die Regierung der Stadt Reval, als Corporation, nicht aber den einzel- 
nen Bürgern den Erwerb derſelben. Die in der angeführten Reſolution 
vom 30. Juli über die Handelsberechtigungen erlaſſenen Beſtimmungen 
ſollen am betreffenden Orte vorgetragen werden. Für den auf dem Dom- 
berge belegenen Theil der Stadt, deſſen Häuſer meiſt dem Adel gehörten, 
ſetzte der Gouverneur Horn am 15. April 1660 einen Schloßvogt ein, 
welcher nebſt den zwei Aeltermännern und zwei Aelteſten Bagatellſachen 
entſcheiden und die Urtheile des königlichen Burggerichts in Civil- und 
Criminalſachen vollziehen ſollte. Daß der Rath bei Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen Adligen und Bürgerlichen nicht immer unpartheiiſch verfuhr, er 
ſcheint aus einer königlichen Reſolution vom 30. September 1675, in 
welcher der Rath dafür einen Verweis bekömmt, daß er in Folge einer 
Schlägerei zwiſchen Edelleuten und Bürgern nur die erſtern und zwar 
die unſchuldigen mit den ſchuldigen zuſammen, nicht aber auch die ſchul⸗ 
digen Bürger verhaften laſſen, desgleichen auch der Aeltermann Stam— 
pel dafür, daß er die Gilde verſammelte und bewog, ſich in dieſen Pri— 
vathandel zu miſchen und die Verhaftung der betheiligten Edelleute zu 
verlangen. Der Rath wurde auch angewieſen, dem Adel die demſelben 
gebührenden Ehrenvorzüge nicht zu ſchmaͤlern. Um den Flor der Stadt 
zu befördern, traf der Generalgouverneur Drenftierna am 24. März 1648 
mit der Stadt eine Uebereinkunft, durch welche unter andern die Auf— 
nahme neuer Bürger erleichtert und geregelt wurde. Nach derſelben 
ſollte jeder Ausländer von augsburgiſcher Confeſſion, der einen Geburts— 
brief und ein Sittenzeugniß beibrachte, auf ſeinen Wunſch ohne Weiteres 
in die Bürgerſchaft aufgenommen werden und alle bürgerlichen und po— 
litiſchen Rechte genießen. Dieſe Uebereinkunft erhielt am 30. Juni die 
königliche Sanetion. 

Die Beziehungen des Raths zu den beiden Handwerkergilden wurden 
durch königliche Reſolution vom 30. Juli 1662 näher beſtimmt. Veran- 
laſſung dazu war die vom Rathe verfügte Aufnahme eines gewiſſen Har- 
jen in die kleine Gilde, die Abſetzung des Aeltermanns derſelben, Hans 
Kämmerer, und das vom Rathe beanſpruchte Recht, die Handwerkerſchra⸗ 
gen nach Bedürfniß zu modificiren. Harjens Aufnahme wurde beſtätigt, 
weil der Rath ihn von den gegen ihn erhobenen ehrenrührigen Beſchul⸗ 
digungen frei geſprochen hatte, der Aeltermann aber in ſein Amt wieder 
eingeſetzt und demſelben, fo wie der Gilde, nur ihre Widerſpenſtigkeit 
verwieſen, weil der Rath unbehutſamer Weiſe ſofort zum äußerſten Mit⸗ 
tel der Abſetzung geſchritten war. Die Schragen follten künftig alle drei 
Jahr dem Rathe zur Beſtätigung vorgeſtellt werden. Glaubte der Rath 
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fie verweigern zu müſſen, fo mußte er die Sache dem Gouverneuren uns 
terlegen. Wegen Modification derſelben, ſollte er mit dem betreffenden 
Amte unterhandeln und wenn ſolches nicht gelang, die Sache ebenfalls 
dem Gouverneuren vorlegen. Blieb auch deſſen Vermittelung fruchtlos, 
ſo kam die Sache an den König, dem es allein gebühren ſollte, darüber 
zu entſcheiden. Der Rath wurde befugt, auf die Handwerksarbeit Taren 
zu ſetzen, vermuthlich um die muthwillige Vertheuerung derſelben, eine 
Folge des Zunftmonopols, zu verbindern. Die Handwerkergilden bekamen 
Befehl, das zahlreiche Leinweberamt aufzunehmen, wofür denn auch die 


Quantität Salz, die ſie von den Fremden jährlich frei kaufen durften, um 


ein Viertel vermehrt wurde. Auch ſollten fie ſich künftig den öffentlichen 
Stadtleiſtungen nicht entziehen und dagegen in der Beſetzung der Militair— 
Aemter nicht zurückgeſetzt werden und einen Schlüſſel zur Stadteaſſe er= 
n und an der Acciſeverwaltung Theil nehmen, im Fall beides in 
ern Zeiten ſchon gebräuchlich geweſen. Das von den Handwerker- 
gilden nachgeſuchte Verbot der Ausführung unbereiteten Leders, wurde 
billig abgeſchlagen, weil in Reval nicht genug Handwerker vorhanden 
waren, um alles dahingebrachte Leder zu verarbeiten. Desgleichen auch 
die Einführung fremder Manufacte, da die revaler Handwerker verpflichtet 
feien, ebenſo gut und eben fo billig zu arbeiten, als die fremden. Hier- 
aus ſieht man, wie ſchwer ſchon damals das Zunftweſen auf der Bevöl— 
kerung laſtete. Daſſelbe Verhältniß, fo wie die großen ins Zunftweſen 
eingeriſſenen Mißbräuche, erhellt ebenfalls aus der am 30. Juli 1662 
erlaſſenen Zunftordnung für die revalſchen Handwerkergilden. In der⸗ 
ſelben wird befohlen, die Meiſter für Uebertheuerung ihrer Arbeit mit 
Strafe zu belegen und den Amtsälterleuten aufgetragen, über die Güte 
der Arbeit und des Materials zu wachen; ferner wird ihnen verboten, 
ausländiſchen mit guten Zeugniſſen verſehenen Meiſtern die Aufnahme ins 
nt zu verweigern und andererſeits geftattet, ſoviel Geſellen und Jungen 
zu gebrauchen, als fie es für gut befinden. Es wird ihnen geftattet, mit 
auswärtigen Aemtern ſich über gegenſeitige Zulaſſung ihrer Geſellen und 
u chen zu einigen. Die höchſt drückende Beſtimmung einiger Schragen, 
daß kein Geſell oder Wittwer Meiſter werden dürfe, ohne aus dem Amt 
du heirathen, wird aufgehoben und jedem Handwerksgeſellen, der ein 
Vierteljahr in Reval gearbeitet hat, geſtattet, um die Aufnahme ins Amt 
nachzuſuchen, worauf er nach halbjähriger Probezeit und Vorſtellung ſei— 
ng Meiſterſtücks, Geburts- und Lehrbriefs und hinreichender Zeugniffe 
er ehrliches Verhalten und Wanderſchaft ohne weitere Schwierigkeiten 
und Unkoſten gegen Zahlung von funfzehn Reichsthalern in die Amtslade 
zum Meiſter angenommen werden muß. Kein Meiſter ſollte künftig ge⸗ 
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zwungen werden, Bier zu brauen und auf der Gildſtube zu verſchenken, 
da Solches blos zur Völlerei Anlaß gab. Endlich ſollte zur Handhabung 
der guten Ordnung vom Rathe ein Amtsgericht niedergeſetzt werden. Am 
16. October 1675 befahl die Regierung die Vereinigung der beiden Hand⸗ 
werksgilden St. Canuts und St. Olai in eine einzige, doch gab dies zu 
Irrungen und Uneinigkeiten Anlaß und wurde durch Reſolution vom 5. 
Mai 1681 wieder aufgehoben und erſt am 20. Juli 1698 wiederum eins 
geführt, wobei die Canutsgilde, die wohl für die vornehmere gehalten 
wurde, ſich ausbedang, einigen wegen ihrer Führung und Herkunft un⸗ 
würdigen Gliedern der Olaigilde die Aufnahme zu verſagen. Die oben 
angeführte, durch eine Deputation der kleinen Gilde nach Stockholm, er- 
langte und ihr ſehr günſtige Reſolution vom Jahre 4681 erlaubte den 
Handwerkern, das ihnen in Bezahlung gegebene Korn unmittelbar an 
Fremde zu verkaufen. Die unvermögenden unter ihnen erhielten auch ges 
mäß dem Transacte vom Jahre 1636 die Erlaubniß Branntwein zum 
Verkauf zu brennen. Die Bönhaſerei wurde wiederholt und nicht blos 
in Beziehung auf die Diener der Edelleute verboten, denen ſchon durch 
Reſolution vom 14. Auguſt 1640 befohlen worden — nur für ihren 
Herrn zu arbeiten. 

Auch die politiſchen und die Gbremrechte der kleinen Gilde wurden 
vermehrt oder vielmehr die ihr im Vergleich mit der großen Gilde ge— 
wordene Zurückſetzung hörte auf. An Deputationen, die in Stadtangele⸗ 
genheiten nach Schweden geſchickt wurden, und an Tractamenten hoher 
Perſonen aus Stadtmitteln ſollte der Aeltermann der kleinen Gilde ſo 
gut wie der der großen Theil nehmen, auch den bisher durch den letztern 
Namens beider Gilden geführten Verhandlungen mit dem Rathe nicht 
nur beiwohnen, ſondern auch die abweichende Meinung der kleinen Gilde 
mit Beſcheidenheit vortragen dürfen. Endlich ward auch ein früherer 
Regierungsbefehl, daß ein Kaufmann durch Verheirathung mit einer 
Handwerkstochter an ſeinen Gilderechten nichts verlieren ſolle, durch die 
angeführte Reſolution erneuert. Kaum ſollte man glauben, daß wieder⸗ 
holte Befehle der Staatsregierung nöthig waren, um einen ſo u 
Mißbrauch abzuſchaffen? 

Wir wenden uns jetzt zur großen Gilde. Daß auch dieſe mit der da⸗ 
mals herrſchenden Sittenrohheit zu kämpfen hatte, ſieht man aus einem 
Zuſatz zu ihren Schragen vom 23. Mai 1642, nach welchem die Theil⸗ 
nehmer an Schlägereien, die auf Hochzeiten oder ſonſt ausbrachen, Bürgen 
ſtellen und ohne Anſehn der Perſon nach den Schragen beſtraft werden 
ſollten. Die Brüderſchaft, ſowie die Brauerſchragen ſollten nach einer 
Beſtimmung vom 14. April 1698 im erſten Jahre nach dem Eintritte in 
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den ehelichen Stand gewonnen werden. Einige Jahr nach Beilegung der 
oben angeführten Streitigkeiten des Raths mit der kleinen Gilde, brachen 
ſolche auch zwiſchen der großen Gilde und der Stadiobrigkeit aus. Am 
27. September 1670 übergab jene ihre in 43 Punkten formulirten For- 
derungen, wozu ſpäter noch einige hinzukamen, und wandte ſich, da keine 
Einigung zu erzielen war, mit einer Beſchwerde an die königliche Regie— 
rung. Dieſe empfahl den Frieden und ſo kam es am 27. Januar 1672 
zu einem Concordat, welches die in Reval wie in Dorpat und vorher 
ſchon in Riga geſtiegene Bedeutung der Gilde und ihre Bemühungen um 
das Gemeinwohl, namentlich um Verbeſſerung des ſtädtiſchen Rechnungs⸗ 
und Juſtizweſens beurkundet. Nach demſelben ſollten alle in Stadtſachen 
ausgehenden Briefe, Inſtructionen und Vollmachten dem Gildeausſchuſſe 
abſchriftlich, die geheimen jedoch nur durch Vorleſen, mitgetheilt werden, 
ein Aeltermann beim Stadtfaften und einer beim Gotteskaſten figen, ohne 
Gemeindebeſchluß keine neuen Werke angelegt werden, die Stadtkämmerer 
alle Vierteljahr ihre Rechnung beim Stadtkaſten ablegen, desgleichen von 
Zoll, Aceiſe und einigen andern Stadteinkünften beſondere Rechnung ge— 
führt werden. Die Beförderung vieler Glieder derſelben Familie in den 
Rath und deſſen Dienſt ſollte künftig nicht mehr ſtattfinden. Der Raths⸗ 
ſecretair ſollte nicht mehr mit votiren dürfen. Die Gilde hatte auch die 
Unvereinbarkeit feines Amts mit dem Viceſyndicat und die des Syndicate 
mit dem Bürgermeiſteramt verlangt; doch ſollte darüber die Staatsregie⸗ 
rung entſcheiden. Eine Kanzleitare ſollte verfaßt und durch den Druck 
veröffentlicht und die Stadtprivilegien einem beſondern Bürgerausſchuß 
verleſen werden. Eine weitere Veröffentlichung derſelben ſcheint man 
vermieden zu haben. In Proceſſen follte den Parten die kostenfreie Ver— 
leſung der nach ihren Ausſagen verfaßten Protocolle zur Prüfung der 
Richtigkeit derſelben und die Extradirung von Extracten nicht verſagt 
werden. Arme Parten follten gerichtliche Acten und Beſcheide koſtenfrei 
ertradirt erhalten. Die aus denſelben gefertigten Relationen ſollten den 
Ze abſchriftlich mitgetheilt und zu denſelben auch immer die fänmtli- 
Acten mitverleſen werden. In allen Gerichtshändeln war nach lü⸗ 
biſchem Rechte zu ſprechen, es ſei denn, daß es wohlerwieſenen und nicht 
einem einzelnen Präjudicat beruhenden Gewohnheiten widerſpreche. 

Auf ferneres Anregen der- Gilde follten Hochzeits-, Kindtauf-, Beerdi⸗ 
gungs- und Kleiderordnungen erlaſſen und von Beobachtung der letztern 
auch der Adel nicht erimirt werden, namentlich der aus dem Bürgerſtande 
bervorgegangene. Welcher Bürgermeifter oder Rathsberr ſich nobilitiren 
ließ und ſich nicht bürgerlich verhielt, ſollte künftig feinem Bürgerrecht 
entfagen. Die Gilde wollte dies ſogar auf den damaligen Burgermeiſter 
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von Tunderfeld und den Viceſyndieus und Secretairen Fonn ausdehnen. 
Darüber ſollte höhern Orts entſchieden werden. Im Jahre 1679 klagte 
die Gilde durch den nach Stockholm abgeſandten Aeltermann Stempel 
über den Bürgermeiſter Heinrich von Roſenkrohn. Die Regierung ver- 
wies zwar dieſe Angelegenheit durch wiederholte Reſolutionen vom 6. 
October und 12. November 1680 und 19. April 1681, denen die Bür— 
gerſchaft ſich wahrſcheinlich anfangs nicht fügen wollte, an das compe⸗ 
tente Forum des Raths, ſuspendirte indeſſen den Bürgermeiſter vom 
Amte, mit Beibehaltung ſeines Gehalts und ſeiner andern Emolumente. 
Zugleich wurden die übrigen zwiſchen Rath und Bürgerſchaft ſtreitigen 
Angelegenheiten unter Empfehlung der Einigkeit und der Vermeidung 
koſtſpieliger Delegationen nach Stockholm entſchieden (ebenfalls am 19. 
April 1681). Der großen Gilde wurde eingefhärft, den Rath in der 
freien Beſetzung der Stadtämter nicht zu hindern, es ſei denn daß der⸗ 
ſelbe wirklich etwas zum Bedrang der Bürgerſchaft ſtatuiren wolle, wor⸗ 
über dem Generalgouverneuren zu unterlegen war. Die Gilde hatte ſo— 
gar um die Befugniß gebeten, zur Wahl eines Syndicus und eines Se— 
cretairen zwei Candidaten vorzuſchlagen. Dies ſchlug die Regierung als 
dem frühern Gebrauche zuwider ab, desgleichen verbot fie, unzeitige Ge— 
ſuche beim Generalgouverneuren einzureichen, wahrend eine Angelegenheit 
noch vor dem Rathe verhandelt wurde, es ſei denn, daß man über Ge— 
walt, verweigerte Juſtiz, Nullitaten und offenbares Unrecht zu klagen habe. 
Man ſieht hieraus, daß die ſchwediſche Regierung auf die Aufrechthaltung 
der obrigkeitlichen Befugniſſe des Rathes eben ſo ſehr bedacht war, als 
auf die der ſtändiſchen Rechte der Gilden, denn das Concordat vom 
Jahre 1672 wurde beſtätigt und zugleich befohlen, daß alle von der Stadt 
auszuſtellenden Obligationen von den Gilden mit unterſchrieben werden 
ſollten. Einer Beſtimmung des Concordats zufolge, ſollten die in der 
Stadt wohnenden Edelleute ſich, ſowie ihre Familien, in ihrer Tracht 
ſowie in allem Uebrigen nach den Gebräuchen und Ordnungen ſchicken, 
allein nur ſo lange ſie ſich in Stadtdienſten befanden. Alle ſonſtigen 
Klagepunkte zwiſchen Rath und Gilde ſollten von einer beſondern Com— 
miſſion unterſucht und darüber dem Könige berichtet werden. Zugleich 
wurden die ſtreitenden Theile zum Vergleiche ermahnt, welchen auch die 
erwähnte Commiſſion, beſtehend aus dem Präſidenten des finnländiſchen 
Hofgerichts Ernſt Creutz, zwei Aſſeſſoren des livländiſchen Hofgerichts 
und einem Aſſeſſor des Oberconſiſtoriums am 4. November 1682 zu 
Stande brachte. Durch denſelben wurden die gegenſeitigen Klagen gegen 
einzelne Raths- oder Gildeglieder, namentlich die gegen den Aeltermann 
Stampel, deſſen gute Abſichten vom Rathe anerkannt wurden, niederge⸗ 
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ſchlagen, mit Ausnahme der Beſchwerden gegen zwei nach Stockholm de— 
putirte Rathsverwandte, die ihre Inſtruction überſchritten haben ſollten. 
Die im Rath über Vorſchläge der Gilde aufgenommenen Protocolle 
ſollten derſelben ausgereicht, die Vorſchläge aber auch immer ſchriftlich 
und mit Beobachtung der dem Rathe ſchuldigen Ehrerbietung verfaßt 
werden. Die übrigen Punkte haben weniger Bedeutung; über manche 
wurde auch die Entſcheidung auf gelegenere Zeit ausgeſetzt“. 
Der Beſtimmung des Concordats von 1672 zu Folge erſchienen im 
Jahre 1688 die von Rath und Bürgerſchaft revidirten Hochzeits-, Kind- 
tauf- und Begräbnißordnungen '. Nach denſelben ſollte kein Bürger vor 
Leiſtung des Bürger- und Unterthaneneides copulirt werden. Brautge— 
ſchenke, Verlöbnißmahle und überhaupt jede Pracht, wenn Braut und 
Bräutigam zum Abendmahle gingen, wurde bei hohen Geldſtrafen ver- 
boten. Die Zahl der zu bittenden Gäſte und die Gänge beim Hochzeits- 
mahle wurden feſtgeſetzt und der Gebrauch von Gartenfrüchten und Confect 
bei demſelben verboten, ſowie auch der des Weins und der Trompeten, 
ausgenommen für die Rathsglieder, die Geiſtlichen und die vier Aelter— 
leute der großen Gilde. Die Trauungen und die Hochzeiten ſollten auf 
den Gildſtuben oder in Privathäuſern ſtattfinden. Maͤgde- und Knechts⸗ 
hochzeiten ſollten nur außerhalb der Thore gehalten werden. Der Ge— 
brauch von Confect, Marzipan und dergl. auf Kindtaufen wurde verboten, 
desgleichen auch die Gaſtmahle bei Beerdigungen. Die Leichen ſollten 
im Sommer ſpäteſtens binnen fünf, im Winter binnen acht Tagen beer— 
digt werden. Im Jahre 1666 (am 14. März) beſchloß das Conſiſtorium, 
einen verſtorbenen Katholiken unter der Bedingung einer Schenkung an 
die Olaikirche, ordentlich begraben zu laſſen, obgleich berichtet worden 
war, daß er ſeinen Glauben während ſeines fünfjährigen Aufenthalts in 
Reval hartnäckig vertheldigt und den proteſtantiſchen geläſtert hatte. 
1 Diieſe Actenſtücke gehören zur Sittengeſchichte Revals im 17. Jahrh. 
u Nach einer ſtädtiſchen Notiz vom J. 1704 lebten in und bei der Stadt 
a Menſchen, welche jährlich 6666 7 Laſt Korn verbrauchten. Seit 
1 dem Verfall des Handels oder in Folge des nordiſchen Krieges und des 
Hungerjahrs von 1696 ſah ſich der Rath genoͤthigt, die Burgerſchaft 
mit Kopfgeld zu belegen. Dieſes betrug 2000 Rthlr., oder ein Viertel 
Procent vom ſtädtiſchen Vermögen, welches folglich auf 800,000 Rthlr. 
berechnet wurde und zwar: 
150 kleine Bürgerhäuser, à 700 Rthlr.. .. 105,000 Rthlr. 
150 mittl. Häuſer, a 1400 Rh. + i.. 210,000 „ 
150 große Häuſer, à 2100 Rith lr... 345000 „ 
8 ———ů— 


450 Häufer zuſammen werth 630,000 Rrhlr. 
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Wegen adliger in der Stadt befindlichen Häufer und 1 
an bürgerlichen Häuſern haftenden öffentlichen 
Leiſtungen abzuziehen etwa * * * — * “ „ 60,000 Rthlr. 


bleiben 570,000 Rthlr. 
Die Borftadt * er ee. — 
Allerhand Hausgeräthe, Möbeln int dergl. von jedem 
Haufe 150—200 Rthltt. 80,000 „ 


Summa 800,000 Rthlr. 
hiezu kommen noch die Stadtgründe und Mühlen mit . . 21,400 „ 

So ſchnell hatte ſich die Stadt von dem furchtbaren Brande des 
Jahres 1684 erholt, der ſie bis auf drei Wohnhäuſer vernichtet 
hatte “s. 

In Juſtizſachen galt in Reval noch immer das lubiſche Recht nebſt 
dem berühmten Commentar des David Mevius vom J. 1642, welchen 
derſelbe im J. 1664 dem Rathe überfandte ??. Ergänzt wurde es im 
J. 1687 durch eine Advocatenordnung. In derſelben wurde die Zahl 
der Advocaten auf acht beſchränkt, nebſt drei geſchworenen Procuratoren, 
die als Stellvertreter der Advocaten in deren Abweſenheit auftreten konn⸗ 
ten. Den Stadt- und Gerichtsfeeretären wurde die Advocatur vor den 
Stadtgerichten verboten. Die Advocaten wurden angewieſen, die Parten 
von unnützen Streitigkeiten abzumahnen und die von ihnen übernommenen 
Sachen bis zu Ende zu führen, oder im Falle gegründeter Ehehaften 
durch Subſtituten führen zu laſſen, aber keine Klagen an ſich zu ziehen. 
Die Satzſchriften ſollten ſowohl von den Advocaten, als von ihren Voll⸗ 
machtgebern eigenhändig unterſchrieben werden. Von Stadtlaſten wurden 
ſie befreit und ihnen gewiſſe Procente von jeder Sache ſowohl vom Klä— 
ger als Beklagten als Salair zuerkannt. Je größer die Summe war, 
deſto geringer waren die Procente. Wurde die Sache mündlich verhan- 
delt, fo erhielt der Advocat für jedes Erſcheinen vor Gericht einen hal- 
ben Thaler, der Procurator die Hälfte. Im J. 1697 erſchien zur Er⸗ 
gänzung der dürftigen Beſtimmungen des lübiſchen Rechts eine Vormün⸗ 
derordnung, die in ihren Hauptgrundſätzen mit der rigaſchen Vormünder- 
ordnung vom J. 1591 übereinſtimmt. Nach derſelben erhielt die zur 
Bormünderin ihrer Kinder von ihrem verſtorbenen Mann ernannte Wittwe 
zwei Mitvormünder aus ihren nächſten Blutsverwandten und denen des 
Mannes. Der Wittwer durfte als Vormund feiner Kinder ihr Vermö⸗ 
gen weder veräußern noch verpfänden, noch ſonſt beſchweren. Nichtbür⸗ 
ger ſollten zur Vormundſchaft zugelaſſen werden, wenn ſie in Reval mit 
unbeweglichem Gute angeſeſſen waren und des Raths Gerichtsbarkeit an⸗ 
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zuerkennen verſprachen. Kein Vormund ſollte in die Verwaltung des 
Pupillenguts treten, ohne ſich zuvor bei den Waiſenherrn zu melden und 
anzugeben, ob er eine Forderung an die Pupillen habe, oder ihnen et- 
was ſchuldig ſei. Binnen acht Tagen ſollte dann der Secretär des Wai- 
ſengerichts ein Inventar über den Nachlaß aufnehmen und den Vormün⸗ 
dern übergeben. Alljährlich ſollten die Vormünder Rechenſchaft ablegen, 
desgleichen auch wenn ihre Mündel das 25. Jahr erreicht hatten und 
hierdurch volljährig geworden waren. Dieſe Rechnung ſollte in Gegen- 
wart der Mündel und ihrer zwei nächſten Blutsfreunde durchgeſehen und 
ſodann der Ueberſchuß der Einnahmen über die Ausgaben, ſowie das 
ganze Vermögen den Eigenthümern ausgeliefert werden. Die Vormün⸗ 
der wurden dann von den Waiſenherrn quittirt. Ausſtellungen an der 
Rechnung hatten die Mündel oder ihre Blutsfreunde binnen 14 Tagen 
dem Waiſenherrn vorzutragen; die Vormünder und ihre Erben hafteten 
ſolidariſch für jeden den Mündeln zugefügten Schaden. Was an dem 
Vermögen fehlte, hatte der Vormund aus eignen Mitteln zu erſetzen. 
In Wechſel- und Seegerichtsſachen ſollte nach den desfallſigen lübiſchen 
Verordnungen aus den Jahren 1655 und 1662, die in Reval practiſch 
wurden, nur ſummariſch verfahren werden. Durch eine ebenfalls um 
dieſe Zeit (in welchem Jahre iſt unbekannt) erlaſſene Conſiſtorialordnung 
wurde ein aus Rathsgliedern und Stadtgeiftlichen beſtehendes Kirchenge— 
richt angeordnet und zwar nicht blos für Kirchen-, Schul- und Eheſachen, 
ſondern auch zur Beſtrafung von Fleiſches- und einiger andern Verbrechen 
als: Gottesläſterung, Zauberei, Wahrſagerei und Familienzwiſtigkeiten. 
Die Klage ſollte Artikelweiſe eingebracht und ebenſo beantwortet werden. 
Die vom Rathe vocirten Kirchen- und Schuldiener ſollten einer Prüfung 
vor dem Conſiſtorium unterliegen. Ohne Erlaubniß deſſelben durfte kein 
Prediger Jemanden öffentlich in der Gemeinde verdammen; die Excom— 
unication für trogiges Beharren in einem offenbar ärgerlichen Lebens— 
ndel, trotz vorgängiger Ermahnung, ſollte nur dem Conſiſtorium zuſte⸗ 
hen. Winkelehen wurden verboten, die Kinder aber auch ermächtigt, ſich 
beim 6 nſiſtorium über die ungegründete Verweigerung der Ehe ſeitens 
ihrer Eltern oder Vormünder zu beſchweren. Seitenverwandten, die im 
erſten, zweiten oder dritten Grade der Sippſchaft ſtanden, durften einan⸗ 
der nicht heirathen. Eheleute, die aus gegenfeitigem Haß einander nicht 


beiwohnten, ſollten dazu vom Conſiſtorium ermahnt werden. Ehebruch 
und bösliche Verlaſſung galten als Scheidungsgründe. Man fieht bier- 
aus, daß die damalige Kirchenzucht viel ſtrenger war als jetzt. Uebrigens 
fanden während dieſes Zeitraums auch einige ſchwediſche Verordnungen 
in Reval Eingang, ſpäter kamen fie wieder außer Uebung. 


Kapitel VII. 


Ackerbau, Gewerbe und Handel. 

Ueber die Landwirthſchaft in der erſten Hälfte des 17. Jahrh. fin- 
den ſich Nachrichten in einem Werke des Sunzelſchen Paſtors Gubert 
(ſtarb 1653), welches um die Mitte des 17. Jahrh. und ſodann bis zur 
Mitte des 18. Jahrh. mehrere Mal erſchien, alſo gewiß großen Anklang 
fand 0. Die in demſelben angeführten landwirthſchaftlichen Erfahrungen 
reichen bis zum Jahre 1608 hinauf, indeſſen läßt ſich daraus wohl nicht 
ſchließen, daß es ſchon um dieſe Zeit geſchrieben ſei. Die häufigen ſpä— 
tern Auflagen beweiſen, daß es über ein Jahrh. lang für practiſch ans 
wendbar galt und es iſt daher anzunehmen, daß die Landwirthſchaft 
während der ganzen ſchwediſchen Beherrſchungsperiode in dem Zuſtande 
blieb, wie ihn Gubert geſchildert hat. Selbſt bis zum Anfange des 19. 
Jahrh. blieb fie auf derſelben Stufe und ihre Einfachheit läßt vermu- 
then, daß man ſchon auch in viel älterer Zeit denſelben Grundfägen 
folgte. Sie war ausſchließlich auf die größtmöglichſte Erzeugung von 
Korn, namentlich Roggen und Hafer (nur bei ſehr gutem Boden Waizen 
und Gerſte) gerichtet und das nur vermittelſt der Frohne, welche daher 
möglichſt zu erhöhen, im Intereſſe der Gutsbeſitzer lag. Maſtungen und 
Branntweinsbrand waren noch unbekannt, der Flachsbau nur Nebener- 
werb. Auch die Bedürfniſſe des Haushalts wurden nur durch die Natu— 
ralabgaben und die Frohne der Bauern beſtritten, denn man lebte ſehr 
einfach und ſcheute jede baare Ausgabe. Das Wohnhaus hatte, wie aus 
den Beſchreibungen und Inventarien der redueirten Güter erhellt, meiſt 
nur eine Stube, zwei Kammern, ein Vorhaus, eine Küche und eine Vor— 
rathskammer. Statt zum Dache hinausgeführter Schornſteine, fanden 
ſich häufig nur von Holz angefertigte, mit Lehm beworfene Gewölbe über 
dem Heerde“, ſtatt eiſerner Hängen nur hölzerne Angeln; eine Lehmtenne 
bildete den Fußboden nr. Die Einfachheit der damaligen Dana rt fiel 
man auch aus einer Abbildung des eſthländiſchen Gutes Kunda 
Reiſe des Olearius. Das Wohngebäude des Gutsherrn — 
rere Nebengebäude, Stall, Speicher, Herberge für das Geſinde a q 
zur Seite der Viehgarten, eine Reihe dunkler Ställe, die im Viereck ei 0 
freien Raum umgaben. Die Kornriegen lagen zwiſchen den Feldern, die 
Heuſcheunen auf den Wieſen; auch fanden ſich Waſſer- und Windmühlen. 
Bei der großen Ausdehnung der Waldungen, in denen ſich noch Bären, 
wilde Schweine, ja nach einigen Angaben Marder und Zobel vorfanden!““, 
und dem völligen Mangel an einer Forfteultur war das Abbrennen der 
Wälder oder das ſog. Röden eine Hauptoperation der Landwirthſchaft 
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und Gubert fängt den zweiten Theil feiner Arbeit (vom Ackerwerke) 
damit an, ſowie auch ſchon in der Urkunde vom Jakobitage 1423 Kerſten 
von Roſen zwei Brüdern zur Belohnung ihrer Dienſte den Ort beim 
Arensburge mit dem Acker gerödet und ungerödet verlieh . Die 
Landwirthſchaft war alſo, wie bei den finniſchen Völkern, auf Waldver⸗ 
wüſtung gegründet. Das gerödete Land wurde drei bis vier Jahre hin— 
ter einander zur Kornerzeugung benutzt, worauf es liegen blieb und nach 
20 oder mehr Jahren wieder bewachſen war und aufs neue wieder gerödet 
werden konnte. Schon Kelch klagt über die Verwüſtung der Wälder 
durch das Röden # und auch Olearius erwähnt daſſelbe zu den Jahren 
1633 und 1639. Abgeſehen vom Röden herrſchte die Dreifelderwirth- 
ſchaft unbedingt. Das Adergeräth war ſehr einfach, der noch jetzt gebrauch⸗ 
liche Hakenpflug aus dem Stamm einer Gräne und den daran haftenden 
Wurzeln beſtehend, wovon der Stamm den Gründel und die aufwärts ges 
bogene Baumwurzel die Stürze ausmachte, Eggen verſchiedener Art und 
Senſen zum Heu- und Kornſchnitt. Die Eſthen ſchnitten das Winterge— 
traide nur mit der Sichel. Das geſchnittene Korn blieb meiſt bis zum 
Dreſchen auf dem Felde ſtehen, der Roggen in großen Haufen von hun⸗ 
dert bis dreihundert Garben, Gerſte und Hafer auf einem Stangengerippe 
aufgeſtellt. Vor dem Dreſchen wurde das Korn in eignen Dachkammern 
gedörrt. Waizen, Gerſte und Hafer wurden nicht gedroſchen, ſondern 
meiſt nur durch Pferde ausgetreten. Das gedroſchene Korn wurde noch 
bei geöffneten Riegethüren im Winde durch ein Sieb geweht und ſo von 
der Spreu gereinigt. Das Kurzſtroh und die Spreu wurden dann zum 
Viehfutter, das Langſtroh zu Streu verbraucht. Zum Mahlen bediente 
man ſich, außer den zumal in Eſthland häufigen Waſſermühlen, nur kleiner 
Windmühlen, bei denen das ganze Gebäude ſich wi feine Axe drehte. 
Erbſen, Linſen und Bohnen wurden zwar gebaut, jedoch nur zu eignem 
sbedarf, nicht zum Viehfutter, der Ertrag der Heuſchläge war gering, 
den nicht künſtlich gepflegt. a 
as Rindvieh war klein und gab wenig Milch und Dünger, die 
garen niedrig und dunkel. Das Pferd war klein, aber dauerhaft, 
Race der ſogenannten Doppelklepper war etwas ſtärker 26. Von 
en Eſthen wurden häufig, namentlich in der Wiek und Harrien, Ochſen 
n Pflügen gebraucht, von den Letten nur Pferde. Die ziemlich kleinen 
Landſchafe lieferten den Bewohnern ihre Wadmalröcke und Pelze und 
zwar die weißen den Letten, die ſchwarzen den Eſthen. Um der Wölfe 
willen und weil nach naſſen Sommern ein großer Theil der Schafe an 
der Fäule krepirte, mochte man die Schafzucht nicht vergrößern, ſondern 


ſchlachtete gewöhnlich im Herbſte die Hälfte und trocknete das Fleiſch zum 
Th. II. Bd. II. 16 
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Winter 7, Die ebenfalls kleinen Ziegen wurden zum Melken und zum 
Schlachten, ſowie um des Felles willen benutzt und richteten in den Wäl— 
dern durch Niederhalten des jungen Anwuchſes großen Schaden an. Die 
Schweine, deren Zucht durch Eichelmaſt und Bierbrauerei begünſtigt 
wurde #8, waren klein und nicht maſtfähig, verſtöberten oft die Bauerhöfe 
und die umliegenden Felder und Wieſen und gaben ihnen ein ſchmutziges 
Anſehen. Im Herbſte wurden ſie meiſt geſchlachtet und ernährten die 
Bauern während der nächſten Wintermonate. Das Faſelvieh, meiſt Gänſe 
und Hühner, war von geringer Qualität, die Obſt- und Bienenzucht waren 
bedeutend. Die „Honigweide“ wird ſchon in den obenerwähnten von Ro⸗ 
ſenſchen Lehnbriefe vom Jahre 1423 erwähnt und ausdrücklich mitverliehen. 
Honigbäume, deren Beſitzer an der ruſſiſchen Gränze von uralter Zeit her 
den gefährlichen Nachbarn Zins gezahlt haben ſollten, werden zu Anfang 
des Kriegs mit dem Zaren Joann Waſſiljewitſch erwähnt. 

Bei dieſem niedrigen Zuſtande der Landwirthſchaft konnte ihr Ertrag 
auch nicht bedeutend ſein, auch abgeſehen davon, daß Livland in der 2. 
Hälfte des 17. Jahrhunderts durch den Einfall des Zaren Alexei Mi- 
chailowitſch wiederum ſehr litt, wie aus den Berichten gleichzeitiger Rei— 
ſenden hervorgeht. Der nach Moskau geſchickte öſterreichiſche Geſandte 
Meyerberg fand auf dem Wege dahin im Jahre 1661 Kokenhuſen, Ses— 
wegen und Neuhauſen zerſtört. Der Reiſende Strauß ſah im Jahre 
1668 von Riga bis Wolmar einen zuſammenhängenden Wald und Moraſt, 
in dem ſich nur hier und da Bauern angeſiedelt hatten, und Brandt ſah 
im J. 1673 von Riga bis Neuhauſen nur drei Landkirchen. Trotzdem 
fand ſich die Hakenzahl nach der Reviſion vom Jahre 1688 um 1893 
Haken gegen die Reviſion von 1641 vermehrt und betrug nicht weniger 
als 6236 Haken. Dies günſtige Reſultat iſt aber eine bloße Taͤuſchung; 
es iſt ſchon oben bemerkt worden, daß die ſchwediſche Regierung den 
Haken von 80 auf 60 Thaler herunterſetzte und ihn alſo dadurch um ein 
Viertel verkleinerte. Jene 6236 neue Haken betrugen alſo nur 467 
was der fruͤhern Hakenzahl fo ziemlich gleich kommt. Außerd 
man gefliſſentlich auf möglichſte Erhöhung der Hakenzahl, nach 
gaben und Kronsarrenden berechnet wurden, bedacht. Die Nevif 
Jahre 1731-1734 ſetzte daher die Hakenzahl Livlands auf nur 47 
Haken feſt und das nach 24 Friedensjahren. In Eſihland wurde d 
Hakenzahl nur nach der Bevölkerung feſtgeſtellt und wahrſcheinlich auf 
den Haken zehn männliche Seelen berechnet. Wenigſtens findet ſich dieſe 
Beſtimmung ſchon im namentlichen Ukas vom 29. Mai 1719 und iſt 
alſo vermuthlich dem früheren Gebrauche entnommen. Zwanzig Jahre 
ſpäter wurde durch Senats-Ukas vom 28. Juni 1739 der noch jetzt bei 
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ſtehende Unterſchied zwiſchen Land- und Strandhafen eingeführt; auf je 
nen wurden fünf, auf dieſen, welcher kleinere und ſchlechtere Felder ent— 
hält, zehn arbeitsfähige Menſchen gerechnet. Ob dies auch früher ge— 
bräuchlich war? Die Hakenzahl betrug zur Zeit der Reduction 8283¼1 
Haken, im Jahre 1757 aber nur 573767 , Haken, die frühere Anzahl 
war alſo viel zu hoch 2b. Oeſel hatte in der Mitte des 17. Jahrhunderts 
596½ Haken, nach der damaligen Landrolle 5%, 

Hagemeiſter ſtellt in ſeiner Gütergeſchichte Bevölkerung, Aus ſaat 
und Erndte einer Anzahl für königliche Rechnung adminiſtrirten Güter 
nach den noch vorhandenen Verſchlägen zuſammen, woraus ſich der wahre 
landwirthſchaftliche Werth eines Hakens zu jener Zeit ergiebt. Auf 9 der 
damaligen 60 Thaler Haken (alſo auf etwa 7 Haken zu 80 Thalern) 
befanden ſich 82 arbeitsfähige Männer, 80 Pferde und 86 Kühe, es 
wurden 70 Lof Roggen, 50 Lof Gerſte und 53 Lof Hafer ausgeſaͤt, von 
welchen 273 Lof Roggen, 203 Lof Gerſte und 110 Lof Hafer geerndtet 
wurden. Die bäuerliche Bevölkerung, den Viehſtand, die Ausſaat und 
Erndte der Höfe in ganz Livland ſchatzt Hagemeiſter für das Jahr 
1688: ’ 

Ausſaat der Höfe: 53,400 Lof Roggen, 38,100 Lof Gerſte und 
32,700 Lof Hafer; Erndte derſelben: 208,000 Lof Roggen, 154,700 Lof 
Gerſte, 83,900 Lof Hafer. 

In den Bauerhöfen 62,500 Männer, 64,000 Pferde und 65,600 Kühe. 

Im Jahre 1829 war die Ausſaat der Höfe 114,000 Lof Roggen, 
83,900 Lof Gerſte und 122,060 Lof Hafer; die Erndte derſelben 686,000 
Lof Roggen, 427,000 Lof Gerſte und 457,000 Lof Hafer. 

In den Bauerhöfen 122,000 Männer, ebenſo viel Pferde und 
212,500 Kühe. 

Da das Verhältniß der Hofesfelder zu den Bauerländereien ſich ſeit 

der ſchwediſchen Reviſion wenig verändert hat, ſo läßt ſich annehmen, daß 

hon damals die Erndte der Bauerſchaften zwei mal ſo viel betrug, als 

die der Höfe. Zu der Zeit, wo Livland für Schwedens Kornkammer galt 

8 es auch war, (daher auch die ſchwediſche Regierung im nyftäbter 
FVriedensſchluſſe ſich das Recht zur Ausfuhr von 50,000 Thalern an Korn 
Gcbedang) baute es jährlich etwa 1,340,000 Lof Getraide, nach etwa 


anderthalb Jahrhunderten bei verdoppelter Volksmenge ungefähr 4,700,000 
"Vf: Ums Jahr 1688 kamen auf einen Ackerbauer 21 ½ Lof Getraide, 
und eine Kuh; ums Jahr 1829: 39 und faſt zwei Kühe n; — die glüd- 
lichen Folgen eines langen Friedens und einer von keinen Eingriffen der 
Regierung geſtörten landwirthſchaftlichen Entwickelung. Mit Ausnahme 
Rußlands und der Turkei iſt die Bevölkerung des 222 in 
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dem erwähnten Zeitraume auch nicht raſcher geftiegen als in Livland, 
nämlich nach dem bekannten Statiſtiker Dieterici ſeit dem Jahre 1700 bis 
1846 von 70 oder 80 auf 180 bis 185 Millionen 52, . 

Nicht ohne Intereſſe wird es fein, auch einen Blick auf die Preife 
der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe zu werfen. Wir beſitzen darüber nur 
wenig zuverläſſige Nachrichten. Für Dorpat finden fie ſich in den Jahr— 
büchern des fleißigen Gadebuſch zu mehreren Jahren aufgezeichnet. 
So koſtete bs: 

im Jahre 1600 1 Lof Roggen. .. — RE. 54 Kop. 

1601 in der Hungersnoth 1 Lof Roggen 2 
1604 1 Lof Roggen 0 

1605 1 „ ET: l 
1660 1 „ . re 
1685 1 „ . e 
1690 1 „ 0 
1696 in der ugs mch 1 eof nenne 1 
1700 1 Lof Roggen 
1600 1 Lof Hafer . 
1088 f, 
1696 1 „ „ 
00 T „ n 
1696.1 Lof Gerte 
1700 ꝶ 1, , 4 5 185 

Auf den Lande gab es Gewerbe uche Art. Der Bauer * 
fertigte ſein Geräth und ſeine Kleidung ſelbſt, freilich mit geringer Kunſt. 
Der Adel benutzte theils die Arbeit ſeiner Leibeignen, theils die auf dem 
Lande anſäſſiger, unzünftiger Handwerker und klagte über die Nachläſſigkeit 
der ſtädtiſchen Zunftgenoſſen und die Theuerung ihrer Erzeugniſſe, wovon 
wir in der Geſchichte Dorpats ein Beiſpiel geſehen haben. Dieſe Uebel⸗ 
ſtände, gegen welche die Geſetzgebung (z. B. die arensburgſche Pole 


Warnungen oder Androhen und ſogar Ausſtellen von Taxen, z. B. des 
rigaſchen Raths Schuhmachertare vom 5. Januar 1655 , ankämpfte, 
waren zum Theil die Folge des erelufiven Geiſtes der damaligen Schra⸗ 
gen, die dem Zunftmonopole viel günſtiger waren, als die aus der älter 
ren Zeit. Sie riefen auch eine Bönhaſerei hervor, über welche man 
häufig klagte, ohne fie abſchaffen zu können, da fie eine natürliche Folge 
der Abgeſchloſſenheit der Zünfte war. So beſchwerte ſich die kleine Gilde 
in Riga, wie es ſcheint, kurz nach der Belagerung vom Jahre 1656 beim 
Könige und zwar die Bäcker über Eindrang in ihr Gewerbe, ſogar mit 
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Erlaubniß des Raths; die Schneider, es ſeien ihrer zwanzig und zwei 
und vierzig Bönhaſen, während zehn Meiſter die ganze Stadt verſorgen 
könnten (I); die Sattler, ſämmtliche Arbeiten ihres Fachs würden aus 
Deutſchland gebracht, (wahrſcheinlich weil fie ſelbſt theuer oder ſchlecht 
arbeiteten) u. ſ. w. s. Im Jahre 1711 bat ein gewiſſer Krautwadel den 
zariſchen Bevollmächtigten von Löwenwolde um die Erlaubniß, Krons⸗ 
ſchuſter für die Citadelle zu werden, weil das Schuſteramt feinem Ein- 
tritte unerſchwingliche Forderungen entgegenſtellte. Löwenwolde reſolvirte: 
demnach man bisher mit großem Chagrin und Unwillen erfahren müffen, 
daß wenn man für ſich und feine Domeſtiken ein paar Schuhe nöthig ge— 
habt, ſo viele Wochen verſtrichen, ehe man ſolcher Arbeit habhaft und 
bedient werden können, als bin ich veranlaßt worden, Vorzeigern und 
Inhabern dieſer offenen Schrift, namens u. ſ. w. zu meinem Hofſchuſter 
anzunehmen — bis das Schuſteramt mit mehrern Meiſtern verſehen und 
Krautwadel durch Erlangung einiger Mittel vermögend ſein wird, das 
Meiſterrecht ordentlich zu acquiriren 56. An Mannigfaltigkeit fehlte es 
dem ſtädtiſchen Gewerbe zwar nicht und dieſelbe läßt ſich einigermaßen 
aus der großen Zahl der Aemter entnehmen, allein das beweift nichts für 
das Gedeihen jedes einzelnen Amts und ſeines Gewerbes. Von den 
dörptſchen Aemtern iſt oben die Rede geweſen; am meiſten zeichnete ſich 
Riga aus, wo es deren wohl gegen 40 gab. Im heutigen rigaſchen 
Schragenbuche befinden ſich die Schragen folgender Aemter: 1) Bäcker⸗ 
amt⸗Schragen vom Jahre 1392. 2) Kürfchneramt-Schragen vom Jahre 
1397, 3) Schneideramt-Schragen vom Jahre 1492, 4) Schnitzeramt⸗ 
Schragen vom 2. Auguſt 1541, 5) Glaſer-Schragen vom 2. Auguſt 1541, 
6) Goldſchmiede-Schragen vom Jahre 1542, 7) Leinweber-Schragen vom 
Jahre 1544, 8) Tiſchler-Schragen vom Jahre 1541, 9) Schmiede-Schra⸗ 
gen vom 26. September 1578, 10) Seemſcheerer-Schragen vom Jahre 
1579, 11) Kunſtreiche Schlöffer-, Sporer⸗, Büchſen- und Uhrmacher 
Schragen vom Jahre 1593, 12) Fuhrleute⸗Schragen vom 3. Juni 1605, 
5 Schuhmacher-Schragen vom 24. Mai 1615, 14) Undeutſche Schuſter⸗ 
Schragen vom 19. Mai 1615, 15) Sattler-Schragen vom 17. Mai 
1619, 16) Bader-Schragen vom 19. September 1626, 17) Buchbinder⸗ 
Schragen vom 16. Juli 1630, 18) Rad- und Stellmacher-Schragen vom 
18. März 1635 (am 1. Auguſt- 1683 erhielten die Radmacher noch einen 
ondern Schragen), 19) Undeutſche Schneider-Schragen vom 1. Mai 
1635, 20) Drechsler-Schragen vom 13. December 1637, 21) Hutmacher⸗ 
Schragen vom 14. März 1638, 22) Maler-Schragen vom 2. November 
1638, 23) Deutſche Maurer-Schragen vom 16. Juni 1640, 24) Bött⸗ 
cher⸗Schragen vom 25. Februar 1641, 25) Töpfer⸗Schragen vom 25. 
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Auguſt 1641, 26) Kleinſchmiede- (abgeänderte Punkte des Schloffer- 
Schragens) Schragen vom 10. Juni 1642, 27) Zinn- und Kanngießer⸗ 
Schragen vom Jahre 1645, 28) Reepſchläger-Schragen vom November 
1665, auf Grundlage eines alten nicht beſtätigten, 29) Handſchuhmacher— 
und Beutler revidirter Schragen vom 3. April 1667, 30) Kupfer- und 
Meſſerſchmiede-, Schwertfeger- und Kanngießer-Schragen vom März 
1668, 31) Schragen der undeutſchen Grobſchmiede vom Jahre 1665, 
32) Klempner⸗Schragen vom 22. März 1682, 33) Müller-Schragen vom 
13. Juli 1685, 34) Seidenſtricker und Knopfmacher-Schragen vom 25. 
September 1685, 35) Losbäder-Schragen vom 27. December 1685, 36) 
Eorduaner-Schragen vom 12. September 1688, 37) Fleiſcher- und Kno⸗ 
chenhauer-Schragen vom März 1688, 38) Ligger- und Handſchwinger— 
Schragen vom 16. April 1696, 39) Gürtler-Schragen vom 4. October 
1699, 40) Roth- und Lohgerber-, 41) Perrückenmacher⸗, 42) Stuhlmacher⸗ 
und 43) Zimmermeiſter-Schragen. 

Im Schragenbuche befinden ſich für die vier letzten Aemter nur 
Satzungen aus der ſchwediſchen Beherrſchungszeit, allein die Aemter ſind 
gewiß viel älter, mit Ausnahme vielleicht des Perrückenmacheramts. Wenn 
die große Zahl der Aemter, von denen einige nur ſehr wenig zahlreich 
ſein konnten, und die daraus folgende große Zerſplitterung des Gewerbes 
der Ausbildung jedes einzelnen Zweiges günſtig fein mochte, fo ſchadete 
ſie doch wiederum derſelben und beſonders dem Publicum durch die ge— 
ringe Anzahl der concurrirenden Meiſter in jedem einzelnen Amte, d. h. 
durch die Beſchränkung des Angebots. Gegen Ende des 17. Jahrh. gab 
es ſogar eine Zunft der Vogelfänger, die im J. 1699 neue Schragen er 
hielt“. Die Zahl der zur ſchwediſchen Beherrſchungszeit verfaßten über: 
wiegt bedeutend die der ältern; hieraus läßt ſich aber nicht folgern, daß 
die entſprechenden Aemter erſt um dieſe Zeit geſtiftet worden ſeien; wohl 
aber daß ihre Organiſation ſich verändert hatte und das Zunftweſen erſt 
in dieſer Zeit zu derjenigen Abgeſchloſſenheit gedieh, durch welche es ſich 
ſeitdem, obzwar wohl weder zu ſeinem Vortheile, noch zu dem der Con- 
ſumenten ausgezeichnet hat. Die ausführliche und bisweilen kleinliche 
Normirung der Meiſterſtücke 5%, deren es in jedem der zuſammengeſetzten 
Zünfte natürlich mehrere, nämlich eines für jedes Gewerk, gab 5%, und 
die zum Theil koſtſpielig, zum Theil unzwecknäßig waren 6, das ganz 
principloſe Ablöſen der Fehler eines Meiſterſtücks mit Geldes’, die ho⸗ 
hen Koften des Meiſterwerdens (im Maleramte 156 Mark und eine 
Mahlzeit von 7 Thalern, im Knochenhaueramte 43 Thaler und Mahl— 
zeit von 12 Thalern, im Hutmacheramte 351 Mark und Mahlzeit von 
60—70 Mark, im Maureramte 63 Thaler), welche Koſten aber nach den 
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meiſten Schragen zu Gunſten der Meiſterſoͤhne, bisweilen auch der Schwie⸗ 
gerſöhne, auf die Hälfte oder ſonſt bedeutend heruntergeſetzt wurden; das 
vorhergehende meiſt dreijährige Wandern und Muthen, welches letztere 
aber in manchen Aemtern den Meiſterſöhnen oder Schwiegerſöhnen erlaſ— 
fen wurde 62; die Beſchränkung der Zahl der Geſellen und Lehrlinge auf 
je zwei, drei oder höchſtens vier bei jedem Meiſter, hin und wieder auch 
nur auf einen einzigen; die lange, meiſt vier, fünf und ſogar ſechsjährige 
Lehrzeit, deren Abkürzung aber bisweilen gegen eine Geldgebühr er- 
laubt war 63; die Koſten des Freiſprechens der Lehrlinge; endlich die 
Schwierigkeit oder beinah Unmöglichkeit, von einem Gewerbe zum andern 
überzugeben, oder mehrere zugleich zu betreiben, wenn man es auch ver— 
ſtand, kurz die meiſten Auswüchſe des Zunftweſens finden ſich in den oben 
verzeichneten Schragen. Undeutſche Lehrlinge aufzunehmen, war indeſſen 
blos im Kürſchner- und im Schuhmacheramte verboten “?. Obwohl dem 
Rathe das obrigkeitliche Recht, die Schragen zu vermehren und zu ver 
mindern, durch eine königliche Reſolution vom 13. April 1681 neuerdings 
zugeſichert worden und fo der ſelbſtſüchtigen und dem Gemeinwohl ſchad— 
lichen Autonomie der Zünfte Gränzen geſetzt waren, ſo wurde dies den⸗ 
noch vom Rathe nicht zum allgemeinen Beſten benutzt. Die Gewerbspo⸗ 
litik der damaligen Zeit war in allen ihren Zweigen excluſiv und dem 
Monopole günſtig, wovon wir uns bei der Darſtellung des Handels noch 
mehr überzeugen werden. Eine Folge hievon war auch die möglichſte 
Concentrirung alles Gewerbes in der Stadt, mit Ausſchluß der dadurch 
ſehr benachtheiligten Vorſtädte. Zu dieſem Behufe verſchaffte fh Niga 
königliche Befehle, deren häufige Wiederholung ihre Unausführbarfeit be⸗ 
weiſt o. Obwohl die Königin Chriſtine auf Bitte des Adels die Anle- 
gung von Wirthshäuſern in Riga dem Rathe in Erinnerung zu bringen 
verſprach o, fo hatte im J. 1711 die Stadt doch kein einziges Tracteur 
und ein gewiſſer Iſrael Haſe bat um die Conceſſion zur Anlage eines 
ſolchen, mußte ſich aber auch bald über die Brauer-Compagnie beſchwe⸗ 

4 die ihm nicht erlaubte, auf ſeine Art Bier zu brauen, ſondern ihn 

dn ihrem Mitgliede machen wollte. Da feine Geldmittel dazu nicht hin— 
reichten, fo bewilligte ihm der zariſche Bevollmächtigte Löwenwolde we— 
nigſtens eine Friſt 97, 

Der Handel unſerer Oſtſeeprovinzen bewegte ſich in der ſchwedi⸗ 
ſchen Beherrſchungszeit ganz unabhängig von den alten Feſſeln des Hanſe⸗ 
bunds, genoß aber auch nirgends die monopoliſtiſchen Vortheile, die ihm 
der Schutz des Bundes in feiner Blüthezeit verſchafft batte. Auf der 
Tagfahrt zu Lubeck im Februar 1630 erklärten die meiſten Hanſeſtädte, 
den Bund aufgeben zu wollen, und nur Hamburg, Bremen und Lübeck 
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erneuerten ihn noch auf zehn Jahr s und fpäter wiederum, fo daß fie 
nebſt Frankfurt a. M. die einzigen Hanſeſtädte geblieben ſind, denn alle 
Verſuche zu einer Wiederbelebung des alten Bundes blieben fruchtlos. 
Als der verdiente dörptſche Bürgermeiſter Warneke im J. 1653 ſich dem 
fo eben zum Generalhandels-Director ernannten Grafen Erich Oren— 
ſtierna gegenüber auf den alten Bund berief, erwiderte der Graf: der 
Bund habe aufgehört und die Zeit erfordere eine andere Handelspolitik eo. 
Dagegen erhielt der Verkehr der Oſtſeelande den fräftigen Schutz der da— 
mals ſehr bedeutenden ſchwediſchen Seemacht. Karl X. erklärte dem 
Kurfürſten von Brandenburg im J. 1655, daß er Unternehmungen frem- 
der Mächte auf der Oſtſee nicht dulden werde 7%, Eine Gleichſtellung 
mit den Schweden ſcheinen aber die livländiſchen Städte nicht erlangt zu 
haben, wenigſtens wurde ſolche der Stadt Reval im J. 1643, wahrſchein⸗ 
lich auf Betrieb der Stadt Stockholm, abgeſchlagen und ihre Bürger 
wurden im Handel nur den Fremden gleichgeſtellt, der Verkehr auf 
Nordbothnien ward ihnen unter Beobachtung der örtlichen Verordnung 
geſtattet 71. 

Nachtheilig wirkten hauptſächlich auf den Oſtſeehandel die S Steeitige 
keiten mit Dänemark, namentlich die über den Sundzoll. Der ſchwedi⸗ 
ſche Handel war vertragsmäßig von demſelben frei. Obwohl er ſich nur 
über die Gränzen der Oſtſee hinaus bis nach Frankreich ausgedehnt hatte 
und viel mehr Schiffe und Waaren als ſonſt den Sund paſſirten, ſo 
wollten die Dänen dieſelben nicht als ſchwediſche anerkennen, ſondern ber 
haupteten, es ſeien ausländiſche, unter ſchwediſchem Namen, bezweifelten 
die Conoſſemente, zogen unter den geringſten Vorwänden Schiffe und 
Waaren ein u. ſ. w. Unter andern wurde von einem pernauſchen Schiffe 
ein unmäßiger, den ganzen Werth der Ladung noch um die Hälfte über— 
ſteigender Zoll erhoben, unter dem Vorwande, das pernauſche Maß ſei 
um ſo viel größer, als das rigaſche, wahrend der Unterſchied doch nur 
ein Sechzehntel ausmachte (im J. 1638) 12. Später wurde der Irrthum 
eingeſtanden; die Zollbeamten ſollten aber geglaubt haben, Pernau liege 
in Pommern 73. Zur Behauptung der Handelsfreiheit ſchloß Schweden 
mit Holland, das ſich ebenfalls beeinträchtigt ſah, ein Buͤndniß auf fünf 
Jahre (im J. 1640) 78. Ein mit königlichem Getraide beladenes S Schiff, 
das mit einem Zeugniffe des revalſchen Gouverneurs verſehen war, mußte 
Zoll zahlen, weil die Ladung eigentlich holländiſches Eigenthum ſei und 
die Waaren des Königs von Dänemark in Riga und anderswo ebenfalls 
einem Zolle unterworfen waren (im J. 1642). Die ſchwediſche Zollfrei⸗ 
beit im Sunde wurde dahin ausgelegt, daß ſie ſich nur auf die nach 
Schweden ſelbſt, nicht auf die nach den Provinzen an der Südfüfte der 
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Oſtſee gehenden Schiffe beziehe. Vergebens bat der ſchwediſche Geſandte 
in Kopenhagen um die Befreiung der Livländer vom doppelten Sundzolle, 
den nur ſie und die Danziger zu zahlen hatten. Durch den zwiſchen 
Schweden und Dänemark ausgebrochenen Krieg mußte die Sundfahrt 
natürlich ſehr leiden. Im bromſebröer Frieden vom Jahre 1645 erhiel- 
ten dafür aber Liv- und Eſthland namentlich die Zollfreiheit im Dern- 
ſunde und bei Glückſtadt auf der Elbe. 

Die erſtere mußte um fo wichtiger werden, als der Handel mit Por- 
tugal und Spanien durch Verträge der ſchwediſchen Regierung geſichert 
wurde (mit Portugal am 5. Novbr 1641, wodurch ſogar die Kornaus- 
fuhr dahin für zollfrei erklärt ward 75, mit Spanien im J. 1651, publ. 
daſelbſt am 2%. October), wodurch die Schweden den bevorzugteſten 
Nationen gleichgeſtellt wurden. Einen von Dänemark mit den holländi⸗ 
ſchen Generalſtaaten geſchloſſenen und in Schweden ſebr verhaßten Ver— 
trag, durch welchen der Sundzoll den letztern verpachtet worden, hoben 
die Dänen im J. 1653 wieder auf . Im J. 1655 gingen nach der 
Behauptung der letztern für 650,000 Speciesthaler Waaren aus Riga 
und Reval durch den Sund (im J. 1642, wo noch Zoll gezablt wurde, 
nur für 10,000) und dieſe vermehrte Durchfuhr wurde, wie früher, von den 
Dänen auf Rechnung fremder, unter ſchwediſchem Namen gehender Waaren 
geſetzt und ſolches zwei Jahr ſpäter als Grund zum Kriege angeführt 77, 
Dennoch ward im röskilder und im kopenhagener Frieden (1658 und 
1660) die Zollfreiheit im Sunde den Schweden erneuert. Während des 
Kriegs war der Seehandel Rigas, Revals und Narwas ſehr geſunken. 
Nach Riga kamen jährlich ſtatt 600 holländiſcher Schiffe nur 60 78. 


1 Später mag er ſich wieder gehoben haben und zu ſeinem Schutze ward 


ein in Litthauen an der Düna angelegter Zoll auf Betrieb der ſchwedi⸗ 
ſchen Regierung wieder gehoben (im J. 1669) 7%, In demſelben Jahre 
ward in Riga auf alle zur See ein- und ausgehende Waaren ein Zoll 
gelegt, der über ein Jahrh. unverändert geblieben iſt “. Durch den Krieg, 
ſpäter Karl XI. als Verbündeter Ludwigs XIV. mit Danemark, 

land und andern Mächten führte, litt der Handel wiederum. In der 

fee ſchwärmten zahlreiche Kaper. Im Juni 1676 kreuzten zwei bäni- 

ſche Kaper vor Riga und thaten viel Schaden, bis fie durch daſelbſt aus- 
gerüſtete Schiffe zerſtört wurden. Vorher waren ſchon alle Schiffe in den 
livländiſchen Häfen zur Zufuhr von Proviant für das ſchwediſche Heer 
in Beſchlag genommen worden. Die im nymwegener Handelsvertrage 
vom 24. October 1679 der ſchwediſchen Schifffahrt von den General- 
ſtaaten zugeſtandenen Vortheile bezogen ſich nur auf Schweden und Finn- 
land, nicht auf die Oſtſeeprovinzen. Da die häufigen Seekriege Beftim- 
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mungen über den neutralen Handel erforderlich machten, fo ward in die⸗ 
ſem Vertrage der Grundſatz: frei Schiff, frei Gut, aufgeſtellt. Mit Eng- 
land ſchloß Schweden am 17. Juli 1656 ebenfalls einen Handelsvertrag, 
in welchem unter andern auch der Begriff der Kriegscontrebande genau 
beſtimmt und der Schiffsbau in den gegenſeitigen Beſitzungen geftattet 
wurde; mit Frankreich am 30. December 1662 und es wurden den Schwe⸗ 
den einige Handelsplätze in dieſem Reiche eröffnet. Durch den großen 
nordiſchen Krieg, der der ſchwediſchen Botmäßigkeit in unſern Oſtſeepro⸗ 
vinzen ein Ende machte, litt der Handel auf der Oſtſee nur, ſo lange auch 
Dänemark mit in denſelben verflochten war. Nach dem Verluſte der Oſt⸗ 
ſeelande im J. 1710 wurde der Handel derſelben durch die ausgedehnte 
ſchwediſche Kaperei ſehr geſtört, welche ſelbſt die neutrale Schifffahrt viel— 
fach beläſtigte 94, 

Der Landhandel, namentlich der mit Rußland, erlitt wenig Berän- 
derungen, wurde aber durch die Kriege mit dieſem Staate und mit Polen 
unterbrochen. Die Stadt Dorpat ſuchte ſich möglichſt zum alleinigen 
Stapelplage des livländiſchen Verkehrs mit Pleskau zu machen und dem 
aus Riga über Neuhauſen, ſowie dem unmittelbaren Gränzverkehr der 
Landbewohner entgegenzuwirken, welcher freilich auch dem königlichen 
Zolle Abbruch that. So ſchon in den Beſchwerden vom 27. April 1630 52. 
Durch das der Stadt ſo überaus günſtige Privilegium der Königin Chri— 
ſtina vom J. 1646 wurde das alte Stapelrecht beftätigt und allen Kauf 
leuten der Weg von und nach Rußland über Dorpat oder Narwa ange⸗ | 
wieſen. Die Stadt Riga proteftirte wegen der neuhauſiſchen Straße; 
auf dem Tage zu Lemſal trug aber Dorpat den Sieg davon (1647) es. 
Ueber das Stapelrecht der Stadt Dorpat beſchwerte ſich die Stadt Reval 
und wollte ſich überhaupt den ruſſiſchen Handel, mit Ausſchließung der 
Stadt Narwa und des neu gegründeten Helſingfors, allein zueignen “. 
Die ſchwediſche Regierung war aber zu weiſe, um dieſem unbilligen Ver— 
langen nachzugeben. Ihre Grundſaͤtze finden ſich in der merkwürdigen 
Reſolution vom 31. Auguſt 1641 ausführlich dargelegt. Sie macht in 
derſelben darauf aufmerkſam, daß der Handel immer den ihm bequemſten 
Weg ſucht und man ſich daher in der Leitung deſſelben nach den Umſtän⸗ 
den zu richten und nicht auf alte Rechte und Ordnungen zu ſteifen hat; 
daß eine Bedruckung des Handels nach Rußland denſelben nach Archan⸗ 
gel bringen würde; daß man den Finnländern nicht zumuthen dürfe, je⸗ 
des Hafens in ihrem eigenen Lande zu entbehren und daß die Revaler 
am beſten thun würden, ihre jungen Leute in die ruſſiſchen Städte zu 
ſchicken, welche ſie nach dem Friedensvertrage von Stolbowa beſuchen 
durften, um daſelbſt den Handel zu lernen. Die Stadt Narwa erhielt 
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zu gleicher Zeit Befehl, die Revaler an der von Altersher gebräuchlichen 
Durchfuhr des Salzes nach Rußland nicht zu hindern, obwohl jene Stadt 
auf den Salz und Häringshandel ein ausſchließliches Privilegium erhal 
ten hatte. Um den Verkehr mit Rußland noch mehr zu beben, ſuchte 
eine im J. 1647 zur Beſtätigung des ewigen Friedens und Begluͤckwun⸗ 
ſchung des Zaren Alexei Michailowitſch nach Moskau abgeſchickte ſchwe— 
diſche Geſandtſchaft um ein eigenes Kaufhaus für die ſchwediſchen Kauf— 
leute in Pleskau und um Aufhebung des in Pleskau und Nowgorod er- 
bobenen Zolls nach, jedoch vergebens. Nachdem die Stadt Reval, deren 
Nahrung ſehr heruntergekommen war, zur Hebung ihres Hauptnahrungs⸗ 
zweigs, des Handels mit Rußland, vergebens um Aufhebung oder doch 
Verminderung des auf denſelben gelegten Zolls gebeten hatte 's, bekamen 
der eſthländiſche Gouverneur Erich Oxenſtierna und der Licentinſpector 
Peter Roſenbaum Befehl, mit der Stadt Reval über die Mittel zu be— 
rathſchlagen, wie der geſunkenen Stadt aufzuhelfen wäre. Das Reſultat 
hievon war eine Verordnung vom 24. März 1648, die von der Königin 
Chriſtine am 3. Juni beſtätigt wurde. Nach derſelben ſollten die ruſſi— 
ſchen oder aſiatiſchen zu Lande nach Reval gebrachten Waaren bei der 
Einſchiffung daſelbſt nur 2% erlegen und die aus Dorpat und Narwa 
nach Reval kommenden Güter ſollten keinen Zwiſchenzoll bezahlen. Alle 
zur See aus Nyenſchanz, Narwa oder durch den Sund nach Reval ge⸗ 
führten Erzeugniffe ſollten nur den oben angeführten Zoll zahlen. Die 
erbetene Verlegung des narwaer und des nyenſchanzer Zolls wurde ab⸗ 
geſchlagen. Den Ruſſen ſollte der Großhandel in Reval auch mit Frem⸗ 
den geftattet werden, mit Ausnahme von Salz, Häring und Getraide, die 
ſie nur an Bürger verkaufen durften, ſowie auch der Detailhandel mit 
Pelzen, Häuten, Juften und dergl. Die Anlage von Fabriken ſollte mög⸗ 
lichſt erleichtert, aber keine ausſchließliche Berechtigung dazu ertheilt wer- 
den. Jeder Fremde, der ſeine eheliche Geburt und ſein gutes Verhal⸗ 
ten beweiſen konnte und ſich zur augsburgiſchen Confeſſion hielt oder 
zu derſelben bequemen und ſeine Kinder in ihr erziehen laſſen wollte, auch 
der Krone Schweden den Eid der Treue leiſtete, ſollte das Bürgerrecht 
in Reval gewinnen dürfen, bei feinem Abzuge aber der Stadt den Zehnten 
ſeines Vermögens hinterlaſſen. Handelsſtreitigkeiten waren, ehe fie ge— 
richtlich vom Rathe unterſucht wurden, durch von ihm gewählte redliche 
Männer abzumachen, es ſei denn, daß dieſelben die Sache zu verwickelt 
fänden. Maaß und Gewichte follten überall unterfucht und juſtirt und die 
Fuhrleute einer Tare unterworfen werden. Die Zollviſitation ſollte in— 
nerhalb des Hafens, doch unbeſchadet der ſtaͤdtiſchen Gerichtsbarkeit voll⸗ 
zogen und der Hafen ſelbſt von der Stadt in guten Stand geſetzt werden. 
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Als der Zar die englische Factorei in Archangel aufhob (1655), fuchte 
Karl Guſtav ſie nach Narwa zu bringen, um dieſen Ort durch den Tranſit 
zu heben o, Cromwell willigte aber nicht ein 7. Durch den kardiſer 
Frieden (1661) wurden Kaufleuten beider Staaten Kaufhäuſer zum Handel 
und Privatgottesdienſt in den Städten des Nachbarlandes zugeſtanden. 
Zwei Jahre darauf erlangte ein ſchwediſcher Geſandter, daß der Zar den 
Schweden den unmittelbaren Handel mit ſeinen Unterthanen geſtattete, den er 
den übrigen Fremden genommen und fie genöthigt hatte, nur mit der Regie⸗ 
rung zu verkehren s. Uebrigens wurde dies unſinnige Monopol bald ganz 
aufgehoben o. Im J. 1664 ließen ſich zwei Perſer in Narwa nieder und 
eröffneten einen Handel zwiſchen Schweden und ihrem Vaterlande, haupt— 
ſächlich mit ſchwediſchen Meffingwaaren do. Drei Jahre fpäter überließ die 
ſchwediſche Regierung, die den Grundſaͤtzen des Mercantilſyſtems gemäß 
viele Handelszweige privilegirten Geſellſchaften übergeben hatte, den ruſſi— 
ſchen Handel auf 15 Jahr einigen rigaſchen Kaufleuten i. Darüber er— 
hoben ſich ſoviel Klagen, daß ſchon im folgenden Jahre das Monopol in 
ein bloßes Aufſichtsrecht verwandelt wurde, obwohl der Reichskanzler, ſeiner 
in Livland befindlichen großen Guͤter wegen, das Unternehmen begün— 
ſtigte. Zur Verhinderung der Waarenfälſchungen von Seiten der Ruſſen 
erhielten Reval, Narwa und Neuſchloß (Nye) im Jahre 1679 eine 
Wrakerordnung ». Im Jahre 1685 fanden Unterhandlungen des Han— 
dels wegen zu Waskenarwa ſtatt. Die Ruſſen erhielten das Recht, außer 
in Stockholm, auch noch in mehreren ſchwediſchen Städten zollfrei zu 
handeln und die Klagen Dorpats wegen des überhandnehmenden Han— 
dels der Ruſſen auf dem Lande ſcheinen vernünftigerweiſe nicht beachtet 
worden zu fein ®3, 

In Bezug auf den innern Verkehr waren die Bemühungen der 
Städte hauptfächlich auf die Erhaltung ihrer ausſchließlichen Handelsbe— 
rechtigungen gerichtet. Sie klagten beftändig bald über einander, bald 
über Adel und Bauern, bald über die Ausländer, bald uͤber ihre eignen 
Handwerker. Gegenſtand der zwei erſten Gattungen von Klagen war 
immer die ſogenannte Vorkäuferei, die unter andern auch von den Rigen— 
fern und Revalern gegen Dorpat geübt worden fein ſoll v4, und der 
Handel auf dem Lande, der namentlich im Jahre 1695 um Dorpat herum 
ſehr zugenommen hatte “s; die beiden letztern Arten von Klagen betrafen 
den Eindrang in die großgildiſchen Nahrungszweige von Seiten der Aus— 
länder und der Kleingildiſchen. Mag eine Scheidung der Erwerbsmittel 
nach Ständen die fociale Grundlage jeder ſtändiſch gegliederten Verfaſſung 
ſein — das beweiſt die Geſchichte Europas; — allein die ins Kleinlichſte 
gehende Zertrennung des Gewerbes in unſern Oſtſeeſtädten mußte allen 
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Aufſchwung lähmen und war nur die Caricatur des altgermaniſchen ges 
noſſenſchaftlichen Prineips, aus dem fie auch gefloſſen war als fein ſelbſt— 
füchtiges Sich für ſich Setzen, ganz ohne Rücksicht auf das Wohl des 
Ganzen. f 

In Reval war die kleine Gilde ſchon durch den Vergleich vom J. 
1548 berechtigt worden, eine gewiſſe Quantität Salz aus den Schiffen zu 
kaufen, und zum eignen Gebrauche ein paar mal im Jahre zu brauen. 
Dies Recht wurde ihr nach langen Streitigkeiten und nachdem die könig— 


liche Regierung befohlen hatte, die Sache an den Rath und nöthigenfalls 


durch Appellation an das ſtockholmer Hofgericht zu bringen “e, durch Ver— 
trag vom 15. December 1636 erneuert und näher beſtimmt. Die Klein⸗ 
gildiſchen ſollten durch Verheirathung in die Brauercompagnie eintreten, 
im Hafen, außer den Thoren und auf dem Markte Waaren zu eignem 
Gebrauche kaufen und ſolche, gleich wie Korn, gegen ihre Erzeugniſſe ein— 
handeln dürfen, auch zu ihrer eignen Nothdurft Bier brauen und Brannt- 
wein brennen. Den Kleingildiſchen wurde erlaubt, nach Niederlegung 
ihres Handwerks, Handel zu treiben (ohne ihn alſo regelmäßig erlernt zu 
haben, ſo daß ein Hauptgrund der Scheidung der Nahrungszweige weg⸗ 
ſiel). Dieſer von den Kleingildiſchen ſpäter angefochtene Vertrag ward trotz 
ihrer Klagen am 30. Juli 1662 vom Könige beſtätigt? “. Am 29. April 
1041 erließ der revalſche Rath eine Handelsordnung, die einige ſehr 
drückende, übrigens in den rigaſchen Verordnungen wiederkehrende Be⸗ 
ſchränkungen enthält. Kein Großhändler ſollte mehr als 300 Laſt Korn 
jährlich an ſich bringen, Niemand für Fremde und mit ihrem Gelde Ge- 
traide kaufen oder hanſeatiſche Waaren an Nichtbürger verhandeln. 
Fremden Kaufgeſellen ward verboten, Buden zu halten, ehe fie heiratheten 
und das Bürgerrecht gewannen. Auch den Bauerhändlern waren offene 
Laden verboten und ſelbſt den Bauern durften ſie nur Salz, Eiſen, Stahl 
und kupferne und meſſingene Keſſel liefern s. Gegen die Landſtädte übte 
Reval ein drückendes Monopol aus, denn während revalſche Bürger nicht 
nur in Reval, ſondern auch in jenen Städten mit Fremden zu handeln 
berechtigt waren, durften die Bürger der Landſtaͤdte in Reval weder uns 
mittelbar noch unter dem Namen revaler Bürger mit Fremden Geichäfte 
machen und die letztern unterlagen für eine ſolche Durchſtecherei einer 
ſchweren Geldbuße ». Mit dem Adel gab es Nahrungsſtreitigkeiten, 
hauptſächlich in Betreff des unmittelbaren Handels der Gutsbefiger mit 
den Fremden (den Holländern). Da dergleichen Streitigkeiten, wie in 
der Reſolution vom 14. October 1643 ſehr richtig geſagt iſt, auf gericht⸗ 
lichem Wege ſelten gründlich zu entſcheiden find, fo hoffte die Regierung 
die Intereſſen beider Stände dadurch zu vereinigen, daß ein vierwöchent⸗ 
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licher freier Markt von vierzehn Tagen vor bis vierzehn Tage nach Jo— 
bannis angeordnet wurde, wo der Adel mit den Fremden handeln durfte. 
Außerdem wurde für den Herbſt ein Fiſchmarkt eingerichtet, auf welchem 
die eſthländiſchen Landbewohner und die Finnländer ihre Erzeugniſſe ver: 
kaufen und ihre Bedürfniſſe ohne Hinderung von Seiten der Bürgerſchaft 
einkaufen durften. In der desfallſigen Reſolution wird darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß hiedurch die Bürger von dem Verkehr mit den Landbe— 
wohnern gar nicht ausgeſchloſſen ſein ſollten, wenn ſie nur dieſelben Preiſe 
geben wollten, wie die Ausländer, daß das Zuſtrömen der Fremden der 
Stadt zum Vortheil gereichen werde und daß die Zulaſſung der Finn- 
länder ihren directen Verkehr mit den Strandbewohnern vermindern 
werde, über welchen die Stadt ſchon vielfach geklagt hatte. Das Verbot, 
Landbier in Reval zu verkaufen, wurde durch Reſolution vom 17. März 
1660 erneuert, desgleichen auch das Verbot der Aufkäuferei; Reval be— 
mühte ſich aber vergebens um die Schließung der nahbelegenen kleinen 
Strandhäfen, der der Adel alte Privilegien und Briefe entgegenſetzte 100, 
Neue Differenzen wurden durch die königliche Reſolution vom 30. Juli 
1662 nach dem ſehr vernuͤnftigen Grundſatze entſchieden, „daß die, ſo von 
einander ſubſiſtiren ſollen, der eine ohne des andern Ruin und Untergang 
beſtehen könne.“ Demnach ſollte der Ritterſchaft der Verkauf ihres Korns 
an Fremde drei Wochen vor und drei Wochen nach Michaelis geſtattet 
ſein, die Zeit der Verſchiffung mit einbegriffen, jedoch nicht gegen Waaren, 
auch ſollte ſelbſt während dieſer Zeit der Adel von den Fremden nur Les 
bensmittel zum eignen Gebrauch kaufen durfen und nur ſein eignes, nicht 
fremdes, aufgekauftes Korn verhandeln dürfen. Außerdem ſollte er auch 
in den kleineren finniſchen Häfen Lebensmittel und bei dem revalſchen 
finniſche dahin geführte Pferde oder dahin gebrachtes Holzwerk kaufen 
können. Den Fremden wurde geſtattet, vom 1. bis 15. Mai aus ihren 
Buden allerlei Arten Gewürz dem Adel zu ſeinem Gebrauch zu verkaufen. 
Man ſieht hieraus, daß der Handel der Fremden in Reval eben ſo be— 
ſchränkt war, wie in andern Städten unſerer Oſtſeeprovinzen. Durch die 
königlichen Reſolutionen vom 16. October 1675 und 3. Juni 1679 wurde 
ihnen und namentlich den Schotten und Wallonen ( Italienern) der Der’ 
tailhandel ſelbſt auf dem der adligen Gerichtsbarkeit unterliegendem Dom 
berge verboten. Auch den Ruſſen ward auf Anſuchen der Stadt Reval 
durch königliche Reſolution vom 22. Auguſt 1636 verboten, ihre Waaren 
auf dem Lande zu verkaufen, und ſie wurden angewieſen, dieſelben an der 
Gränze anzugeben, daſelbſt einen Paß auf die Stadt auszunehmen, wo⸗ 
hin ſie gehen wollten, und ihre Waare nur dort zu verkaufen. 

Auch die Stadt Arensburg, deren Handel ſeit der Erbauung der 


öͤſelſchen Feuerbake durch Eber Dellingsbaufen (1644—1647) ſehr zuge⸗ 
nommen hatte !, ſo daß im Jahre 1648 in Riga, Arensburg und Pernau 
478 Schiffe ankamen, batte Streitigkeiten mit dem Adel. Durch Refolus 
tion vom 20. Auguſt 1660 verbot die königliche Regierung wiederholt 
den Gebrauch von Beihäfen, außer Arensburg, den Ankauf von Salz 
aus den Schiffen durch die Gutsbeſitzer anders als zu eignem Bedarf, 
die Abſchätzung der eingeführten Waaren, die nach dem Einkaufspreiſe 
geſchah, ohne Zuziehung des Raths, geſtattete auch das Halten eigner 
Schiffe 2. Allein im Jahre 1661 bat der Adel wegen des von den nicht 
zahlreichen Kaufleuten ausgeübten Monopols um Aufrechthaltung des, 
wie wir geſehen haben, fruher bewilligten Vorkaufsrechts an allen ein— 
kommenden Waaren zu Gunſten der Schloßbeamten und des Adels. 
Durch Reſolution vom 4. September wurde dies zwar nicht bewilligt, da— 
gegen aber befohlen, daß alle ankommenden Schiffe ihre Güter drei Tage 
lang feil halten und nur partienweiſe einem jeden, er ſei adlig oder 
nicht, verkaufen ſollten. Außerdem wurde dem Adel das Recht beſtätigt, 
die Erzeugniſſe feiner Güter ſelbſt auszuführen oder an Ausländer zu 
verhandeln und von ankommenden Schiffen Salz und andere zur Haus- 
haltung nöthige Waaren einzukaufen. Mit den Bauern zu handeln, 
wurde ihm verboten, dagegen ſollten auch die Bürger die Landleute nicht 
zu ſehr überfegen?, Der Weinhandel ſowohl, als die Schenkerei war ein 
privilegirtes Gewerbe und ſollte unter Aufſicht des Raths getrieben wer— 
den, der verbunden war, für das Vorhandenſein guter, unverfälſchter 
Weine zu ſorgen, ohne daß die Käufer überſetzt würden 2. Die unver⸗ 
nünftige Verordnung des Landhöfdings Oerneklow, durch welche den 
Bauern bei Leibesſtrafe verboten wurde, vor Berichtigung ihrer Schulden 
und Gerechtigkeiten Korn zur Stadt zu bringen, und den Kaufleuten un- 
terſagt ward, vor Michaelis zur Eintreibung ibrer Schuldforderungen die 
Bauern beimzufuchen und von ihnen Pferde zu kaufen, wurde vom Könige 
im J. 1695 auf Klage des Raths aufgehoben“. 
In Dorpat ward durch einen Abſchied des Raths vom 2. December 
1635 den Kleingildiſchen ſogar der Großhandel und das Einkaufen von 
aaren zu eigenem Gebrauch, aber nicht der Detailhandel verſtattet 6. 
gegen ward im J. 1677 Jedem verboten, zwei Buden oder Weinkeller 
zu halten. Den Ruſſen ward im Jahre 1637 das Halten von Buden 
verboten 7, nur auf dem großen Jahrmarkte ſollten ſie handeln dürfen ®, 
und nur einen Tag lang ſich mit Detailhandel befaſſen . Durch das 
Privilegium der Königin Chriſtine ward Solches beſtätigt und nur die 
Zeit eines Tages auf vier verlängert, auch den Nichtbürgern, Gutsbe- 
ſigern, Amts leuten u. ſ. w. auf dem Lande der Handel verboten und die 
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Beſtimmung, daß Gaft nicht mit Gaſt handeln dürfe, erneuert. Im 
Jahre 1671 erhielten drei dörptſche Bürger die Erlaubniß zum Detail 
handel mit ruſſiſchen Waaren, unter der Bedingung, ſie eben ſo billig zu 
liefern, wie die Ruſſen ſelbſt. Sieben Jahre ſpäter erſuchte das ſchwe⸗ 
diſche Handelscollegium den König, den Ruſſen den Großhandel zu jeder 
Zeit zu geſtatten!“. Den Handwerkern wurden Handel und Brauerei 
verboten. Ueberhaupt ward allen Landbewohnern durch Patente vom 4. 
Mai 1630 und 20 Februar 1637, jede Auf- und Vorkäuferei und jedes 
Höckern mit Waaren verboten 11. Doch klagten die Städte beftändig über 
die Nichtbefolgung derſelben. Im J. 1678 bat Dorpat die Staatsregie⸗ 
rung um Ertheilung des Hafenrechts in Riga, Reval, * und Narwa, 
aber nur Pernau willigte ein 12. 

Ehe wir zur Darſtellung der Handelspolitik Rigas übergeben, von 
der wir eine genauere Kenntniß haben, werfen wir einen Blick auf die 
Schwedens uͤberhaupt, inſofern ſie auf die Geſchicke unſerer Oſtſeepro⸗ 
vinzen Einfluß hatte. In der zweiten Hälfte des 17. Jahrh. nämlich 
fingen die europäifchen Regierungen an, den Handel ihrer Untertbanen 
einer beſtimmten Leitung zu unterwerfen. Die Idee der Gemeinſamkeit 
der Intereſſen der bürgerlichen Geſellſchaft und einer einheitlichen Staats 
verwaltung uͤberwand allmälig auf dem Gebiete des materiellen Verkehrs 
das Sonderungsprincip der genoſſenſchaftlichen Autonomie, ſowie ſie auf 
dem Gebiete des Privat- und des Staatsrechts den germaniſchen Indiz 
vidualismus und Freiheitsſinn bedeutend beſchränkt hatte. Der Gedanke 
eines die Intereſſen aller Völker umſchlingenden freien Weltverkehrs ſollte 
freilich erſt ein Jahrhundert ſpäter reifen. Das jedes einzelne Volk iſo⸗ 
lirende Mercantilſyſtem, die Uebergangsſtufe von der ſelbſtſuͤchtigen Poli⸗ 
tik der Genoſſenſchaften zu der philanthropiſchen des Freihandelsſyſtems, 
berrichte auch in Schweden und äußerte ſich in der Stiftung zahlreicher 
privilegirter Handelsgeſellſchaften, die neben den alten Corporationen 
als freie Affoeiationen traten, in der Begünſtigung der Anlage von Ma— 
nufacturen u. ſ. w. Die Königin Chriſtine ernannte im J. 1652 den 
Grafen Erich Drenftierna, Gouverneuren von Reval, der die oben ange⸗ 
führte Handelsordnung vom J. 1648 erlaſſen hatte, zum Generaldirector 
des Handels und im J. 1654 den livländiſchen Aſſiſtenzrath Johann 
von Weidenheim zum Director des Handels und der Manufacturen 
in Livland. Derſelbe ließ ſich am 21. Juli vom dörptſchen Rathe ein 
Memorial über die zur Beförderung des Handels dienlichen Maßregeln 
geben 1e, in welchem unter andern die auch in fpätern Zeiten haufig am 
geregte, bis jetzt noch unausgefuͤhrte und gewiß ſehr erſprießliche Ver⸗ 
bindung der Pernau mit dem Embach, d. h. der Oſtſee mit dem Peipus, 
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beantragt wurde. Im J. 1667 wurde darüber auf dem Landtage ver- 
handelt, aber nichts beſchloſſen, weil die Stadt Dorpat ſich zu nichts wei- 
ter als zur Schiffbarmachung des Embachs in ihrer Nähe verſtehen wollte. 
Später kam auch die jetzt ſich der Ausführung nähernde Vereinigung der 
livländiſchen Aa mit dem Stintſee und fo mit der Düna zur Sprache!“. 
Im J. 1687 beantragte der Generalgouverneur Haſtfer auf dem Land— 
tage die Schiffbarmachung der Aa; die Ritterſchaft ſchützte die ſchlechten 
Zeiten vor und wandte auch ein, daß dieſe Angelegenheit nicht das ganze 
Land gleichmäßig intereſſire. Das livländiſche Handels- Collegium, der— 
gleichen auch in Stockholm und Wismar errichtet wurden, beſtand aus 
drei Gliedern, die in Riga, Reval und Narwa reſidirten und von denen 
einer alljährlich in Stockholm Bericht erſtatten und rathſchlagen mußte 15. 
Am 22. Novbr. 1662 erſchien eine Zollordnung für die liv- und eſth— 
laͤndiſchen Seeſtädte 1. Der in Riga auf die einheimiſchen Producte ge— 
legte Einfuhrzoll mußte aber nachtheilig wirken 7. Die ſchwediſche Re— 
gierung erließ auch ein Wechſelrecht (1671), ein Manufacturreglement 
(1669) und ein Seerecht nebſt mehrern andern, das Seeweſen betreffenden 
Verordnungen, die in unſern Oſtſeeprovinzen practifch wurden; hingegen 
erhielt die Verordnung über gleichförmiges Maß und Gewicht von 1665 
keine Giltigkeit und die Handelsordnung von 1673, deren Ausführung 
den Stadtmagiſträten, je nach Beſchaffenheit des Orts, ans Herz gelegt 
wurde 18, wohl nur in ſofern, daß der Adel das Recht erhielt, gegen 
Tragung der Stadtlaſten Großhandel zu treiben und Manufacturen 
anzulegen. 

Was den rigaſchen Handel anbetrifft, ſo läßt ſich deſſen Betrag aus 
den Zollregiſtern erſehen, die vom J. 1669 an geführt wurden . Die 
Ausfuhr dieſes Jahrs betrug nach heutigem Gelde 589,722 Rubel S., 
und die des J. 1686 1,677,901 Rbl. S., alſo das dreifache. Schiffe 
gingen im J. 1669 aus 264, im J. 1694 490 und im J. 1699 gar 520. 
Die Ausfuhr beſtand, wie noch heut zu Tage, hauptſächlich in Flachs, 
Hanf, Korn, Saeleinſaat, Maſten u. ſ. w. und zwar für einige Hauptar⸗ 
tikel in folgendem Betrage: 
f 1669: 1686: 1695: * 

Roggen und Gerſte . . 2380, 6991, 14,939 Lof, Maximum. 
Litthauiſcher Flachs .. 6757, 13,755 Schpfd., Maximum. 
* 1699: 
Rein hanf... 18,726, 65,451, 81,644 Schpfd., Maximum. 
1698: 
Saeleinſaat. . . 6242, 24,780, 58,460 ½ Ton., Marimum. 


Schlagſaat 1699: 52,740 Tonnen. 
Th. II. Bd. II. 17 
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Hanfſaat 1695: Marimum 195,835 Tonnen. Von 1680 — 1698 im 
Durchſchnitt 70 — 100,000 Tonnen. ’ 

Rindsleder bis an 2000 Decher. 

Bocksleder bis 1454 Decher (1681), meiſt nur einige hundert. 

Talg (1696), Maximum 691 Schiſſpfund. 

Wachs bis Marimum 300 m 

Tauwerk, erſt feit 1701, im J. 1703: 774 Schiſpfund. 

Holländiſch und Franzholz (1686), Maximum 17,889 Schock. 

Pottaſche (1679), Maximum 1200 Schiffpfund. 
Erſt ſeit dem Jahre 1699 wurden Thee und Kaffee und nur in geringen 
Quantitäten eingeführt. Anderweitige bedeutende Einfuhrartikel waren 
ſpaniſches Salz (1699: Maximum 10,214 Laſten), Häring (Mar. 1699: 
1033 Laſt), Bier (Maximum 1696: 4848 Faß), Rheinweine (e. 300 Pipen), 
ſpaniſche Weine (gegen 100 Pip.). Riga blieb im Alleinbeſitz des Düna⸗ 
handels und dieſer wuchs waͤhrend der vielen Friedensjahre bedeutend, trotz 
der Bemühungen Polens, ihn nach dem zwei Meilen abwärts verlegten 
Städtchen Dünaburg zu ziehen?“, welches Wladiſlaw IV. im J. 1647 
auch zu einem Stapelplatz erklärte und dadurch ſehr hob. Im J. 1653 
gingen 1444 Struſen mit Waaren bei der dortigen Zollſtätte vorüber 2˙. 

Von dem damals herrſchenden Unweſen der Compagnien fand ſich 

Riga zwar einige Zeit berührt, befreite fi aber bald wieder von dem⸗ 
ſelben. Wir beſitzen darüber intereſſante Notizen im „Secretbuche“ des 
rigaſchen Bürgermeifterd Jürgen Dunte?? (geb. den 17. Juli 1599, 
Rathsherr 1639, Bürgermeifter 1655), in welchem derſelbe die wichtig⸗ 
ſten Ereigniſſe aus der gleichzeitigen Geſchichte Rigas bis zum J. 1659 
aufgezeichnet hat. Im J. 1637 beſchloß der Rath eine Handelsgeſell— 
shaft mit 50,000 Thalern Zuſchuß aus der Stadt⸗Caſſe anzulegen, die 
nur von den Bürgern kaufen und ihre Waaren unmittelbar ins Ausland 
ausführen ſollte, um ſich dadurch der Vermittelung der Lübecker und Hol 
länder zu entledigen. Dieſer Plan, der mit den damals herrſchenden 
Grundſätzen des Merkantilſyſtems und der engberzigen Handelspolitik der 
Städte übereinftimmte, wurde von der Kaufmannsgilde genehmigt. Der 
Rath verbot ſogar jede Creditgebung an die Holländer und legte im 
Winter auf alle hollaͤndiſche Obligationen Beſchlag. Als Dunte, der 
freiere Anſichten hatte und dem das „närriſche Ding nicht gefiel“, ſich 
weigerte in die Compagnie zu treten, ward er von der Behörde aufge” 
fordert, eidlich zu erklären, ob er mit eignem oder mit fremdem Capital 
handle, welches letztere unter dem Namen Mascopey, mit Nichtbürgern 
ſtreng verboten war. Er weigerte ſich deſſen und erklärte, auch in Pernau, 
Reval und Narwa in Compagnie zu handeln. Er ſollte nun bei 
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Thaler Strafe den obigen Eid leiſten und außerdem beſchwören, daß er 
keine Waaren aus Riga auf andere Orte wendete. „Sollte nicht Gott 
der Allmächtige, ruft hier der gottesfürchtige Dunte aus, ſolch ein Miß⸗ 
brauch ſeines Namens ſtrafen.“ Als er auch dieſen Eid weigerte, wurden 
ihm Gewicht und Waage verboten; da bot er dem Wettherrn Hermann 
Meiners 150 Reichsthaler. Andere Bürger, die ſich nicht abfanden, wur: 
den gepfändet, oder mit noch härtern Strafen belegt. In dieſer Weiſe 
wurden gegen 100 Bürger behandelt „und ſo, ſagt Dunte, hat der Rath 
zu Riga dies Jahr regiert.“ Da aus Rußland viele Waaren kamen, ſo 
überliefen die dahin handelnden Kaufleute die Compagnie und dieſe 
nahm denjenigen, die fie begünftigen wollte, Waaren ab, es blieb aber 
für die Holländer noch genug übrig und die Compagnie blieb mit ihren 
Waaren ſitzen, weil die Holländer fie lieber von den übrigen Bürgern 
kauften. Die Compagnie verſchiffte Hanf nach Amſterdam und Lübeck 
und verlor darauf und auf andere Speculationen bedeutend. Da ſetzte 
fie den Grundſatz, nur mit Bürgern zu handeln, wohlweislich bei Seite 
und contrahirte gegen die Stiftungsaete unter fremdem Namen nach 
Rußland. Die Compagnieglieder wieſen die zur Theilnahme ſich Mel- 
denden mit ihren Einfhüffen ab, „um den Vortheil nicht mit ihnen zu 
theilen.“ Dies hätte alles nicht ſo gehen können, meinte Dunte, wenn 
nicht der größte Theil des Raths an dieſem Werke gehangen bätte, in 
der Hoffnung reich zu werden, allein des gemeinen Nutzens Wohlfahrt 
wurde dadurch in Frage geſtellt. Die Beſtätigung der ſchwediſchen Re— 
gierung zu erhalten, bemühte man ſich vergebens. Im Jahre 1640 ver⸗ 
theilte die Compagnie an ihre Glieder noch 40% Gewinnſt. - Später iſt 
aber im Secretbuche nicht mehr von ihr die Rede; vielmehr wurde im 
Jahre 1642 von den nach Rußland handelnden Kaufleuten für dieſen 
Handel eine neue Compagnie in Vorſchlag' gebracht, unter Widerſpruch 
aller kaufmänniſchen Rathsglieder, beſonders wegen der Clauſel, die 
Theilnehmer ſollten allem eignen Handel nach Rußland entſagen und 
denſelben ganz der Compagnie überlaſſen. Auch die ſchwediſchen Behör— 
den waren dem Unternehmen nicht günſtig; ſie fürchteten, die Compagnie 
würde durch ihre Geldmacht den Fremden den Handel verleiden. Die Majo- 
rität des Raths hingegen, welcher die Compagnie beftätigte, meinte, die Hol- 
länder könnten des rigaſchen Handels gar nicht entbehren und mit ihrem Gelde 
würde man die ruſſiſchen Verkäufer bezahlen. Zur Unterſtützung des Unter- 
nehmens ſollte die Stadteaſſe Geld bergeben. Es ſcheint aber, daß fie 
nicht genug hatte und ſo ſuchte der Rath im Namen der Stadt zu leihen, 
bekam aber wenig und Vielen mißfiel es, daß die Stadt ſich um des 
ruſſiſchen Handels willen in Schulden ſturze. An der Spitze der Com⸗ 
17 
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pagnie ſtanden ſechs von ihr gewählte Directoren, ein Rathsherr, zwei 
Aelteſte und drei Bürger. Die Holländer kauften von ihr wenig. Sie 
konnte die ruſſiſchen Kaufleute nicht bezahlen und mußte mit ihnen ac= 
cordiren und zwar dahin, ſie erſt im Herbſte und zwar mit einem Thaler 
Aufgeld auf das Schiffpfund Hanf zu befriedigen, wodurch der Hanf für 
die Holländer um ſo viel vertheuert wurde. — Zwar erſchienen zum erſten 
mal engliſche Schiffe, die in Königsberg keinen Hanf gefunden hatten und 
zahlten 40,000 Thaler baar. Dennoch war die Compagnie mit den Vor- 
ſchüſſen aus der Stadtcaffe fertig geworden und konnte ihre Actionäre nicht 
befriedigen. Im Herbſte erſchienen die ruſſiſchen Verkäufer mit friſchem 
Hanfe und verlangten die Bezahlung des vorigjährigen. Da die Com— 
pagnie fie nicht leiſten konnte, fo griff fie zu einer drückenden Maßregel. 
Sie beſchloß nicht nur den friſchen Hanf nicht zu kaufen, ſondern ſolches 
auch den Bürgern zu verbieten, bis daß man den vorigjährigen los 
würde. Die Bürger geriethen dadurch in Noth und boten ſogar der 
Compagnie einen Reichsthaler für das Schiffpfund Hanf, um nur frei 
handeln zu können. Die Compagnie verweigerte es, in der Hoffnung, 
die Holländer noch zum Ankauf des vorigjährigen Hanfs zu zwingen. 
Dies geſchah aber nicht und die Compagnieglieder geriethen ſelbſt in 
Angſt, nahmen ihr vorigjähriges Gut der Compagnie weg und verkauften 
es den Holländern um einen Thaler billiger, ſo daß die Compagnie mit 
ihrem Vorrath ſitzen blieb und ihren Einlegern die zugeſagte Dividende 
nicht auszahlen konnte. Ihre und der Stadtcaſſe Gelder blieben in einem 
unverkauften Vorrathe von 23,000 Schiffpfund Hanf ſtecken. Einer der 
Directoren ging nach Lübeck und Hamburg, um Geld aufzunehmen, an— 
dere zum ſelben Zwecke nach Reval und Kurland, aber vergebens. Selbſt 
wenn ihnen das Anleihen gelungen wäre, fo wäre die Stadt doch nur 
in Schulden gerathen und doͤr Handel, den man in eine monopoliſtiſche 
Form einzwängen wollte, hätte ſich ganz von der Stadt gewandt. 

Bei dieſen traurigen Erfolgen beſchloſſen die nach Rußland handeln— 
den Kaufleute auf der Gildſtube mit Mehrheit der Stimmen die Aufhe— 
bung der Compagnie. Da regnete es Schmähungen und Pasquille auf 
ſie ſowohl, als auf Dunte, der das Unternehmen unverholen getadelt 
hatte. Er ſcheint darüber geklagt zu haben, allein der Urheber, der gegen 
ihn gerichteten Pasquille ſchwor ſich von ihnen los. Die Familie Zim- 
mermann, die Haupturheberin der Compagnie, ſuchte die Ausführung des 
Beſchluſſes zu hintertreiben. Eines ihrer Glieder zeigte einen Brief vor, 
nach welchem man 100,000 Thaler vom Auslande haben könne. Ein 
Holländer, Donnisfeldt, verſprach es aus Holland zu ſchaffen und trat 
zu dieſem Behufe in die Compagnie. Die Buürgermeiſter, die das Ge— 
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ſchäft wegen der darauf gewandten Stadtgelder begünſtigten, ſchloſſen mit 
ihm eine Anleihe zu ſehr nachtheiligen Bedingungen und ohne den Ber- 
trag dem Rathe mitzutheilen. Unter andern war ihm in demſelben der 
Einkaufspreis des Hanfs aus Rußland zu 9 ½ Rthlr. pr. Schiffpfund 
zugeſichert worden, während er doch oft auf 11 und in Königsberg auf 
11%, Rthlr. ſtand, fo daß Königsberg bei der Ausführung dieſes Ver— 
trags den ruſſiſchen Handel vermuthlich ganz an ſich gezogen und Riga 
ihn verloren hätte, ſtatt, wie man ſich einbildete, die Ruſſen zu dem nie— 
dern Verkaufspreiſe zu nöthigen. Groß war die Unzufriedenbeit des 
übrigen Raths und der Bürger, allein ſie wurde durch Schmähungen und 
Verläumdungen in Zaum gehalten. Da legten ſich der Generalgouverneur 
Bengt Orenſtierna und die ſtockholmer Regierung, an die er ſich ſchon 
gewandt hatte, ins Mittel. Bei ihrer thätigen Fürſorge fuͤr den Handel 
des Reichs durften ihr die Gefahren, die demſelben in Riga drohten, 
nicht gleichgültig ſein. Orenſtierna unterſagte dem Donnisfeldt die Aus— 
führung des beabſichtigten Alleinhandels und eröffnete dem Ratbe am 13. 
April 1643 ein abmahnendes königliches Schreiben. Drei Tage darauf 
ließ er ein Mandat anſchlagen, das den Handel wieder frei gab. Dieſer 
plötzliche, aber vielleicht nothwendige Eingriff in die bisher von den Mu— 
nicipalbehörden ausſchließlich geleiteten Handelsangelegenheiten der Stadt 
erregte große Beſtürzung. Oxenſtierna ließ den Ratb fragen, ob er pa— 
riren wolle oder nicht, und befahl ihm im letztern Falle die Kaufmanns— 
gilde zuſammenzuberufen und ihr das Mandat zu eröffnen. Da der Rath 
ſich damit begnügte, den Inhalt den Aelteſten mitzutheilen, fo ließ der 
Generalgouverneur den Zoll erhöhen, bis man gehorcht habe und Don— 
nisfeldts zum Beſten der Compagnie verſchriebene Gelder aus den 
Schiffen in die Licentkammer bringen. In Folge des hohen Ausfuhrzolls 
börte der Handel nun ganz auf. Der Generalgouverneur begnügte ſich 
endlich damit, daß der freie Handel durch die Makler publicirt wurde. 
Unterdeſſen klagte der Rath bei der Königin und fertigte am 29. Mai 
eine Geſandtſchaft nach Stockholm ab, um der Compagnie das Wort zu 
reden. Nach dem Tode des Generalgouverneuren, der kurz darauf er— 
folgte, erhielt der Gouverneur Befehl, die Buͤrgerſchaft klaglos zu ſtellen 
und die Leitung des Handels, ſo wie auch die Frage, ob die Compagnie 
beizubehalten oder aufzuheben ſei, dem Rathe zu überlaſſen. Es war 
nämlich der königlichen Regierung vorgeſtellt worden, daß die Bürger die 

ompagnie beibehalten wollten. Zudem war die Sache, wie Dunte ſich 
ausdrückt, von weitem gefährlich gemacht und ein Krieg mit Dänemark 
drohte auszubrechen. Die Bürger aber, die ſonſt auf das Schifſpfund 
Hanf wohl zwei Reichsthaler gewannen und von der Compagnie nur ei— 
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nen halben Reichsthaler erhielten, wollten ſelbſt nichts mehr von ihr 
wiſſen; die Stifter hatten den Muth verloren und die Compagnie löſte 
ſich auf, noch während ihre Abgeordneten in Stockholm zu ihrem Beſten 
arbeiteten. Dieſer Ausgang war der ſchwediſchen Regierung ſehr ange 
nehm; fie war von jeher nicht für das Unternehmen eingenommen ges 
weſen. Die Stadt ſollte nun noch die nachtheiligen Folgen des unglückli— 
cher Weiſe mit Donnisfeldt geſchloſſenen Vertrages kennen lernen. Er 
beſchwerte ſich nämlich über Nichteinhaltung deſſelben, was eine natürliche 
Folge des ihm zugeſicherten niedrigen Einkaufspreiſes war, und verlangte 
einen Schadenerſatz von 90,000 Thalern. Er ging nach Mitau und 
ſchickte von dort eine Proteſtation an den Rath, wogegen die Stadt re— 
proteſtirte. Dunte ſchließt ſeine Schilderung dieſer Vorfälle mit Klagen 
über die von ihm erlittenen Verfolgungen, an denen ſich nicht nur die Er: 
ſten der Stadt, ſondern auch Geiſtliche betheiligten, die man gegen ihn 
eingenommen hatte. Hierbei, ſagt der patriotiſch geſinnte Mann, hätte er 
ſich wohl vor der hohen Obrigkeit groß machen koͤnnen, allein damit wäre 
dem gemeinen Nutzen wenig gedient geweſen. Um der drückenden Vor— 
mundſchaft der holländiſchen Capitaliſten zu entgehen, ergriff man in ſpä⸗ 
tern Zeiten ein viel geeigneteres Mittel, als die früher verſuchten. Im 
Jahre 1693 überreichte der Deputirte des rigaſchen Raths J. von Pal- 
menberg dem Könige Karl XI. den Entwurf zur Errichtung einer Leih— 
bank. Von der Krone verlangte man nichts als ein Darlehn von etwa 
200,000 Thalern aus der ſtockholmer Bank und die Verſicherung, daß die 
Fonds der neuen Leihbank unantaſtbar fein ſollten. Für die eingelegten 
Capitalien wollte man 6¾ Zinfen zahlen und dagegen von den ausge— 
liehenen 7 bis 8% und monatlich noch mehr nehmen. Die Garantie 
für das neue Inſtitut ſollte die Stadt mit ihrem ſämmtlichen Vermögen 
übernehmen und daſſelbe durch eine Deputation aus den drei Ständen 
verwalten. Der Plan wurde vorläufig genehmigt und dem General- 
gouverneuren zur Beprüfung vorgeſtellt, kam aber nicht zur Ausführung? 

Aus der damaligen ſtädtiſchen Handelsgeſetzgebung leuchtet derſelbe 
excluſive Geiſt hervor, der ſich ſchon im frühern Zeitraume bemerklich ge: 
macht hatte. In Riga, wo man ſich mit ihr eifrig beſchäftigte, wurde 
eine Waageordnung im Jahre 1638 entworfen, 1641 und 1671 revidirt. 
Schon durch die königliche Inſtruetion vom 18. November 1621 wurde 
dem Gouverneuren eingeſchaͤrft, nur rigaſchen Bürgern Handel und 
Brauerei zu geſtatten, was durch die königliche Reſolution vom 16. März 
1681 ſogar auf die innerhalb der Ringmauern wohnenden beſchränkt 
wurde. Durch den verbeſſerten Kramerſchragen vom 19. December 1649 
wurden die Beſtimmungen der Nahrungsordnung von 1621 hinſichtlich 


der Lehrjahre der Handlungsgeſellen und des beſchränkten Handels der 
Fremden auf dem Jahrmarkte erneuert. Den Tuchhändlern wurde ver⸗ 
boten, mit denjenigen Waaren zu handeln, die zum Gewerbe der Krämer— 
compagnie gehörten; daſſelbe Verbot traf in Bezug auf den Detailhandel 
Bürger und Kaufgeſellen, welche in der Compagnie nicht gedient hatten; 
jedoch ward den Bürgern der Großhandel mit ſolchen Waaren erlaubt. 
Dieſer Schragen ward durch königliche Reſolution vom 23. Mai 1654 
beſtätigt und hiebei das Eintrittsgeld in die Compagnie auf 100 Thaler 
feſtgeſetzt. Durch ein Placat vom 16. Februar 1635 wurde verboten, 
beim Bierbrauen Leute zu gebrauchen, die der Stadtbotmäßigkeit nicht 
unterworfen waren; auch durfte Niemand weniger als ein Viertel Laſt 
Malz auf einmal verbrauen. Durch königliche Verordnung vom 8. Sep⸗ 
tember 1641, 3. Juli 1643 und 8. Mai 1647 ward das Bierbrauen in 
den Vorſtädten, dem Schloſſe und der Umgegend der Stadt, ſowie die 
Einführung von Landbier verboten, ausgenommen dem Adel zum eignen 
Bedarf . Den revaler und pernauer Fuhrleuten ward durch Placat 
vom 2. April 1694 nicht nur eine beſtimmte Herberge angewieſen, ſondern 
ihnen auch verboten, länger als vier Tage zu verweilen. Als die ſchwediſche 
Regierung einen Bierzoll, Recognition genannt, einführte, der noch außer 
der ſtädtiſchen Acciſe zum Beſten der Krone zu zahlen war, wurde den 
Brauern verboten, vor der Löſung eines Freizettels aus der Recognitions⸗ 
kammer, zu brauen. Dagegen ſollte in der Vorſtadt und auf dem Schloſſe 
kein Branntwein verfertigt werden und der aus der Umgegend in die 
Stadt eingeführte nur an Bürger verkauft werden?“. Die Stadt ver— 
Näumte auch nicht, ſich ihr Stapelrecht durch ein Generalgouverneurs-Patent 
(vom 10. Januar 1689) zu ſichern 26. Schon Guſtav Adolph hatte ihr 
die Verſicherung ertheilt, daß außer ihr, Reval und Pernau keine Häfen 

den Oſtſeeprovinzen geduldet werden ſollten?“. Die Wett⸗ und Han⸗ 
delsordnung vom Jahre 1621 ward ohne eine Veränderung ihrer Haupt- 
grundſätze, jedoch unter Weglaſſung einiger Beſchränkungen, in den Jahren 
1675 und 1690 revidirt und von der königlichen Regierung beftätigt. 
Den Fremden ward durch dieſelbe, wie früher, verboten, Waaren 
von anderen als Bürgern zu kaufen und an andere als an Bürger 
zu verkaufen, mit Ausnahme des Detailhandelverkaufs auf dem Jahr- 
markte vom 20. Juni bis zum 10. Juli, worauf ſie ihre Waaren wieder 
wegbringen, oder auf dem Packhofe zum Engros-Verkaufe an Bürger de⸗ 
poniren konnten. Dies beſtätigte auch noch eine königliche Verordnung 
vom 6. Juni 1699 25. Desgleichen ſollten Fremde auf der Waage nicht 
kaufen, fondern erſt dem Bürger die Lieferung geſchehen laſſen, auch aus 

Schiffen kein Salz und Häring kaufen '. Es ſcheint, daß die Bürger 
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felbft den Fremden Mittel an die Hand gaben, um ſich dieſem Drucke zu 
entziehn, indem ſie ihnen erlaubten, ſich ihrer, der Bürger, Namen zu be— 
dienen. Dafür ſollte der Bürger einer ſtrengen Geldbuße unterliegen; 
desgleichen wer mit Fremden in Compagnie (Mascopey) trat. Waaren, 
die ein Bürger vom Auslande verſchrieben hatte, durfte er nur en gros 
verkaufen und nicht über 4 Wochen in den Schiffen oder auf dem Quai 
liegen laſſen ?“. Ausgelaſſen hingegen find die im Jahre 1621 ausge— 
ſprochenen Verbote, von Fremden Geld zu borgen und mehr als einen 
Jungen zu halten, oder erſt dann einen anzunehmen, wenn man drei 
Jahr ſein eigner Mann geweſen, ſo wie überhaupt die vielfachen Be— 
ſchränkungen des Handels der Kaufgeſellen. In Bezug auf den ruſſiſchen 
Handel war, wie früher, verboten, Commiſſionsgeſchafte auf Wein, Hä— 
ring, Salz, Tuch, Gewürz und dergl. zum Beſten der Ruſſen zu machen, 
auch ſollte man ihnen (ausgenommen ruſſiſchen, polniſchen und andern 
Adligen) auf nach der Stadt gebrachte Waaren kein Geld vorſchießen. 
Dagegen ward erlaubt, Geld ohne Beſchränkung der Summe auf Liefe— 
rung vorzuſtrecken? 1. Zwar war es noch immer verpönt, eines Andern 
ruſſiſchen Kunden an ſich zu ziehen, wohl aber durfte man ihm Geld zur 
Herabbringung ſeiner mit einem Dritten contrahirten Waaren vorſtrecken 
und dafür Waaren empfangen. Auch ſtand es jedem ruſſiſchen Händler 
frei, von demjenigen Bürger oder Kaufgeſellen, mit dem er gehandelt 
batte, nach geſchehener Abrechnung ab und zu einem andern überzugeben >. 
Hatte ein Ruſſe ſeine Schuld Jahre lang auflaufen laſſen und keine 
Zinſen dafür gezahlt, ſo war er verpflichtet, dieſelben auf Verlangen 
feines Gläubigers mit Waaren abzutragen '. Die Beſtimmungen der 
Verordnungen vom J. 1621 über die Einhaltung des für die Waaren 
ſeſtgeſetzten Marktpreiſes finden ſich nicht mehr vor. Im Jahre 1648 
hatte der Rath in der Vorſtadt eine eigne ruſſiſche Herberge errichtet, in 
welcher die ruſſiſchen Kaufleute wohnen und ihre Handelsgeſchäfte machen 
mußten. Als Mäkler mußte man ſich des Herbergsvaters, eines gewiſſen 
Jürgen Strieß, bedienen, der ſämmtliche Abmachungen zu notiren hatte 
und dafür eine Gebühr bezog, auch eine Art Strafgewalt hatte und ſie, 
wie es ſcheint, ziemlich willkührlich ausübte. Auf vielfältige Klagen der 
ruſſiſchen Kaufleute und des pleskauſchen Wojewoden ward er entfernt. 
In den Acten des nach der Feuersbrunſt von 1676 geführten Procefled 
wird der Gaſthof noch als beſtehend erwähnt da. Auch der Bauerhandel 
unterlag den Beſtimmungen der Nahrungs- oder Wettordnung von 1621. 
Alle Waaren, namentlich Butter, ſollten über die Waage gehen d' und 
kein Bauer, der ſchon in dem Bauerbuch eines Bauerhändlers eingeſchrieben 
ſtand und ihm noch Geld ſchuldig war, durfte ſich an einen andern 
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Bauerhändler wenden, von demſelben angenommen und in deſſen Buch 
eingetragen werden. Der ältere Wirth ſollte alſo wider den jüngern er⸗ 
halten werden. Kam aber ein Bauer in die Stadt, der keinen Wirth 
hatte und Niemanden contractlich zu liefern verpflichtet war, ſo durfte er 
auf dem Markte handeln. Die Bauerbücher ſollten vom Jahre 1621 an, 
wo die Stadt von Guſtav Adolph erobert wurde, gelten '. Am Schluſſe 
der Verordnung erſcheint indeſſen eine ziemlich liberale und dem Anfange 
nicht ganz entſprechende Beſtimmung. Es wird nämlich allen nach Riga 
kommenden Kaufleuten aus Polen, Rußland, Armenien, Kurland, Sem— 
gallen oder andern Orten, ſowie auch den Edelleuten erlaubt, ihre Waaren, 
wem ſie wollen und beſtens ſie können, zu verhandeln, wenn ſie 
nicht an einen Bürger vermöge Contracts oder mit Schulden 
oder ſonſt der Wettordnung nach verbunden ſind; — eine vielleicht 
von der ſchwediſchen Regierung berrührende Anordnung, denn fie ſteht 
mit der königlichen Beſtätigung im engſten grammatiſchen Zuſammenhange. 
In derſelben behielt ſich der Monarch übrigens vor, die neue Verordnung 
zum Beſten des Handels zeitgemäß abzuändern, und es iſt zu verwundern, 
daß dieſelbe bis noch jetzt größtentheils in Kraft geblieben iſt. Man ſieht 
aus ihr, daß Ruſſen, Polen, Juden und Semgaller häufig nach Riga 
kamen. Aus Weſteuropa waren es meiſt Deutſche und Holländer 37; der 
engliſche Handel war damals noch gering. Das Dunteſche Seeretbuch zeigt, 
daß junge Leute häufig auf die geſetzliche Zeit von acht Jahren als 
Commis angenommen wurden, indeffen auch auf kuͤrzere Zeit (im Jahre 
1638 von Dunte ſelbſt auf fünf Jahr, nebſt dem Verſprechen eines 
Tuchrocks jährlich und ſpäterer Unterftügung zum eigenen Handel). Big- 
weilen wurden die Handelslehrlinge auf einige Zeit nach Rußland ge— 
ſchickt, um die dortige Sprache und den Handel mit dieſem Lande zu er- 
lernen. Die Nothwendigkeit, den Gutsbeſitzern und Bauern Vorſchüſſe zu 
geben, und der Wunſch, ſich die Zurückzahlung derſelben dadurch zu ſichern, 
daß die Borgenden genöthigt wurden, ſich auch ferner an ihren Darleiher 
zu halten und ausſchließlich mit ihm zu verkehren, hatte die ſogenannten 
Bauernahrungen hervorgebracht, d. b. die Berechtigung des Bauer⸗ 
bändlers zum Alleinhandel mit den Bewohnern einer beſtimmten Gegend. 
Dieſe Nahrungen gingen von Hand zu Hand und wurden je nach der 
Anzahl der Kunden oft mit mehreren tauſend Thalern bezahlt. Daß in 
ihnen ein drückendes Monopol lag, dem man auf jegliche Weiſe auszu- 
weichen ſuchte, indem z. B. die verpflichteten Bauern ihre Producte unter- 
wegs und nicht erſt in Riga verkauften, iſt offenbar. Dennoch erhielten 
ſie ſich bis gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts, wo ſie auf vielfältige 
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Klagen aufgehoben wurden und ber ng das Recht erhielt zu bandeln, 
mit wem er wolle 38, 

Die hohen Zölle, die Plackereien bei ihrer Erhebung und die häufi⸗ 
gen Kornausfuhrverbote drückten den Handel ſehr. Ein rigaſches Me— 
morial vom J. 1681 klagt über die durch die Zölle hervorgebrachte Ver⸗ 
theuerung der Waaren um 10—30 Proc. im Vergleiche mit Königsberg 
und beſonders mit Kurland, die wochenlangen Verzögerungen beim Cla— 
riren der Schiffe und die allmälige Verſandung der Duͤnamündung, 
welche die Schiffe zwang, auf der See Anker zu werfen?. Behufs 
Vertiefung der Mündung ward in demſelben Jahre von der Stadt mit 
dem Aelteſten Piehl und dem Obriſtlieutenant Wilhelm v. Wrangel ein 
Contract auf 6000. Thlr. geſchloſſen. Binnen vier Jahren vertiefte 
Wrangel ſeiner Behauptung nach die Muͤndung bis auf 12½ Fuß. Da 
legte ihm der Rath ſelbſt Schwierigkeiten in den Weg und läugnete ſpaͤ⸗ 
ter das Vorhandenſeyn einer Abmachung mit Wrangel; die mit Piehl 
ſei aufgehoben. Ein anderer Unternehmer hatte ſich gemeldet und ward 
von Stockholm aus begünftigt “. Glücklicher war man mit Reinigung 
des Dünalaufs von Felsblöcken geweſen. Am 14. December 1599 und 
im J. 1619 darüber abgeſchloſſene Contracte waren zwar nicht zur Auge 
führung gekommen, im J. 1639 ließ aber der Rath 32 Blöcke durch ger 
miethete Arbeiter ausheben 21. Wohlthaͤtig war die königliche Verord— 
nung zur Einführung des rigaſchen Maßes und Gewichts in ganz Liv⸗ 
land vom J. 1684. Allein in demſelben Jahre belegte Karl XI. die 
ſeiner Anſicht nach zu ſtarke Kornausfuhr aus Livland mit einem hohen 
Zolle, ausgenommen für die Ausfuhr nach Schweden, und hob denſelben 
erſt wieder auf, als 200,000 Tonnen auf Veranſtaltung des General— 
gouverneuren für dies Reich beſtimmt wurden. Im folgenden Frübjabre 
verlangte er 30—40,000 Tonnen für Schweden, ſtand jedoch beim Fallen 
der Preiſe wieder davon ab 2. 

Das Muünzrecht übten außer der königlichen Regierung die Städte 
Riga, Reval und Narwa, aber nach ſchwediſchem Fuße. Schon ſeit dem 
J. 1625 war die ſchwediſche Münze an die Stelle der polniſchen getre⸗ 
ten, obwohl dieſelbe nicht ſehr verbreitet war, ſondern vielmehr die meiſt 
in den Niederlanden geprägten Reichs- und Speciesthaler, fpäter Alberts 
thaler genannt (= 4 Ort = 40 Marf= 80 Ferding = 720 Schilling), mit 
ihren Abtheilungen beinahe bis zum Schluſſe des Jahres 1810 faſt die 
einzige Münze, welche in Riga und im lettiſchen Diſtriete Livlands im 
Umlaufe war, Dieſe Thaler galten 1½ ſchwediſche Thaler, deren 
jeder vier Mark ſchwediſch oder 32 Oer oder Rundſtücke enthielt. Im 
J. 1641 kam Marſilius Philippſen als königlicher Münzmeifter nach 
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Riga und legte im Kloſter bei der Jakobikirche ein Münzhaus auf eigene 
Koſten an, hauptſächlich zum Prägen von Scheidemünze *. Er gerieth 
mit dem Rathe in Streit und ſoll in Stockholm geklagt haben, wogegen 
die Stadt die Schließung ſeiner Muͤnzſtätte verlangte, um das alleinige 
Münzrecht auf Schillinge bat und dafür eine Zollerböhung anbot, die 
der Krone 18—20,000 Reichsthlr. einbringen ſollte. Dies wurde in— 
deſſen abgeſchlagen und die Stadt angewieſen, den Privilegien gemäß, 
nach ſchwediſchem Fuße zu münzen. Eine nach Stockholm abgefertigte 
Geſandtſchaft hatte auch keinen beſſern Erfolg. Die Stadt erbob auf 
eine Mark fein den ſehr bedeutenden Schlagſatz von 3 Reichsthalern #, 
fie ſchlug ihre Scheidemünze zu häufig und veränderte ihren Werth zu 
ihrem Vortheil, fo daß dieſe Münze zufebends ſank. Im J. 1664 ſtand 
die Scheidemünze 40% unter dem harten Gelde und zwei Jahre ſpaͤter 
war fie nicht einmal halb fo viel Werth . Dazu kam, daß in Polen 
eine ſehr ſchlechte Scheidemünze geſchlagen wurde, die kaum 20% ihres 
Nennwerths enthielt, wodurch Lidland um feine beſſere Scheidemünze 
kam und Polen auch noch von Holländern, Lübeckern und Hambur- 
gern mit dem heimlich geprägten ſchlechten Gelde üͤberſchwemmt wurde. 
Dieſem Beiſpiele folgten ſogar zwei Rigenſer im J. 1668, ſie wurden 
aber dafür beſtraft . Am 14. April 1653 erließ die Königin Chriſtine 
eine Münzordnung, die am 25. Juni vom Generalgouverneuren publicirt 
wurde und nach welcher ſchwediſches und deutſches vollwichtiges Reichs— 
geld, ſowie Portugaleſer, Roſenobel und Ducaten, außerdem aber noch 
um des polniſchen und ruſſiſchen Handels willen, in Riga und Dorpat 
die polniſchen und in Dorpat, Narwa, Neuſchloß und Kerholm auch die 
ruſſiſchen Münzen nach ihrem innern Werthe gelten ſollten. Zugleich war 
der Werth des ſchwediſchen Silber- und des Speciesthalers nach der oben 
angeführten Norm feſtgeſetzt; der der ſchwediſchen Kupfermünze aber auf 
2½ mal weniger als der gleiche Nennwerth in Silber. Im J. 1664 
wurde das Verhältniß des ſchwediſchen Silberthalers zum Reichsthaler, 
wie 8 zu 13 feſtgeſetzt. Durch die Munzordnung vom J. 1681 ward 
der Silberthaler auf einen halben und der Kupferthaler ſogar auf , 
Reichsthaler herabgeſetzt. Im J. 1685 galt der Reichsthaler ſchon 6", 
Kupferthaler und ſpäter noch mehr. Man ſieht, daß Münzenverſchlech⸗ 
terung auch mit zu den Mitteln gehörte, deren fi der „weile Staats- 
oͤkonom“ (Karl XI. nach Jann au's Ausdruck) bediente, um den Finan- 
den aufzuhelfen. 
Die ſchwediſche Münze galt daher: 
Im Jahre 1650 der ſchwediſche — TI N Kop. 
eine Mark nnn _ 222 
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Im Jahre 1664 der Silberthalerrk . . 88% Kop. 
17 „ 1684 der Silbertha ler „72 7 

der Kupferth alu 224 m 
„ „ 1685 der Rupfertbalr 2. . 23 

Ueberdem waren ſchwediſche Carolinen, 20 Rundſtücken oder Weißen 
gleich, im Umlaufe. Im J. 1710 galt die Caroline 25 damaliger oder 
29 Kopeken heutiger ruſſiſcher Silbermünze “. 

In Riga curſirten, wie früher, viele ausländiſche Münzen, nament- 
lich Reichsthaler, Ducaten und Doppelducaten, Roſenobel u. ſ. w. und 
zwar viel häufiger als die ſchwediſchen, welchek im Secretbuche des Bür— 
germeiſters Dunte neben jenen gar nicht erwähnt wird. 

Der Zinsfuß ward durch eine königliche Verordnung vom J. 1666 
auf 8°, feſtgeſetzt, wenn Zinſen ausdrücklich verſchrieben worden waren, 
ſonſt aber auf 6% #. Aus den dörptſchen Rathsprotocollen ſieht man, 
daß viel früher ſchon, im J. 1639, 8% genommen wurden?“; im J. 
1646 lieh aber der königliche Seeretär in Stockholm, Silberſtern, der 
Stadt Geld gegen 2% monatliche Renten, wogegen die Bürgerſchaft pro— 
teſtirte. Das Geld war übrigens zu den Ausfertigungskoſten des großen 
dörptſchen Stadtprivilegiums vom J. 1646 beſtimmt und floß wohl zum 
Theil wieder in Silberſterns Taſche ? n. Intereſſen von Intereſſen zu 
nehmen, wurde im J. 1683 verboten und vom 1. Januar 1688 an, 
wurde der Zinsfuß auf 6% herabgeſetzt “. 


Kapitel VIII. 
Auswärtige Beziehungen; der nordiſche Krieg; Sturz der ſchwe⸗ 
diſchen Herrſchaft über Liv⸗ und Eſthland. 


Die Friedensſchlüſſe zu Oliva, Kopenhagen und Kardis hatten Schwe— 
den, nachdem die ausſchweifenden Entwürfe Karl Guſtavs aufgegeben 
worden, den Beſitz feiner baltiſchen Provinzen und fo das Uebergewicht 
auf der Oſtſee geſichert. In dieſer glänzenden Lage erhielt es ſich ein 
halbes Jahrhundert hindurch, bis daß Peters des Großen ſtaatsmaͤnniſches 
Genie und eiſerne Beharrlichkeit ihm Beides entriß und auf das mächtig 
emporſtrebende Rußland übertrug. 

Die vormundſchaftliche Regierung, die in Schweden den unmündigen 
Karl XI. vertrat, wünſchte, wie die meiſten derartigen Regierungen, den 
Frieden, der auch dem erſchöpften Reiche Bedürfniß war. Wegen Aus- 
führung des kardiſer Friedensſchluſſes ward einige Zeit mit Rußland 
verhandelt. Marienburg wollte der ruſſiſche Befehlshaber nicht überge⸗ 
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ben. Erſt durch die Annäherung einer bewaffneten Macht war er dazu 
zu bringen und dabei ſchoſſen die Ruſſen auf die Schweden. Auf Vor- 
ſtellung des ſchwediſchen Geſandten Berner entſagte der Zar Alexei Mi- 
chailowitſch zu Gunſten der Schweden dem Handelsmonopol der Krone 
mit dem Auslande (1663). Eine ruſſiſche Geſandtſchaft ward in Stock— 
bolm angemeldet. Der livländiſche Gouverneur Peter Sparre erhielt 
Befehl, ſie an der Gränze zu hören, denn man wollte ſie nicht ins Reich 
laſſen, ehe der kardiſer Vertrag vollkommen erfüllt ſei, namentlich in 
Betreff des freien Handels und der Auslieferung mehrerer tauſend aus 
Livland, Ingermannland und Karelien weggeführter Bauerfamilien. Die 
zu Gdow im J. 1663 geführten Unterhandlungen zerſchlugen ſich; allein 
bei den drei Jahr ſpäter an der Mündung der Pliuſſe gepflogenen, an 
denen der eſthländiſche Landrath Guſta v Clodt und der livländiſche Gu ſtav 
Mengden theilnahmen da, gaben die Ruſſen in allen Stücken nach 5%, 
Nachdem Schweden im J. 1668 durch die bekannte Tripelallianz mit 
Holland und England dem Uebermuthe Ludwigs XIV. Gränzen gelegt 
und den Aachener Frieden erzwungen hatte, ließ es ſich leider durch 
franzöſiſche Subſidien, ſo wie ſeine Beamte durch reichliche Geſchenke zu 
einer Verbindung mit Frankreich verleiten (14. April 1672). Die Fi⸗ 
nanzen waren in der traurigſten Lage und die Beſtechlichkeit der Beam— 
ten gab zu Klagen im In- und Auslande Anlaß ds. Mit Dänemark, 
Holland, Kurbrandenburg, Münſter und dem braunſchweigiſchen Hauſe 
gerieth nun Schweden in einen verderblichen Krieg, durch den unter an— 
dern auch der Handel unſerer Oſtſeeprovinzen ſehr litt. In dieſem 
Kampfe entfaltete Karl XI., der am 18. December 1672, ſiebzehn Jahr 
alt, die Regierung angetreten hatte und deſſen Erziehung ſehr mangelhaft 
geweſen war, die glänzenden Eigenſchaften des Kriegers, durch die ſein 
Geſchlecht ſich auszeichnete, jedoch ohne beſondern Erfolg. Im J. 1675 
rückte der ruſſiſche Feldherr Chowanſki an die livländiſche Gränze. Viele 
flüchteten ſchon nach Riga . In Dorpat ſollte ſich die Bürgerſchaft be— 
waffnen und auf ein Jahr verproviantiren, that aber nichts 57, Zu ei⸗ 
ner thätigen Theilnahme am Kriege vermochte der Kurfürſt von Bran- 
denburg die ruſſiſche Regierung nicht zu bewegen s. Nach des Zaren 
Alexei Michailowitſch am 29. Januar (8. Febr.) 1676 erfolgten Tode 
ſchrieb ſein Sohn und Nachfolger Zar Feodor an den König und ver— 
ſſcherte ihn feiner friedlichen Geſinnungen. Geſandte beider Mächte fa- 
men zu Neuhauſen zuſammen. Der ruſſiſche, Buturlin, klagte über ei⸗ 
nen revaler Prediger, Johann Schwabe, der, als er in Jena ſtudirte, 
eine Disputation wider den griechiſch orthodoren Glauben (de religione 
moscovitica tamquam erronea) gebalten batte, ſowie darüber, daß die 
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ſchwediſche Regierung in ihrer Correſpondenz mit der polniſchen, dem 
Zaren nur den Titel Großfürſt gegeben habe, was Rußland zum Kriege 
berechtige. Er ſchien auf die Abtretung Kareliens und Ingermannlands 
zu zielen. Als die Schweden geradezu fragten, ob er Krieg oder Frieden 
wolle, und wie Kelch meldet, in einige geringfügigere Forderungen wil- 
ligten, zog er gelindere Saiten auf. Ausgemacht wurde aber nichts “. 
Der brandenburgiſche Geſandte ſuchte die Polen zum Eintritt in das Bünd— 
niß gegen Schweden und zu einem Einfalle in Livland zu bewegen, wel- 
ches Land er ihnen im Namen ſeines Herrn verſprach, mit Ausnahme 
Rigas, das durch die endloſen Proceſſe mit den Jeſuiten zu ſehr gedrückt 
worden ſei . Dagegen bot der ſchwediſche Geſandte in Warſchau den 
Polen Riga zum Preiſe eines Bündniſſes an. Sie mochten aber darauf 
nicht eingehen, weil der Waffenſtillſtand mit Rußland bald ablief. Les 
brigens ſtanden auch in Livland 10,000 Mann Fußvolk, 7600 Mann re⸗ 
guläre Reiterei und 1200 Mann Landſchaftsreiter, das allgemeine Auf- 
gebot ungerechnet, das Dragonerrüſtung trug. Karl XI. ſchlug zwar die 
Dänen wiederholt in Schonen, aber Wismar, Landskrona, Helſingborg, 
Chriſtianſtadt, das Herzogthum Bremen und beinah ganz Pommern 
gingen verloren. Stettin zu entſetzen, ſollte der Feldmarſchall Fabian 
Ferſen aus Livland hinmarſchiren. Eine Feuersbrunſt in Riga ver— 
zehrte aber das dazu nöthige Kriegsmaterial. Als er ſtarb, folgte ihm 
der eſthländiſche Generalgouverneur Bengt Horn in feinem Amte und 
erhielt denſelben Auftrag. In Reval erſetzte ihn der Graf Andreas 
Torſtenſohn. Horn blieb aber ſo lange in Finnland, daß Stettin ſich 
am 14. December 1677 ergeben mußte. Auch Bengt Horn ſtarb und 
ibm folgte im Commando der Freiberr Heinrich von Horn, der nur 
durch Niederlagen bekannt war 1. Er ſammelte in Riga ein Corps von 
gegen 10,000 Mann, deſſen Stärke verſchieden angegeben wird, nebſt 56 
Kanonen. Unter ihm dienten zwei Generale, Ferſen und der General 
Georg Biftram. Der livländiſche Adel, der im J. 1676 den Roßdienſt 
ſchon verdoppelt hatte, bewilligte den Unterhalt der Truppen auf vier 
Monat, ließ die Adelsfahne über die Gränze ziehen, unter der Bedin- 
gung, daß ſie vom Könige beſoldet werde, und uͤberließ auch der Krone 
ein Geſchwader neuformirter leichter Reiter. Horn rückte zwar durch 
Kurland in Preußen ein, verlor aber ein Drittel ſeines Heeres durch 
Hunger und Seuchen und erhielt am 25. December 1678 Befehl, nach 
Livland zurückzukehren, weil in Pommern Alles verloren ſei. Auf dem 
Rückwege wurde er mehrere mal geſchlagen und kam nur mit 2500 Mann 
in Riga an e. Bei dieſen Gefechten fielen der Oberſtwachtmeiſter der 
eſthländiſchen Adelsfahne Guſtav von Löwen, der Obriſt Anrep, der 
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Oberſtwachtmeiſter Berg und der Rittmeiſter Chriſtoph Kurſel. Die 
dem livländiſchen Adel wiederum zugemuthete Verpflegung der neuge— 
ſammelten Truppen und eines zweiten Zugs der Adelsfahne über die 
Gränze ſchlug jetzt die Ritterſchaft ab. Durch die Friedensſchlüſſe von 
Nymwegen, St. Germain en Laye und Lund mit dem Kaiſer, Kurbran— 
denburg und Dänemark (vom 5. Februar, 27. Juni und 27. September 
1679), erhielt zwar Schweden das in Deutſchland Verlorene beinah ganz 
zurück, doch nur durch Frankreichs Vermittelung, nicht durch eigene Kraft “s. 

Solche Erfahrungen waren wohl geeignet, Karl XI. von fernern 
kriegeriſchen Unternehmungen abzuhalten. Bei Gelegenheit der Gränzbe— 
richtigung zwiſchen dem ſchwediſchen und dem polniſchen Livland (welches 
letztere im J. 1677 vom Reichstage nach heftigen Kämpfen eine Ordi— 
nation und das Recht, einen Biſchof, Wojewoden, Kaſtellan u. ſ. w. zu 
wählen, erhalten hatte) “, zog der König zwar 12,000 Mann an der Düna 
zuſammen (im J. 1683), doch ohne ſie zu brauchen oder die Bewilligung 
ihrer Unterhaltung durch den livländiſchen Adel zu benutzen. Johann 
Sobiesky ging namlich zum Entſatze Wiens ab und ſo war von ihm 
nichts zu befürchten. Am 30. November dieſes Jahres beſchwor Karl 
vor einer ruſſiſchen Geſandtſchaft in Stockholm den ewigen Frieden; im 
folgenden Jahre thaten die Zaren in Moskau daſſelbe vor ſchwediſchen 
Geſandten 65 (unter denen ſich auch der livländiſche Landrath Stackelberg 
befand) 6%, Am 22. Mai wurde noch ein beſonderer Vertrag zwiſchen 
beiden Mächten abgeſchloſſen 97, 

Während Karl XI. nach Außen Frieden hielt und ſich durch den 
obengeſchilderten Kriegszug gegen das Vermögen feiner Unterthanen ent— 
ſchädigte, dämmerte im fernen Oſten ſchon die Rieſengeſtalt Peters des 
Großen auf, ſeinem Vaterlande zum Heil, ſeinen Nachbarn zum Schrecken. 
Im Frühling 1697 ging er im Gefolge einer glänzenden, pon ihm ſelbſt 
abgeſchickten Geſandtſchaft durch Livland. Der ſchwediſche Commiſſair 
und fpätere Reſident zu Moskau, Kniperkron, wurde hievon unterrichtet 
und die ſchwediſchen Agenten zu Nowgorod und Pleskau meldeten es dem 
Generalgouverneuren, Grafen Dalberg. Derſelbe ſchickte der Gefandt- 
ſchaft den Herrn von Glaſenap entgegen, der auf die ihm wegen man— 
gelnden Vorſpanns und ſchlechter Bewirthung gemachten Vorſtellungen 
— begnügte, auf die Befehle feiner Obern zu verweiſen. Indeſſen fan— 

den fi ich doch auf jedem Nachtlager 200 Pfund Brod, 3 Tonnen Bier, 
30 Kannen Branntwein, 40 Pfund Salz, ein Schlachtochſe, 5 Schafe, 30 
Hühner und Fiſche, nebſt 100 Liespfund Heu, auch Hafer und Stroh 
dor os. Die Geſandtſchaft beſtand aber aus mehr als 150 Perſonen, die Le— 
benemiuel waren der ſchlechten Erndte wegen theuer, und Dahlberg be⸗ 
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dauerte, nicht zeitig genug erfahren zu haben, wann und wie ſtark die 
Geſandtſchaft Pleskau verlaſſen würde. Sie hatte viel Beſchwerden zu 
erdulden, wurde in Riga zwar von einem Obriſtlieutenant nebſt 36 
Schwarzenhäuptern und der Bürgergarde ſehr feierlich empfangen, aber 
nicht vom Generalgouverneuren ſelbſt; durch die Stadt ward ſie in die 
Vorſtadt geführt und in ſchlechten hölzernen Häuſern einquartiert (nach 
Dahlbergs Vertheidigungsſchrift und Kelch wohnten fremde Geſandte 
immer dort), während die Wachen überall verſtärkt wurden. Dahlberg 
war ſchwer krank oder ließ ſich krank melden. Auf einen Geſandtſchafts⸗ 
cavalieren, der den Feſtungsgraben ausmeſſen wollte, legte eine Schild— 
wache ihr Gewehr an. Nach Dahlberg verſprach Lefort, als Haupt der 
Geſandtſchaft, daß dergleichen Ausmeſſungen nicht wieder ſtattfinden 
ſollten. Zu Lefort ſagte Peter: man will mich nicht die Feſtungswerke 
betrachten laſſen; ich hoffe ſie einſt mit weniger Mühe zu ſehen und dem 
Könige von Schweden zu verweigern, was mir Dahlberg abſchlägt. Von 
nun an ließ man nur ſechs Perſonen auf einmal in die Stadt und ſie 
durften nur zwei Stunden darin verweilen. Am 13. April verließ die 
Geſandtſchaft Riga nach 14tägigem Aufenthalt. Dieſe Begegnung wurde 
ſpäter von Peter d. G. als Rechtfertigung ſeines Bruchs mit Schweden 
angeführt oo. 

Während Peters Aufenthalt in Livland war am 5. April (26. 
März) 1697 Karl XI. geſtorben. Hatte ſich auch Schweden unter ſeiner 
Regierung von den frühern Kriegen erholt, waren die Finanzen in einer 
beſſern Lage, ſo waren die Oſtſeeprovinzen durch die harte und ungerechte 
Reduction aufs tiefſte verletzt. Der flüchtige Patkul hatte einen Theil 
feines Vermögens der Confiscation durch Verpfändung feiner Güter ent— 
zogen und zu deſſen Verwaltung Curatoren ernannt, die ihm die zu ſei— 
nem Lebensunterhalte nöthigen Summen übermachten. Im Frübjabre 
1095 begab er ſich aus Erwalen nach Thorn ro, dort ſoll ibm, wie er 
ſelbſt erzählt, der König von Polen, Johann Sobiesky, Schutz und Dienſte 
angeboten, Patkul aber ſolche abgelehnt haben, weil er noch immer auf 
die Gnade feines Monarchen hoffte 1. Er zog es vor, in der Schweiz 
einen ruhigen Zufluchtsort zu ſuchen, wo er den Namen Fiſchering an— 
nahm und meiſt in Lauſanne und Prangin, einem Landgute des branden- 
burgiſchen Miniſters Dankelmann, lebte und ſich literariſch beſchäftigte. 
Er überſetzte Puffendorfs Werke von den Pflichten des Menſchen und 
Burgers ins Franzöſiſche und hielt einem jungen Freunde, dem Baron 
Forfiner, Vorträge über deſſelben Schriftſtellers Natur- und Völkerrecht. 
Als Forſtner nach Schweden ging, bat ihn Patkul, die Geſinnungen des 
Königs auszuforſchen v2. Vermutblich lauteten die ihm mitgetheilten 
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Nachrichten ungünſtig. Vergebens fol die Königin von Schweden, die 
dänifche Prinzeſſin Ulrike Eleonore, Karl XI. um die Begnadigung Pat- 
kuls und feiner Leidensgenoſſen gebeten, Karl indeſſen doch noch auf feinem 
Todbette die Reduction bedauert haben d. Patkul ging nach Italien 
und Frankreich und wandte ſich nach dem Tode Karls XI. mit wieder⸗ 
holten Bittſchriften an feinen Nachfolger, jedoch vergebens. Er ging nach 
Berlin, wo ihm ſein Gönner Dankelmann vom Kurfürſten eine Penſion 
von 500 Thalern verſchaffte. Seine Vorſtellungen über den traurigen Zu— 
ſtand Livlands blieben aber unbeachtet. Nachdem Dankelmann in Un— 
gnade gefallen war, beſchloß er ſich an Auguſt II., Kurfurſten von Sachſen 
und ſeit dem 27. Juli 1697 auch König von Polen, zu wenden. Durch 
die Vermittelung des Obriſten Payfull, eines Livländers, der in ſächſiſchen 
Dienſten geweſen war und in der Gegend von Buchau ein Gut beſaß, 
machte er an dieſem Orte die Bekanntſchaft des Ritters von Flemming, 
der ſchon damals bei ſeinem Monarchen in hohen Gnaden ſtand, und 
ſtellte ihm vor, wie Livland den Schweden nur unter Bedingung der 
Aufrechterhaltung der Landesprivilegien abgetreten worden ſei. Flemming 
verſprach ſeine Unterſtützung und machte Patkuln auch Hoffnung auf eine 
ſächſiſche Penſion, da derſelbe fürchtete, die ihm in Berlin zugeſicherte zu 
verlieren 7%, Wirklich wurde Patkul ausgekundſchaftet und die ſchwediſche 
Regierung verlangte ſeine Ausweiſung. Obwohl dieſelbe verweigert 
wurde, fand er es doch rathſam, Berlin zu verlaſſen, und ging nach War— 
ſchau s. Schon im Juni 1698 hatte ihm Flemming, wie Patkul fpäter 
behauptet hat, polniſche Dienſte angetragen, doch er zögerte bis zum 
October re, wo ein Bruch König Auguſts mit Schweden gewiß ſchien und 
er alſo keine Auslieferung von Seiten des erſteren zu beſorgen hatte. 
Da außerdem das Geſuch, in irgend einem Winkel Europas ruhig leben 
zu dürfen, fruchtlos blieb, ſo ſah er ſich zu ſeiner eignen Sicherheit ge⸗ 
nöthigt, die ihm angebotenen ſehr ſchmeichelhaften Anerbietungen anzu— 
nehmen 77, Er ward als Oberſter und geheimer Kriegsrath angeſtellt. 
Obgleich die Unterhandlungen ſehr geheim gehalten wurden, kundſchaftete 
dennoch der ſchwediſche Geſandte General Welling ihn aus und forderte 
feine Ausweiſung. Um die wahre Sachlage noch zu verheimlichen, ließ 
der König Patkul auffordern, eine Bittſchrift um Schutz gegen den Ge— 
ſandten und um Vermittelung beim Könige von Schweden einzureichen. 
Dies geſchah (19. Auguſt 1699). Die Bittſchrift wurdesdem Geſandten 
unter der Hand gezeigt und ſogar (jedoch nur zum Schein) abſchläglich 
beſchieden, indem der König erklärte, Patkuln lieber einen Verbleib in 
Holland verſchaffen, als etwas wider die Freundſchaft mit Schweden 


thun zu wollen “s. Die günſtige Aufnahme, die der Flüchtling fand, hatte 
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ihren Grund in den in der Zwiſchenzeit veränderten auswärtigen Bezie⸗ 
hungen Schwedens, zu denen wir uns zuruͤckwenden. 

Der nur 15jährige, aber tapfere, kriegeriſch geſinnte und willens ſtarbe 
Karl XII., feinem Vater und Vorgänger, deſſen Eigenſchaften er in er⸗ 
höhtem Maße beſaß, nicht unähnlich, hatte den ſchwediſchen Thron ber 
ſtiegen, ſich (am 27. November 1697) mündig erklären laſſen und die 
Zügel der Regierung ergriffen . Indeſſen ſchienen die auswärtigen 
Beziehungen Schwedens, namentlich zu ſeinen Erbfeinden, Dänemark, 
Polen und Rußland, nicht ſicher. Es ward daher ſofort vorläufig wies 
derum mit Frankreich eine Verbindung und zwar ein Trutzbündniß auf 
10 Jahr geſchloſſen . Dänemark war durch Karls XI. kräftiges Ein- 
ſchreiten an der Ausfuhrung ſeiner Entwürfe gegen Holſtein gehindert 
worden und hatte Schleswig an die Gottorpſche Linie verloren. Nun 
hatte Herzog Friedrich von Holſtein Karls XII. Schweſter geheirathet 
und war zum Generaliſſimus des ſchwediſchen Heers ernannt worden. 
Andrerſeits hatte der neue König von Polen bei ſeiner Wahl den Einfluß 
Schwedens und Frankreichs zu überwinden gehabt, welche den Prinzen 
von Conti gegen ihn unterſtützt hatten. Die in Livland herrſchende Un— 
zufriedenheit war ihm wohl bekannt. Durch die Wiedereroberung deſ— 
ſelben hoffte er ſich vielleicht in Polen beliebt zu machen, umſomehr, als 
er, ſo wie ſeine Vorgänger, ſich in ſeiner Wahlcapitulation verpflichtet 
hatte, die verlornen Beſitzungen der Republik ihr wieder zu verſchaffen ®. 
Indeſſen war die polniſche Ariſtokratie zum Kriege wenig geneigt, fie 
fürchtete die Gegenwart der ſächſiſchen Truppen im Lande eben fo ſehr, 
wie Auguſt II. fie wünſchen mochte. Die Gelegenheit ſchien aber günftig, 
da aus Dänemark Hülfe zu erwarten war. Schon am 24. März 
1698 war zwiſchen beiden Staaten ein geheimes Schutzbündniß geſchloſſen 
und König Chriſtian V. von Dänemark verſprach 8000 Mann Hülfs⸗ 
truppen. Seinerſeits verbündete ſich Schweden mit England und Holland 
zur Erhaltung der Ruhe im Norden (14. Mai 1698) und ſchloß auch 
mit Kurbrandenburg einen Grenztractat. Doch ein viel gefährlicherer 
Gegner ſollte ſich zeigen. 

Peter der Große ſah Ingermannland und Karelien, das Rußland erſt 
durch den ſtolbowaſchen Frieden vom J. 1617 entriſſen worden, als ur- 
altes ruſſiſches Beſitzthum an. Außerdem war er über die Art, wie er in 
Riga von Dahlberg empfangen worden, ſehr erbittert und hatte ſofort bei 
ſeiner Ankunft in Holland bei dem dortigen ſchwediſchen Geſandten ſich 
darüber beſchwert, ohne daß von dem ſtockholmer Hofe irgend etwas in 
der Sache geſchehen wäre 2. Karl XII. hatte ſich damit begnügt, dem 
Zaren ſeine Thronbeſteigung in Moskau ſowohl, als in Holland, wo ſich 
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Peter aufhielt, notificiren zu laſſen. Vom 10.—13. Auguft 1693 hatte 
der Zar bei ſeiner Rückreiſe aus Wien zu Rawa acht Meilen von Lem— 
burg eine Zuſammenkunft mit König Auguſt und gab ibm zu verſtehen, 
daß Schweden zur Herausgabe deſſen genöthigt werden müßte, was es 
feinen Nachbaren abgenommen hatte ss. Ein Bundniß gegen Schweden 
und die Abſendung des Generals Carlowitz nach Moskau wurde be— 
ſchloſſen. N 8 
Unter dieſen Verhältniſſen war es natürlich, daß König Auguſt, ein 
genußſüchtiger, verſchwenderiſcher und zu gleicher Zeit ſehr ehrgeiziger 
und eitler Fürſt, auf Patkuls Vorſtellungen einging und ihm ſogar Dienſte 
anbieten ließ, um ihn bei der Ausführung ſeiner Abſichten als ein gewiß 
ſehr taugliches Werkzeug zu benutzen. Dieſe Abſichten ſtimmten, inſofern 
fie ſich auf Livland bezogen, mit Patkuls Wünfchen überein. Sie ſcheinen 
ohne ſein Zuthun gefaßt worden zu ſein, da ſchon zu Anfang des Jahres 
1698 in Kopenhagen wegen eines Bündniſſes unterhandelt wurde. Der 
Zeitpunkt der erſten Unterredung Patkuls mit Flemming wird nicht genau 
angegeben und der erſtere hat daher auch ſtandhaft und im Angeſichte des 
Todes die Urheberſchaft des nordiſchen Krieges von ſich gewieſen se. Auch 
ohne ihn wäre derſelbe ausgebrochen, da er ſo ſehr den Intereſſen der 
Verbündeten und namentlich Peters ſchon lange gehegten großartigen 
Planen entſprach. So lange die Anſchläge noch nicht reif waren, ward 
Welling aufs freundlichſte behandelt und der Secretair Franz Galezky 
zur Ausgleichung aller etwa obwaltenden unbedeutenden Differenzen nach 
Stockholm geſandt, aber mit einer ſehr unbeſtimmten Inſtruction. Patkul 
ward, wie es ſcheint, veranlaßt, ſeine Anſichten über den gegen Schweden 
beinah ſchon beſchloſſenen Krieg in ſchriftlichen Gutachten zu entwickeln, 
von denen er eines dem Könige Auguſt zu Grodno am 1. Januar 1699 
unterlegte und in welchem er Liv- und Eſthlands nebſt Narwas Erobe⸗ 
rung als Zweck darſtellte und den Rath gab, ſich nach mächtigen Bundes- 
genoſſen umzuſehen, und da der Zar den Vorſchlag zum Kriege gemacht 
habe, darauf zu ſehen, daß die Ruſſen zuvor ihren Frieden mit den 
Tuͤrken abſchlöſſen. Rußland ſowol als Danemark ſollten nur die ihnen 
weggenommenen Provinzen zurückerhalten, namentlich erſteres nicht Narwa, 
den Schluͤſſel zu Eſthland. Dem Kurfürſten von Brandenburg ſollte man 
offnungen auf die von ihm fo ſehr gewünſchte königliche Würde machen, 
hauptſächlich aber ſollte man ſich der Einwilligung der auf ihre Freiheiten 
eiferſuchtigen Polen verſichern, was zur Herbeiſchaffung der nöthigen 
eldmittel und zur ſichern Aufſtellung der Heere nörbig ſei, da man den 
Krieg ſonſt nicht mit Nachdruck gegen Livland und um Livlands Beſitz 


uhren könne, zu dieſem Zwecke käme man nur durch Beſtechung der Re— 
18 * 


276 


publik und namentlich des Cardinals Primas Radziejowskp. Sodann 
müßten einige tauſend Mann in Kurland geſammelt und mit ihnen Riga 
überrumpelt werden, welches unvollkommen befeſtigt und mit einer ſchwa⸗ 
chen, ungeübten und ſchlecht bewaffneten Beſatzung verſehen ſei. Zu dieſem 
Behufe ſollten in Janniſchek, Sallat und Birſen 800 Schlitten bereit ges 
halten werden, um einige tauſend Mann in einem Tage bis zum Schul⸗ 
zenkruge drei Meilen vor Riga zu bringen. Schon den Abend vorher 
müßte die Straße von dort bis Riga von vertrauten Leuten beſetzt wer⸗ 
den, um keine Nachricht durchkommen zu laſſen. In der Nacht müßten 
die Truppen an die Düna eilen und dort um 1 Uhr nach dem Umgange 
der Sicherheitswachen anlangen. Abtheilungen von je 50 Grenadieren 
mit zwei Petardiers, zweihundert Füſilieren und dreißig bis vierzig mit 
Aerten und Leitern verſehenen Leuten, ſollten dann über das Eis des 
Fluſſes gegen das Schloß eilen, nachdem fie weiße Hemden übergeworfen, 
um auf dem Schnee nicht bemerkt zu werden. Während nun zwei Ab- 
theilungen je von tauſend Mann auf das Stiftsthor und die Citadelle 
einen Scheinangriff machten, ſollten die Grenadiere auf Leitern den nie= 
drigen Streckwall beim Schloſſe erſteigen, das Pfahlwerk einhauen, die 
Wache aufheben, das Thor ſprengen und von dort rechts in die Stadt 
und links in die Citadelle eindringen. Das ganze ſäͤchſiſche Heer ſollte 
dann aus Litthauen nachrücken, die königlichen Proclamationen verbreiten 
und 7000 Musketen und 2000 Piſtolen zur Landesbewaffnung im Früh⸗ 
jahre bereit halten, wogegen Patkul und die Seinigen verſicherten, daß 
das Heer im Lande Unterhalt finden würde. Von den Ruſſen aber müſſe 
Livland im Kriege geſchont, überhaupt bei ſeinen Rechten erhalten und 
die frühern Eingriffe abgeſtellt werden. Den livländiſchen Ständen muſſe 
der König einen Freibrief ausſtellen, auf deſſen Grundlage beim Einrücken 
ins Land die nöthigen Erlaſſe geſtellt werden könnten, auch ſollten mög— 
lichſt viele Livländer ins ſächſiſche Heer aufgenommen werden ““. 

Wenn Patkul in dieſem Memoire von den Seinigen ſprach, fo deutet 
ſolches auf geheime Verbindungen, die er in Livland unterhielt. Dies 
geht noch deutlich aus Briefen hervor, die er ſowohl, als der General 
Flemming ſchon unter dem 28. Februar 1699 erhielten. Es iſt darin 
von einer von zwölf Vaterlandsfreunden abgehaltenen geheimen Bera- 
thung die Rede, zu denen der aus feinem langwierigen Gefängniſſe ent 
laſſene Landrath Budberg gehört zu haben ſcheint. Von ihm iſt auch 
ein Brief an Flemming vorhanden “e, durch den er ihm den bei ihm be 
findlichen Mitbruder (Patkul) zur Ausführung des Werks empfahl. In 
dieſen Briefen bezeugte man feine Freude über die nahende Befreiung 
und deutete auf die Gefahren jeder Zuſammenkunft, daher man die be 
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gehrte Capitulation (vermuthlich mit dem Könige von Polen) anzuferti⸗ 
gen eile, das Uebrige aber Patkul überlaffe. Einen Landrath an Flem⸗ 
ming abzuſchicken, habe man nicht gewagt, der König könne aber beim 
Erfolge ſeiner Unternehmung auf eine allgemeine Zuſtimmung rechnen, 
Eſthland nicht ausgenommen; die Feſtungen ftänden unter dem Befehle 
von Verwandten und das Nöthige wolle man vorbereiten. 

Patkuls, durch dieſe Ausſichten auf ein Einverſtändniß in Livland 
ſelbſt unterſtützter, Plan ward angenommen. Der Senator Galecki wurde 
trotz ſeines Mangels an Vollmachten, in Stockholm mit Auszeichnung ent⸗ 
laſſen (Mai 1699) und berichtete nach Dresden, wie er den ſchwediſchen 
Hof getäuſcht zu haben glaube 7. Mit Radziejowski hatten Flemming 
und Patkul in den erſten Tagen des Septembers zur Nachtzeit eine Un- 
terredung. Patkul theilte dem Cardinal den von ihm wohl auf Grund 
der Capitulation angefertigten und vom 24. Auguſt datirten Freibrief des 
Königs für Livland mit ». Nach demſelben ſollte Livland auf ewige 
Zeiten mit der Republik vereinigt werden und zu dieſem Zwecke ſollten 
die livländiſchen Stände 5000 Mann Fußvolk und 600 Reiter zufam- 
menbringen und unterhalten, auch die nöthigen Befeſtigungen bauen, eine 
Volksbewaffnung einrichten und die Koſten der zu errichtenden öffentlichen 
Schulen übernehmen, dagegen aber von allen weitern Steuern und Auf- 
lagen frei ſein. Auf den polniſchen Landtagen ſollten ſie Sitz und Stimme 
haben, einen Reſidenten bei der Republik und ihre Verſammlungen wie 
bisher halten, Ordnungen machen und in weltlichen und geiſtlichen Din— 
gen Gerechtigkeit üben. In Verwaltungs- und Juſtizangelegenheiten ſollte 
nichts verändert werden und Eſthland nebſt Oeſel an allen dieſen Vor⸗ 
theilen Theil nehmen, wenn fie ſich mit den livländiſchen Ständen verei⸗ 
nigten. Hiefür verſprach der König die Burgſchaft fremder Mächte zu 
beſchaffen. Außerdem enthielt der Freibrief auch noch einige Beſtimmun— 
gen, die nicht veröffentlicht worden ſind und ſich daher in dem gedruckten 
Exemplare nicht vorfinden. Der König ſollte nämlich die Zuſtimmung 
der Republik Polen dazu erhalten, Livland für ein ſachſiſches Erblehn zu 
erklären, ſo daß es ſeinen Nachkommen auch in dem Fall verbliebe, wenn 
ſie den polniſchen Thron nicht beſtiegen. Ferner ſollte die Stadt Riga 
zur Strafe für die im J. 1621 erfolgte Uebergabe an Schweden, ihrer 
Privilegien beraubt werden und dieſe waren auf den Adel zu übertragen. 
Die Ritterſchaft hatte demnach hinführo den Burggrafen zu ernennen und über 
die Feſtung, die Zeughäuſer und Stadtſchlüſſel, zu deren größern Sicher 
beit zu verfügen. Der Cardinal billigte die für Polen ſehr vortheilhaf— 
ten Beſtimmungen, um ſo mehr, als Patkul auch eine mit dem Freibriefe 
Übereinftimmende Vollmacht mit Unterſchrift und Siegel der Ritterſchaft 
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vorwies d, obwohl Radziejowski ſpäter behauptete, zum Unternehmen 
nicht gerathen und mit den Livländern nicht unterhandelt zu haben, weil 
ihm ihre Theilnahme ſehr ungewiß ſchien. Zum Schluſſe ließ er ſich 
herab, einen Schuldſchein von 100,000 Thalern anzunehmen do. Wäh⸗ 
rend Welling durch den Taumel der Hoffeſte berauſcht und durch Ver— 
traulichkeiten des Königs getäuſcht wurde, kam der Däne Rewentlow 
nach Dresden und ſchloß mit Flemming am 25. September 1699 einen 
neuen Vertrag ab, durch welchen das frühere Schutzbündniß in einen Ans 
griffsplan verwandelt wurde 9, Im Spätherbſt ging Carlowitz mit Pat⸗ 
kul nach Moskau ab. Auch diesmal ſoll er, wie er wenigſtens in ſeinen 
letzten Augenblicken behauptet hat, nicht die Abſicht gehabt, das Kriegs— 
feuer zu ſchüren, ſondern nur die Vermittelung des Zaren beim Schwe— 
denkönige nachzuſuchen. Allerdings hat Patkul bis zum offnen Ausbruche 
des Krieges, den er nur als das äußerſte und gewiß ſehr gewagte Mit- 
tel zur Rückkehr ins Vaterland anſah, eine friedliche Löſung feines Schick— 
ſals mehrmals verſucht. Allein in Moskau fanden Carlowitz und Patkul 
eine von des letzteren Todfeinde, Bergenhielm, angeführte, zur Beſtätigung 
des kardiſer Friedens abgeſchickte, außerordentliche ſchwediſche Geſandt⸗ 
ſchaft vor, die im Februar Schweden verlaſſen und 300 eiſerne Kanonen 
und zehntauſend Loth verarbeiteten Silbers zum Geſchenk mitgebracht 
hatte. Peter nahm das Geſchütz mit Freuden an, erklärte, es gegen die 
Türken brauchen zu wollen, und empfing die Geſandten nach feiner Rück— 
kehr aus Aſow am 13. October ſehr freundlich. Indeſſen wollten dieſe, 
als der Zar unvermuthet zu den Verhandlungen mit ſeinen Miniſtern ſich 
einſtellte, bemerkt haben, daß er auf Krieg ſinne. Der franzöſiſche Ges 
ſandte in Stockholm, Graf d'Avaur, hatte den ſchwediſchen Hof gewarnt. 
Schon am 16. Juni hatte Peter ein Bündniß mit Dänemark geſchloſſen ““. 
Als der ſchwediſche Geſandtſchaftsmarſchall Jakob Rank den furbranden- 
burgſchen Geſchäftsträger Cizalſky bei einem Streite erſchlug, ließ ihn 
Peter ſofort ins Gefängniß werfen, wo er ſtarb. Er verſicherte die Ge- 
fandten feiner Freundſchaft für ihren Herrn und verſprach in einer ſchrift— 
lichen Erklärung vom 16. November, den kardiſer Frieden und die Ver⸗ 
träge von Pluffemünde (vom J. 1666) und von Moskau (vom J. 1684) 
aufrecht zu erhalten?. Dennoch wurde die Forderung einer Genug⸗ 
thuung wegen des Benehmens des Grafen Dahlberg nicht aufgegeben?“ 
Schon drei Tage ſpäter gedieh die Unterhandlung mit Carlowitz und Pat⸗ 
kul zum Abſchluß. Der letztere, deſſen Auslieferung Bergenhielm ver- 
langte, ſoll ſich bei Tage im Haufe des däniſchen Geſandten verborgen 
gehalten haben ®, Ein Trutzbündniß gegen Schweden, fowie ein gemein⸗ 
ſamer Angriff auf Liv- und Eſthland von Seiten Königs Auguſt, und 
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auf Karelien und Ingermannland von Seiten Peters, wurden verabredet “. 
patkul ward dem Zaren vorgeſtellt und ſagte ibm, daß es in Riga eine 
ſͤchſiſche Partei gebe, die nur auf das Erſcheinen der Sachſen warte, um 
ſich ihnen anzuſchließen '. Die ſchwediſchen Geſandten ſcheinen nichts 
geahnt zu haben und verſicherten den Zaren, ihr Monarch werde die ver⸗ 
ſchiedenen vom ruſſiſchen Hofe vorgebrachten Beſchwerden und namentlich 
die den Grafen Dahlberg betreffenden, aufs gewiſſenhafteſte unterſuchen 
und den Zaren ohne Zweifel befriedigen. Der letztere ftellte ſein Ulti⸗ 
matum dahin, daß er nur unter dieſer Bedingung den ewigen Frieden be⸗ 
ſtätigen werde. Am 28. November reiſten die Geſandten ab. 

So gebeim die verſchiedenen gegen Schweden geſchloſſenen Bündniffe 
gehalten wurden, ſo fand doch auch letzteres nöthig, ſich durch ein neues 
Schutzbündniß mit Holland und England zu ſichern, in welchem man ſich 
die gegenſeitigen Beſitzungen garantirte und je 6000 Mann Hülfstruppen, 
ſowie namentlich in einem geheimen Artikel die Aufrechthaltung des zu 
Altona im J. 1689 in Betreff Holſteins geſchloſſenen Vertrags verſprach 
(%s. Januar 1700). Man ſieht hieraus, daß Karl ſich befonders 
gegen Dänemark ſchützen zu müſſen glaubte. Holland und England konn⸗ 
ten ihm gegen Polen und vollends gegen Rußland wenig helfen. 

Aus Polen nahte zuerſt die Gefahr. Sächſiſche Truppen zogen im 
December 1699, unter dem Vorwande der Anlegung eines Hafens in 
Polangen, durch Schamaiten und Kurland an die livländiſche Gränze. 
Dahlberg traf Vorſichtsmaßregeln“s. Der wieder in ſächſiſche Dienſte 
als General getretene Papküll remonſtrirte dagegen (am 113. Febr.) 100. 
Flemming, der Generaklieutenant geworden war und den Oberbefehl über 
das ſächſiſche Heer erhalten hatte, gab, noch mit ſeiner Vermählung mit 
einer Sapieha beſchäftigt, Schutzbriefe aus, in denen er unvorſichtiger 
Weiſe ungeſcheut feindſelige Abſichten zu erkennen gab 1. Carlowitz hatte 
bei ſeiner Rückreiſe aus Moskau Riga paſſirt und den Generalgouver⸗ 
neuren gebeten, feine Reiſeſchlitten, die in wenig Wochen aus Polen zu 
einer neuen Geſandtſchaftsreiſe nach Moskau in Riga eintreffen würden, 
ungehindert durchfahren zu laſſen, was ihm bewilligt wurde. Dies war 
nur eine ſchon in Moskau verabredete Kriegsliſt, deren Ausführung auch 
verſucht wurde, aber zu ſpät. Patkul hatte in einem beſondern und auch 
ſchriftlich vorhandenen Entwürfe zur Ueberrumpelung Rigas den 16. 
September, als einen Sonnabend und Feiertag, vorgeſchlagen, allein Flem⸗ 
ming zeigte fih nicht und Patkul und Carlowitz, die ihn mit der größten 
Unruhe erwarteten, machten ſich ſchon auf den Weg nach Sachſen, um 
ihn von dort beraus zu holen 2. Flemming hatte ſich Füglid zum Vor- 
aus der Gnade des Königs für den Fall eines unglücklichen Ausgangs 
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des Anſchlags gegen Riga verſichert. Endlich follte derſelbe am 11. Fe⸗ 
bruar ausgeführt werden. An dieſem Tage erſchienen eine Menge Schlit— 
ten, angeblich mit Carlowitzens Effecten, in der That aber mit Kriegs- 
leuten und Ammution beladen, an der livländiſchen Gränze. Allein 
Dahlberg war durch die Herzogin von Kurland gewarnt worden?. Die 
Schlitten waren von den Wegweiſern ſtatt nach dem rothen Kruge, nach 
Olai geführt worden, wo ſie von der ſchwediſchen Wache angehalten 
und durchſucht wurden. Zwar wurden ſie von den nacheilenden Sachſen 
befreit und der ſchwediſche Officier ward gefangen. Er hatte aber doch 
Zeit, dem Generalgouverneuren durch Raketen und Kanonenſchüſſe das 
verabredete Zeichen zu geben, worauf dieſer die ſchön gebauten Vorſtädte 
Rigas an demſelben Tage abbrennen ließ 2. Flemming entblödete ſich 
nicht, dem Generalgouverneuren über dieſe, ſeiner Meinung nach über— 
flüffige Grauſamkeit Vorwürfe zu machen, und ſchrieb feinem Monarchen 
einen Brief, in welchem er vorgab, Livland ohne höhern Befehl ange— 
griffen zu haben, weil Dahlberg ſächſiſche Ausreißer angenommen habe 
und ſelbſt einen Angriff auf die ſächſiſchen Truppen beabſichtige. Dies 
geſchah nur, um dem Publikum Sand in die Augen zu ſtreuen und Kö— 
nigs Auguſt Pläne zu bemänteln. Allein Patkuls wohlberechneter Ue— 
berrumpelungsplan war durch Flemmings Zögern und Unvorſichtigkeit 
geſcheitert. 

Am 14. Februar nahm General Carlowitz die Kobernſchanze ein. 
Der fünf und ſiebzigjährige Dahlberg ſparte keine Mühe, um die Stadt 
zu vertheidigen, die mit Flachs und Hanf angefüllt war und nur 2800 
Mann Beſatzung hatte, daher alle Poſten zur Hälfte von Bürgern be— 
ſetzt wurden. Die Sachſen ſchätzte man auf 5 bis 9000 Mann . 
Statt Riga von der Dünaſeite, wo der Strom noch zum Theil befroren 
und die Stadt ſchwach befeſtigt war, raſch anzugreifen, begnügten ſich die 
Sachſen damit, ſie mit dem in der Kobernſchanze eroberten Geſchütze zu 
beſchießen, wovon das Schloß, der Thurm der Peterskirche und das 
Schwarzenhäupterhaus ſehr litten ?. Inzwiſchen ſtreiften Flemming und 
Patkul in Livland umher. Flemming nahm Wenden, doch nur auf kurze 
Zeit und ein Baueraufſtand ward ſchnell gedämpft”. Wie Patkul auf 
ſeine Landsleute zu wirken ſuchte, laßt ſich aus feinem uns erhaltenen 
Geſpräche mit dem papendorfſchen Pfarrer Tempelmann beurtheilen. 
Dem Lande ſeien ſeine Freiheiten genommen, ſagte er, und ſo müſſe es 
wieder an Polen zurück. Hiebei wies er eine Abſchrift des königlichen 
Freibriefs vors. Nach vierzehn Tagen war Patkul wieder im ſächſiſchen 
Lager zurück. Tempelmann berichtete dem Generalgouverneuren über ſeine 
Unterredung mit Patkul. Trotz der Unzufriedenheit des Adels kam es zu 
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keinen weitern Bewegungen und ein Theil deſſelben ſetzte ſich ſogar in 
der Nähe Wendens und Pernaus zu Pferde. Die Sachſen belagerten 
die auf das linke Dünaufer verfegte Feſtung Dünamünde, die Gotthard 
von Bubdberg tapfer vertheidigte, einen Sturm abſchlug und endlich 
aus Mangel an Pulver am 16. März übergab und einen freien Abzug 
nach Reval erhielt 1%, Der tapfere Carlowitz hatte vor Dünamünde ſei⸗ 
nen Tod gefunden. Flemming und Patkul reiſten zum Könige nach 
Warſchau n, wo man, ſowie überhaupt in Polen, mit dem ohne Zuſtim⸗ 
mung der polniſchen Stände unternommenen Kriege ſehr unzufrieden war 12. 
Die königliche Partei ſuchte ihn mit der Nothwendigkeit eines plötzlichen 
Angriffs zu entſchuldigen “. 

Unterdeſſen waren auch die Dänen, deren junger König Friedrich IV., 
ſeit dem 25. Auguſt 1699 auf dem Throne, die Politik ſeines Vaters 
befolgte, in Holftein eingebrochen. Karl XII. hatte bis dahin die Re- 
gierung dem Grafen Piper überlaſſen und ſich wilden Vergnügungen, 
der Jagd u. ſ. w. hingegeben. Er hatte ſich begnügt, die Garants des 
olivaer Friedens zu einer Unterſtützung aufzufordern +. Nun erwachte 
er plötzlich aus dem Taumel und zeigte ſich der Welt als den kühnſten 
und abgehärtetſten Krieger, die Seinigen zu gleichen Anſtrengungen an- 
feuernd und fie auch von ihnen fordernd. Eine von ihm perſönlich an— 
geführte plötzliche Landung in der Nähe Kopenhagens erzwang ſchon 
am 9/1. Auguſt 1700 den für Holſtein günftigen travendaler Frieden, 
nachdem feine Flotte, mit der engliſchen und holländiſchen vereint, Ko— 
penhagen ohne Erfolg beſchoſſen hatte!“. 

Obwohl die Veränderung des Namens der von den Sachſen einge- 
nommenen Dünamünde in Auguſtusburg, des Eroberers Abſichten und 
ſeine Hoffnungen auf Erfüllung derſelben deutlich an den Tag legte, ſo 
errang er dennoch in Livland nur geringe Vortheile. Durch ein Man⸗ 
dat vom 1. März erklärte er, dieſe Provinz in feinen Schutz nehmen 
zu wollen 16. In Livland führte Generallieutenant Payküll den Ober⸗ 
befehl über die ſächſiſchen Truppen. Der ſchwediſche General Welling 
rückte mit ungefähr 12,000 Mann meiſt aus Finnland gekommener 
Truppen heran und ſchickte den Generalen Johann Maydell mit etwa 

Mann voraus. Der Vortrab deſſelben zerſtreute eine feindliche 
Partei bei Wenden. Mapdell marſchirte nach dem Paſſe Kupfermühle, 
vier Meilen von Riga. Die Sachſen flohen, ohne ihn zu erwarten, nach 
Neuermühlen, verließen ihre Verſchanzungen, warfen das Geſchuͤtz ins 

er und zogen ſich auf Payfüll verſchanztes Hauptquartier bei Jung- 
fernpof zurück. Sowie ſich Welling näherte, flohen fie eiligſt auch von 
weg über die Dina. Die Schweden wurden von den Rigenſern 
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mit Freuden aufgenommen 7. Zu den Unfällen der Sachſen trug wohl 
die Unzufriedenheit der ſächſiſchen Offiziere mit dem ihnen zum Befehls— 
haber gegebenen Fremdlinge Payfüll bei; der letztere verſchanzte ſich in— 
deſſen, ohne den Muth zu verlieren, von neuem und erwartete Verſtär⸗ 
kung, die auch kam. Es erſchienen 5000 Litthauer und bald darauf — 
Ferdinand von Kurland, um fie zu befehligen 18. 

Waͤhrend der Einſchließung Rigas hatte ſich das Gerücht ee 
daß die Stadt beimlich mit den Sachſen auf die Bedingung unterhandle, 
der ſehr begünſtigten Stadt Danzig gleichgeſtellt zu werden, keine andere 
Beſatzung als die ihrige zu haben, einer unbedingten Glaubensfreiheit zu 
genießen und nur etwa ½ des bisherigen Zolls zu erlegen . Um die 
Stadt ſowohl als die Engländer und Holländer zu gewinnen, hatte König 
Auguſt denſelben die Freiheit des Verkehrs auch während des Krieges zu— 
geſagt '. Schon am 3. April hatte daher Karl XII. die Livländer, die 
ſich in feindlichen Dienſten befanden, zur Treue zurückgerufen 21 und 
Dahlberg berief im Juni die livländiſchen Stände nach Riga, um zur 
Kriegsführung die nöthigen Mittel zu erhalten. 

Auf dieſem Landtage wurde ein Schreiben des aus Warſchau aus- 
gewieſenen ſchwediſchen Geſchäftsträgers Wachſchlager aus Breslau vom 
22. Mai verleſen, in welchem derſelbe behauptete, Patkul habe in War⸗ 
ſchau ein Verzeichniß mit ihm einverſtandener livländiſcher Edelleute und 
rigaſcher Bürger nebſt einer Vollmacht von denſelben und einem Geld— 
verſprechen vieler Bürger zu Gunſten der polniſchen Senatoren vorge⸗ 
zeigt 22. Patkul erklärte dies ſpäter in einer beſonderen Druckſchrift (dem 
Echo) für erdichtet. Dahlberg verlangte von der geſammten Ritter- und 
Bürgerſchaft die Unterzeichnung einer auf jene Anſchuldigung bezüglichen 
Loyalitäts-Erflärung. Nach einigen Debatten ſtellte die Ritterſchaft auch 
wirklich eine Erklärung aus, in welcher ſie diejenigen, ſie mögen ſein, wer 
fie wollten, Verraͤther nannte, welche ihre Treue verdächtigen würden. 
Damit war der Generalgouverneur nicht zufrieden, ſondern verlangte eine 
von allen Edelleuten unterſchriebene und beſiegelte Schrift, in der Patkul 
namentlich für einen Verräther und Ehrendieb erklärt würde, wofern fe 
nicht für Mitſchuldige gehalten werden wollten. Trotz dieſer Drohungen 
trug der Landtag lange Zeit Bedenken, ſich dem Antrage des Generalgou⸗ 
verneurs zu fügen. Man behauptete, es zieme dem Adel nicht, ſich mit 
einem Geächteten, wie Patkul, einzulaſſen, nicht die ganze Ritterſchaft, 
ſondern nur einige Glieder derſelben würden eines Einverſtändniſſes mit 
demſelben bezüchtigt, der König habe auch nicht die Geſammtunterſchrift 
der abzulegenden Erklärung verlangt, dieſelbe werde Schuldige und Um 
ſchuldige mit umfaſſen und Patkul werde ſich dafür am Adel rächen 
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wollen. Außerdem hatte der Landtagsdirector Landrath Budberg ange- 
führt, daß unter den Gliedern der Ritterſchaft ſich keine zur Abfaſſung 
einer ſolchen Apologie befähigte Männer befänden. Als hierauf aber der 
Generalgouverneur ſich erbot, die Schrift abfaſſen zu laſſen, auch erklärte, 
er werde die Unterſchrift der bei der Armee und ſonſt abweſenden Edel— 
leute ſchon zu beſchaffen wiſſen, wurde die verlangte Schrift ausgeſtellt 
und in derſelben Patkul für fo lange „für einen Erzealumnianten und 
Ehrendieb erklärt, bis er die fälſchlich vorgegebene Vollmacht nebſt Ber- 
zeichniß mit der eigenhändigen Unterſchrift und Siegel ſämmtlicher Land- 
tagsglieder bewahrheitet haben würde“, woran ſich das Verſprechen, in 
unwandelbarer Treue gegen die Krone Schweden zu beharren, anſchloß. 
Aehnliche Erklärungen ftellten der rigaſche Rath und die beiden Gilden 
aus. Am 9. Juli unterſchrieben ſämmtliche Erklärungen 136 Edelleute, 
22 Rathsverwandten, 557 Bürger großer und 366 kleiner Gilde 2”. Der 
Fortgang des Krieges hat dieſe Verſicherungen nicht Lügen geſtraft, ſo 
unzufrieden auch der Adel mit den Gewaltmaßregeln der Regierung war. 
Der obenangeführte Ungern, der im Jahre 1686 zu Gunſten der Re- 
duction ſich erhoben hatte, verdächtigte zwar eine große Anzahl Edelleute, 
die verhaftet und zu Wolmar von den Gliedern zweier Landgerichte ver— 
hört, aber bald wieder auf freien Fuß geſtellt wurden 2“. Indeſſen be⸗ 
hauptet Kelch, daß kurz darauf viele livländiſche Edelleute die Waffen 
niederlegten und zu Hauſe blieben. 

Zwiſchen den Schweden und Sachſen fielen in der Nähe der Düna 
nur Scharmützel vor, in denen ſich ſchwediſcher Seits die Obriſtlieutenante 
Hans von Lieven und Johann Clodt auszeichneten ?”, bis daß der ſäch— 
ſiſche Feldmarſchall Freiherr Steinau und am 16. Juli König Auguſt 
ſelbſt in Begleitung des für den Vertrag mit dem Zaren zum General- 
majoren und nun zum Generallieutenant beförderten Patkul im Lager 
anlangten. Die Sachſen zogen die Düna hinauf bis dem Gute Pröb⸗ 
ſtingshof gegenüber, wo fie eine Brucke legten, um über den Fluß zu 
kommen. Welling marſchirte ebenfalls dahin, aber zu langſam, um den 
Uebergang der Sachſen über die Dina zu hindern. Als dieſer bewerf- 

igt worden, zog er ſich nach einem vergeblichen Angriffe nach Uerküll 
und von dort, um nicht umgangen zu werden, nach Rujen zuruck. Er 
hatte nur 8000 Mann und der Feind beinahe doppelt fo viel!“. Der 
König belagerte Riga aber ohne Erfolg, da das aus Litthauen erwartete 
Geſchütz immer nicht kam. Er erließ einen neuen Schutzbrief, wohl auf 
Patkuls Eingebung, der ihn auch mit unterzeichnete. Der letztere ging 
nach Wenden, um von dort Futter herbeizuſchaffen, an dem ein großer 
Mangel war 2“, und ließ von den plündernden Tataren, vermuthlich 
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Dnieper-Rofafen, mehrere hängen, oder ihnen das rechte Ohr abſchnei⸗ 
den 28. Aus Riga erſchienen 30 Kaufleute und ſpäter auch 4 Geiſtliche, 
die für die Stadt um Gnade baten. Der König drohte mit Vernichtung, 
wenn man Widerſtand leiſte ??. Das endlich am 27. Auguſt angefan⸗ 
gene Bombardement hatte keine Wirkung und wurde nach fünf Tagen 
eingeftellt °° und wie Patkul behauptet hat, auf feinen Betriebs !. Durch 
Vermittlung des franzöſiſchen Geſandten Marquis Heron wurde ein Waf— 
fenſtillſtand geſchloſſen 2. Im September ward die Belagerung aufge— 
boben. Der König ging nach Warſchau und Steinau begnügte ſich mit 
der Einnahme Kokenhuſens 3?, welches der Commandant Stein ohne 
Schwertſchlag übergab. In Riga dafür verhaftet, ſtarb derſelbe, wie es 
ſcheint, an Gift 9, e 

Thätiger war die Diplomatie Königs Auguſt, der ſeinen plötzlichen 
Angriff vor der Welt rechtfertigen wollte; er ließ ein Manifeſt erſcheinen ve, 
in dem er Schweden beſchuldigte, den olivaſchen Frieden mehrfach gebro— 
chen, die Königswahl in Polen geſtört, dem Herzoge von Kurland Schaden 
und Gewalt, unter andern auch durch Erweiterung der livländiſchen 
Gränze und Wegnahme von Schiffen, zugefügt, den Seehandel geſtört, 
die Schifffahrt nach Polangen verhindert, Dünamünde auf kurländiſchen 
Boden verlegt, im Jahre 1678 ohne Zuſtimmung Polens Truppen durch 
Schamaiten geſchickt, neue Zölle auf der Duna angelegt, Danemark mit 
Krieg überzogen und die Livländer ihrer Freiheiten beraubt zu haben; 
lauter theils unwahre, theils leicht zu entkräftende Beſchuldigungen, die 
letzte ausgenommen. In einem Gegenmanifeſte “, in welchem unter an— 
dern das Privilegium Sigismund Auguſts in ungewohnter Weiſe ver— 
dächtigt wird, ſuchte man ſie zu widerlegen. Aus demſelben wird es hin— 
reichen anzuführen, daß die aufgegriffenen ſchwediſchen Schiffe von den 
Rigenſern aus dem Grunde genommen worden, weil ſie aus den unbe— 
rechtigten kurländiſchen Häfen ausgelaufen waren, gemäß der Verordnung 
Papſt Innocenz III. Auch war, in dem am 22. Oct. 1615 zwiſchen der 
Stadt Riga und den Herzögen von Kurland geſchloſſenen Vertrage jede 
Ausſchiffung vom kurländiſchen Strande aus, Libau und Windau ausge— 
genommen, verboten, und auch von dort ſollten keine Lebensmittel ausge— 
führt werden. Gegen den Zug des Generals Horn im Jahre 1678 war 
von der polniſchen Regierung keine Klage erhoben worden. Nach dem 
Abſchluſſe des travendaler Friedens erklärte ſich König Auguſt zu Unter 
bandlungen geneigt, weil er nur für Dänemark die Waffen ergriffen 
habe 37, Vermuthlich ſah er ſich in feinen Hoffnungen auf eine raſche 
Eroberung Livlands und eine Erhebung der dortigen Einwohner ger 
täuſcht. 
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Noch hatte aber Peter fein Schwerdt nicht entblößt. Zwar fürchtete 
es Karl XII. und hatte ſchon am 1%,,. März den Kurfürſten von Bran⸗ 
denburg gebeten, den Zaren zur Neutralität zu bewegen ?®, gab aber den 
ſeiner Anſicht nach ungegründeten Beſchwerden gegen Dahlberg, die doch 
allgemein für einen Hauptgrund der obwaltenden Differenzen galten e, 
keine Folge und ließ Solches durch feinen Reſidenten zu Moskau förm— > 
lich erklären 2. Indeſſen wurde der Fürft Chilkow als Reſident nach 
Schweden geſchickt, der dem Könige nach Seeland folgte und die Ankunft 
einer ſtattlichen Geſandtſchaft anfündigte. Als König Auguſt Riga bela= 
gerte, ſagte Peter dem ſchwediſchen Reſidenten in Moskau ſogar, er werde 
es ihm wieder entreißen !!. Den Generalſtaaten, die fo wie England 
ihre Vermittelung angeboten hatten 22, ließ er indeffen durch feinen Ge— 
ſandten im Haag erklären, er müſſe Narwa oder Nyenſchanz von den 
Schweden erhalten, wofür er letzterm ein Buͤndniß anbot. Um jene Han— 
delsrepublik fur ſich zu gewinnen, verſprach er nach etwaniger Eroberung 
Rigas und der übrigen ſchwediſchen Oſtſeehäfen den Zoll für die Hälfte 
berabzufegen und den perſiſchen Handel dahin zu leiten 22. Kaum war 
mit den Türken am 3. Juli“ ein vortheilhafter Frieden geſchloſſen, als 
ſeine Kriegserklärung erfolgte (30. Auguſt). Als Grund zu derſelben 
wurde angeführt, Schweden habe zu eben der Zeit, wo feine Geſandten 
den ewigen Frieden beſchworen, ein Bündniß mit Polen gegen den Zaren 
nachgeſucht und des Zaren Bundesgenoſſen, den König von Dänemark, 
bekriegt; der Zar und ſeine Geſandtſchaft ſeien in Livland ſchlecht auf— 
genommen worden, der ruſſiſche Geſandte Wosnizyn ſei auf feiner Durch⸗ 
reiſe von einem lettiſchen Bauern beſtohlen und nur ein Theil der Sa— 
chen und des Geldes ſei zurückgeliefert (was wahr war), der moskauſche 
Poſtmeiſter habe ſich in Stockholm vergebens über den rigaſchen (wegen 
Wegkommens einiger Kiſten von Kaviar) beſchwert und einige ruſſiſche 
Kaufleute ſeien fur Schulden gefangen geſetzt worden b. Eine im J. 
1716 erſchienene ruſſiſche Staatsſchrift ſetzt noch hinzu, Schweden habe 
die Pforte zum Kriege gegen Rußland aufzuſtacheln geſucht. Der gelehrte 
Olaf Hermelin, Profeſſor der Beredſamkeit zu Dorpat, mußte eine 
Widerlegung ſchreiben 26. Chilkow, der die Kriegserklärung zu notificiren 
hatte, wurde nebſt allen in Schweden befindlichen Ruſſen verhaftet (20. 
September). Das Gleiche widerfuhr alſo auch dem ſchwediſchen Reſi— 
denten in Moskau und den ſchwediſchen Kaufleuten zu Archangel. Die 
zu Nowgorod wurden vertrieben *. Drei Tage nach der Kriegserklärung 
verließ Peter die Hauptſtadt und ſprach ſchon damals die prophetiſchen 
Worte: „Ich weiß, die Schweden werden meine Truppen zuweilen ſchla— 
gen; aber dieſe werden jene ebenfalls beſiegen lernen.“ Er eilte nach 


286 


Nowgorod und fandte den Generalen Boris Petrowitſch Scherer 
metjew (den ſpätern Eroberer Livlands) mit der Reiterei gegen Narwa 
voraus, nahm den kaiſerlichen Feldmarſchall Herzog Karl von Croy in 
Dienſt und forderte König Auguſt zu einer Zuſammenkunft in Birſen 
auf *. Patkul meldete dem Zaren die bevorſtehende Landung Karls XII, 
woraus Peter richtig auf eine Niederlage der Dänen ſchloß, obwohl der 
däniſche Geſandte verſicherte, fein Herr werde keinen Frieden ſchließen?“. 
Es war aber ſchon geſchehen. Der Wojewode von Nowgorod, Fürft 
Iwan Jurjewitſch Trubezkoi, rückte mit ſechs Regimentern, wovon 
vier Strelzen, und dem Aufgebote des nowgorodſchen Adels (S884 Mann) 
vor Narwa und überſchritt die Narowa. Ihm folgte am 23. September 
Iwan Buturlin in Begleitung des Zaren (als Kapitän im Preobra— 
ſchenſkiſchen Regimente) mit dem Preobraſchenſkiſchen, Sſemenowſchen, 
Lefortſchen und drei andern Regimentern (7625 Mann). Die beiden er⸗ 
ſten ſind noch heutzutage die erſten Regimenter der kaiſerlichen Garde zu 
Fuß. Bald erſchienen der General Adam Weide mit 7655 Mann, 
der auf der Seite des Waſſerfalls lagerte und der Feldmarſchall Fedor 
Golowin, der Oberbefehlshaber des ganzen Heers, der die entgegen— 
geſetzte Seite mit 6602 Mann regelmäßiger Truppen und der moskau⸗ 
ſchen und ſmolenskiſchen Landwehr von 5000 Mann einnahm. Hiezu 
kamen noch die 6600 Reiter Scheremetjews, ſo daß das ganze Heer ſich 
auf 45,000 Mann belief, wie auch Peters Tagebuch und das des auf 
ſeinen Wunſch von König Auguſt abgeſandten Ingenieurgenerals Baron 
Hallart anführen 1. In Narwa befanden ſich nur etwa tauſend Mann 
Soldaten unter dem Oberſten Horn. Obwohl König Auguſt feinem ho— 
hen Verbündeten, wohl auf Patkuls Vorſtellungen, die Schonung der 
Einwohner empfohlen hatte, fo verübten die Ruſſen dennoch große Grau— 
ſamkeiten, mißhandelten die ſchwediſchen Gefangenen, marterten die Bauern, 
riſſen die Todten aus den Gräbern und zerftörten Alles weit und breit. 
Durch ihre Prediger ermuthigt, bewaffneten und ſammelten ſich gegen 
200 Bauern aus Wirland und beſetzten den Uebergang bei der Senne, 
wohin auch 200 Mann von der eſthländiſchen Adelsfahne kamen und 
dann an die Purze gingen. Auch die Bürger Weſenbergs ſetzten ſich zur 
Wehr. Der eſthländiſche Generalgouverneur Graf Axel de la Gardie 
bot das Land auf; Viele aber flüchteten nach Reval und entzogen ſich 
dem Kriegsdienſte »'2. Am 1. Detober wurden die Laufgräben vor Narwa 
eröffnet; am 20. fing das Bombardement an, nachdem Peter eigenhändig. 
den Grund zu einem Bombenkeſſel gelegt hatte. Auf die Nachricht vom 
Anzuge Karls XII. und Wellings wollte man ftürmen, es fehlte an 
Kriegsmunition s. Karl war allerdings am 6. October mit 11,500 
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Mann bei Pernau gelandet. Scheremetjew, der den Feind zu beobachten 
auf die revalſche Straße ausgeſchickt war, verbreitete ein zariſches Manifeſt, 
das den Eſth- und Livländern Schutz und Sicherheit verſprach, aber den 
Grauſamkeiten ſeiner Truppen keinen Einhalt that. Ein auf die Paliſ⸗ 
ſaden Iwangorods von den Strelzen verſuchter Sturm mißlang 2. Un- 
terdeß hatte der ſchwediſche Oberſt Schlippenbach das pleskauſche Aufge⸗ 
bot bei Dorpat geſchlagen und deſſen Fahne erbeutet; Oberſt Rehbinder 
hatte 4000 Ruſſen bei Weſenberg zerſtreut und Oberſtwachtmeiſter Patkul 
und Tieſenhauſen hatten ebenfalls einige tauſend Feinde aus einander ge— 
jagt; der erſtere wurde bald darauf gefangen genommen 5, Karl zog 
von Pernau über Reval nach Weſenberg. Kelch ſchildert den Eindruck, 
welchen der jugendliche Held bei ſeinem Erſcheinen in Eſthland machte. 
Man bewunderte feine Gottesfurcht, feine Mäßigkeit und Enthaltung von 
allen ſtarken Getränken, fein fanftes und mildes Weſen, die Einfachheit 
ſeiner Kleidung, ſeine eifrige Fürſorge für ſeine Soldaten, ſeine Wach— 
ſamkeit, die ihm ſelbſt zur Nachtzeit nur eine kurze Ruhe ließ, und ſeine 
Abhärtung gegen körperliche Beſchwerden. Er war zum Krieger wie ge⸗ 
boren und wurde daher auch von feinen Soldaten aufs höchſte verehrt, 
obwohl er ſtrenge Ordnung und Mannszucht hielt '. Von Weſenberg 
brach der König am %. November mit 810,000 Mann gegen Narwa 
auf 7. Peter übertrug am 17. November den Oberbefehl dem Herzog 
von Croy, der ihn nur mit Widerſtreben annahm und dem der Fürſt Ja— 
kow Fe odorowitſch Dolgoruki als Kriegscommiſſär beigeordnet wurde, 
und verließ das Heer, um die Ankunft der Verſtärkungen zu beſchleuni— 
gen, einen türkiſchen Geſandten in Moskau zu empfangen und mit König 
Auguſt in Birſen zuſammenzukommen s. Scheremetjew, der mit 6000 
Reitern den Uebergang über den Pühajoggi (6 Meilen weſtwarts von 
Narwa) und ſodann den des Sillamöggi (3 Meilen von Narwa) beſetzt 
hielt, zog ſich zurück, weil er fuͤrchtete, abgeſchnitten zu werden, und die 
Gegend verheert war . Karl lagerte am 18. November bei Lagena, 
anderthalb Meilen von Narwa. Der Herzog von Croy hatte befohlen, 
ſeine Bewegungen zu beobachten. Dies wurde verſäumt und ſo vermochte 
der ſchwediſche General Ribbing in der Nacht ungeftört die ruſſiſchen 
chanzungen auszuſpähen 6%, 5 

Der denkwürdige 19. Novbr. 1700 brach an. In den ruſſiſchen 
Verſchanzungen befanden ſich noch 30,000 Mann 51. In zwei Colonnen, 
eren eine von Karl XII. perſönlich und mit gewohnter Tapferkeit an- 
geführt wurde, von einem dichten Schneegeſtöber begünſtigt, ftürmten die 
Schweden heran, drangen in die Verſchanzungen, zerſtreuten ſehr raſch 
feindlichen Schaaren und wandten ſich ſodann rechts und links gegen 
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die zwei übrigen ruſſiſchen Heerhaufen. Zwar drängte General Weide 
die Stürmenden etwas zurück, allein Scheremetjew, ſtatt ihm mit ſeiner 
Reiterei zu Hülfe zu eilen, wo nach Hallarts Urtheil der linke ruſſiſche 
Flügel vielleicht geſiegt hätte, ſchwamm mit ihr ohne zu kämpfen beim 
Waſſerfalle über die Narowa zurück und verlor dabei noch viele Leute. 
Die ruſſiſchen Regimenter liefen „verwirrt durcheinander“ und wollten 
über die Narowabrücke flüchten. Sie ſtürzte zuſammen und die ruſſiſchen 
Soldaten, ihre ausländiſchen Anführer des Verraths beſchuldigend, er— 
mordeten mehrere derſelben, ja ſogar zwei Offiziersfrauen. Da über: 
gaben Croy, Hallart, die Oberſten Blomberg und Lefort und mehrere 
andere ausländiſche Offiziere ihre Degen dem Oberſten Stenbock. Dol— 
gorufi verlangte zu capituliren. Am folgenden Tage wurde ein freier 
Abzug mit Fahnen, Flinten und 6 Feldſtücken, ſo wie die Freilaſſung der 
Gefangenen zugeſtanden. Dieſe nur mündlich verabredeten Bedingungen 
wurden nicht gehalten, nach Kelch und andern wegen Unterſchlagung ei- 
nes Theils der Kriegscaſſe oder wegen des Sengens und Plünderns von 
Seiten der Ruſſen. Die Abziehenden wurden zurückgehalten und nach eis 
nigen Berichten ſogar gemißhandelt, die vornehmſten Generale gefangen 
genommen und über Reval nach Stockholm geſchickt, das Gepäck ward 
geplündert und große Beute gemacht 2. Croy ſtarb in Reval, wo fein 
gleichſam verſteinerter Leichnam noch jetzt zu ſehen iſt, da er Schulden 
halber nicht begraben wurde. Das erbeutete Geſchütz wird auf etwa 130 
Kanonen und 25 Mörſer angegeben, der Verluſt der Schweden auf 
2- 3000, der der Ruſſen auf 6—18,000 Mann. Die letztere Angabe iſt 
wohl übertrieben, denn nach geendigtem Feldzuge waren nach Peters 
Tagebuche die Corps von Trubezkoi, Weide und Golowin allein 22,967 
Mann ſtark. Die Schweden ſiegten, heißt es ebendaſelbſt, über ein durch 
Mangel an Zufuhr (wegen der kothigen Wege) erſchöpftes Heer von 
beinah lauter Rekruten, nur die beiden Garderegimenter und das Le 
fortſche abgerechnet. 

Karl verfolgte ſeinen Sieg nicht, obwohl man im Auslande glaubte, 
er werde gegen Moskau vorrucken und ihn ſchon als den Bezwinger und 
Zerſtörer von Peters junger Schöpfung anſah und durch Ausfuhrverboe 
von Waffen und Munition nach Rußland unterſtützte os. Vielleicht war 
es Anfangs feine Abſicht. Wenigſtens bot er in einem noch aus Narwa 
erlaſſenen Manifeſte vom 2. December den Ruſſen Schutz und Religions- 
freiheit an und verhieß Befreiung vom unerträglichen Steuerdrucke, von 
der Härte des Herrſchers und der Willführ der Wojewoden 4, Doch 
wie unzufrieden auch die zahlreiche Partei der Altruffen über Peters N 
formen fein mochte, vor der tief eingewurzelten Anhänglichfeit an Zar 
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und Vaterland, dem kräftigen Volksgeiſte und dem gerechten Abſcheu vor 
fremder Einmiſchung, welche die Ruſſen beſeelten, verhallten Karls Worte 
in den Wind. Er verlegte ſein auf 6000 Mann heruntergekommenes 
Heer, womit freilich im weiten Rußland nicht viel auszurichten war, in 
die Winterquartiere um Dorpat, ging ſelbſt nach Lais und ließ die liv⸗ 
ländiſch-ruſſiſche Gränze nur durch 6—7000 Mann unter dem Oberſten 
Schlippenbach decken. So blieb der glorreiche Tag bei Narwa ohne be⸗ 
deutende Folgen und täuſchte vielleicht noch Karln über die Kräfte ſeines 
gefährlichſten Gegners. Die verlorenen Feldſtücke erſetzte Peter durch eine 
noch größere Anzahl neuer, die er aus Glocken gießen und im nächſten 
Frühjahr von Moskau zu Waſſer nach Nowgorod bringen ließ '. Der 
Kurfürſt von Brandenburg ließ ſich zwar trotz der von Patkul eifrig bes 
triebenen® Anerkennung feines preußiſchen Königstitels ſeitens Auguſts II. 
und Peters des Großen nicht in die Verbindung gegen Schweden hinein— 


ziehen. Der König von Dänemark aber, auf des Herzogs von Holſtein 


ſteigende Macht eiferfüchtig 67, ſchloß mit dem Zaren am 123. Januar 
1701 ein neues Buͤndniß; daſſelbe that König Auguſt am 26. Februar 
(9. März) zu Birſen. Der Zar verſprach ihm 15— 20,000 Mann, 
100,000 Rubel und den Beſitz Liv- und Eſthlands; Riga und Narwa 
ſollten belagert werden s. Der polniſche Uebermuth verlangte die Nüd- 
gabe Kiews; ein Senator ſprach ſogar von der Vereinigung der griechi⸗ 
ſchen Kirche mit der römiſchen. Peter erwiderte: „Ich herrſche über den 
Leib meiner Unterthanen, nicht über die Seele 8.“ Wohl mochten die 
Polen damals ihre Beihülfe den Ruſſen für unentbehrlich halten. Der 
Erfolg bewies aber das Gegentheil. Karls XII. Siege in Polen machten 
Peters Waffen Luft, wie ſchon Patkul vorausſah ie, und die Abſetzung 
König Auguſts entbanden ſpäter Peter feines Worts und lieferten Liv⸗ 
und Eſthland in feine Hände, während fie bei einem andern Verlaufe des 
Kriegs wieder in den Beſitz Polens hatten gerathen müſſen. 

Karl dachte zuvörderſt daran, Livland von den Sachſen zu ſäubern. 
Der alte Feldmarſchall Steinau wollte Kokenhuſen zum Mittelpunkte der 
Vertheidigung machen, bekam aber (3. Juni 1701) Befehl, es bei der 
Annäherung des Feindes zu ſprengen, das ſchwere Geſchütz fortzuſchaffen 
und nur das linke Dünaufer bei Riga zu vertheidigen, es ſei denn, daß 
die Ruſſen hervorkämen 71. Vor Petſchora wurden am 13. Februar 170 
16,000 Ruſſen von 2000 Schweden geſchlagen 7%, Auch ſonſt behaupteten 
die letzteren in mehreren Scharmützeln ihre gewohnte Ueberlegenheit. Als 
dem birſenſchen Vertrage zufolge Fürft Nepnin mit 19 Regimentern aus 
Nowgorod gegen Kokenhuſen zog, wo Steinau mit dem ſächſiſchen Heere 


ſtand, brach Karl am 17. Juni aus ſeinem Lager bei * auf und 
Th. II. Bd. II. 
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erſchien am 7. Juli, mit 23,000 Mann vor Riga, wohin auch Steinau 
marſchirt war und ſich am linken Dünaufer aufſtellte. Am 9. ging Karl 
eine Viertelmeile unterhalb der Stadt, durch den Rauch angeſteckter Stroh— 
bündel und Hanfballen, den der Wind dem Feinde ins Geſicht blies, ver— 
borgen, über die Düna, wobei es ihn nicht wenig fränfte, erſt der vierte 
Mann am Ufer geweſen zu ſein, und verjagte die Sachſen nach einem 
heftigen Gefechte, ließ auch bald darauf Mitau beſetzen. Repnin verei— 
nigte ſich zwar mit den Sachſen, aber beide zogen ſich nach Birſen zurück, 
Steinau von dort nach dem polniſchen Preußen und Repnin über Druja 
nach Pleskau. Der ſächſiſche Oberſt Boſe verließ Kokenhuſen und ließ 
es ſprengen . Dünamünde, von Chriſtoph von Canitz vertheidigt, vom 
Obriſten Guſtav Albedyll unter Beihülfe einiger Kriegsſchiffe angegriffen, 
capitulirte erſt im December, als Krankheiten in der Beſatzung ein— 
riſſen *. 

So war denn Livland von den Sachſen befreit und Karl drang unge— 
hindert in Polen ein. Wir werden ſeinen Siegeslauf daſelbſt ebenſowenig 
als die ruſſiſchen Eroberungen in Carelien und Ingermannland verfolgen, 
ſondern uns, wie bisher, auf diejenigen Kriegsereigniſſe beſchränken, die 
in Liv⸗ und Eſthland vorfielen und dieſe von Karl XII. ſchwach (von 
Dorpat bis Kokenhuſen mit nur 3800 Mann) beſetzten ' Provinzen 
dem mit der dortigen Kriegsfuͤhrung beauftragten und vom Zaren immer 
beſonders ausgezeichneten Scheremetjew überlieferten “s. Anfangs kämpften 
ſie an Livlands Oſtgränze mit wechſelndem Glücke. Oberſtwachtmeiſter 
Roſen wurde am 4. September 1701 bei Rappin von Scheremetjews 
Sohn 'geſchlagen und gefangen genommen 77, dagegen ſiegte Schlippen— 
bach an demſelben Tage! bei Kaſſeritz und Rauge, wurde dafür General— 
feldwachtmeiſter und drängte mit Hülfe einiger Verſtärkungen (u. a. der 
eſthländiſchen Adelsfahne von 580 Mann) den Feind bis Pleskau zu⸗ 
rück rs. Der eſthländiſche Generalgouverneur Graf Axel de la Gardie 
bot am 3. November alle Landbewohner zum Kampfe auf rb. Doch 
ſchon hatten die Ruſſen von ihren Gegnern gelernt, ſie zu ſchlagen. 
Schlippenbach ſtand mit 7000 Mam bei Erreſtfer im kannapähſchen 
Kirchſpiele. Mit 8 Regimentern zu Fuß und 15 zu Pferde rückte Sche— 
remetjew auf ihn los und griff ibn am 30. December an. Die Ruſſen 
geriethen anfangs in Verwirrung, ſammelten ſich aber unter dem Schutze 
ihrer herbeigekommenen Artillerie bald wieder und ſchlugen die Schweden 
aufs Haupt, tödteten ihnen einige taufend Mann und nahmen ihr ſämmt⸗ 
liches Geſchütz o. Scheremetjew verfolgte feinen Sieg nicht, ſondern zog 
ſich wegen plötzlich eingetretenen Thauwetters auf ruſſiſches Gebiet zurück. 
Erſt im Juli 1702 rückte er wieder gegen Erreftfer vor. Schlippenbach, 
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der bei Eagnig ſtand, ließ durch den Dberjägermeifter Baron Ungern 
Sternberg, Erbherrn von Erreftfer, und den Oberſtwachtmeiſter der liv⸗ 
laͤndiſchen Adelsfahne eine Recognoscirung ausführen, wobei Roſen ge— 
fangen genommen wurde und die Schweden, aus Furcht vor der Ueber— 
zahl der anrückenden Ruſſen (nach ſchwediſchen Berichten 50,000 Mann, 
nach ruſſiſchen 20,000, während der Schweden nach den erſteren 6000, 
nach letzteren 9000 waren), ohne Schwerdtſchlag umkehrten und davon⸗ 
liefen. Um nicht umzingelt zu werden, zog ſich Schlippenbach über den 
Embach zurück. Die Ruſſen folgten und ihre Vortruppen ſtießen bei 
Hummelshof auf Schlippenbach, der ſich in Schlachtordnung ſtellte (wobei 
der Oberſtlieutenant Hans von Lieven die Artillerie befehligte) und den 
Feind anfangs mit Gluck, trotz der nachgeſandten Verſtärkungen, angriff 
und zum Fluſſe zurücktrieb (19. Juli). Allein die vorangeeilte ſchwedi⸗ 
diſche Reiterei ward durch das heftige Feuer der Ruſſen in Verwirrung 
gebracht und floh, von einem paniſchen Schrecken ergriffen. Der übrige 
Theil des ruſſiſchen Heers ging über den Fluß, griff die Schweden von 
allen Seiten an und ſchlug fie völlig 'i. „Gott fei Dank“, rief Peter 
aus, als er den Sieg erfuhr, „endlich haben wir die Schweden geſchlagen, 
da wir zwei gegen einen waren; wer weiß, ob wir in einigen Jahren 
nicht im Stande fein werden, fie in gleicher Anzahl zu ſchlagen“ 2. Das 
ſchwediſche Fußvolk war größtentheils auf dem Platze geblieben; nach 
Gordon hatten die Schweden 3000 Todte und Verwundete, die Ruſſen 
über 4000. Die Reiterei floh nach Pernau und wurde unterwegs von 
Scheremetjew ereilt und wiederum geſchlagen. Von livländiſchen Dfft- 
tieren wurden der Oberſt Brackel und der Oberſtlieutenant Glaſenap ge- 
fangen genommen 8, Der ruſſiſche Feldherr ließ das Land jo weit als 
moglich durch feine Tataren und Baſchkiren verwüſten, 600 Niederlaſſun⸗ 
gen zerſtören und gegen 12,000 Menſchen fortführen 92. Indeſſen wurde 
eine ruſſiſche Proclamation verbreitet, in welcher die von den Truppen 
verübten Verheerungen und Grauſamkeiten gemißbilligt, Beſtrafung der 
künftig vorfallenden, und den Einwohnern, die ſich ruhig verhalten wür- 
den, Sicherheit verſprochen wurde, wogegen Schlippenbach warnte, dieſen 
Verſicherungen zu glauben und die Treue gegen den König zu be⸗ 
wahren o. Der Oberſt Klaus von Verden zerſtörte die Schlöffer Smilten 
und Ronneburg, ſowie Wolmar ohne beſonderen Widerſtand und ſchlug 
eine Partei Schweden, die Dahlbergs Sohn befehligte, in der Nähe Rigas. 
Auch Lais, Serben, Adſel und Trikaten fielen in die Hände der Ruſſen ®6, 
Scheremetjew bombardirte Marienburg, das ſich am 23. Auguſt ergab. 
Die Ruſſen hatten es ſchon beſetzt, als der Kapitain Wulf und der Junker 
Gottſchlich das Pulvermagazin anzündeten und' viele * Schweden 
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in die Luft ſprengten. Gottſchlich flüchtete nach Riga, wurde dort aber 
ſpäter von den Ruſſen gefangen genommen und hingerichtet. Der ruſſi⸗ 
ſche Befehlshaber Boltin erklärte die Capitulation für gebrochen, zerſtörte 
Marienburg und nahm Einwohner und Soldaten gefangen 7. Der oben⸗ 
erwähnte Propſt Glück, ein um die ruſſiſche, wie um die lettiſche Lite⸗ 
ratur durch ſeine Bibelüberſetzungen ſehr verdienter Mann, trat mit ſeinen 
Hausgenoſſen und den Einwohnern, die ſich ihm anſchloſſen, vor den Sie⸗ 
ger, eine ſlawoniſche Bibel unter dem Arm, wurde mit Wohlwollen em⸗ 
pfangen und nach Moskau geſandt, wo er im feiner literäriſchen Thätig- 
keit fortfuhr und Vorſteher des erſten ruſſiſchen Gymnaſiums ward, aber 
im Mai 1705 58 fein thätiges Leben beſchloß. Seine neunzehnjährige 
Pflegetochter Martha Skawronska, Tochter eines armen litthauiſchen 
Edelmanns, nach Andern eine Deutſche und zwar eine Kurländerin aus 
Jakobſtadt, Frau oder Wittwe des Dragoneroffiziers oder Soldaten #9 
Rabin, erhielt Scheremetjews, dann Mentſchikows und ſpäter Peters 
Schutz und wurde endlich deſſen Gemahlin und Nachfolgerin auf dem 
ruſſiſchen Throne. Im Herbſte zog das ſiegreiche Heer in gewohnter 
Weiſe heim ®, Für feine Siege wurde Scheremetjew zum Feldmarſchall 
ernannt und erhielt den kürzlich geſtifteten Andreasorden, deſſen dritter 
Ritter er war. Peter der Große ſelbſt erhielt den Orden erſt nach dem 
von ihm im Jahre 1703 bei Waſſili-Oſtrow (einem Theile Petersburgs 
nach der Seeſeite hin) als Bombardiereapitain erfochtenen Seeſiege. Auf 
ſeinen Befehl ſandte Scheremetjew 126 Familien Eſthen und Letten nach 
Moskau und zog ſich nach Pleskau zurück 9, Vergebens machte Graf 
Piper ſeinen Monarchen auf die Siege der Ruſſen aufmerkſam und wider— 
rieth die Abſetzung König Augufts, um nicht Polen in beftändige Kriege 
zu verwickeln 9%, vergebens rieth Graf Bengt Oxenſtierna Karl dem XII., 
dem Könige Auguſt II. den Frieden, etwa gegen die Abtretung von pol 
niſch Livland, zu ſchenken und die Polen gegen Rußland aufzuhetzen s, 
Gegen Auguſt II. batte ſich eine ſtarke Partei gebildet, welche ihm nicht 
mit Unrecht vorwarf, durch einen ohne Zuſtimmung der Republik unter 
nommenen, ganz ungerechten Krieg den Feind ins Land gelockt zu haben, 
nachdem er es feiner Wahleapitulation zuwider mit ſächſiſchen Truppen 
üͤberſchwemmt hatte. Karl forderte ſchon feine Abſetzung * in feinen 
Briefen vom 30. Juli 1701 an die polniſchen Stände und den Cardinal 
Radziejowsky vo und zwar durch die Polen ſelbſt, indem er ihnen nur fo zur 
Erlangung ihrer von Auguſt II. und den Sachſen vermeintlich unterdrückten 
Freiheit helfen zu wollen erklärte. Nur ſo glaubte er ſich den Rücken 
decken zu können; was Livland inzwiſchen leide, könne nach dem Frieden 
durch gewiſſe Freiheiten und Begnadigungen wieder gutgemacht werden““. 


In diefer Provinz, die von Truppen entblößt war, ließ Karl 1½ Mann 
vom beſetzten Haken, mit Winterkleidung verſehen, ausheben . Den 
alten Dahlberg erſetzte er durch den Generallieutenant Karl Fröhlich, 
der im Jahre 1702 Generalgouverneur von Lipland wurde s. Während 
König Karl in Polen den glaͤnzenden Sieg bei Kliſſow erfocht (9. Juli), 
eroberte Peter der Große (am 11. October) Nöteborg (Schluſſelburg) 
und ſpäter mit Scheremetjews Heer Koporje, Jama und Nyenſchanz (wohl 
zwiſchen der kleinen und großen Ochta), zerſtörte das letztere und gründete 
an deſſen Stelle, aber näher zum Meere hin, die künftige Haupt- und 
erſte Handelsſtadt Rußlands (Mai 1703). So hatte er ſein Ziel beinah 
erreicht und konnte der Republik Polen, um König Auguſt zu unterftügen, 
im Juni ſchreiben, Livland ſolle an Polen kommen, wie er es dem Kö— 
nige verſprochen habe; er führe den Krieg wegen der ſchimpflichen Be— 
handlung, die er bei feiner Durchreiſe erlitten habe. Es ſei ihm daher 
an der Einigkeit der Republik mehr als an dem Kriege in Livland ge— 
legen, den er jedoch fortfegen werde, um die ſchwediſche Macht zu theilen ®, 
Dem zu Moskau zuruckgehaltenen ſchwediſchen Reſidenten erklärte er 
gleichfalls beim Triumphfeſte nach der Eroberung Ingermannlands (11. 
November 1703), er ſei nach der Wiedererlangung dieſer altruſſiſchen 
Provinz zum Frieden bereit 100. Je ſchlechter es den Schweden in Liv— 
land erging, deſto erbitterter waren ſie auf Patkul. Die von ihm zur 
Vertheidigung ſeiner Unſchuld herausgegebene Deduction war im Der 
cember 1701 öffentlich verbrannt worden. Zugleich erſchien gegen ihn 
eine Schmähſchrift („rechtmäßige Animadverfi on über des leichtfertigen 
Verräthers J. R. Patkul infame Deduction“), welche Patkul in den 
zwei nachfolgenden Jahren durch zwei ſehr heftige Schriften (die Retor— 
fion und das Echo) beantwortete. In der letzten erflärte er den Krieg 
des Königs von Polen, den er, Patkul, übrigens nicht veranlaßt habe, 
für einen rechtmäßigen und die livländiſchen Stande für befugt, das 
ſchwediſche Joch wegen des Bruchs vertragsmäßiger Zuſicherungen abzu⸗ 
ſchütteln. Indeſſen war Patkul mit König Auguſts Räthen unzufrieden, 
ſowie dieſe wohl mit ihm, da der Feldzug in Livland den von ihm ge⸗ 
nährten Hoffnungen ſo wenig entſprochen hatte. Wohl mochte er im Zaren 
mehr, als in dem unfähigen Könige den Herrſcher ſehen, der ſeine Hoff— 
nungen erfüllen könnte. Er trat daher in ruſſiſche Dienſte. Zuerſt ward 
er Generalkriegscommiſſair und ſollte hauptſächlich Ausländer anwerben. 
Die nach Rußland Eingeladenen erhielten Befehl, ſich an ihn zu wenden . 
Einen großen Dienſt leiſtete Patkul ſowohl dem Zaren als dem Könige 
von Polen ſchon gegen das Ende des Auguſts 1702, indem er die Ver- 
ſammlung polniſcher Edelleute zu Sendomir, vermittelſt einer Summe 
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von 7000 Thalern, wie er ſelbſt erzählt hat, zu Gunſten des letztern 
ſtimmte und ihm ſo neue Anhänger verſchaffte 2. Später ging er nach 
Wien und bewog mehrere bedeutende Ausländer, unter Andern den fürft- 
lich waldeckſchen Hofrath Huyſen? und den öſtreichiſchen Generallieutenant 
Freiherrn von Ogilvy“, in zariſche Dienſte zu treten (im Winter 1702 
und 1703). Ogilvys Anſtellung wurde einige Zeit dadurch verzögert, daß 
die ihm gemachten Geldverſprechungen nicht gleich gehalten wurden und 
eine Summe von 6000 Kaiſergulden, die Patkul doch zu dieſem Zwecke 
beim Fürſten Golizyn hinterlaſſen hatte, ihm nicht zukam. Patkul, dem 
man ſolches ſpäter zur Laſt legte, beſchwerte ſich beim Zaren und bat, 
ihn eines Auftrags zu entledigen, der ihm nur Verleumdungen und 
Feindſchaften zuzog?. Kaiſer Leopold, welcher durch Patkuls Einfluß den 
König Auguſt von ſeiner leichtſinnigen Lebensart und feiner Geldverſchwen— 
dung zurückzubringen hoffte, bat denſelben, dieſem Fürften darüber Vor- 
ſtellungen zu machen. Dies ſcheint auch geſchehen zu fein, allein um— 
ſonſt. Auch in der ſpaniſchen Erbfolgeſache leiſtete Patkul dem Kaiſer 
Dienſte, wofür derſelbe ihm eine Verſchreibung von 50,000 Thalern an- 
bot; Patkul lehnte ſie ab. Die Möglichkeit eines Friedens im Norden 
vorausſehend, bat er vielmehr um ſeine Vermittelung bei Karl XII. 
Dieſe erfolgte auch, allein für Patkul war keine Gnade, wie er in ſeinen 
letzten Augenblicken ſelbſt geſagt hat. Es ſcheint, daß man ihm die Be— 
dingung machte, den Schweden einen Separatfrieden zu verſchaffen und 
den König von Polen zu verlaſſen. In Wien betrieb Patkul auch die 
Erhebung des Kanzlers Golowin, Miniſters der auswärtigen Angelegen— 
heiten, mit dem er regelmäßig correſpondirte, ſowie auch mit dem Zaren 
ſelbſt, in den Reichsgrafenſtand s. Gegen Ende des Jahres 1702 berief 
ihn Peter nach Moskau '. Patkuls Geſchicklichkeit in Unterhandlungen 
war fo bekannt, daß ihn der polniſche Feldherr Sinjawsky bat, den Ko— 
ſakenhäuptling Palei zur Rückgabe des feſten Orts Bielaja Zerkow (weiße 
Kirche), deſſen er ſich bemächtigt hatte, zu veranlaſſen. Obwohl Patkul 
ſchon in ruſſiſchen Dienſten ſtand, ſo hielt er ſich doch noch dem Könige 
Auguſt für verpflichtet; indeſſen ſcheiterten alle Künſte der Ueberredung 
an dem Eigenſinne des rohen Naturſohns. Er weigerte ſich ſtandhaft, 
den Ort ohne ausdrücklichen Befehl des Hettmanns Mazeppa oder des 
Zaren herauszugeben, und wurde auf Patkuls Rath begnadigt ®. Peter 
der Große verweigerte die Rückgabe von Belaja Zerkow an die Polen. 
Patkul ſtellte ihm vor, daß ſolches die Abſchließung eines Bündniſſes mit 
der Republik verhindern würde, und der Zar machte dann ſpäter dieſe 
Allianz zur Bedingung der Herausgabe des Orts, die auch fpäter er’ 
folgte v. Aus der Ukraine ging Patkul nach Moskau. Auch dort leiſtete 
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er Peter dem Großen Dienfte, welche zugleich den Einfluß beweiſen, den 
er auf den größten Mann ſeines Jahrhunderts gewonnen hatte. Karl XII. 
hatte Friedrich I. von Preußen durch Anerkennung feiner jungen Königs 
würde gewonnen und ihn zu einem Bündniſſe bewogen . Dieſer Ver⸗ 
trag, von dem Peter der Große in Moskau unterrichtet wurde, eben als 
er feinen Einzug nach der Einnahme von Nöteburg hielt, am 17. De— 
cember 1702, erbitterte ihn in dem Maße, daß er den preußiſchen Ge- 
ſandten ins Gefängniß werfen wollte, Patkul hielt ihn davon ab. Ebenſo 
bewirkte er in Petersburg, wohin er dem Zaren gefolgt war, die Frei— 
laſſung des Obriſtlieutenants Günther, der den Zaren durch die Art, wie 
er um ſeine Entlaſſung bat, erbittert hatte. Beides wird von Patkuls 
Feinden ſelbſt erzählt 1. Seine Dienſte belohnte nun Peter, indem er 
noch vor feiner Abreife von Petersburg mit ihm einen Dienſtvertrag er— 
richtete (15. Juli 1703) und eigenhändig unterſchrieb, durch welchen er 
ihn zum wirklichen Geheimrathe mit einem Gehalte von 2000 Rubeln 
und zum zweiten Geſandten am polniſchen und kaiſerlichen Hoſe neben 
dem Fürften Dolgoruky ernannte, ihm einen militairiſchen Titel und ein 
Regiment zu Fuß, ſowie Erſtattung ſeiner Auslagen in den letzten zwei 
Jahren und Entlaſſung, ſobald er fie fordern würde, verſprach. Zugleich 
ward er Titulairwojewode von Koſel *. 8 
An Livlands Graͤnzen fielen nur vereinzelte Gefechte vor, in denen 
ſich die Ruſſen immer mehr ihre Scheu vor ihren früheren Beſiegern 
abgewöhnten. In den erſten Tagen des Jahres 1703 überfiel Fürft 
Wadbolsky 2000 Schweden in der Vorſtadt von Iwangorod und trieb ſie 
nach Narwa 13, General Horn, der tapfere Vertheidiger Narwas, ver- 
ſuchte dafür die Ruſſen bei Jama zu überraſchen, welches Peter Jamburg 
genannt hatte und befeſtigen ließ, doch vergebens. Er ward bis Narwa 
verfolgt und verlor viele Leute!“. Dagegen erfocht eine Partei Schweden 
einen entſchiedenen Sieg bei Rappin 18. Der Schiffscapitän Löſcher ver— 
nichtete einen Theil der feindlichen Flotille auf dem Peipus (28. Juni) 
und Oberſt Skytte, Commandant von Dorpat, ſchlug die Ruſſen bei 
Petſchora . Dieſe Vortheile waren nur vorübergehend. Kaum hatten 
ich die Ruſſen in Ingermannland feſtgeſetzt, fo drang Scheremetjew über 
die Narowa auf drei Brücken bei Peterskapelle, Waſkanarwa und einem 
Zwiſchenpunkte; die eine war zwar vorher von den Schweden abgebrannt 
worden, fie waren aber fo unvorſichtig geweſen, das Ufer fofort zu -ver- 
laſſen. General Schlippenbach, der bei Weſenberg ſtand und nur Rei— 
terei ohne Geſchütz bei ſich hatte, zog ſich auf Reval zurück. Der Zug 
ging nun über Weſenberg, Weißenſtein, Fellin, Oberpahlen, Karkus und 
zurück über Neuhauſen (527. September). Weit und breit wurde Alles 
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verwüſtet. Die Ruſſen hatten einige ſchwediſch gekleidete und der Lan⸗ 
desſprache kundige Leute bei ſich, welche ihnen vorangingen und die Bauern 
ſicher machten, worauf denn plötzlich zahlreiche feindliche Haufen erſchie⸗ 
nen, Alles verbrannten und die Einwohner meiſt fortführten oder auch, 
zumal die nicht folgen konnten, in den Flammen umkommen ließen; die 
ſich in Wäldern und Moräſten verbargen, wurden von Hunden ausger 
ſpürt. Im Spätherbſte ging Peter nach Moskau und feierte mit feinen 
Generalen die Eroberung Ingermannlands durch einen Triumphzug 7. 
Wolmar, Wenden, Walk, Karkus, Rujen, Fellin, Oberpahlen, Weißen⸗ 
ſtein waren vernichtet. Größere Verwüſtung anzurichten, hatte Schere⸗ 
metjew berichtet, war nicht möglich, nur Reval, Pernau und Riga ſind 
unverſehrt geblieben . 

Trotz dieſer Erfolge ſchien das Bündniß mit König Auguſt noch 
ſehr wichtig, da Holland, England und Preußen dem Zaren jede Beſitzung 
an der Oſtſee mißgönnten. Der nach Polen geſchickte Patkul fand den 
König in Warſchau, wo er am 13. September eintraf und gut empfan⸗ 
gen wurde, von wenig zuverläſſigen Leuten umgeben, die Republik einer 
Verbindung mit Rußland abgeneigt und gar kein Geld vorräthig !“. 
Preußen verband ſich insgeheim mit Schweden, das ihm Elbing zu ver⸗ 
ſchaffen verhieß?“. Im Namen des Zaren verſprach Patkul 300,000 Rbl. 
Subſidien, 12,000 Mann regulärer Truppen und 6000 Koſaken. Auf 
dieſe Bedingungen ward am 1. October, trotz des Widerſtandes der 
ſchwediſchen Partei, Englands, Hollands und Oeſterreichs, ein geheimes 
Bündniß zwiſchen dem Zaren, dem Könige und dem Großfürſtenthume 
Litthauen geſchloſſen 21. Patkul rieth wegen der Unzuverläſſigkeit der 
wankelmüthigen und geldgierigen Polen eine gemeinſchaftliche Kriegskaſſe 
zu errichten und die Subſidien nur auf den Fall zu zahlen, wenn die 
polniſche Armee aus gut eingerichteten Truppen beſtehen würde, um hohe 
Summen verſprechen zu können und doch zugleich die Zahlung an eine 
Bedingung zu binden, welche für die Polen unerfüllbar wäre. Auch 
rieth er, König Auguſt in Polen nicht allzumächtig werden zu laſſen, um 
ihn in Rußlands Abhängigkeit zu erhalten 22. Mit dem Könige ſtand 
Patkul auf dem beſten Fuße, hatte mit ihm häufige Unterredungen, nahm 
am Kriegsrathe Theil und arbeitete ſogar an feinem Militäretat 28. 
Ohne dem Zaren eine bedeutende Hülfsleiſtung aus Polen zu verſprechen, 
wollte Patkul nur den Schein einer Allianz und die Entkräftung Polens, 
daher er auch mit dem Könige abmachte, daß die im Auslande beſtellten 
Gewehre nicht ankommen ſollten. Mit der Republik ſelbſt kam noch kein 
Vertrag zu Stande. Er wurde erſt im folgenden Jahre zu Moskau ab⸗ 
geſchloſſen. Zugleich ward Patkul angewieſen, mit Dänemark und Oeſt⸗ 
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reich zu unterhandeln *. Erſteres erhielt aber trotz feines Wunſches feine 
Subſidien 26 und blieb unthätig, während die an Polen verſprochenen 
gezahlt wurden, jedoch trotz Patkuls Mahnungen erſt im Frühling 1704, 
was König Auguſt ſehr quälte und ſeine Rüſtungen verzögerte. Mit 
Recht ſtellte Patkul, der dem Könige von Polen nach Dresden gefolgt 
war, Ende Januar 1704 ſeinem Hofe vor, daß wenn nur Schweden in 
Polen ruinirt werde, der Zar ſodann mit König Auguft über Schweden 
und Polen zugleich werde verfuͤgen können; dies müſſe aber noch im 
diesjährigen Feldzuge geſchehen, weil die Polen ſich ſonſt zu den Schwe⸗ 
den ſchlagen würden; auf den König könne man fi verlaſſen ?“. 
Inzwiſchen beſchloß der unermüdlich thätige und unternehmende ruſſi— 
ſche Monarch zu derſelben Zeit Narwa und Dorpat, dieſe Vormauern 
der Oſtſeeprovinzen, anzugreifen. Er wünſchte einen gleichzeitigen An- 
griff König Auguſts auf Riga. Packul rieth dem Zaren davon ab, weil 
dann Karl XII. in Polen übermächtig werden und ſeinem Gegner den 
Rückzug und jede Zufuhr abſchneiden könnte. König Auguſt ſchlug viel⸗ 
mehr einen gemeinſchaftlichen und kräftigen Angriff auf die Schweden in 
Polen ſelbſt vor und auch Patkul hielt Solches für vortheilhafter und 
befürwortete es aufs eifrigſte?“, doch Peter wollte die Gelegenheit, ſich 
der Oſtſeeküſte, des Ziels aller feiner Beſtrebungen, zu bemächtigen, nicht 
verſäumen und ſeine Truppen nicht einem ſiegreichen und von Karl XII. 
ſelbſt angeführten Heere entgegenſtellen; er hoffte wohl vielmehr, ſeinen 
Gegner durch deſſen eigene Siege in Polen zu ſchwächen. Scheremetjew 
bekam Befehl, bloß ſeine Reiterei nach Litthauen zu ſchicken und mit dem 
Fußvolk Dorpat einzuſchließen 2s, wo es wohl in Folge der vorjährigen 
ruſſiſchen Verheerung an Lebensmitteln fehlte“, während Narwa von 
Schweden aus zwar einige Zeit verpropiantirt wurde ““, indeſſen ruſſiſche 
Schiffe die letzten Zufuhren weggenommen hatten ®, Scheremetjew ſandte 
Anfangs Mai den General Verden mit einem Theile ſeines Fußvolks 
zu Schiff aus Pleskau an die Mündung des Embachs, um das Auslaus 
fen der ſchwediſchen Flotille zu verhindern. Von einem Gaſtmahle er⸗ 
hitzt, wagte ſich der Anführer der Flotille, der oben erwähnte Löcher, in 
eine enge Stelle des Fluſſes, drei Meilen von Dorpat, wo feine Fahr⸗ 
zeuge einander nicht beiſtehen konnten, fo daß fie vom ruſſiſchen Fußvolke, 
welches beide Ufer beſetzt hatte, einzeln ohne Mühe genommen wurden. 
Zuletzt ſprengte ſich Löſcher in die Luft (4. Mai). Die ganze Flotille 
war vernichtet! Groß war Peters Freude 3, Die Ruſſen ſetzten ſich nun, 
9000 Mann ſtark, bei Kaſtfer feſt. Vor Narwa hatten fie ſich ſchon am 
Januar gezeigt 22. Der Zar hatte einen Zug nach Karelien vor; 
allein der General Peter Aprarin, der an der Mündung der Narowa 
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fand und Batterien auf der ingermannländiſchen Seite errichtet hatte (am 
29. April), ohne indeſſen den Einzug von 700 Mann, unter dem Obri⸗ 
ſten Rehbinder, hindern zu können (11. Mai), berichtete von einem An— 
griffe der ſchwediſchen Flotte auf fein Lager und der Annäherung Schlip— 
penbachs. Da kehrte Peter mit ſeinen Truppen zurück. Am 21. Mai 
brach er aus Petersburg auf und mit Unterſtützung von drei aus Pleskau 
gekommenen Dragonerregimentern ſchloß er am 30. Narwa ein, während 
Aprarin Iwangorod umzingelte. Aus Mangel an Geſchütz, das aus 
Petersburg der ſchwediſchen Flotte wegen zu Lande kommen mußte, konnte 
noch nichts Bedeutendes unternommen werden. Am 2. Juni thaten die 
Belagerten einen glücklichen Ausfall, erlitten aber acht Tage darauf eine 
Niederlage auf der revaler Straße, wohin ſie Peter herausgelockt hatte. 
Einige Regimenter, die er ſelbſt anführte, hatte er nämlich in blaue 
Mäntel kleiden und mit Fahnen, den ſchwediſchen ähnlich, verſehen laſſen 
und rückte mit ihnen auf der revalſchen Straße gegen fein uͤbriges Heer, 
welches unter Repnin's und ſeines Lieblings Alexander Danilowitſch 
Menſchikoff, Gouverneurs von Ingermannland und Petersburg, Befehl 
ſtand. Dieſes zog nach einigem Feuern ſich zurück und der getäufchte 
Horn ſchickte Truppen zum Empfang der vermeinten Schweden hinaus. 
Die Schweden wurden ſofort umzingelt und theils gefangen, theils ge— 
tödtet. Mit dem 12. Juni fingen die Belagerungsarbeiten von allen 
Seiten an. Statt des Generallieutenants Schönbeck, erhielt der von 
Patkul engagirte Feldmarſchalllieutenant Baron Ogilvy die Leitung 
derſelben. Das Belagerungsheer war nun 35,000 Mann, worunter 30 
Bataillone Fußvolk, ſtark. Schlippenbach war mit 1400 Dragonern nach 
Leßna marſchirt, während das Fußvolk unter den Obriſten Adam de la 
Gardie und Hans von Lieven zur See ging, wurde aber mit ſeiner 
Reiterei nach einem kurzen Gefecht von den 8000 Mann des Oberſten 
Karl Rönne, eines kurländiſchen Edelmanns, geſchlagen (16. Juni). 
Ein Theil ſeiner Mannſchaft, ſowie das eſthländiſche Aufgebot unter dem 
Oberſten Andreas Zöge und dem Rittmeiſter Pahlen, ſtäubte aus 
einander. Schlippenbach floh nach Reval, wo er ſagte: er wiſſe keinen 
Rath mehr, während feine Reiter das Land weit und breit verwüfteten s. 
Am 30. jedoch verließ der Zar, dem die unterdeſſen ebenfalls unternom- 
mene Belagerung Dorpats zu langſam ging, das Lager und reiſte da— 
hin ab. ö 

Dieſe Stadt hatte den Feind zuerſt am 5. Juni geſehen o. An 
dem Tage ſchloß Scheremetjew Dorpat von der Seite Ropkop's ein, das 
stromabwärts liegt. Am folgenden Tage kam feine Flotille den Fluß 
herauf und der Commandant Skptte ließ die Vorftädte abbrennen. Die 


Stadt war, wie Peter der Große ſelbſt ſchreibt 'r, ſehr feſt und nur an 
einer Ecke ſchwächer und dort von einem Sumpfe umgeben. Nach den 
Belagerungsberichten und einem alten Plane ?®, war fie von fünf Ba⸗ 
ſtionen geſchützt, ausgenommen nach dem Embach zu, wo ſich nur eine 
verpalliſadirte und an den beiden Enden durch zwei Ravelins gedeckte 
Mauer und bei dem einen am oberen Laufe des Embachs das ruſſiſche 
Thor nebſt dem Peinthurme ſich befand. Dieſe Stelle war die von Peter 
gemeinte ſchwächſte Ecke der Stadt, deren Mauer von dort dem Gute 
Techelfer zulief. Die Beſatzung muß ungefähr aus 6000 Mann beſtan⸗ 
den haben 2e. Der Rath beſchloß, das Pflaſter aufreißen und die Dächer 
abtragen zu laſſen, und ließ die Stadtprivilegien und gerichtlichen Depo— 
ſitengelder in einen mit Eiſen gefütterten Kaſten und dieſen in einen ges 
wölbten Keller unter dem Rathhauſe legen. Die Bürgerſchaft bezo 

einer Baftion die Wache. Am 11. Juni waren die Laufgräben an der 
linken Seite des Embachs fertig und ruͤckten am 15. bis vor das Thor 
bei dem Peinthurme. Der Feind, nun 20,000 Mann (12 Regimenter 
Dragoner, je zu 600 Mann, und 22. Bataillon Fußvolk) ſtark und deſſen 
Truppen ſchon beinah alle deutſch gekleidet waren, fing an, die Stadt zu 
beſchießen. Nachdem er eine Brücke oberhalb derſelben bei Quiſtenthal 
geſchlagen, legte er Laufgräben auch auf der Techelferſchen Seite gegen 
die fünfte Baſtion und die Jakobspforte an. Auf der Ropkopſchen Seite 
erſtreckten ſich die Laufgräben bis über die rigaſche Landſtraße und waren 
gegen die zweite, dritte und vierte Baſtion gerichtet. Das Bombardement 
(380 Bomben) that großen Schaden. Bis zum 28. waren 180 Solda- 
ten und Einwohner getödtet und unter den zerſchmetterten Haͤuſern be— 
graben worden. In der folgenden Nacht machte die Beſatzung einen er⸗ 
folgloſen Ausfall aus der Jakobspforte. Am 3. Juli erſchien Peter und 
fand ſein Heer in gutem Zuſtande, die Belagerung aber fo ſchlecht gelei= 
tet, daß er ſofort neue Anordnungen traf 4%. Dem ruſſiſchen Thore, wo 
die Stadt nur durch eine ſteinerne Mauer und ein Erdravelin geſchützt 
war, gegenüber, ließ er auf dem linken Stromufer eine Batterie errichten 
und die Laufgraͤben vom Techelferſchen Berge gerade nach dem Peinthurme, 
der neben dem ruſſiſchen Thore ftand, fuhren. So wurde der ganze Ans 
griff auf den ſchwächſten Punkt der Stadt concentrirt. Die alten Lauf- 
gräben, die nur um des trockenen Bodens willen, zu weit von der Stadt 
und den ſtärkſten Baſtionen gegenüber, von Scheremetjew angelegt waren, 
wurden zum Schein beibehalten. Dieſe Arbeiten nahmen einige Tage, 
bis zum 7. Juli ein, wo das Bombardement wieder anfing und zugleich 
in die Mauer zwiſchen dem ruſſiſchen Thore und dem Peinthurme ſelbſt 
Breſchen geſchoſſen wurden *. Am 13. Abends, bis wohin 9450 Kano⸗ 
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nenſchüſſe abgefeuert und 2310 Bomben in die Stadt geſchleudert worden, 
die dieſelbe ſehr beſchädigt hatten!“, ſtürmten die Ruſſen, die mit ihren 
Laufgräben bis dicht an das linke Flußufer gedrungen waren, das ſchon 
halb zerfallene Ravelin, nahmen es nach einem blutigen Kampfe, der die 
ganze Nacht anhielt, zertrümmerten mit den daſelbſt eroberten fünf Ka⸗ 
nonen das ruſſiſche Thor und drangen in den Thurm. Da ließ Skytte 
Chamade ſchlagen !“, anfangs vergeblich, denn zwei Trommelſchläger, die 
es thaten, wurden einer nach dem andern erſchoſſen. Es wurde nun in 
die Trompete geblaſen. Das Schießen hörte auf. Skytte bat um einen 
Stillſtand (den er auch erhielt), ritt auf den Dom und forderte den wort 
führenden Bürgermeiſter Remmin auf, mit Rath und Bürgerſchaft die 
Bedingungen der Uebergabe zu verabreden. Dieſe beſchränkten ſich auf 
Erbaltung der Religion und des bisherigen Rechtszuſtandes, freien Abzug 
und Zurückholung von weggeſchickten Familiengliedern und Vermögens⸗ 
ſtücken. Dies ward am folgenden Tage zugeſtanden. Skytte erhielt mit 
feiner auf die Hälfte redueirten Beſatzung freien Abzug, die Officiere und 
drei Compagnien Soldaten mit ihrem Gewehr n. In zariſche Dienfte 
traten 1388 Mann, von denen 481 in Dorpat blieben. Die abziehenden 
Truppen hatten von den Siegern viel zu dulden und wurden zum Theil 
geplündert! D. So kam am 14. Juli 1704 dieſe alte Vormauer Livlands, 
die Peter eine „vaterländiſche“ Stadt nennt, wieder in ruſſiſche Gewalt. 
Ihre fernern Schickſale find Kap. 6 erzählt worden. Die vier Jahr ſpä— 
ter erfolgte Wegführung ihrer Einwohner ins innere Rußland war eine 
Sicherungsmaßregel, die Stadt ſelbſt mochte nun dieſem Reiche oder Po— 
len bleiben. Obgleich die Stadt kurz darauf größtentheils zerſtört wurde 40, 
befahl Peter doch, die Feſtungswerke wieder in Stand zu ſetzen *, deren 
Ueberreſte noch Gadebuſch im J. 1748 48 gefehen hat. 

Zwei Tage vor der Eroberung Dorpats erließ der ſiegesgewiſſe 
Zar ein Manifeſt, worin er ankündigte, er habe in Livland feſten Fuß 
gefaßt und wolle es der Krone Polen, der es von Rechtswegen gehöre, 
ſeinem Verſprechen gemäß zurückſchaffen. Den Einwohnern, die ſich als 
treue Unterthanen Polens benehmen würden, verſprach er ſeinen Schutz, 
zu welchem Behufe feine Dffieiere Schutzbriefe zur beliebigen Vertheilung 
erhalten ſollten. Städte, die ſich nicht harmäckig widerſetzten, ſollten per 
ſchont werden und der Handel, namentlich der nach Polen, ward freige⸗ 
geben 1b. Am 17. Juli traf der unermüdlich thätige Monarch wieder in 
ſeinem Lager vor Narwa ein. Zwei Tage darauf erſchien das ſchwere 
Geſchüͤtz aus Petersburg und am 30. Scheremetjew mit ſeinem Heere, 
das der Zar hinbeordert hatte. Unterdeſſen waren die Ruſſen mit ihren 
Laufgräben bis dicht an die Baſtionen gerückt. Mit dem 31. Juli ſing 
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das Bombardement an, das bis zum 9. Auguft ununterbrochen fortdauerte; 
4569 Bomben wurden geworfen, wovon am letzten Tage allein 1027. 
Am 3. Auguſt machten die Belagerten einen verſpäteten Verſuch, Gegen⸗ 
batterien anzulegen. Drei Tage darauf ſtürzte die Baſtion Honor ein 
und auf das Ravelin Fama ward Sturm gelaufen, doch ohne entſchiede— 
nen Erfolg. Am 7. wurde Skytte, der den Zaren hatte begleiten müffen, 
zu Horn geſchickt, um ihm eine Capitulation anzurathen. Der tapfere 
Commandant empfing ihn aber nicht und beantwortete deſſen Brief in ei- 
ner Weiſe, die von den Ruſſen für nicht minder kränkend erklärt wurde, 
als die von ihm bei der Gelegenheit gebrauchten mündlichen Redensar— 
ten 5%, Der Zar ließ Pfeile mit daran gebefteten Zetteln in die Stadt 
abſchießen, die vermuthlich Aufforderungen zur Uebergabe enthielten, Horn 
verbot ſie zu leſen. Am 9. um 2 Uhr nach Mittag fing auf Ogilvys 
Rath der Sturm an. So fpät hatte man ihn nicht vermuthet, die Wälle 
ſtanden leer. Bis um halb vier war die Baſtion Honor, auf der ſich 
ſechzehn Bürger nebſt einigen Dfficieren und Gemeinen befanden, trotz 
des Springens einer Mine, vom preobraſchenſkiſchen Regimente unter 
dem Generalen Chambers genommen, bald darauf die anliegenden Werke. 
Die Belagerten flohen in die durch eine Mauer geſchützte Altſtadt (wohl 
das ehemalige Schloß). Horn ließ fie verſchließen und Chamade ſchla⸗ 
gen. Die erbitterten Sieger erſchoſſen die Trommelſchläger, erſtiegen die 
Mauer, erbrachen die Thore, drangen ins Schloß und verfolgten die 
Flüchtigen bis nach Iwangorod, deſſen Commandant kaum Zeit hatte, 
die Thore zu ſchließen, da die Ruſſen ſchon im Begriffe waren, ſich der 
Außenwerke zu bemächtigen. Das Blut ſtrömte auf den Straßen, 1500 
ciere und Soldaten und viele Einwohner, auch Weiber und Kinder 
wurden von den Eroberern niedergemacht, die ſelbſt nur 359 Mann 
Todte und 1340 Verwundete einbüßten. Plünderung und Gemetzel dauer⸗ 
ten mehrere Stunden, bis Peter hineinritt, es verbot und ſogar einen Un— 
gehorſamen mit eigener Hand niederſtieß. Darauf trat er (nach dem Be— 
richte des damaligen narwaſchen Predigers Brüningf) in das Haus des 
Bürgermeisters Götte, warf den triefenden Degen auf den Tiſch und 
rief: Seid nicht bang! das iſt ruſſiſches und nicht deutſches Blut. Dem 
Oberſtlieutenant Schlippenbach, den Horn für die Uebergabe Nöteborgs 
. ſetzen laſſen, gab er ſogleich die Freiheit, indem er fagte: 
Schlippenbach ſei ein beſſerer Officier als Horn, er habe dreizehn Stun 
lang bis aufs Aeußerſte ſich vertheidigt, Horn aber habe ſich nach wer 
niger als einer Stunde in ein Gewölbe verkrochen. Dem letzteren machte 
der Zar auch Vorwürfe über feine Harmäckigkeit und die ſchlechte Be— 
handlung eines bei der erſten Belagerung gefangen genommenen ruſſiſchen 
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Oberſten, der anfangs feinen Rang verſchwiegen hatte, und ließ ihn in 
daſſelbe Gefängniß ſetzen, wo der ruſſiſche Officier geſchmachtet hatte, und 
vierzehn Tage lang auf gleiche Weiſe behandeln. Auf Verwendung 
Ogilvys wurde Horn ſpäter den übrigen Gefangenen beigeſellt, unter des 
nen ſich auch von Eſthländern die Oberſten Lode, Otto Rehbinder und 
Hermann v. Ferſen befanden. Seine Familie aber wurde ſehr gut be⸗ 
handelt. Die Einwohner baten um Erhaltung ihrer angeftammten Vers 
faſſung, die auch noch jetzt beſteht. Da ſie ihrer Kirchen nicht erwähnt 
hatten, jo übergab Peter die Hauptkirche dem griechiſch-ruſſiſchen Cultus 
und ließ daſelbſt am 15. Auguſt ein Dankfeſt halten. Die alten Denk- 
maler, Inſchriften u. ſ. w. der Kirche befahl er unverſehrt zu laſſen und 
ſie ſind auch noch heute vorhanden. So war auch dieſe Vormauer der 
Oſtſeeprovinzen gefallen. Obwohl der Zar ſie noch mehrmals beſuchte, 
fo wurden doch bei der beſondern Anhaͤnglichkeit der Einwohner an Schwer 
den, mehrere derſelben, unter andern ein Bürgermeiſter, nach Sibirien ger 
ſchickt, ſpäter erlitt die Stadt daſſelbe Schickſal wie Dorpat. 

Noch am 9. Auguſt wurde Iwangorod durch den Geheimſchreiber 
Peter Schafirow zur Uebergabe aufgefordert. Obgleich der Commandant 
Magnus Stiernſträl, ein geborner Livländer, nur 200 Mann und 
wenig Proviant hatte, ſo ſchlug er es ab, ſelbſt als Horn es befahl und 
der Feind mit Niedermetzelung der ſchwediſchen Gefangenen und der Be— 
wohner Narwas und Iwangorods drohte. Er verlangte zu capituliren 
und da nur noch fünf Scheffel Mehl für die Beſatzung vorhanden wa- 
ren, ſo begnügte er ſich damit, ſich den freien Abzug nach Reval aus zu⸗ 
bedingen (17. Auguſt). Den folgenden Tag rüdten die Sieger ein ““. 
Auf die Eroberung Dorpats und Narwas wurden ſpäter Denkmünzen 
geſchlagen, welche meiſt die belagerten Städte nebſt dem gebarniſchten und 
beforbeerten Bildniſſe des Zaren mit paſſenden Inſchriften darſtellen 9% 
Gleich nach der Einnahme Narwas wurde General Rönne mit feiner 
Reiterei der ſchwediſchen unter Schlippenbach nachgeſandt und ſchlug ſie 
bei Weſenberg 's. Die Ruſſen verheerten den größten Theil Eſthlands . 

Nachdem in Polen Stanislaus Lescynski zum Könige gewählt wor⸗ 
den, hingegen aber Auguſt II. zu Sendomir eine Conföderation zu ſeinen 
Gunſten zuſammengebracht hatte, ſchloß am 19. Auguſt der nach Moskau 
gegangene Geſandte der Republik Polen das längſt unterhandelte Bünd⸗ 


niß mit Rußland gegen Schweden ab. Peter verſprach aufs neue 12,000 


Mann und 200,000 Rubel und erklärte, daß die in Livland eroberten 
oder noch zu erobernden Städte der Krone Polen bleiben ſollten ““. 
Außerdem ſollte Scheremetjew an die Duͤna rücken, Maſeppa die Ukraine 
aufbieten und der Fürft Dmitri Michailowitſch Golitzun 5000 Koſaken 


dem Könige Auguft zuführen. Das ganze, 17,000 Mann ſtarke, aber 
ſchlecht gekleidete, bewaffnete und disciplinirte Hülfscorps ward dem zum 
Generallieutenant beförderten Patkul übergeben. Dieſer befand ſich bei 
König Auguſt, der beim Bug mit großen Koſten ein ſtattliches Heer zu— 
gebracht hatte. Patkul hatte zwar, nachdem er auf den Berliner 

Hof durch den polniſchen und däniſchen Geſandten zu wirken geſucht hatte %, 
Herrn wiederum einen ausgezeichneten Dienſt geleiſtet, indem er 

das dortige, zwiſchen der Furcht vor dem nahen ſchwediſchen Heere und 
vor Peters Eroberungen an der Oſtſee ſchwankende Cabinet, mit Hülfe 
bedeutender Beſtechungen, in drei Tagen, die er im Februar 1704 incog⸗ 
nito in Berlin zubrachte, zu günftigen Erklärungen und ſogar zum Ver— 
ſprechen eines Bündniſſes brachte, wofern nur König Auguſt ſein Heer 
und ſeine Caſſe auf einen guten Fuß ſetzte. Allein Preußen verlangte 
auch von Rußland die Ausführung des von König Auguſt und Patkul 
vorgeſchlagenen, vom Zaren aber verworfenen Kriegsplans. Wenigſtens 
war es jetzt den Verbündeten nicht mehr gefährlich und Patkul arbeitete 
eifrig an einem Bündniſſe zwiſchen Polen und Preußen. Mit welchem 
Eifer und welcher Umſicht er die Geſchäfte ſeines Herrn betrieb, ſieht 
man daraus, daß er in Haag, wo, wie er fagt, alle Comödien von Eu- 
ropa geſpielt wurden, in Wien, Berlin, Kopenhagen, Hamburg und Han— 
nover Correſpondenten unterhielt, weil er ſich der Mittheilungen der ruſ— 
ſiſchen Geſandten nicht bedienen konnte. So groß war das zu ihm ge= 
hegte Vertrauen, daß man ihm auftrug, taugliche Geſandte für mehrere 
Höfe vorzuſchlagen, was er auch that. Daß England und Holland, die 
das ruſſiſche Uebergewicht in der Oſtſee fürchteten, ſich Schwedens nicht 
nachdrücklicher annahmen, rührte nur davon her, daß fie durch den ſpa— 
niſchen Erbfolgekrieg hinreichend beſchäftigt waren. Nach dem Siege bei 
Hochſtäd. ſuchten ſie auch zwiſchen den Königen Karl und Auguſt einen 
ieden zu vermitteln '. Indeſſen war Patkul feiner zweideutigen Stel- 
lung neben Dolgoruky überdrüſſig geworden “s. Dieſer mochte es Pat- 
kuln wohl verargen, daß König Auguſt häufig mit letzterm allein verhan— 
delte, zum Theil deswegen, weil Dolgoruky nur ruſſiſch ſprach. Anderer— 
hatte Patkul auch oft mit dem Könige und beſonders mit ſeinen 
then, erſt wegen der verzögerten Zahlung der Subſidiengelder ſeitens 
lands, ſo wie ſpäter wegen ihrer Vergeudung in Sachſen und der 
mannigfachen von Auguſts Dienern begangenen Fehler, auch andererſeits 
wegen der Verheerung Livlands durch die Ruſſen einen harten Stand ®9, 
bat anfangs um den Geſandtſchaftspoſten in Dänemark, wurde aber 
deſſen Generallieutenant und erhielt den Oberbefehl über das ruſſi— 
Hülfscorps, wodurch die Einheit in der Leitung der ruſſiſchen Ange— 
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legenheiten in Polen erhalten wurde. Patkul hatte darum nicht geradezu 
gebeten, ſondern nur die Nothwendigkeit vorgeſtellt, dieſem Corps einen 
dem Zaren unterworfenen Anführer zu geben 0. Die ruſſiſche Hülfs⸗ 
mannſchaft, durch deren Unterſtützung der König ſich mit dem ſäͤchſiſchen 
in Großpolen eingerückten Heere zu vereinigen hoffte, war zwar tüchtig , 
beſonders die Strelzen (Schützen), allein ſchlecht bekleidet und bewaffnet 
und zählte nur 7000 Mann in Reihe und Glied. Die Offieiere ſchienen 
fo unzuverläſſig, daß Patkul viele Stabsofficiers⸗Stellen beſetzen mußte, 
wodurch natürlich große Unzufriedenheit entſtand. Die Koſaken waren zu 
indisciplinirt, um gebraucht zu werden, und um ein Dragonerregiment bat 
Patkul vergebens. Patkuls Stellung ward ihm durch die Rohheit und den 
Ungehorſam ſeiner ausgehungerten Soldaten, namentlich der Koſaken, ſehr 
erſchwert, welche Kirchen, Edelhöfe und Dörfer plünderten, Menſchen ver: 
wundeten, von ihren Officieren nicht beſtraft wurden und ſich bei jeder 
Gelegenheit ſtatt an Patkul an den Kriegscommiſſairen Fuͤrſten Golizyn 
wandten, obwohl derſelbe für die Verpflegung ſehr ſchlecht ſorgte “ 
Der Zar hatte nämlich das im Allianzvertrage gegebene Verſprechen, ſeine 
Hülfstruppen durch deutſche vom Könige angeworbene Offieiere befehligen 
zu laſſen, trotz Patkuls Rath, nicht gehalten und vielleicht nicht balten 
fönnen 9%, Patkul gelang es, den mit der Wahl Stanislaus Leseinsky's 
zum Könige mißvergnügten Cardinal Primas dem Könige Auguſt zu naͤ⸗ 
hern es. Mit dem Könige vereinigt, erſchien Patkul vor Warſchau ““, 
welches der Gegenkönig und der Cardinal Primas eiligſt verließen, und 
beſetzte es, nachdem er am 4. September die Burg zur Uebergabe ge⸗ 
zwungen hatte. Darauf belagerte er Poſen und bereitete einen Sturm 
vor, als Karl XII. anrückte. Patkul bob auf König Auguſts ausdrück⸗ 
lichen Befehl die Belagerung auf und zog nach den Päſſen von — 
und von dort in die Niederlauſitz, um nicht abgeſchnitten zu werden “ 
da Karl XII. Auguſts Hauptmacht, das ſächſiſche Fußvolk unter — 
burg, bei Punitz zwiſchen der Oder und Weichſel geſchlagen hatte, wäh 
rend der König mit der Reiterei nachgegangen war. 

Vier ruſſiſche Regimenter unter dem ſächſiſchen Obriſten Görtz, die 
ſich von Schulenburg um der bequemern Verpflegung willen getrennt 
batten, wurden unweit Frauſtadt gegen Ende October 1704 vom ſchwedi⸗ 
ſchen Generalen Welling überfallen und mit Verluſt ihrer Kriegstaſſe, 
Artillerie und Bagage e, meift umgebracht. Den Koſaken, die das Land 
weit und breit verwüfteten, nahm Patkul ihre noch tüchtigen Pferde und 
gab fie der Artillerie, während er ihnen, um fie an Plünderungszügen zu 
hindern, die ſchwaͤchern Artillerie- und Bagagepferde überließ. Sie 
kehrten aber eigenmächtig um und wurden von den Schweden angegriffen 
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und aufgerieben 57. Dieſe Unfälle maß Patkul dem Oberſten Görtz bei 
und ließ ihm arretiren (31. December). Görtz befreite ſich mit Huͤlfe 
ſͤchſiſcher Soldaten und floh nach Schleſien, indem er behauptete, als 
ſächſiſcher Offizier Patkuln keine Rechenſchaft ſchuldig zu fein. König 
Auguſt, an den er ſich wandte, wies ihn an Patkul, gegen den dieſer 
Fuͤrſt nichts thun mochte. Aus Breslau richtete Görtz eine Klageſchreiben 
an den Zaren (1. Auguſt 1705), in welchem er ſeine Niederlage dem 
bei den ruſſiſchen Truppen herrſchenden Mangel an Ordnung und Dis⸗ 
eiplin, dieſen aber Patkuln zuſchrieb, denſelben auch eines gewaltſamen 
Benehmens, anzüglicher Reden gegen feinen Herrn und deſſen Generale. 
und der Unterſchlagung bedeutender Summen beſchuldigte. Vor das von 
Patkul niedergeſetzte Kriegsgericht eitirt, ging er zu den Schweden über. 
Mit großer Verwunderung hatte Patkul unterdeſſen durch den Grafen 
Golowin im Herbſte 1704 erfahren, daß König Auguft von dem langge— 
hegten Wunſche einer Vereinigung ſeines Hauptheers mit dem ruſſiſchen, 
unter des Zaren eignem Befehl zurückgekommen war. Vergebens ſtellte 
Patkul dem Grafen Golowin vor, wie die Eroberung Dorpats und 
Narwas nichts entſcheiden würden, ſo lange der König von Schweden in 
Polen, wo er drei Mal ſo viel Truppen hielt als vor zwei Jahren, den 
Meiſter ſpielen würde, wie König Auguſt gegen ihn nicht Stand halten 
könnte und auch Preußen und Dänemark ſich nicht fir ihn erklären wuͤr⸗ 
den ss. Alles Weiſſagungen, die fpäter in Erfüllung gingen. Der König 
von Preußen, der ſchon gegen 20,000 Mann an der polniſchen Gränze ver- 
ſammelt hatte, war durch die Wendung, welche die Dinge genommen hatten, 
ſo erbittert, daß Patkul, um die Ehre ſeines Herrn zu retten, ihn bei ſeiner 
eſenheit in Berlin zu Ende des J. 1704 von dem veränderten Entſchluſſe 
des Königs von Polen unterrichten mußte. Um deſto größer war der Zorn 
dieſes Hofs gegen König Auguſt. Ein Bündniß kam, trotz Patkuls Bemüͤ⸗ 
bungen noch bei feinem wiederholten Aufenthalte in Berlin im Juni 1705, 
nicht zu Stande und Patkul ließ ſich nicht abhalten, dem Könige darüber 
lebhafte Vorſtellungen zu machen “e, während der König ſeinerſeits Pat⸗ 
über die Unzulänglichkeit der vom Zaren geleiſteten Hülfe und die 
dadurch ihm und feinen Landen erwachſenen Gefahren Vorwürfe machte io. 
Von den ſiegreichen Schweden waren die Sachſen in ihrem eignem Lande, 
wohin auch König Auguſt bald zurückkehrte, wie bloquirt. Sie fürchteten 
is mehr als einen Einfall derſelben, welcher ihnen, wie Patkul vor⸗ 
ſah, den Garaus machen mußte 1. Es iſt nicht zu verwundern, daß 
König unter dieſen Umſtänden an einen Separatfrieden dachte, den 
ihm der Kaiſer vorſchlug. Indeſſen wußte ihn Patkul daran zu hindern. 
r König ſchob die Sache auf einen feiner Secretaire und ſchalt ihn. 
Th. II. Bd. II. 20 
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beftig wegen falſcher Berichterſtattung 2. Dazu kam der traurige Zus, 
ſtand des auf ungefähr 5000 Mann heruntergekommenen ruſſiſchen Hülfs⸗ 
corps, das ohne Artillerie und Feldärzte, zum Theil unbekleidet war und 
durch die Schlechtigkeit der ruſſiſchen Münze noch beinah die Hälfte ſeines 
ſehr kargen Lohns verlor. Patkul konnte für ſeine Truppen keine freien 
Quartiere bekommen, weil auch die ſächſiſchen im Kurfürſtenthume keine 
ſolche erhielten, übrigens auch das ganze Land erfüllten und hart mits 
nahmen . Mehreren ruſſiſchen Offizieren ſetzte er deutſchen Lohn aus 
und zahlte ihn aus eigener Taſche n. Da das ruſſiſche Hülfscorps ſehr 
ſchlecht verpflegt wurde, drohte der Zar es zurückzufordern. Als man 
darauf keine Rückſicht nahm, ſondern die Regierung den Landbeſitzern ſo 
gar befahl, den Soldaten Unterhalt und Feuerung zu verweigern, fo uns 
terhandelte Patkul mit ausdrücklicher Genehmigung des Zaren und mit Vor- 
wiſſen der ſächſiſchen Regierung, obwohl gegen ihren Wunſch, mit dem 
öſterreichiſchen Geſandten wegen Uebergabe dieſer Truppen an feine Re— 
gierung!“ (November 1705). 

Erft im Jahre 1705 wandten ſich Peters Waffen nach Litthauen, 
Kurland und Polen und die ferneren Unternehmungen gegen Liv- und 
Eſthland (wo Obriſtlieutenant Joachim Lieven am 28. Juni einen Haufen 
Ruſſen ſchlug) 7° wurden auf gelegnere Zeit aufgeſchoben. Trotz des 
Sieges, den Löwenhaupt am 16. Juli 1705 über Scheremetjew mit einem 
um die Hälfte ſchwächern Heere bei Gemauerthof erfocht und wofür er 
(5. Januar 1706) Generallieutenant und Gouverneur von Riga wurde, 
konnte er ſich dennoch nicht in Kurland behaupten und mußte ſich über 
die Düna zurückziehen. Die Ruſſen belagerten und nahmen die Schlöſſer 
Bauske und Mitau. Löwenhaupt, deſſen Heer durch aus Oeſel, Reval 
und Pernau herangezogene Verſtärkungen bis auf zehntauſend Mann an⸗ 
gewachſen war, ſchickte im Winter Streifparteien gegen Dorpat aus, 
konnte aber feine Truppen nur dadurch erhalten, daß er auf eigene Rech⸗ 
nung für fie Korn kaufte, denn mit der Regierung wollte Niemand zu 
thun haben. Einen verheerenden Einfall des ruſſiſchen Generals Bauer 
bei Neuſtadt konnte er nicht hindern 7. Nach der Krönung Stanislas 
Lescinskys zum Könige von Polen, ſchloß dieſer Fürſt mit Karl XII. am 
18. November einen Friedensvertrag, durch welchen der letztere ſich die 
Zerſtörung des zum Nachtheile der livländiſchen Seeſtädte bei Polangen 
befindlichen Hafens ausbedang, ferner daß keine neuen Handelsplätze angelegt 
werden und Polen ſich in die Anordnungen der ſchwediſchen Regierung in 
Livland nicht miſchen dürfe. Ob die Schweden etwa fürchteten, daß 
die Polen von dem olivaſchen Friedensſchluſſe, der auch im neuen Ver⸗ 
tage erwähnt wird, Gelegenheit nehmen könnten es zu thun? Darauf 


ar 
drang Karl gegen Grodno vor und ſchloß daſelbſt das ruſſiſche Heer unter 
Ogilvy im Januar 1706 ein. Aus dieſer Veranlaſſung räumten die 
Ruſſen Kurland, welches Löwenhaupt wieder beſetzte , und dadurch den 
Unterhalt ſeiner Truppen ſicherte, die ihn in Livland nur noch ein paar 
Monate lang gefunden hätten. Seine Auslagen erhielt er mit großer 
Mühe von der Regierung erſetzt. Um ſich durch den Zoll eine Einnabme 
zu verſchaffen, erlaubte er die Ausfuhr einiges Getraides aus Riga mit 
der Bedingung, im Herbſte eine gleiche Ouantität zurückzuſchaffen o. Sein 
Vorgänger, General Fröhlich, ward zum Präſidenten des Hofgerichts er= 
nannt und in den Grafenſtand erhoben, desgleichen die Generallieutenante 
Nils Strömberg und Arwed Horn, von denen der erſtere General— 
gouverneur von Eſthland an des verſtorbenen de la Gardies Stelle und 
der andere königlicher Rath und Curator der Univerſität Pernau warden. 
Strömberg ſicherte ſogleich Eſthland gegen neue Einfälle der Ruſſen, de- 
nen Schlippenbach bisher unthätig zugeſehen hatte, indem er mit 1800 
Mann aus Reval ausrückte, was hinreichte, um fie im Zaum zu halten 2, 

Das Jahr 1707 ſah zwei der ausgezeichnetſten Livländer auf Befehl 
Karls XII. eines ſchmählichen Todes ſterben. Otto Arnold Papküll, 
in Livland im Jahre 1662 geboren, hatte es ſchon im Jahre 1677 ver- 
laſſen, fein dortiges kleines Erbgut im Jahre 1684 verkauft und nie per- 
ſönlich der Krone Schweden gehuldigt 's. War er da noch als ſchwedi⸗ 
ſcher Unterthan anzuſehen? Wie ſein Vater, trat er in kurbrandenbur⸗ 
giſche und ſpäter in kurſaͤchſiſche Dienſte e, die er nach Ausbruch des 
Krieges mit Schweden, trotz der damals erfolgten Abberufung aller ſchwe⸗ 
diſchen Unterthanen, nicht verließ, ſondern vielmehr als Generallieutenant 
mit dem ſächſiſchen Heere in Livland einrückte und es ſogar mehrmals 
befehligte. Von Patkul ließ er ſich bereden, am 3. Februar 1700 dem 
Generalgouderneuren einen Brief zu ſchreiben, der in Schweden ſehr übel 
aufgenommen ward 's. Darauf nahm er feinen Abſchied und ging auf 
ſeine Güter in der Mark Brandenburg. Wiederum auf Patkuls Zureden 
trat er aufs neue in ſächſiſche Dienſte, reiſte in Geſchaften feines Herrn 
zum Zaren und bekam ſodann ein Commando in Polen, wo er vom 
ſchwediſchen Generalen Nieroth am 21. Juli 1706 bei Warſchau geſchla⸗ 
gen und gefangen genommen wurde . Eilig von ihm weggeworfene 
Schriften nahm ein ſchwediſcher Reiter auf 7, Das ſtockbolmer Hofge⸗ 
richt verurtheilte ihn am 14. November zum Tode, trotz der Fürbitte des 
deutſchen Kaiſers und des Königs von Preußen. Aufgeſchoben ward ſeine 
Hinrichtung durch eine Probe, die er vor dem Stadtrathe von feiner. ver- 
meintlichen Goldmacherkunſt gab. Doch wollte ihn Karl nicht begnadigen 


und er ward am 4. Februar 1707 hingerichtet“. 92 
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Patkul hatte ſich theils durch feine Unterhandlungen mit dem öfter: 
reichiſchen Geſandten, obwohl fie auf des Zaren Befehl geſchahen, theils 
durch ein Memorial über die üble Lage König Auguſts, in welchem ſeine 
und einiger Miniſter ſchlechte Finanz- und Juſtizverwaltung hart mitge⸗ 
nommen wurden (die ſogenannte „politiſche Offenbarung“) se, theils durch 
fein redliches und energiſches Benehmen, namentlich in Betreff der üblen 
Verwendung der ruſſiſchen Hülfsgelder, fo wie durch feine Oppoſition 
gegen die Separatunterhandlungen mit Karl XII. do, die Ungnade König 
Auguſts und namentlich den Haß feiner Räthe, Pfingſten und Imhof, zu 
gezogen. Ein Theil der obigen Gelder war nämlich gleich nach Empfang 
derſelben zum Ankauf von Juwelen verwandt worden, die der König ei⸗ 
nigen Damen ſchenkte und die auf Patkuls Andringen zurückgegeben wer— 
den mußten ». Ueberhaupt machte ihm fein ungeftümes Benehmen überall 
um ſo heftigere Feinde, als ſie ſeine geiſtige Ueberlegenheit dabei doch 
anerkennen mußten 2. Die ruſſiſchen Großen, deren Schwächen er auch 
nicht ſchonte, wie z. B. der Kriegscommiſſair Fuͤrſt Dmitri Golizyn, bes 
neideten ihm Peters wohlverdiente Gunſt; die Polen haßten ihn, weil er 
den Krieg in ihr Vaterland gezogen habe?. Patkul hatte ſich fo eben, 
mit König Auguſts Genehmigung, mit der reichen Wittwe des Geheime— 
raths v. Einſiedel, einer ſehr ausgezeichneten Dame, verlobt”. Wider 
alles Völkerrecht wurde er auf Befehl des ſaͤchſiſchen Geheimeraths ver 
haftet und zwar ſogleich nach Ankunft der grodnoer Poſt am 8. December 
1705, Abends um 11 Uhr. Man hat daher dieſe Gewaltthat dem Könige 
ſelbſt zugeſchrieben, der ſich damals mit Peter d. G. in Grodno befand, 
obwohl beide Monarchen, der Zar in ſeinem Schreiben an den deutſchen 
Kaiſer vom 27. April (S. Mai) 1707 und König Auguſt in ſeinen Re⸗ 
ſeripten an ſeine Miniſter Manteufel und Wackerbart, und endlich auch 
Patkul ſelbſt in ſeiner Apologie ausdrücklich nur von einem Befehle des 
Geheimrathscollegiums ſprechen “s. Patkul ward nach dem Sonnen? 
ſtein gebracht. Der Fürſt Golizyn proteſtirte ». Der Zar verlangte fo- 
fort (13. Januar 1706), fein Geſandter möge nach Grodno oder ſonſt 
wohin mit allen ſeinen Papieren geſtellt werden. Der König verſprach 
zu wiederholten Malen, namentlich durch den Generalen Golz, Patkuln 
frei zu geben oder heimlich fliehen zu laſſen, und ging in ſeiner Falſch⸗ 
heit ſoweit, daß er einmal ſeinem Bundesgenoſſen die Freilaſſung Patkuls 
als ſchon geſchehen meldete, während er ihn nur aus Sonnenſtein ins feſtere 
Königſtein hatte bringen laſſen. Gegen Oeſterreich und Danemark, deren 
Geſandten ebenfalls reelamirt hatten, beſchönigte er das Verfahren feiner 
Miniſter, indem er Patkuln wegen ſeiner Unterhandlungen mit Oeſterreich 
des Verraths bezüchtigte. Auch hieß es, derſelbe habe heimlich an einem 
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Vergleiche zwiſchen dem Zaren und Karl XII. gearbeitet, deſſen Zweck 
die Vereinigung Litthauens mit Rußland fein ſollte '. Nach Patkuls eis 
genen Erklärungen kurz vor ſeinem Tode ſcheint König Auguſt mit ihm 
in gutem Vernehmen geblieben zu fein und ihm ſogar heimliche Anfchläge 
auf die Schweden und die Perſon Karl XII. mitgetheilt zu haben, die 
Patkul aber mit Entrüftung zurückgewieſen habe. Beides ſcheint wahr— 
ſcheinlich, wenn man einerſeits Patkuls Unmuth über die Schwäche des 
Königs und andererſeits bedenkt, daß der König zu der Ausführung des 
einen dieſer Anſchläge (die Ueberrumpelung der Schweden in Sachſen 
durch die Ruſſen) wohl der Vermittelung Patkuls bedurfte, um dieſes 
abenteuerliche Projekt dem Zaren annehmlich zu machen, in welchem 
Übrigens auch Patkul ſelbſt feine Befreiung ſehen konnte. Auf dem Kö 
nigſtein ſoll Patkul den Commandanten durch ein Verſprechen von 2000 
Ducaten und einer Generallieutenantsſtelle in Rußland überredet haben, 
ihn frei zu laſſen und mit ihm zu fliehen, dann aber Solches dem Könige 
mitgetheilt haben in der Hoffnung, ſo ſeine Freilaſſung zu bewirken. Dies 
ſoll aber nur die Verhaftung und heimliche Hinrichtung des Comman⸗ 
danten zur Folge gehabt haben, wovon der zur Strafe für eine ſcharfe 
Bußpredigt auf den Königſtein geſetzte Prediger Philippi Zeuge ge⸗ 


weſen s. Dieſe Erzählung der Geſchichtſchreiber Nordberg und Par- 


thenay iſt indeſſen eben ſo unwahrſcheinlich, als die zweier anderer Schrift— 
ſteller, Voltaire's und Limier's ee, welche behaupten, der Commandant 
habe vom Kurfürſten Befehl gehabt, den Gefangenen vor der Ankunft 
der Schweden in Freiheit zu ſetzen; Patkul habe aber die vom Comman⸗ 
danten verlangte Summe verweigert. Nicht der Commandant vom König⸗ 
Rein, fondern der vom Sonnenſtein, den man beſchuldigt hatte, Patkuls 
Viefwechſel begünſtigt zu haben, wurde gefeſſelt mit ihm zugleich nach 
Königſtein gebracht o. Im ſchmachvollen altranſtädter Frieden, den 
Pfingſten und Imhof, ihre Vollmachten mißbrauchend, heimlich abſchloſſen! 
(25. April 1706) und durch den Auguſt der polniſchen Krone entſagte, 
verſprach er auch die Auslieferung aller in Sachſen befindlichen und in 
ediſchen Landen geborenen Individuen und namentlich die Patkuls. 

ge weigerte ſich König Auguſt, die Bedingung zu ratificiren. Da er 
„trotz der ihm von ſeinen Räthen und dem Grafen Piper gemachten 
offnungen, keine Modificationen erlangen konnte, ſo ließ er den Frieden 
am 1. Januar 1707 publiciren. Erſt nach der Rückkehr der Sachſen aus 
Polen wurde Patkul am 28. März 1707 dem ſchwediſchen General 
Meyerfeld, fpätern Generalgouverneuren von Pommern, wo er ſich ſehr 
iebt machte, ausgeliefert, einem gebornen Livländer und deſſen Regi- 
ment beinah ganz aus Livländern beſtand 2. Patkul, der einen fuürchter— 
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lichen Tod vorausſah, ſoll verfucht haben, feinem Leben durch Enthaltung 
von Nahrungsmitteln und dann durch plötzliche Unmäßigkeit ein Ende zu mas 


chen, doch ohne Erfolg. In einem verſchloſſenen und nur mit einigen Luft- 


löchern verſehenen Wagen wurde Patkul nach Polen gebracht und dort vom 
meperfeldſchen Regimente dem hielmſchen überliefert. Sein Proceß dauerte 
mehrere Monate. Er wurde zum Tode verurtheilt, weil er, wie es in 
der ihm eröffneten Entſcheidung hieß, in Livland Unruhen angeſtiftet, in 
einer ſeiner Schriften die Majeſtät beleidigt, die Flucht ergriffen, dem 
königlichen Geleitsbriefe nicht Folge geleiſtet, den Krieg angezettelt und | 
gegen ſein Vaterland gefochten habe. So lautete das in Stockholm vom 
Kriegsgerichte unter Vorſitz des General Renſkiöld gefällte und vom Kö: 
nige beſtätigte Urtheil. Mit Mühe ſoll der letztere bewogen worden 
fein, die Hinrichtung nicht von dem meyerfeldſchen Regimente vollziehen 
zu laſſen. Zwei Tage vor derſelben, am 28. September (8. October), 
ward Patkul nach Caſimir, acht Meilen von Poſen, zum hielmſchen 
Dragonerregimente gebracht. In Slups hatte er ein Teſtament aufge- 
ſetzt, durch welches er ein Drittel ſeines Vermögens ſeinen Neffen, ein 
zweites Drittel zur Einlöſung ſeiner verpfändeten livländiſchen Güter und 
das letzte Drittel feinem Secretairen beſtimmte 23. Dem Urtheile gemäß 
ſollte er lebendig gerädert und geköpft und ſodann ſein Leichnam an fünf 
Stellen auf der Landſtraße aufgeſtellt werden. Die Todesnachricht, welche 
ihm der Feldprediger des hielmſchen Regiments am Vorabende des zut 
Hinrichtung beſtimmten Tages überbrachte, erſchütterte ihn tief. Er ſprach 
von den Verfolgungen, die er von der ſchwediſchen Regierung erduldet 
habe und die ihn gezwungen hätten, bei den Feinden derſelben Schutz zu 
ſuchen, erwähnte ſeine vergeblichen Gnadengeſuche und betheuerte, der 
nordiſche Krieg wäre, als er in fremde Dienſte trat, ſchon längſt be— 
ſchloſſen geweſen, er alſo nicht der Urheber deſſelben. Den König Auguſt 
ließ er bitten, ſeinen Verwandten ungefähr 50,000 Thaler auszuzahlen, 
was nicht geſchehen iſt. Dem Prediger trug er ſeinen Abſchiedsgruß an 
ſeine Braut auf, nöthigte ihn, 100 Ducaten anzunehmen, und ſchenkte ihm 
eine Ausgabe des griechiſchen neuen Teſtaments, die, wie er ſagte, im 
Elend fein Vademecum geweſen war. Am 30. September, nach 6 Uhr 
morgens, geſchah die Hinrichtung. Patkul bekam 14 oder 15 Stöße mit 
dem Rade, kroch dann unter den fürchterlichſten Schmerzen ſelbſt zum 
Block, wurde mit mehreren Hieben enthauptet und ſein Leichnam auf das 
Rad geflochten . Was half es nun, daß König Auguſt ſpäter Imhof 
und Pfingſten in daſſelbe Gefängniß ſetzen ließ, wo Patkul geſchmachtet 
hatte, auch im Jahre 1713 ſeine Gliedmaßen von den Pfählen abnehmen 
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und in einer Kifte nach Warſchau bringen ließ, wo er fie dem franzöſi⸗ 
ſchen Geſandten zeigte, ohne auch nur ein Bedauern auszuſprechen >, 

So lebte und ſtarb Johann Reinhold Patkul, ſein ganzes Leben hin⸗ 
durch ein unerſchrockener und unermüdlicher Kämpfer für die Rechte und 
Wohlfahrt feines Vaterlandes. Der Gunſt eines mächtigen Fürſten, die 
er durch Gonceffionen hätte leicht erwerben können, zog er eine gefahr— 
volle Flucht, Noth und Elend vor. Mit Recht gab er einer feiner Schrif— 
ten (dem Echo) das bekannte und ſeinen Character vollkommen bezeich⸗ 
nende Motto: justum et tenacem propositi virum u. ſ. w. Nachdem 
ſeine Bitten um Rückkehr ins Vaterland oder auch nur um ein ruhiges 
Exil, vom rachſüchtigen und eigenſinnigen Karl XII. zurückgewieſen wor⸗ 
den, zeigte er ihm und der erſtaunten Welt, was Geiſt und Charakter— 
ftärfe ſelbſt eines Einzelnen gegen die Macht ganzer Staaten vermag. 
Mit einem feſten und energiſchen Charakter verband Patkul auch viele 
Kenntniſſe, politiſchen Scharfblick und eine große Unterhandlungs- und 
Ueberredungsgabe, die aus ſeiner diplomatiſchen Laufbahn und namentlich 
ſeinen Berichten an das zariſche Cabinet deutlich hervorleuchten. Die 
letztern zeichnen ſich auch durch eine ſeltene Freimüthigkeit aus und ge— 


hören zu den intereſſanteſten politiſchen Correſpondenzen unſerer Zeit. 


Von dem guten Rechte Livlands gegen Schweden, das er des Vertrags- 
bruchs beſchuldigte, überzeugt, war er zwar nicht der erſte Urheber des 


nordiſchen Krieges, aber doch, ſo lange er lebte, die Seele deſſelben. Auch 


ohne ihn hätte Peter der Große die Eroberung Ingermannlands wenig⸗ 
ſtens unternommen, die Rußland mit Weſteuropa in unmittelbare Ver— 
bindung bringen ſollte. Aber ohne ihn wäre König Auguſt nicht ſo feſt 
in der ruſſiſchen Allianz erhalten worden. Karl XII. bätte alſo Zeit 
und Kräfte nicht umfonft in Polen und Sachſen verſchwendet, wohin ihn 
die Rachgier, wohl auch gegen Patkul, trieb und Peter hätte nicht neun 
Jahre Zeit gewonnen, um nicht blos Ingermannland, ſondern auch Liv- 

d Eſthland zu erobern, dieſe beiden Provinzen, den Abfall Auguſts und 
den altranſtädter Frieden benutzend, für ſich zu behalten und ſeine Heere 
zu einer Poltawaſchlacht einzuüben. So hatte dieſelbe Rachgier, welche 
Patkuln den Tod brachte, Karls XII. Sturz vorbereitet. Männer, wie 
Peter der Große und Patkul, mußten ſich verſtehen, ſich verbinden und 
für einander arbeiten, obwohl keiner des andern Werkzeug war, ſondern 
jeder zugleich auch für die Idee feines Lebens kämpfte. Ihren Sieg er⸗ 
lebte nur Peter, nicht Patkul, der feiner doppelten Berufstreue zuerſt als 
livlandiſcher Deputirte und ſpäter als ruſſiſcher Geſandte zum Opfer 
fiel; durch jene lud er Karls, durch dieſe des ſchwachſinnigen Auguſts 
Zorn auf ſich. Rußland iſt ihm alſo eben fo ſehr als Liv- und Eſtb⸗ 


land verpflichtet. Jenes dankt ihm die Erwerbung dieſer Provinzen, eine 
der Hauptgrundlagen ſeiner- Macht und Cultur; dieſe aber danken ihm 
die Vereinigung mit Rußland und beinah anderthalb Jahrhunderte des 
Friedens und einer meift ungeſtörten materiellen und geiſtigen Entwicke⸗ 
lung. Eine tragiſche Heldengeſtalt, vielleicht der größte Character der 
Oſtſeeprovinzen, bildet er am Schluſſe der von uns geſchilderten Zeiten 
eine ebenſo glänzende Erſcheinung, als Albert I., der Bekehrer und 
Eroberer, am Anfange derſelben ©, — 

Wir kehren jetzt zur Schilderung der weitern Kriegsbegebenheiten zu⸗ 
rück. In Livland überfielen auf Befehl Löwenhaupts die Dbriftlieute- 
nante Kaulbars und Brömſen ein ruſſiſches Lager in der Nähe Dor- 
pats und hieben viele der Feinde zuſammen (Januar 1708). Doch 
Karl XII., auf ſeinen Zug ins innere Rußland bedacht, wohin er ſich 
auch von der livländiſchen Adelsfahne begleiten und dieſe (vielleicht weil 
er ihr nicht ganz traute) in der Ukraine ihr Blut verſpritzen ließ ?, befahl 
Löwenhaupt, mit feinen meiſten Truppen an die Berefina zu marſchiren, 
um ſich mit ihm zu vereinigen. Vergebens ſtellte ihm der General vor, 
daß die Oſtſeepropinzen dadurch beinah ganz entblößt würden. Er mußte 
gehorchen und gelangte am 16. Auguſt nach Dolhinow, im Oſmianſchen 
Kreiſe, wo er 10,000 Mann muſterte. Am 28. September rückte er nach 
Lieſna, ward am folgenden Tage von einem ruſſiſchen Heere unter Peters 
Befehl geſchlagen“ und erlitt bedeutenden Verluſt. Einige Wochen vor- 
her (16. Auguſt) hatten die Schweden bei Weſenberg ebenfalls eine Nie- 
derlage erlitten“. Dieſe Unfälle waren nur das Vorſpiel der gänzlichen 
Vernichtung des ſchwediſchen, von Karl XII. ſelbſt angeführten Heers, 
ſowie überhaupt der ſchwediſchen Suprematie im Norden durch Peter den 
Großen in der denkwürdigen Schlacht von Poltawa (27. Juni 1709), 
worauf auch Löwenhaupt am folgenden Tage ſich ergab. Da Livland 
von Truppen ganz entblößt war, bekam der im J. 1706 für die Unter⸗ 
drüdung der aſtrachaner Unruhen in den Grafenftand erhobene Schere⸗ 
metjew, der auch an den letzten Siegen der Ruſſen Antheil gehabt hatte, 
ſofort Befehl, mit drei Infanterie-Diviſionen und acht Regimentern Rei⸗ 
terei, gegen 40,000 Mann, auf Riga zu marſchiren und es zu belagern. 
Am 15. Juli trat er den Marſch an . Auguſt II. nahm ſofort wieder 
Beſitz von feinem Königreiche und ſchloß mit dem Zaren ein neues Bünd⸗ 
niß zu Thorn; Hülfstruppen und Subſidien wurden ihm verſprochen und 
Pfingſten und Imhof wegen Patkuls Auslieferung verantwortlich ge⸗ 
macht. Durch einen zweiten geheimen Vertrag wurde Livland dem Kö- 
nige, Eftbland hingegen dem Zaren zugeſagt. Auch mit den Königen 
von Danemark und Preußen wurde ein Trutzbündniß geſchloſſen (10. 
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und 11. October) 11. Dem letztern, der des Herzogs von Kurland Obeim 
war, verſprach Peter, dieſe Provinz zu räumen. In Marienwerder ſoll 
ſich Graf Flemming, der von ſächſiſcher Seite die Unterhandlungen zu 
Thorn geführt hatte, beim Zaren eingefunden und dieſer ihm erklärt ha⸗ 
ben, da er von feinen Vundesgenoſſen verlaſſen worden und Alles allein 
babe thun müſſen, fo werde er ſich an die frühern Verträge nicht halten, 
ſondern alle ſeine Eroberungen, namentlich Livland, behalten, worauf 
Flemming erwidert haben ſoll, weder der König noch die Republik mach 
ten auf die Provinz Anſpruch. Dieſe vom Generalen Gordon, Peters 
Biographen, unter dem 29. October (wo Peter Marienwerder ſchon ver⸗ 
laſſen hatte) mitgeteilte Unterredung widerſpricht dem fo eben abgeſchloſ⸗ 
ſenen geheimen Vertrage, den Gordon wohl nicht kannte, und muß alſo 
nicht erſt in Marienwerder und nicht in der angeführten Weiſe ſtattge⸗ 
funden haben. Vielleicht fand fie während der thorner Unterhandlungen 
ſtatt und hatte wenigſtens das Aufgeben des früher ebenfalls Polen zu⸗ 
geſagt geweſenen Eſthlands ſeitens dieſer Macht zur Folge. Schon dar 
mals ward England auf Rußlands Erwerbungen an der Oſtſee eiferſüch— 
tig. Der Kammerherr Boris Kurakin ward nach London geſandt um 
zu erklären: man kämpfe nicht, um Livland oder Finnland zu erobern, 
ſondern um den unbeugſamen Karl zum Frieden zu zwingen '?, 
Unterdeſſen hatte die ſchwediſche Regierung Rigas Beſatzung bis 
auf 12,000 Mann verſtarkt und den Grafen Strömberg, Generalgou— 
verneuren von Eſthland, in derſelben Eigenſchaft nach Lipland und Riga 
verſetzt. Anfangs Detober langte Graf Scheremetjew in Dünaburg an 
und ſandte den Generalen Bauer mit vier Dragonerregimentern auf dem 
rechten Dünaufer voraus, während er ſelbſt auf dem linken Dünaufer 
marſchirte. Bauer verbreitete ein Manifeſt, in welchem dem liv- und 
eſthländiſchen Adel Schutz gegen den unrechtmäßigen Druck der Reduction 
und Liquidation und Rückgabe ſeiner frühern Freiheiten verſprochen, auch 
die Vernachläſſigung Livlands Seitens feines Beherrſchers gerügt wurde. 
Auf eine Gegenproclamation Strömbergs vom 22, Oetbr., in der er die 
Livländer zur Treue und zum Zuſammenwirken mit den königlichen Trup⸗ 
pen ermahnte, auch die Ruſſen eines barbariſchen Benehmens beſchuldigte, 
erwiderte Scheremetjew, indem er dieſen Hochmuth tadelte und zugleich 
ſagte: „Beſchützt ein Monarch nicht feine Unterthanen, wie es doch fein 
ſoll, fo darf er von ihnen weder Treue noch Unterwürfigkeit fordern, da 
ihre Verpflichtungen wechſelſeitig ſind. Unbegreiflich ſei es, wie der 
Gouverneur die Livländer auffordern dürfe, mit den Truppen in ihrer 
Provinz zuſammenzutreten, da fie hierauf fragen müßten, in welcher Ge- 
gend der Welt denn dieſe ſchwediſchen Truppen ſteckten, indem man hier 
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kaum zehn Mann Schweden antreffe 18.“ Strömberg zog die mitauſche 
Beſatzung unter dem Generalen Johann Clodt nach Riga. Nachdem 
Bauer das Landvolk vergebens aufzuwiegeln geſucht, hingegen aber einige 
ſchwediſche Parteien in der Umgegend Rigas geſchlagen und bis in die 
Nähe der Stadt verfolgt hatte, ſteckten die Schweden die um die Vor— 
ſtadt gelegenen Häuſer und Gärten in Brand. Am 26. October erſchien 
Scheremetjew mit dem größten Theil feines Heers am linken Dünaufer 
vor Riga und ließ durch den Generalen Wolkonſki die Koberſchanze 
beſetzen und wiederherſtellen, die nun den Namen Petersſchanze erhielt 14. 
Nachdem fein Geſchütz (60 Kanonen und 20 Mörfer) auf Barken die 
Düna heruntergekommen und vom Kugelregen der Feſtung unbeſchadet ge- 
landet worden, erſchien Peter der Große am 9. November, ließ am 
11. die Laufgräben eröffnen und am 14. aus der Koberſchanze Bom- 
ben (nach Helms gegen 150, von denen 49 am Nachmittage) wer⸗ 
fen, von denen die eine noch in einer Wand der Stadtbibliothek 
(im Domsgange) gezeigt wird, jo daß, wie er dem Miniſter Litta 
ſchrieb: „Gott der Herr ihn in den Stand geſetzt habe, den An— 
fang der Rache an dem verfluchten Orte zu ſehen 18.“ Ob dieſe Er- 
bitterung noch eine Folge der während feines Aufenthalts in Riga vor 
zwölf Jahren erlittenen Unannehmlichkeiten war, an denen übrigens nur 
General Dahlberg, nicht die Stadt, ſchuld war? Die Jahreszeit war in— 
deſſen weit vorgerückt, die Beſatzung ſtark und kein Entſatz zu befürchten. 
Dagegen waren aber die Kornſpeicher meiſt leer, indem das Korn nicht, 
wie man Strömberg bei feiner Ankunft vorgeſpiegelt hatte, nach Duͤna⸗ 
münde zur Verproviantirung dieſes Orts geſchafft, ſondern nach Frank⸗ 
reich verkauft und von Holländern gekapert worden 1%, Die Stadt war 
von Flüchtlingen angefüllt, worunter 150 adlige Familien. Peter be- 
ſchloß daher die Belagerung in eine Blokade zu verwandeln und reiſte 
nach Petersburg. Scheremetjew nahm ſein Hauptquartier in Mitau und 
vertheilte fein Fußvolk in Kurland und Litthauen, feine Reiterei in Liv— 
land, in Rigas Nähe. Fürft Repnin ſollte die Blokade und das Bom— 
bardement aus der Petersſchanze leiten und erhielt dazu ein Corps von 
6000 Mann Fußvolk und 1000 Reitern, die aus allen Regimentern ab- 
wechſelnd genommen wurden. Von dieſen verlegte er 5500 nach und bei 
Jungfernhof, wo er fein Hauptquartier nahm, 500 nach Kirchholm und 
1000 in die Petersſchanze. Unbegreiflich ift es, wie er mit dieſer geringen 
Truppenzahl ſeine Unternehmungen ungeſtört fortſetzen konnte, da Riga 
12,000 Mann Beſatzung, wovon 1700 Reiter, hatte, wie gemeldet wird 
und auch nicht unwahrſcheinlich iſt, denn trotz Hunger, Peſt und einer 
über acht Monate anhaltenden Belagerung, zählte fie bei der Uebergabe 
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noch 5382 Mann. In der Nacht vom 13. auf den 14. Januar verſuchte 
der Vice⸗Gouverneur General Clodt mit 4000 Mann einen Ausfall, 
kehrte aber unverrichteter Sache wieder zurück. Das Bombardement, das 
am 1424. November fortging, am 4. December (16 Bomben in der 
Stunde) wieder anfing und am 10. und 12. fortdauerte, nöthigte die 
meiſten Einwohner, in Kellern und Gewölben einen Zufluchtsort zu ſuchen. 
Am 12. flog der Pulverthurm der Citadelle mit 1800 Bomben in die 
Luft, wodurch das Innere derſelben in einen Trümmerhaufen verwandelt, 
800 Menſchen verſchüttet und der Dünawall drei Wagen breit geöffnet wurde. 
Zwei Tage darauf wurden unterhalb der Stadt auf beiden Ufern der Düna 
Batterien angelegt, um die Verbindung mit der See zu ſperren. Bald 
fehlte es in Riga an Pferdefutter, die Pferde liefen verhungert auf den Stra⸗ 
ßen umher, bis fie niederfielen. Dazu geſellte ſich Holzmangel und eine 
fteigende Theuerung der Lebensmittel. General Bauer ſchickte dem Ge- 
neralgouverneuren einen Wagen mit Wildpret und empfing ihn mit Wein 
beladen zurück. Am 18. Januar bewilligte der nach Riga zahlreich ge— 
flüchtete Adel einen Beitrag an Korn zum Unterhalt der Garniſon; am 
7. Februar wurde er aufgefordert, Officiere in Koſt und Reitpferde zur 
Fütterung zu nehmen n. Von der Beſatzung liefen viele Soldaten zum 
Feinde über. Auch die Belagerer hatten unterdeſſen manches Ungemach 
zu erleiden. In Folge einer ungewöhnlichen Ueberſchwemmung der Dina, 
als fie fi von ihrer Eisdecke befreite, ſchwollen den Soldaten die Füße. 
Dann brach die Peſt aus, die in der Stadt zwei Drittel der Buͤrger— 
ſchaft wegraffte. Im Lager ſtarben 6000 Mann; einige Generale riethen 
ſchon zur Aufhebung der Belagerung. Strömberg ließ der Garniſon 
(am 11. März) eine vom ſchwediſchen Reichsrathe ihm mitgetheilte Nach- 
richt von einem zwiſchen dem Könige und dem Sultan geſchloſſenen Bünd- 
niſſe und dem Heranrücken des erſtern mit 100,000 Chriſtenſklaven eröff- 
nen. Da erſchien am 11. März Scheremetjew und die Batterien unter- 
halb der Düna wurden vollendet, desgleichen eine auf einem Holme, 
welche am 23. gegen die Stadt zu ſpielen anfingen und fie von Düna— 
münde und der See ganz abſchnitten. Zu dieſem Zwecke wurden auch 
700 Mann Fußvolk und 300 doniſche Koſaken unter dem Befehle des 
Oberſten, nachherigen Generalgouverneurs Lasey in Kähnen auf dem 
Fluſſe ſelbſt aufgeftellt. Bis zum 17. März waren ſchon 1125 Bomben 
aus der Petersſchanze in die Stadt geworfen, 1187 aus der Stadt in die 
Schanze. Da ſich noch immer ſchwediſche Schiffe nach Riga durchſchli— 
chen, ſo ward in der Gegend von Hofzumbergen (beim nachherigen kai— 
ſerlichen Garten) am 13. April ein Brückenkopf und bei demſelben eine 
Schwimmbrücke auf eingerammten Balken über die Düna angelegt. Ein 
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Angriff der Belagerten mit ſechs Kanonierböten auf eine Inſel vor Jung⸗ 
fernhof mißlang; desgleichen einer von neun ſchwediſchen Kaperſchiffen, 
die aus Dünamünde ausgelaufen waren, auf die neuen ruſſiſchen Batter 
rien (28. April). Der ſteigende Mangel an Lebensmitteln nöthigte in⸗ 
deſſen zu ſtrengen Maßregeln. Am 15. April mußte jeder ein Verzeich⸗ 
niß ſeiner Subſiſtenzmittel einreichen und unter Zurückbehaltung der zum 
eigenen Unterhalt auf 2 Monate nöthigen, den Ueberſchuß zum Beſten 
der Truppen abliefern. Am 30. forderte der Generalgouverneur von der 
Ritterſchaft 1500 Lof Korn, am 7. Mai von Stadt und Land 4000 Lof 
und 10,000 Thaler, am 4. Juni 2000 Pfund Brod 18. Unterdeſſen 
hatte Scheremetjew ſein Heer wieder um Riga zuſammengezogen. Das 
Corps des ebenfalls angekommenen Fürſten Menſchikow (der indeſſen für 
ſeine Perſon bald zum Zaren zurückkehrte) beſetzte die Schanzen unterhalb 
der Stadt, Fuͤrſt Repnin ſtand oberhalb derſelben an der Dina, der In- 
genieurgeneral Hallart bei den Sandbergen und den Windmühlen vor der 
Vorſtadt . Die Peſt, die am 14. Mai im Lager ausbrach, wohin fie 
aus Kurland gekommen war und trotz der ergriffenen Vorſichtsmaßregeln 
allmälig 9800 Mann wegraffte, hemmte die Belagerung nicht. In der 
Nacht vom 30. auf den 31. Mai drang eine ruſſiſche Abtheilung durch 
die Raunspforte (in der Nähe der jetzigen Aleranderpforte) in die ver— 
palliſadirte und hin und wieder mit Bruſtwehren verſehene Vorſtadt; eine 
andere unter Lasey feste ſich beim Johannisdamm feſt und erſtürmte ihn 
am folgenden Tage, wobei die ſeit der vorigen Belagerung wieder auf— 
gebaute Gertrudkirche, die Jeſuskirche und die Häufer bei der Karlspforte 
theils von den Ruſſen, theils von den ſich zuruͤckziehenden Schweden und 
durch den Kugelregen von den Wällen herab verbrannt wurden. Verge- 
bens gingen wiederum 6 Kanonenböte aus der Stadt den Fluß hinauf 
und fingen an, die nun feindliche Vorſtadt zu beſchießen. Das Kanonen? 
feuer aus der Petersſchanze nöthigte ſie zum Rückzuge. 

Nach der Einnabme der Vorſtadt wurde es den Belagerern möglich, 
daſelbſt Laufgräben zu ziehn und drei große mit 14 Mörſern verſehene 
Bombenkeſſel zu errichten, die trotz des Feuers der Belagerten in einigen 
Tagen fertig wurden? Unterdeſſen hatte ſich bei Dunamünde ein ſchwe⸗ 
diſches Geſchwader verſammelt, aus 1 Bombardier- und 13 Kriegs⸗ 
ſchiffen, 1 Vombardiergalliote, 1 Galliote und 9 Kapern beſtehend. 
Am 5. Juni verſuchten 21 Schiffe die Düna heraufzugehen, wurden aber 
durch ruſſiſches Kanonenfeuer zurückgetrieben. Ebenſo unwirkſam war ein 
Unternehmen dreier Schiffe-am 9. Juni, die heraufkamen und die feindlichen 
Laufgräben beſchoſſen, aber ebenfalls bald umkehren mußten. Das ganze 
Geſchwader ſtach nun in See und verſchwand! Mit ihm die letzte ſchein⸗ 
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bare Hoffnung der Belagerten auf Entſatz. Zahlreiche Ueberläufer unter⸗ 
richteten die Ruſſen von den durch ihr Feuer in der Stadt angerichteten 
Verheerungen und dem daſelbſt berrſchenden Mangel an Lebensmitteln. 
Das Lof Roggen, das im März 1%, Reichsthlr. gekoſtet hatte, koſtete 
nun 4 Thlr., ein Kalb 10. Das von Strömberg ausgeſchriebene Korn 
war nicht aufzutreiben. Man mußte den Einwohnern das letzte entreißen 
und fing ſchon an, Pferdefleiſch zu eſſen. Am 10. Juni forderte daher der 
ruſſiſche Feldherr den ſchwediſchen zur Uebergabe auf und geſtand ihm 
einen Waffenſtillſtand bis zum Abende des 14. zu, um ſich mit Adel und 
Bürgerſchaft zu berathen. Es verbreiteten ſich aber, wie ſchon früher, 
durch Flüchtlinge Gerüchte vom Herannahen des Königs aus Dünamünde 
oder Pernau. Der Landmarſchall v. Tieſenhauſen berieth ſich mit dem 
Adel und rieth darauf dem Generalgouverneuren ſchriftlich, den Feind 
noch hinzuhalten 20. Strömberg verlangte noch erſt einen Boten nach 
Schweden abzufertigen. Da fingen am 14., um 2 Uhr Nachmittags, alle 
Mörfer der Vorſtadt und der Petersſchanze an, Tag und Nacht gegen die 
Stadt zu ſpielen und ſchleuderten bis zum 27. 3389 Bomben hinein. Am 
15. baten einige Abgeordnete der Buͤrgerſchaft den Generalgouverneuren, zu 
capituliren. Allein Flüchtlinge ſagten aus, der König habe die Ruſſen in 
Litthauen zweimal geſchlagen und nähere ſich der Stadt. Obgleich am 
18. allein hundert Perſonen getödtet wurden, die Geſunden zur Pflege 
der Peſtkranken und die zwei noch am Leben gebliebenen Prediger zur 
Beerdigung der Todten nicht mehr hinreichten und gegen 22,000 Menſchen 
umgekommen waren 2“, ſo entſchloß ſich Strömberg dennoch, erſt am 24. 
wiederum um einen Stillſtand zu bitten. Tieſenhauſen wurde von der 
Ritterſchaft ermächtigt, mit einigen von ihm ſelbſt zu wählenden Edelleuten 
die Capitulationspunkte zu berathen, und bat Strömberg, vom Feinde ei- 
nen zehntägigen Waffenſtillſtand zu erwirken. Nur zweimal vier und 
zwanzig Stunden wurden zugeſtanden und dieſe auch von einem Kriegs: 
rathe der Belagerten angenommen. Am 28. ward der Waffenſtillſtand 
von Scheremetjew bis zum 30. zugeſtanden. Die vitterſchaftlichen Accord- 
punkte wurden aufgeſetzt und vom Generalgouverneuren genehmigt **. 
Am 30., bis wohin Adel und Bürgerſchaft über die Capitulationspunkte 
derathſchlagten, erſchien der Oberſt Buddenbrock mit denſelben im 
feindlichen Lager bei Dreilingsbuſch, wo fie ſofort überfegt wurden. Ihn 
begleiteten von Militärperſonen der Oberſt Vietinghoff und der Ober- 
auditeur Polus, ſeitens des Adels der Hauptmann Patkul und der Af- 
ſeſſor Richter, ſeitens der Stadt der Bürgermeiſter Nordeck, der Rath⸗ 
mann Reuter und die beiden Aelterleute Vegeſack und Frobrich. 
Am folgenden Tage ließ ſich der Feldmarſchall Scheremetjew mit ſeinen 
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Generalen die Capitulationspunkte vorleſen und eine Antwort aufſetzen, 
in der er von jedem Livländer von Geburt den Huldigungseid verlangte. 
Dies wollten weder die livländiſchen Abgeordneten noch Strömberg ein— 
gehn. Die Unterhandlungen dauerten bis zum 3. Juli, wo man ſich 
einigte. Am 4., um 8 Uhr Morgens, wurden die bis dahin ins Reine 
geſchriebenen drei Capitulationen des Militairs, der Stadt und des Adels 
von Scheremetjew in Gegenwart der Abgeordneten beſiegelt und unter— 
ſchrieben und dann zu Strömberg gebracht, der ein Gleiches that. Durch 
die Sandpforte zogen Fürſt Repnin und der Generallieutenant Chriſtian 
von der Oſten mit einem Theile des ruſſiſchen Heers in die Stadt. Am 
10. rückte Strömberg mit dem Ueberreſte ſeiner Beſatzung (5132 Mann, 
worunter 2905 Kranke) mit Fahnen und Muſik, der Militaircapitula— 
tion 28 gemäß, aus der Stadt, um über Rujen und Fellin nach Reval zu 
ziehen, während die Kranken nach Dünamünde gebracht wurden, um von 
dort nach Schweden eingeſchifft zu werden; 250 Mann (die livländiſche 
Adelsfahne, das livländiſche, nyländiſche und kareliſche Reiter- und das 
wiburgſche und kareliſche Infanterieregiment) blieben der Capitulation zu 
Folge zurück, weil dieſe Corps aus Einſaſſen -der vom Zaren eroberten 
Provinzen beſtanden. Vom Adel blieben in Riga 92 Dfficiere (darunter 
der Generalfeldwachtmeiſter Albedyl), 10 Civilbeamte, 22 Rathsperſonen, 
55 Bürger großer, 555 kleiner Gilde, 232 Kauf- und Werfgefellen, im 
Ganzen alfo 864 Perſonen, außer dem Geſinde und den Arbeitsleuten 2%, 
Allen übrigen ſchwediſchen Unterthanen war ein freier Abzug bewilligt 
worden, ausgenommen den in ruſſiſchen Dienſten befindlich geweſenen, na— 
mentlich dem Sergeanten Gottſchlich, der auch ſeinen frühern Verrath 
hier mit dem Tode büßen mußte. ; 

Am 12. Juli hielt Scheremetjew, von einem Theil der bewaffneten 
Ritter- und Bürgerſchaft eingeholt, feinen feierlichen Einzug durch die Karls— 
pforte in ſechs Kutſchen. In der letzten ſaß er ſelbſt mit dem Bevollmäch— 
tigten der Ritterſchaft und dem Geheimerathe Baron Löwenwolde. 
Bei der Pforte übergab der Rath, während von den Wällen die Kanonen 
donnerten, zwei goldene Schlüſſel, 3 Pfund ſchwer und 800 Rthlr. werth, 
die der Zar dem Feldmarſchall ſchenkte 2». Auf dem Schloſſe wurde der- 
ſelbe von Adel, Rath und Geiſtlichkeit, empfangen und mit einer Rede 
bewillkommt. Darauf verfügte man ſich in die Schloßkirche, wo Adel 
und Geiſtlichkeit, und ſodann vor das Rathhaus, wo der Rath den Eid 
der Treue leiſtete und unterſchrieb. Die Feierlichkeit beſchloß ein von 
Scheremetjew in ſeinem Lager gegebenes Gaſtmahl. Lascy wurde zum 
Commandanten von Riga ernannt, die Oberleitung der livländiſchen Anz 
gelegenheiten hatte aber der fhen am 15. Auguſt 1704 zum General- 
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gouverneuren der ſämmtlichen eroberten . ven Fürft langue 

Menſchikoff. 

Peter der Große genehmigte zwar die Capitulation, befahl — zur 
Vergeltung für die Verletzung der nach der Schlacht von Narwa geſchloſ— 
ſenen, den Grafen Strömberg mit Generalitat und Stab gefangen zu⸗ 
ruͤckzubehalten, was auch geſchah. Der Graf ward nach Petersburg ge— 
bracht, dort über den Gang der Belagerung befragt und endlich gegen 
einen ruſſiſchen Generalen ausgewechſelt 2°. 

Schon die Militaircapitulation enthielt (P. 28—44) eine ausführ⸗ 
liche Beſtätigung der Rechte der Ritterſchaft und der Stadt Riga. Den⸗ 
noch fanden beide für nöthig, ſich ihrer noch durch beſondere, ſehr genau 
abgefaßte und ins Einzelne gehende Accordpunkte zu verſichern, deren 
Inhalt meiſt in den im Jahre 1845 promulgirten baltiſchen Coder auf— 
genommen iſt und noch heutzutage die Grundlage des Rechtszuſtands der 
Provinz bildet 27. Riga bedang ſich die Erhaltung der evangeliſchen Re 
ligion, des kirchlichen und Schulpatronats, der Stadtbehörden, der Inap- 
pellabilität feines Conſiſtoriums, ſowie die feiner Güter, Einkünfte, Pri⸗ 
vilegien, Gewohnheiten und Freiheiten zu Waſſer und zu Lande aus. 
Rath, Gilden, Compagnieen, Zünfte, Aemter (auch das burggräfliche) und 
Stiftungen ſollten auf dem frühern Fuße bleiben. Den Gewerken zum 
Nachtheil ſollte kein neues, weder in noch außer der Stadt und in der 
Citadelle errichtet werden. Der Stadt ſollte ihr Geſchütz und Militair 
bleiben, daſſelbe aber auch in gutem Zuſtande erhalten werden. Keine 
neuen Richter ſollten aufgeſtellt und die officielle Correſpondenz ſollte nur 
in deutſcher Sprache geführt werden. Wer der Stadt oder ihren Ein⸗ 
wohnern mit Schulden verhaftet iſt, darf nicht vor Bezahlung derſelben 
abziehen; wer ins Ausland ziehen will, darf es thun, unter Hinterlaſſung 
eines Zehntels feines Vermögens. Die in Riga befindlichen Flüchtlinge 
aus Dorpat oder anderswoher ſollten zariſchen Schutz genießen. Was 


ſonſt mehr und weitläuftiger aus einander zu ſetzen oder zu behandeln 


Wäre, ſollte zwiſchen dem Monarchen und dem Rathe vereinbart werden. 
Die Befreiung von Schoß und andern Auflagen, ſowie von Einquartie⸗ 
rung außerhalb der Kaſernen war nur bedingterweiſe geſtattet und das 


Geſuch wegen Erhaltung des Stapelrechts und der groben Münze, Be⸗ 


forderung des Handels, Abſchaffung der kürzlich eingeführten Monopolien 
und Zölle, der Recognition und des Stempelpapiers, ſowie endlich die 
itte um Vermittelung wegen Aufhebung des Sundzolls, ward ganz 
und gar an den Zaren verwieſen v. 
Auch die Ritterſchaft erhielt die Beſtätigung ihrer Befiglichfeiten, 
Privilegien, Gerechtſame und Freiheiten in weltlichen und geiſtlichen 
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Dingen nach dem Privilegium Sigismund Auguſts (in der Chyträus⸗ 
ſchen Ausgabe), namentlich die Erhaltung der evangeliſchen Religion ohne 
irgend welchen Eindrang, nach dem augsburgiſchen Glaubensbekenntniſſe 
und den ſymboliſchen Büchern. Kirchen und Schulen ſollten wieder ber- 
geſtellt und bei dem lutheriſchen Glauben erhalten, die Elementarſchulen 
in den Landſtädten mit drei von der Krone zu beſoldenden Lehrern verſehen 
und zu den Kronspfarren von den Eingepfarrten je zwei Candidaten praͤ— 
ſentirt werden. Die Beibehaltung der Landesuniverſität ward verſprochen. 
Die Krone wollte auch für die Beſetzung derſelben mit geſchickten Pro- 
feſſoren bedacht ſein und es ſollten junge Leute aus dem übrigen Reiche 
dort hingeſchickt werden, denen der ungehinderte Gebrauch ihrer Religion 
freiſtehen ſollte. Der ſeit 16 Jahren aufgehobene Landesſtaat (Landraths⸗ 
collegium u. ſ. w.) ſollte wiederhergeſtellt, die beſtehenden Gerichte beibe— 
halten, von der Krone beſoldet und theils aus Edelleuten, theils aus ars 
dern tauglichen Eingeborenen oder verdienten Perſonen deutſcher Nation 
beſetzt werden. Letzteres war dem bisherigen Gebrauche gemäß und es 
finden ſich im 17. Jahrhundert namentlich mebrere Landrichter und Land 
gerichtsaſſeſſoren von unadligem Stande 2”. Die Errichtung eines Ober 
tribunals in Form des preußiſchen, um welche der Adel bat, ward dem 
Monarchen anheimgeſtellt. In peinlichen Fällen ſollte der Adel nur unter 
der Gerichtsbarkeit der Krone ſtehen und zu allen Aemtern, ſowie zur 
Pachtung von Kronsgütern ein Vorzugsrecht haben. Auch der künftige 
Verweſer der Provinz ſollte ein Deutſcher oder doch der deutſchen Sprache 
kundig ſein. In den Gerichten ſollte nach den livländiſchen Privilegien, 
alten Rechtsgewohnheiten und Ritterrechten und wo dieſe nicht zureichten, 
nach dem gemeinen deutſchen Rechte, der landesüblichen Proceßform ge⸗ 
mäß, geſprochen werden, bis ein vollſtändiges livlaͤndiſches Landrecht ge 
ſammelt worden ſei, welches beim Zaren ſelbſt nachgeſucht werden ſollte. 
So erhielt ſich alſo die Ritterſchaft ihren bisherigen Rechtszuſtand: die 
autonomiſche Gewalt des Gewohnheitsrechts und der Gerichtspraxis ward 
anerkannt und der juriſtiſche Zuſammenhang mit dem deutſchen gemeinen 
und folglich auch dem römiſchen Rechte als Hülfsrecht ward beibehalten, 
mit Ausſchließung des ſchwediſchen Rechts, natürlich inſofern es nicht 
durch die in ihrer Macht anerkannte Praxis recipirt war 90, 

In Betreff der adligen Landgüter ward feſtgeſetzt, daß ſie in Frie⸗ 
denszeiten mit keinen neuen Auflagen oder übermäßiger Einquartierung 
beſchwert, nur von Edelleuten gekauft und bei etwanigem Verkaufe an 
einen Unadligen von Edelleuten wieder eingelöſt werden ſollten. Was ein 
jeder ererbt, oder rechtmäßig erworben batte, ſollte er behalten und der 
Adel gegen die ſtattgehabte Reduction in fernen frühern Beſitz wieder ein⸗ 
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geſetzt werden (restitutio in integrum). Bei den Kronsarrenden follten 
Edelleute vor Perſonen anderer Stände einen Vorzug haben. Die Krons- 
güter ſollten im Beſitz der Krone bleiben und nie von ihr veräußert 
werden. Adlige Häufer in den Städten ſollten adlige Rechte genießen. 
Manches die Pfand- und ſäculariſirten Güter, ſowie abweſende Livländer 
Betreffende, ward der Entſcheidung des Zaren überlaſſen 31. 

In Folge deſſen reiſte Löwenwolde als Abgeordneter der Provinz 
nach Petersburg. Dort erhielt er am 30. September die zariſchen Beftä- 
tigungen der rigaſchen Privilegien und derjenigen des Adels, namentlich 
des Privilegiums Sigismund Auguſts, letztere jedoch mit der Einſchrän— 
kung, inſoweit ſie ſich auf die damalige Herrſchaft und Zeiten 
anwenden ließen und unbeſchadet der Hoheit und Rechte der 
Krone. Am 12. October genehmigte der Monarch die Scheremetjew— 
ſchen Capitulationen und entſchied die reſervirten Punkte. Ritterſchaft und 
Conſiſtorium ſollten die Profeſſoren zur pernauſchen Univerſität vorſchla— 
gen; er ſelbſt wollte einen Profeſſor der ſlawoniſchen Sprache ernennen. 
Die Wiederherſtellung des Landſtaats ward dem Baron Löwenwolde auf— 
getragen. Die Errichtung eines Obertribunals ward auf gelegnere Zeit 
verſchoben. Die ſäculariſirten Güter ſollten im dermaligen Zuſtande ver— 
bleiben und die Rechte der Pfandbeſitzer einer Unterſuchung unterworfen 
werden. Die kriegsgefangenen Livländer, die den Eid der Treue ablegten, 
ſollten begnadigt und die außerhalb Landes befindlichen zurückgerufen 
werden. Endlich verſicherte der Zar den Adel, ſeiner Bitte gemäß, auch 
für den Fall einer abermaligen Regierungsänderung feines Schutzes, wie 
es Sigismund Auguſt gethan hatte. Die Entſcheidung über die von der 
Stadt Riga erbetenen Handelsrechte ward auch diesmal ausgeſetzt. 

Unterdeſſen verfolgte Scheremetjew ſeinen Siegeslauf. Bei der Ein— 
nahme Rigas war ihm ein Schreiben des dünamündeſchen Commandanten 
Karl Stackelberg an den Grafen Strömberg in die Hände gefallen, 
worin er meldete, daß ſeine Beſatzung durch die Peſt beinah aufgerieben 
worden. Er ſchickte daher am 7. Juli den General Bucken mit 2000 
Mann dahin, der jenen Brief an Stackelberg zurüdjandte, Batterieen und 
an der Flußmündung ein ſtarkes Werk anlegen ließ und das Bombarde— 
ment anfing. Am 1. Auguſt verlangte Stackelberg zu capituliren und am 8. 
fand die Uebergabe ſtatt 2. In der am 12. Aug. unterſchriebenen Capitulation 
wurde die Erhaltung der augsburgſchen Confeſſion und der Gerichtsordnung, 
ſowie die der Rechte und Privilegien des Adels und der Bürgerſchaft feſtgeſetzt. 
Adlige Häufer in der Stadt wurden von der Einquartierung befreit u. ſ. w. s. 

Gegen Pernau war General Bauer ſchon am 27. Juni mit ſechs 
Dragonerregimentern abgefertigt worden. Am 22. Juli fing die Blokade 

Tb. II. Bd. II. 21 
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an. Der ſchwediſche Oberſt Scheiterfeld bat vergebens im Namen des 
daſelbſt befindlichen Adels um freien Abzug für denſelben. Am 14. Au⸗ 
guſt capitulirte die ſchlecht verproviantirte Stadt, in der die Peſt wüthete. 
Die von 1000 auf 120 Mann heruntergekommene Beſatzung trat in ruſ— 
ſiſche Dienſte, mit Ausnahme der Artilleriften, die nach Reval gingen “. 

Nach Oeſel waren ſchon im März einige tauſend Koſaken und Kal— 
müken gezogen, ohne aber etwas ausrichten zu können. Nach ihrem 
Ruͤckzuge wurden ſie ſogar bei Salis von einem kleinen Haufen ſchwedi— 
ſcher Truppen überfallen und geſchlagen. Allein nach der Eroberung 
Pernaus ſandte General Bauer ein ſtarkes Detachement nach Oeſel, dem 
ſich Arensburg ſofort ergab 3, 

Gegen Reval war ſchon zu Anfang des Frühjahrs der Oberſt Waſ—⸗ 
ſili Satow aus Narwa mit drei Dragonerregimentern abgeſchickt wor— 
den. Er beſetzte Fellin, ſodann Oberpalen (im April) und rückte erſt im 
Auguſt vor Reval, wohin trotz einer ruſſiſchen Proclamation, die Schutz 
gegen Lieferung von Lebensmitteln verſprach, der Adel ſich zahlreich ge— 
flüchtet hatte. Satow ſchnitt der Stadt ſofort das durch einen Kanal aus 
dem Jerküllſchen See zugeführte Trinkwaſſer ab, durch welches auch alle 
Mühlen getrieben wurden. Außerdem brach die Peſt aus und raffte den 
größten Theil der aus ſechs Regimentern beſtehenden Beſatzung und 
15,000 Einwohner weg ?%. Am 15. Auguſt erſchien der General Iwa— 
nitzki mit 6 Regimentern Fußvolk, drei Tage darauf der Fürft Alexander 
Wolkonſki mit einer ſtarken Reiterſchaar, endlich Bauer ſelbſt. Einige 


ſchwediſche Kriegsſchiffe, welche das Lager beſchoſſen, wurden durch eine 


am Seeſtrande errichtete Batterie bald verſcheucht. Durch die Eroberung 
Rigas und Pernaus geſchreckt und von der Peſt geplagt, ſannen die Ein— 
wohner um ſo mehr auf Uebergabe, als ein zariſches Univerſal vom 16. 
Auguſt den eroberten Provinzen ihre Rechte und Privilegien zuſicherte?“. 
Einige ſchwediſche Truppen, die zu Schiffe kamen, wurden nicht einge— 
laſſen. Ein ſchwediſcher Geſchichtſchreiber meldet, ſogar die Dfficiere wär 
ren ruſſiſch geſinnt geweſen und hätten allmälig die Belagerer von dem 
traurigen Zuſtande der Stadt benachrichtigt, ſo daß dieſelben ohne weitere 
Anſtrengungen zu machen, ruhig die Uebergabe erwarteten. Gegen Ende 
Septembers fingen die Unterhandlungen an s. Im Namen des an der 
Peſt todtkranken und bald darauf verftorbenen Vicegouverneurs und Ge— 
neralmajors Dietrich Patkul, ſetzten die vier älteſten Oberſten Mag” 
nus Nieroth, Otto Rehbinder, Boguflaw von der Pahlen 
und Bernd Mellin, die Militärcapitulation auf, der älteſte Bürger 
meiſter Dietrich Reimers, der Syndicus Joachim Gernet und der 
Aeltermann großer Gilde Johann Lanting die der Stadt, Reinhold 
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v. Ungern Sternberg und Ernſt Stael von Holſtein die der Rit⸗ 
terſchaft o. Nach der erſtern erhielt die Beſatzung freien Abzug mit 
ſechs Kanonen und ging zu Schiff nach Schweden, mit Ausnahme der 
gebornen Liv- und Eſthländer, die bei Verluſt ihrer Guͤter zurückbleiben 
mußten und in ruſſiſche Dienſte traten. In Religions- und Kirchenſachen 
ſollte nichts geändert werden, der Gouverneur ein Deutſcher ſein und in 
den Kanzleien die deutſche Sprache in Gebrauch bleiben. 

Durch die Capitulation der Stadt +! wurden ihr, dem Univerſal vom 
16. Auguſt gemäß, ihre Rechte und Privilegien, die freie Rathswahl und 
die Gilden mit ihren Schragen gelaſſen, desgleichen ihre Einkünfte, das 
halbe Procent von ein- und ausgeführten Waaren, die Acciſe- und We— 
gegelder u. ſ. w. Die Stadtgüter ſollten von Lehnspräſtanden und 
Schießſtellung befreit ſein, auch eine Poſt errichtet werden. Nur Bürs 
gern ſollte der Verkauf von Waaren oder Gewerbserzeugniſſen in der 
Stadt erlaubt ſein. Der fernere Gebrauch des römiſchen und lübiſchen 
Rechts und die Errichtung eines inappellabeln Obertribunals im Lande 
blieben der zariſchen Genehmigung vorbehalten. Der Stadt wurde eine 
Zulage an Salz, Taback und Korn verſprochen, die Ausſchiffung des letz⸗ 
tern ſollte auf keine Weiſe, auch nicht durch Erhebung einer Recognition 
ohne Zuſtimmung des Adels und der Stadt gehemmt werden. Die Krons— 
ämter beim Zoll, dem Poſthauſe, der Rentei und dergl. ſollten mit veval- 
ſchen Einwohnern beſetzt werden. Im Falle einer Einquartierung ſollten 
die Gemeinen ſich an der Wohnung, die Officiere am Quartiergelde bes 
gnügen. Die den Städten Riga und Pernau außerdem noch zugeſtande⸗ 
nen Vortheile ſollten auch Reval zu Theil werden und im Fall die Stadt 
wieder unter ſchwediſche Botmäßigkeit geriethe, die jetzige Uebergabe ihr 
nicht zum Schaden gereichen. Die Beſtallung eines deutſchen Gouver— 
neurs, der fernere Gebrauch der deutſchen Sprache in allen offieiellen 
Verhandlungen und die Befreiung von Stempelpapier wurden der Ent— 
ſcheidung des Monarchen überlaffen. Die Ritterſchaft 1 bedang ſich, die 
Erhaltung ihres kirchlichen Zuſtandes, ihrer Privilegien, Statuten und 
Landesgewohnheiten, ihrer Güter, ihrer Landtage und ihres Landſtaats 
aus. Die von der ſchwediſchen Regierung redueirten Güter ſollten den 
Eigenthümern zurückgegeben werden, inſonderheit die dem Oberlandgerichte 
zugehörig geweſenen Beſitzlichkeiten. Im Oberlandgerichte ſollte der Ge— 
neralgouverneur präfidiren, derſelbe ein Deutſcher und evangeliſcher Con— 
feſſion fein und die Juſtiz in deutſcher Sprache verwaltet werden. Die 
durch die letzte Reviſton erhöhten Grundlaſten ſollten mit dem wahren 
Werthe der Güter in Einklang gebracht und die adligen Häuſer auf dem 
Domplatze mit keiner Einquartierung belegt werden. Bei der Vergebung 
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von Kronsarrenden ſollte der Edelmann einen Vorzug vor andern Gans 
didaten haben. Die Kornausfuhr ſollte künftig ungehindert ſtattfinden. 
Die Güterconfiscation als Strafe für Staats verbrechen ward aufgehoben. 
Die Aufhebung des Stempelpapiers, ſowie die des verhaßten Burgge— 
richts oder zum wenigſten die Befreiung des Adels von der Gerichtsbar— 
keit deſſelben, ward der Genehmigung des Zaren überlaſſen. Denjenigen, 
welche das Land verlaſſen wollten, wurde hiezu Jahr und Tag Zeit ges 
laſſen, und dieſelbe Friſt wurde den Abweſenden zur Rückkehr in ihr Va— 
terland geſtellt. 

Nach Abſchließung der Capitulationen hielt Bauer ſeinen Einzug. 
Einige Tage darauf huldigte der Adel auf dem Ritterhauſe, die Geiſt— 
lichkeit in der Kirche, Rath und Bürgerſchaft auf dem Rathhauſe. Am 
1. März 1712 erfolgte die Allerhöchſte Beſtätigung der Landesprivilegien, 
der uralten Verträge, Beliebungen, Rechte, Gerichte, Neceffe, Statuten, 
ehriſtlichen Landesgewohnheiten und Gebrauche, wie die Ritterſchaft dies 
ſelben von Königen zu Königen, Hochmeiſtern zu Hochmeiſtern, Meiſtern 
zu Meiſtern, Herren zu Herren, erworben und genoſſen. Der Druck des 
nochmals im J. 1718 revidirten Ritter- und Landrechts ward erſt am 
25. Januar 1726 von Katharina I. genehmigt ®. 

Auf die Eroberung der liv- und eſthländiſchen Städte, ſowie auf die 
der beiden Herzogthuͤmer ſelbſt wurden Denkmünzen geprägt. Scheremet— 
jew erhielt zur Belohnung feiner Dienſte die pebalgſchen Güter in Liv— 
land, die noch jetzt im Beſitz ſeiner Nachkommen ſind. Er wurde auch in 
die livländiſche Adelsmatrikel aufgenommen. Langſam erholten ſich Land 
und Städte von den Verheerungen des Krieges, namentlich Riga, deſſen 
Kirchen durch die eingefallenen Bomben und die Ausdünſtung der wegen 
der häufigen Beerdigungen offen gehaltenen Gräber unbrauchbar gewor— 
den waren, ſo daß der Gottesdienſt auf den Gildſtuben gehalten wurde. 
Die Johannis- und die Domkirche wurden erſt um Oſtern 1711, die 
Petrikirche gar erſt nach Michaelis benutzt. Die meiſten Häuſer lagen 
über ein Jahr in Trümmern. Zur Regelung der livländiſchen Angeles 
genheiten ernannte Peter der Große während Löwenwoldes Anweſenheit 
in Petersburg eine Commiſſion unter deſſen Leitung, beſtehend aus dem 
Obercommiſſären Jefim Spbin, Georg von Ring und Hermann 
von Vietinghoff. Sie ſollten den Landesſtaat und die rigaſchen 
Stadtbehörden wieder auf den alten Fuß ſtellen (wobei den ſechs ältern 
Landräthen der Rang der Generallieutenante, den jüngern der der Gene 
ralmajore und dem Landmarſchall der des Oberſten zugeſprochen wurde) 
und dafür ſorgen, daß die erledigten Richterſtellen beſetzt, die Abgaben 
eingeſammelt, die Kronsgüter verpachtet, die widerrechtlich einge 
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zogenen Privatgüter zurückgegeben, die Truppen gehörig ver- 
pflegt und die herrenloſen Güter (bona caduca) der Beſtimmung des 
Monarchen anheimgeſtellt würden #. Durch eine zariſche Reſolution vom 
1. März 1712 auf ein Memorial des livländiſchen Adels, wurde Sol- 
ches alles nicht nur beſtätigt, ſondern der Monarch verſprach auch, die 
Regierung des Landes einem Einheimiſchen anzuvertrauen, über Landes⸗ 
geſchäfte die Meinung der Landräthe vernehmen zu laſſen, ſtatt des durch 
die Belagerung zerſtörten Ritterhauſes, dem Adel ein anderes einzuwei— 
ſen und während des Krieges ſich (nach der Verordnung vom J. 1640) 
mit 60 Thalern von jedem Roßdienſte und der gewöhnlichen Ration an 
Korn, Heu und Geld zu begnügen. Die vorigen ſchwediſchen Mannlehn— 
güter ſollten ihren Eigenthümern zurückgegeben werden und in der ab— 
ſteigenden, ſowie in der Seitenlinie beiderlei Geſchlechts bis ins fünfte 
Glied vererben, jedoch ohne landesherrliche Erlaubniß weder verkauft, 
noch verpfändet, noch mit Schulden beſchwert werden 22. So ſah ſich 
denn der Adel von der ſchmählichen Reduction befreit, und feine frühere 
Verfaſſung wiederhergeſtellt. Die ihm von der ſchwediſchen Regierung 
zugefügten Unbillen waren durch Peters ſiegreiches Schwerdt wieder ge⸗ 
hoben und blutig gerächt. Wie viel auch Livland in religiöſer Hinſicht 
von den ihm nicht glaubensverwandten Polen gelitten hatte, von dem 
erleuchteten Geiſte Peters des Großen war ein Gleiches nicht zu beſor— 
gen. Hatte er doch ſchon in dem Manifeſte vom 16. April 1702 ſich 
folgendermaßen ausgeſprochen: „Und wie auch bereits allbier in Moskau 
in unſerer Reſidenz das freie exereitium religiones aller anderen, ob— 
wohl mit unſerer Kirche nicht übereinſtimmenden chriſtlichen Secten ein⸗ 
geführt iſt, fo ſoll auch ſtets ſolches hiermit von Neuem beftätigt fein, 
ſolchergeſtalt, daß Wir, bei der Uns von dem Allerhöchſten verliehenen 
Gewalt, Uns keines Zwanges über die Gewiſſen der Menſchen anmaßen 
und gern zulaſſen, daß ein jeder Chriſt auf ſeine eigene Verantwortung 
ſich die Sorge ſeiner Seligkeit laſſe angelegen ſein ꝛc.“ Schon am 4. 
December fand zu Riga nach langer Unterbrechung wieder ein Landtag 
der Ritterſchaft ſtatt, auf, dem fie ihren Landſtaat wählte. Nur Riga 


war mit der letzten Beſtimmung der Inftruction unzufrieden; es ſah in 


ihr eine Verletzung feines Anrechts an erbloſe Nachlaſſenſchaften feiner 
Einwohner. Doch der Zar ging hievon, als einem allgemein anerkann⸗ 
ten Majeſtätsrechte, nicht ab 2s. 

Ueberhaupt ſcheint man in den Städten einige Zeit lang der frühern 
Herrſchaft geneigt geblieben zu fein, von der man weniger Böſes erlit— 
ten hatte als der Adel. Der Fürft Menſchikoff, der im J. 1711 defi⸗ 
nitiv zum Generalgouverneuren von Liv- und Eſthland ernannt wurde, 
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foll den Zaren gegen Riga eingenommen haben und dieſer ſchrieb dem 
Feldmarſchall Scheremetjew: er beſorge ein Einverſtändniß der Einwoh⸗ 
ner mit dem Feinde. Die Weigerung derſelben, gewiſſe Abgaben zu Uns 
terhaltung der Beſatzungen in den livländiſchen Städten zu zahlen, er⸗ 
regte feine Unzufriedenheit #7, Dennoch genehmigte er um dieſelbe Zeit 
Menſchikoffs Geſuch, ruſſiſche Kaufleute und Handwerker nach Riga zie— 
hen zu laſſen, nur unter der Bedingung, „die dortigen Einwohner müß⸗ 
„ten nichts dagegen haben, weil man ſonſt beſſer thäte, damit zu warten, 
„bis die Verhältniſſe ſich änderten“ “s. Um deſto unwahrſcheinlicher iſt 
ein vermeintlich von ihm gegebener und wieder zurückgenommener Befehl, 
die Einwohner niedermetzeln zu laſſen. Peter begnügte ſich damit, bei 
ſeinen wiederholten Beſuchen in Riga die Beſatzung Rigas auf zwei 
Jahr verproviantiren (im J. 1712) und die Feſtungswerke ausbeſſern zu 
laſſen (im J. 1721). Seine großartige Perſönlichkeit, feine Leutſeligkeit 
und die Thätigkeit und Umſicht, mit der er ſich der Intereſſen der von 
ihm häufig beſuchten Städte Riga und Reval annahm und nützliche Ein⸗ 
richtungen traf, mußten dem neuen Herrſcher alle Herzen gewinnen. Wir 
haben oben geſehen, daß er ſchon im J. 1714 den Einwohnern Dorpats 
und Narwas erlaubte, in ihre Heimath zurückzukehren. In Riga war er 
in den Jabren 1711, 1712, 1714, 1716 und 1721; in Reval in den 
Jahren 1711, 1714, 1715, 1718 und 1719. In Riga kaufte er 1711 
ein Haus in der Neuſtraße und beſtimmte es zu ſeinem Palaſte, daher 
es noch jetzt Palais heißt, traf (1714) Anordnungen zum Beſten des 
Handels und ließ im J. 1721, wo er vom 17. März bis 22. Mai da⸗ 
ſelbſt verweilte, eine Schiffswerft und nebenbei den ſpätern kaiſerlichen 
oder Petersholmſchen Garten anlegen, wo man noch jetzt eine Linde zeigt, 
die von ſeiner Hand gepflanzt ſein ſoll. Am Altar der Petrikirche, wo 
Peter während des Gottesdienſts hineingetreten, betete er einmal ſogar 
während des Brandes, der fie im J. 1721 zum größten Theile verzehrte. 
Binnen drei Jahren wurde ſie mit ihrem kunſtreichen Thurme auf Peters 
ausdrückliche Forderung ganz in der frühern Weiſe nach einem zufällig 
zuvor vom General Münnich abgenommenen Riſſe wieder aufgebaut. 
Der Monarch erſchien oft als Gaſt in Kaufmannshäuſern, namentlich im 
Höfchen des Bürgermeiſters A. H. Schwarz auf der Weide, wo er nur 
ein damals unter dem Namen „verlorenes Huhn“ in den Oſtſeeprovin⸗ 
zen bekanntes Gericht (friſche Erbſen und gelbe Rüben) mit Schinken 
entgegennahm. Bisweilen ſah man ihn aus ſeinem zweirädrigen, nur 
von einem Dentſchik (Militärdiener) begleiteten Fuhrwerke herausſprin⸗ 
gen, wenn Trunkenheit oder ſonſtiger Unfug eine väterliche Züchtigung 


verdient hatten. Von ſeiner Rechtsliebe gab er einen Beweis, indem er 
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einmal in einem Proceſſe gegen einen Bürger, der auf eine dem Fürften 
Menſchikoff zugefallene Beſitzung Anſpruch machte, nicht nur vor der 
Stadtobrigkeit erſchien, ſondern ſich ſogar dem zu Gunſten dieſes Bürgers 
ausgefallenen Urtheilsſpruche unterwarf “. Allein auch ſein Anſehen 
wußte Peter, wo es galt, nachdruͤcklich zu wahren. Als der Bürgermei⸗ 
ſter Brockhauſen am 2. Februar 1716 ſich ungehorſam erwies und ſogar 
in Gegenwart des Monarchen unſchicklich benahm, übergab ihn der Zar 
dem Gerichte des Raths, der ihn ſofort zu ewigem Gefängniß verur— 
theilte. Peter wandelte die Strafe in Verſchickung nach Tobolsk und 
begnadigte Brockhauſen im folgenden Jahre, obwohl ungern, auf Bitte 
deſſen Sohnes, der ihn in Königsberg an der Spitze der dort ſtudirenden 
Livländer begrüßt und dem er eine Gnade verſprochen hatte o. In Reval 
ließ ſich der Zar in das Scharzenhäuptercorps aufnehmen, gründete das 
freundliche Catharinenthal (1718) und legte einen Hafen an. Aehnliche 
Abſichten hatte er mit Rogerwick, wo um ſeiner ſchönen Bucht willen 
Hafenarbeiten unter feiner perſönlichen Leitung begannen“, zu denen Liv— 
und Eſthland 20,000 Balken und 500 Faden Steine liefern mußten “. 
Als ein Graf Mohrenſchild, Beſitzer des nahbelegenen Guts Padis, auf 
die Aufforderung, Lebensmittel gegen Bezahlung nach Reval zu liefern, 
antwortete: dem Monarchen verkaufe ich nichts, ſoll Peter, dieſe Antwort 
mißverſtehend, ſogleich nach Padis gefahren und den Gutsbeſitzer nach 
gewohnter Weiſe mit feinem Rohrſtocke gezüchtigt, dann aber, über feinen 
Irrthum belehrt, da die Lebensmittel ſchon abgeſandt worden und ums 
ſonſt geliefert werden ſollten, ihn umarmt und Brüderſchaft mit ihm ges 
macht, drei Tage bei ihm geblieben und ihn endlich um eine Gnade bitten 
laſſen. Mohrenſchild bat um den Stock. „Wie kannſt Du mich noch 
daran erinnern!“ rief der Zar entrüftet aus, warf ihm aber dennoch aus feis 
nem Wagen den Stock zu, der noch jetzt in Padis aufbewahrt wird 9%, 
Obwohl alſo Peter der Große Liv- und Eſthland mit ſeinem Reiche 
vereinigt behandelte, auch ruſſiſche Civilbeamte dort einſetzte, (wie z. B. 
im Jahre 1720 den Fürften Golisyn zum Gouverneuren und Woyeikoff 
zum Viee-Gouverneuren von Livland), fo war der Beſitz derſelben doch 
noch lange ungewiß. Bei der Zuſammenkunft mit König Auguſt im 
Frühjahr 1711 beſtand der letztere noch auf die Ruͤckgabe Livlands, was 
auch im Vertrage vom 22. Mai verſprochen wurde; der Zar wollte die 
Provinz nur vorläufig beſetzt halten, weil es dem Könige an Manns 
ſchaft dazu fehlte. Als aber im Herbſte England und Holland, durch den 
trag vom Jahre 1698 und als proteſtantiſche Mächte mit Schweden 
ndet und auf Rußlands ſteigende Bedeutung zur See eiferſüchtig, 

ihre Vermittelung anboten, wurde Livlands Abtretung nicht erwähnt. 
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Nur im äußerſten Falle wollte der Zar (nach einer im Reichsarchive be— 
findlichen Anfrage des Fürften Dolgoruki) auf feine Eroberungen ver⸗ 
zichten ». Livland mit Riga ſollten zwar an Polen, allein der dörptſche 
Theil Livlands, Eſthland, Ingermannland und Karelien an Rußland 
kommen (nur Bremen an den gottorpſchen Fürften) ». Im folgenden 
Jahre erflärte Peter dem ſächſiſchen Geſandten Vizthum, er verlange 
außer ſeinen Erbbeſitzungen (Ingermannland und Karelien) nur nach 
Narwa und Dorpat unter Garantie der Verbündeten 6, Als indeſſen im 
Jahre 1714 bei den Unterhandlungen mit dem Adminiſtrator des Her— 
zogthums Holſtein, deſſen noch unmündiger Fürſt Ausſichten auf den 
ſchwediſchen Thron hatte, der Adminiſtrator dem Zaren die Wahl zwiſchen 
Ingermannland und Karelien oder Eſth- und Livland ließ, erklärte der 
letztere, die beiden erſtern Provinzen wären uraltes ruſſiſches Eigenthum 
und dem Reiche durch de la Gardie entriſſen worden, ſtatt als Freund 
gegen Polen zu helfen; behielt der Feind aber Liv- und Eſthland, fo 
würde er durch den finniſchen Meerbuſen und die Feſtungen Reval und 
Helſingfors das ruſſiſche Fahrwaſſer beherrſchen. Bekäme Rußland nur 
Liv- und Eſthland und nicht Ingermannland, fo wären jene Provinzen 
vom Reiche abgeſchnitten 7. Die Richtigkeit dieſer Bemerkung fällt in 
die Augen. Jemehr Peter ſich genöthigt ſah, den Krieg mit Schweden 
(dem er auch den größten Theil Pommerns und unter andern Stettin 
entriß) mit eigenen Kräften auszufechten, während Polen ihn ganz ohne 
Unterſtützung ließ, deſto weniger hielt er ſich an die früher der Republik 
gemachten Zugeſtändniſſe gebunden. Hatte doch Auguſt die mit denſelben 
gleich urſprünglich verknüpfte Bedingung, Liv- und Eſthland zu erobern, 
nicht gehalten und einſeitig mit Schweden Frieden geſchloſſen, verdankte 
er doch Petern ſogar ſeine Krone! Als Karl XII. auf Rath des Baron 
Görz und durch deſſen Vermittelung direete Unterhandlungen mit feinem 
furchtbaren Gegner anfnüpfte und Görz auf den Alandsinſeln mit Oſter— 
mann und Bruce unterhandelte (ſeit Mai 1718), war von Polen in 
Bezug auf die beiden Oſtſeeprovinzen nicht die Rede. Ebenſowenig 
wollte Karl ſie Rußland abtreten, wenigſtens nicht Wiburg und Reval, 
welches die Ruſſen für ſich, und Stettin, welches fie für das verbündete 
Preußen verlangten, während Schweden auf Koſten Dänemarks entſchä— 
digt werden ſollte“s. Endlich gab Görz, dem Haſſe und Verdachte, den er 
ſich dadurch in Schweden zuzog, trotzend, nach, wogegen König Auguſt, 
der mit Schweden ein Bündniß gegen Rußland geſchloſſen hatte, 
den polniſchen Thron dem Stanislaus Lescinsky wieder abtreten und 
Karl XII. mit Hülfe von 20,000 Ruſſen Bremen und Verden den Eng⸗ 
ländern abnehmen ſollte. So lautete der im Auguſt 1718 von den bei— 
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derſeitigen Geſandten verfaßte und von Peter d. G. vorläufig genehmigte 


Entwurf. Später verlangten die Schweden noch ein förmliches Bündniß 


mit Rußland gegen Dänemark, worauf der Zar nicht eingehen wollte. 
Die Kriegspartei in Stockholm ſchmeichelte nämlich dem Könige mit der 
Beipülfe Englands gegen Rußland, jo daß er von letzterm wenigſtens 
noch größere Zugeſtändniſſe forderte und ſich zu den nothwendigen Abtre⸗ 
tungen nicht entſchloß. Nach dem plötzlichen Tode Karls XII. (30. No⸗ 
vember 1718) ſiegte die Kriegspartei, Görz ſtarb auf dem Blutgeruͤſte 
und die Veröffentlichung ſeiner Papiere erbitterte die Könige von Eng⸗ 
land und Polen gegen den Zaren ?“. Auch der deutſche Kaiſer, durch die 
Fortſchritte der Ruſſen im Reiche beunruhigt, erklärte ſich gegen den 
Zaren. Vergebens vertheidigte ſich dieſer ſchriftlich. Die Königin Ulrike 
Eleonore von Schweden, Karls Nachfolgerin, knüpfte die Unterhandlungen 
wieder an. Peter verlangte Karelien, Ingermannland und Eſthland und 
den Beſitz Livlands auf 20 Jahr gegen eine Summe von zwei Millionen 
Rubeln 0 und drohte mit einem Verwüſtungszuge in Schweden“ !. Gegen 
den Zaren aufs höchſte erbittert und um Schweden von einer andern Seite 
Luft zu machen, verabredeten Oeſterreich, England und Polen, daß ſchwe⸗ 
diſch Pommern an Daͤnemark, Bremen und Verden an Hannover, Stettin 
an Preußen und Wismar an Sachſen, an Rußland aber nur Ingermann⸗ 
land kommen und ſeine ubrigen Eroberungen ihm mit vereinigten Kräften 
wieder abgenommen werden ſollten 6%. Obwohl dieſe Kräfte zur Ausfüh⸗ 
rung eines ſolchen Plans ſchwerlich hinreichen mochten, ſo lähmte die 
Kenntniß davon doch den Gang der in Aland noch fortdauernden Unter— 
handlungen, die endlich im September 1719 abgebrochen wurden. Trotz 
der durch Lasey ins Werk geſetzten Verheerung eines Theils der ſchwedi— 
ſchen Küſte im Jahre 1719 ſchloß das ſtockholmer Cabinet doch noch am 
21. Januar 1720 ein Bündniß mit England, welches Subſidien, eine 
Flotte und 6000 Mann Hülfstruppen verſprach, um den Zaren zu zwingen, 
zur Sicherung der Handelsfreiheit Alles in den Stand wie vor dem 
Kriege zu ſetzen, da das ruſſiſche Uebergewicht auf der Oſtſee dem ſchwe— 
diſchen und engliſchen Handel, dem proteſtantiſchen Glauben und der 
ganzen Chriſtenheit nachtheilig ſeiss. Preußen ſchloß auch ſchon an dem⸗ 
ſelben Tage mit Schweden Frieden gegen Abtretung von Stettin, aber 
für ein doppelt fo hohes Aequivalent als früher ſtipulirt worden und 
Hannover erhielt von Schweden die Bistümer Bremen und Verden 
gegen Zahlung von einer Million Reichsthalern . Ein polniſcher 
Geſandter, Chomentowsky, den der Zar am 23. Februar empfing, 
regte die Anſprüche Polens auf Livland an und verlangte die Entfernung 
der ruſſiſchen Truppen aus dieſer Provinz und Kurland und die des See— 
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capitains Villebois von der danziger Rhede s. Die finniſche und 


eſthländiſche Küſte (wo Contreadmiral Sivers kommandirte), ſowie Pe- 


tersburg wurden in Vertheidigungszuſtand geſetzt, ſo daß die engliſche 
Flotte, die ſo wie im vorigen Jahre unter Admiral Norris erſchienen war 
und ſich bei Rogerwick aufſtellte, unverrichteter Sache nach Stockholm zu— 
rückkehrte 6%. Unterdeſſen verbeerte der Brigadier Mengden einen Theil 
der ſchwediſchen Küfte und verbrannte Alt- und Neu-Umea 7, Ulrike 
Eleonore dankte zu Gunſten des Prinzen Friedrich von Heſſen-Kaſſel ab, 
derſelbe ſchickte einen Adjutanten nach Petersburg, den auch der Zar ſeiner 
Geneigtheit zum Frieden verſicherte (8, Mai). Ein Seeſieg der ruſſiſchen 
Scheerenflotte unter dem Fürften Michail Michailowitſch Golizyn bei 
Grönham über ein Geſchwader großer ſchwed. Schiffe “s (27. Juli) über: 
zeugte wohl die Engländer und die Schweden ſelbſt von der Schwierigkeit, 
Schweden gegen Landungsverſuche ſeitens der ruſſiſchen Scheerenfahrzeuge 
zu ſichern, und obwohl Dänemark Frieden ſchloß und der Zar jetzt gegen 
Schweden allein ſtand, ſo wurde dennoch der von ihm nach Stockholm 
geſandte General Rumjanzow freundlich empfangen 6% und auf Vorſchlag 
des dortigen Cabinets und nach wiederholten Briefen des Königs an den 
Zaren, Nyſtadt an der finnländiſchen Küfte zum Congreßort erwählt 7%, 
Die von Peter an Oſtermann (den ſpätern Vieekanzler, einen der bes 
gabteſten Diplomaten ſeiner Zeit) in Riga gegebenen Inſtruetionen ent⸗ 
hielten die oben angeführten, nach Karls XII. Tode von ihm geſtellten 
Bedingungen, jedoch mit der Modification, daß zwar das von den Ruſſen 
beſetzte Finnland, ſo wie auch Karelien, mit alleiniger Ausnahme von 
Kerholm, an Schweden zurückgegeben werden, dagegen die Beſchränkung 
der ruſſiſchen Beſitznahme Livlands auf 20—40 Jahre vorläufig nicht er— 
wähnt werden ſollte, da ſie nur zur Abwendung der Verbindung mit 
England zugegeben worden, welche doch Schweden von keinem Nutzen ge— 
weſen ſei ?!. Ein neuer Verheerungszug Lascys von Gefle bis Umea 7? 
beſiegte endlich den Starrſinn der ſchwediſchen Bevollmächtigten zu Ny— 
ſtadt. Unmittelbar darauf verzichteten fie auf Livland (Mai 1721) und 
erhielten dafür Laseys Zurückberufung, ſtritten aber noch lange um Oeſel 
und erſt die Drohung einer neuen Expedition 's bewog fie zum Nach— 
geben. Am 3. September ward endlich von Oſtermann und Bruce der 
Friede unterzeichnet, durch welchen Schweden Liv- und Eſthland (nebft 
Ingermannland, einem Theile Kareliens und Wiburglehn) auf ewige 
Zeiten gegen eine Summe von zwei Millionen Thalern und die jährliche 
Ausfuhr von Korn für den Werth von 50,000 Rubeln aus den beiden 
Provinzen nach Schweden, abtrat. Zugleich ward ſtipulirt, daß die fruͤ⸗ 
bern Vorrechte und Rechtsgewohnheiten, ſowie die Religions-, 


331 


Kirchen- und Schulverfaffung in den abgetretenen Provinzen 
fortbeſtehen ſollten und daß die durch die Güterreduction und die 
Liquidation ihres erweislichen Eigenthums Beraubten es zurückfordern 
dürften. Den Einwohnern der abgetretenen Provinzen, die dem Zaren 
nicht huldigen wollten, wurde eine dreijärige Friſt zugeſtanden, um ihre 
Güter zu verkaufen 12. Die ſchwediſchen Stände zögerten bis zum 3. 
Juli 1723 mit der Ratification dieſes Friedens, der Schweden von einer 
erkünſtelten Höhe ſtürzte. Da die ruſſiſchen Unterhändler dies vorausſahen, 
ſo hatte die ſchwediſche Regierung verſprechen müſſen, den Frieden auch 
ohne dieſe Ratification zu halten. 

So hatte denn Peter, dem die beiden höchſten weltlichen und geiſtli⸗ 
chen Landesbehörden, der Senat und der Synod, den Kaiſertitel zum Zei— 
chen ihrer Erkenntlichkeit darbrachten und ihn als den Großen begrüßten, 
nach einundzwanzigjährigen Gefahren und Anſtrengungen ſein großes Ziel 


erreicht und Patkuls kühne Entwürfe reiften der Vollendung entgegen. 


Keinen verächtlichen Feind hatten ſie zu bekämpfen gehabt, aber der Opfer— 
muth des Livländers, die eiſerne Beharrlichkeit und das ſtaatsmänniſche 
Genie des ruſſiſchen Herrſchers hatten geſiegt. Rußland war nun zur 
erſten Macht des Nordens geworden und der Grundſtein zu feiner fünf- 
tigen Größe und Cultur war gelegt. Liv- und Eſthland ſahen ſich von 
der Verbindung mit einem Staate befreit, deſſen frübere Verdienſte um 
die Landesverwaltung durch ſpätere Ungerechtigkeiten und Gewalttbätig- 
keiten bei weitem aufgewogen waren und der ſtark genug war, um die 
Provinzen zu bedrücken und auszuſaugen, nicht aber mächtig genug, um 
ſie nach Außen zu ſchützen. Sie ſahen ſich dagegen mit einem kräftig 
aufblühenden Volke vereinigt, deſſen Macht Sicherheit, deſſen Bildſamkeit 
Achtung für die angeſtammte geiſtige- Cultur der Oſtſeeprovinzen und für 
den durch den nyſtädter Frieden aufs neue gewährleifteten Rechtszuſtand 
derſelben verhieß. Die Gewaltſtreiche der ſchwediſchen Regierung waren 
in ihren Folgen ausdrücklich aufgehoben und der frühere Rechtszuſtand 
war wieder hergeſtellt; die Morgenröthe einer neuen Zukunft brach an, 
deren Schilderung einer anderen Feder überlaffen bleibt, 
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Fortlaufender Kommentar. 


Belege und Anmerkungen. 


1) Seite 3. Die ſchwediſchen Verordnungen für Livland finden ſich am vollſtändig⸗ 
ſten in Buddenbrock's Sammlung der Geſetze, welche das heutige livländiſche 
Landrecht enthalten. 1821, Th. 2—4, wo auch die wichtigſten Conſtitutionen des 
Hofgerichts aus zugsweiſe geliefert find. Für Eſthland ſ. die Auswahl der wich 
tigſten in den Land- und Stadtgerichten des Herzogthum Eſthlands geltenden kö—⸗ 

˖ nigl.-ſchwediſchen Verordnungen (vom commissarius fisei Derling). Reval 1777. 
Mit Ausnahme der meiſten Livland ſpeciell berührenden Verordnungen, finden 
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herausgegebenen livländiſchen Landesordnungen nebſt der Kirchenordnung, einigen 
andern auch in Livland geltenden Stücken und mehrern in die livländiſchen Lan⸗ 
desordnungen nicht aufgenommenen und daher nur in Eſthland angewandten 
Verordnungen, die in Buddenbrock's Sammlung Th. II. S. 10 aufgezählt 
find. Für Reval ſ. Bunge's Quellen des revaler Rechts. 

2) Königlicher Brief vom 13. December 1693 in Bezug auf den Entwurf zur 
Proceßſtadga. 

3) In Ewers Ausgabe des eſthländiſchen Ritter- und Landrechts S. 585 ff. 

4) Seite 4. A. a. O. S. 575. 

5) Bei Buddenbrock Th. II. S. 3. 

6) Die königl. Reſolutionen vom 6. Aug. 1634 Art. 1 u. 4. Juli 1643 Art. 2, be⸗ 
finden ſich, fo wie alle übrigen, in Buddenbrock's Sammlung, die wir daher 
nicht jedesmal einzeln eitiren werden. 

7) S. d. Collectanea Livonica oder die Urkundenſammlung zu der „Deduction der 
Unſchuld Patkul's“. Leipzig 1701. S. 177. 

8) In deutſcher Ueberſetzung bei Burxhöͤwden S. 44 f. 

9) Seite 5. Collectanea Livonica pag. 179—189. Buddenbrock II. S. 11. 

10) Vergl. Müller, Sammlung ruſſiſcher Geſchichten IX. S. 442 f. 

11) Gadebuf III. 1. § 134. 

12) Seite 6. S. beſonders den königlichen Brief vom 21. Januar 1696. 

13) S. Hezel's Abhandlung in Bröcker's Jahrbuch für Rechtsgelehrte in Ruß⸗ 
land I. S. 101105. 

14) Landgerichtsordonanz vom 1. Februar 1632 § 29. Richterregeln $ 14, 15 u. 20. 
Königl. Reſolution ans Hofgericht vom 9. Februar 1652 u. 5. 8 1676. 

15) Landgerichtsordonnanz von 1632 $ 29. 

16) Königl. Reſolution vom 27. November 1613 und 17. Auguſt 1648 Art. 6. 

17) Philipp's deutſches Privatrecht 1838 $ 1. Eichborn, deutſches Privatrecht 
S. 121. 4. Auflage. 
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18) Seite 7. W. v. Bock, zur Geſch. d. Criminalproc. in Livland. 1845 S. 70 ff. 

19) Ditmar de fontibus juris provincialis Livonieii, Dorpati 18 18 5 4. C. A. Cam- 
becg's Anleitung zum gerichtlichen Verfahren. Einleitung 88 10-14. W. 
Hezel's Grundlinien des livländiſches Proceſſes $ 9. Nielſen, Proceßform 
$ 48, 210, 220, 227. 

20) Eſthländiſches Landrecht Buch J. Tit. 15. Art. 6., Tit. 32. Art. 1., Buch V. Tit. 
48. Art. 2. 

21) Seite 8. Königl. ſchwediſche Reſolution vom 17. Juni 1600. 

22) Propoſition Herzog Karls vom 20. Mai 1601 und Antwort der Deputirten vom 
28. Mai. 

23) Livländiſche Hofgerichtsordnung vom 6. September 1630 § 25. Landgerichtsord⸗ 
nung vom 1. Februar 1632 $ 29. 

24) Königlicher Brief an das eſthländiſche Oberlandgericht vom 27. März 1688; an 
das dörptſche Hofgericht vom 29. November 1692; an das livländiſche Hofgericht 
vom 12. Juni 1707. 

25) Königl. Reſolution vom 13. Auguſt 1631 P. 17. 

26) Königl. Reſolution vom 30. November 1668 § 1 und vom 12. Juni 1707 in 
Betreff des Hofgerichts; und in Betreff des öſelſchen Landgerichts, der königliche 
Brief an den dortigen Landhöfding vom 26. Juni 1695 in Schmedemann's 
Sammlung S. 1412. 

27) 3. B. Landgerichtsordnung von 1630 2 5. Hofgerichtsordnung von 1630 $ 37. 
Königl. Reſolution vom 16. September 1633. P. 3—5. Landgerichtsordnung 
vom 1. Februar 1632. Art. 6, 24, 25, 27, 30. Executionsſtadga § 1 u. $ 30. 
L. O. S. 232 u 251, ſ. auch L. O. S. 301, 410, 423, 439. 

28) Hofgerichtliches Urtheil vom 4. Mai 1707, in Sachen Tieſenhauſens und Schiff⸗ 
hauſens. N 

29) Hofgerichtsordnung vom 6. September 1630 $ 25. Landgerichtsordnung vom 
1. Februar 1632 $ 29 und andere. 

30) Seite 9 „Ex consilio Senatorum“', in der Antwort Herzog Karls und des 
Reichsraths an die Geſandten König Sigismunds vom 23. October 1596 (latei⸗ 
niſch und ſchwediſch gedruckt 1596) und gegen den Schluß derſelben: Enume- 
rantur singula capita quibus, lex suecica regem et subditos jurejurando 
mutuo obstringit, ut non difficile reperiri possit si quid contraventum 
sit. Sequitur generalis conclusio his verbis. Nos scilicet subditos teneri regi 
nostro ad veram obedientiam, jussis seil. ipsius parere in omnibus probabi- 

bus Deo et hominibus, ipsum jubere et nos exequi, salvo suo jure et 
nostro. In der beigedruckten Apologie der ſöderköpingſchen Beſchlüͤſſe erklärt 
Herzog Karl ausdrücklich: quod nonsitsolius regis novaslegessaneire, 
sed ad hoe requiritur etiam consensus subditorum, und an einer andern Stelle: 
obligatio qua subditi regiae Majestati sunt devincti, est conditionata et re- 
giae Majestatis juramento et cautioni subditis praestitae innititur. 

31) Getjer III. S. 10. 

32) Geijer I. S. 38. 

33) S. Bergenhielm's Klagelibell gegen die livländiſchen Deputirten, P. 1, und 
die Erceptionsſchrift derſelben hinter Patkuls Deduction, fo wie das Memorial 
vom 2. Mai 1691 in Collect. Liv. Nr. 28. 
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34) Seite 11. Ausdrücklich anerkannt in der Inſtruction für die livländiſchen Gene⸗ 
ralgouverneure vom 30. Auguſt 1645 $ 21. 

35) Bericht der Reductionscommiſſion vom 26. April 1679, als Beilage zu dem auf 
Befehl Karl XI. kurz vor ſeinem Tode vom Grafen Gyllenborg verfaßten Be⸗ 
richte in den Greifswalder Materialien zur Geſch. und Statiſtik der nord. Staaten. 

36) Paucker, Eſthlands Landgüter 1, 1847 und in den Arbeiten der furl. Geſellſch. 
für Litteratur und Kunſt 1848. IV. S. 71. 

37) Reſolution vom 13. Auguſt 1631. P. 1, 7 u. 8. 

38) Seite 12. Die Notizen in Betreff der einzelnen Güter find der Hagemeiſter⸗ 
ſchen Gütergeſchichte entnommen. 

39) Nach dem Ceumernſchen Verzeichniſſe in ſeinem Theatrid. Livon. 

40) Eſthländiſches Nitter- und Landrecht. Buch III. Tit 7. Kap. 1. 

41) Die Landtagsprotocolle bei Brandis enthalten lauter deutſche Namen. 

42) Seite 13. Geſchichtliche Ueberſicht der Grundlagen des Provinzialrechts. Pe⸗ 
tersburg 1845. Th. III. S. 115 der ruſſiſchen Ausgabe. 

43) Gade buſch III. 1, nach den Brevernſchen Remarques und Baron Schoulz liv⸗ 
ländiſchem Staatsrechte, S. 27, 31, 43, 78 (beides ungedruckt). In der Bud⸗ 
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44) Mon. Liv. ant. III. S. IX. 

45) Eſthl. Ritter⸗ und Landr. Buch VI. Tit. 4. Art. 5 nach Brandis Ritterrecht. 
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ordnungen. 

47) Landtagsreceß vom 18. Januar 1646. 

48) Seite 15. S. auch die Conſiſt.⸗Ord. v. J. 1634 Kap. 34. 

49) S. über das vorhergehende die Inſtruction an den Generalgouverneuren Oxen⸗ 
ſtierna vom 30. Auguſt 1645. 

50) Landgerichtsordnung vom J. 1630 u. 1632. 

51) A. a. O. 

52) Landtagsreceß vom Januar 1646. 

53) Seite 16. Auszugsweiſe bei Geijer III. S. 27 f. 
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bücher III. 1. $ 79. 

67) A. a. O. 
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97) Dal in Theil III. Buch 2. S. 408-413. Locce n. Lib. VIII. pag. 457-459, 
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98) Loccen. Lib. VIII. pag. 505, 517. 

99) Seite 23. Königl. Reſol. vom 15. November 1048 P. 3. 

100) Reſtript der ſchwediſchen Reichskammer vom 29. Februar oder December 
1643 an den Generalgouverneuren Wrangel, Ga debuſch cee III. I. 
$ 104. 

1) In den von Gadebuſch III. 1. $ 86 angeführten handſchriftlichen — 

2) Königl. Reſol. vom 4. Juli 1643 P. 4 u. 17. Auguſt 1648 P. 4. 

3) Königl. Reſol. vom 4. Juli 1643 P. 5. 

4) Von den Rechten der liv- und eſthländiſchen Landgüter, N. Misc. St. 22 und 
23. S. 77, verglichen mit Hagemeiſter's Gütergeſchichte. 

5) Seite 24. Priv. Sigism. Augusti Art. 10. Ut nobis libertatem gratiae (sieut 
vulgo nostri appellant) pro Regia benignitate concedat, quemadmodum in 
successione feudorum subditi Ducatus Esthoniae, Harriac, Wironiae et Dioe- 
cesis Rigensis olim a Regibus Danorum singulari beneficio usque ad hune 
diem obtinuerunt, ut eodem modo Nos ejusdem privilegii fructum ex Vestrae 


Sacrae Regiae Majestatis ampliore angustioreque munificentia capescere ac cum 


perpetua Augusti nominis celebratione posteris nostris relinquere possimus, 
hoe est ut habeamus potestatem succedendi non modo in descendenti sed 
otiam in collaterali linea utriusque sexus, ita tamen, ut praeferatur masculinus 
et foemellae pro modo facultatum dotentur: masculis vero non existentibus, 
foemellae in omnibus succedant, salvo tamen Majestatis Regiae jure fisei, seu 
jure caduco. 

6) Von den Rechten der liv- und eſthländiſchen Landgüter, N. Misc. St. 22 u. 
23. S. 60. 

7) Urkunde König Sigismunds vom 22. Februar 1600 über Ceſſion des Guts Loper 
ſeitens Detlevs von Haſtfer an den Edlen Engelbrecht Kawer, abgedruckt in N. 
n. Misc. St. 11 u. 12. S. 552 ff 

8) Dem Generalgouverneuren Wrangel durch die Kammerräthe am 29 December 
1643 eröffnete königliche Reſolution. 

9) Seite 25. Generalgouverneurs-Patent vom 3. Mai 1641 bei Jannau, Ge 
ſchichte II. S. 256. 

10) Von den Rechten der liv- und 3 Landgüter, N. Misc. St. 22 
u. 23. S. 45 u. 67. 

114) A. a. O. S. 66 u. 83. 

110 Buddenbrock's Sammlung livländiſcher Geſetze II. S. 81, ſ. auch königliche 
Reſol vom 6. Auguſt 1634 $ 3. 

12) Königl. Reſol. vom 6. Auguſt 1634 $ 3, 

13) Doͤrptſch. Rathsprot. vom Jahre 1639 S. 622 bei — III. 1. 8 74. 

14) Buxböwden S. 60. 

15) Seite 26. Men ius S. 62. 

16) Ceumern Theatrid. pag. 23 ff. 

7) Landg.⸗Ord. vom Jahre 1630 § 2. 

18) A. a. O. § 3 u. 4. 

19) A. a. O. § 5 u. 6. 

20) A. a. O. 8 8. 

21) A. u. O. 8 11. 


22) A. a. O. F. 12 u. 16. 

23) A. a. O. 5 15. 

24) A. a. O. 5 13 u. 14. 

25) Seite 27. Landlag von 1608 Tit. I. Kap. 7 $ 34, 37, deutſch herausgegeben 
von Nöller. Riga 1709. 

26) Landlag Tit. VII- XIV. 

27) Gerichts⸗Ord. vom 10. Febr. 1614 $ 14, 3 u. 8. 

28) S. Theil II. Abſchnitt 1. Kap. 7. 

29) Kaufurkunde vom 30. April 1641, noch im Hofgerichte vorhanden. 

30) Hofgerichtsordinanz von 1630 $ 2.; königliche Reſolutionen vom 6. Aug. 1634, 
P. 5 und 28. September 1638 P. 7. 

31) Reſol. vom 13. Auguſt 1631 P. 17 und vom 15. November 1648 P. 1. 

32) Königl. Reſol. vom 17. Auguſt 1648 P. 3. 

33) Seite 28. Königl. Reſol. vom 30. Aug. 1631 P. 9. Hofgerichtsordinanz $ 20. 

34) Hofgerichtsordinanz $ 3. 

35) Hofgerichtsordinanz § 10, 11. 

36) Königl. Reſol. vom 28. Sept. 1638 P. 8. 

37) Hofgerichtsordinanz § 20 u. 22. 

38) Hofgerichtsordinanz § 23. 

39) Hofgerichtsordinanz § 16—19. 

40) Hofgerichtsordinanz § 24, 25. 

41) pofgerichtsordinanz $ 24. 

42) Hofgerichtsordinanz $ 29—32. 

43) Hofgerichtsordinanz $ 7 u. 33. 

44) Hofgerichtsordinanz $ 33. 

45) Hofgerichtsordinanz § 33. 

46) Seite 29. S. z. B. das Reſeript vom 15. Febr. 1643 bei Gadebuſch II. 2. 
$ 200. 

47) Hofgerichtsordinanz $ 35. 

48) Königl. Reſol. vom 28. Sept. 1638 P. 3 u. 5. 

49) Hofgerichtsordinanz § 36-38. 

50) Königl. Reſol. vom 16. Sept. 1633 P. 3. 

51) Königl. Reſol. vom 6. Auguſt 1634 $ 3. 

52) Landgerichtsordinanz von 1632. Art. 1—7. 

53) A. a. O. Art. 10. 

54) Landgerichtsordinanz von 1632. Art. 15—23. 

55) Seite 30. Landgerichtsordnung von 1632. Art 24, 30-33. Die Buddenbrock⸗ 
ſche Emendation in Art. 24, nach welcher auch bei den ausgenommenen Verbrechen 
eine Anfrage beim Hofgerichte nöthig geweſen wäre, widerſpricht offenbar dem 
Art. 30. - 

56) A. a. O. Art. 28, 30 u. 34. 

57) A a. O. Art. 35. 

58) A. a. O. Art. 25. 

50) A. d. O. Att. 7 u. 27. 

60) Landgerichtgordinanz von 1632. Art. 7. 

61) Hofgerichtsordinanz § 10. 

Th. II. Bd. II. 22 
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62) Landlag Tit. VII. 18. 

63) Landlag VII. 41 $ t., ſ. 21 $ 2 u. VIII. 23, wo die Beiſitzer im Häradsge⸗ 
gerichte geradezu Inquiſitoren genannt werden. 

64) Statuten des Deutſchordens, herausgegeben von Henning 1806: Geſetze Wine 
richs v. Kniprode (reg. 13511382) S. 104 u. 139. Soweit kann man mit 
dem Verfaſſer des intereſſanten Werks „Zur Geſchichte des Criminalproceſſes in 
Livland von H. v. Bock 1845“ übereinſtimmen. 

65) Seite 31. Buddenbrock's Sammlung livländiſcher Geſetze II. S. 816. 

66) Landgerichtsordinanz von 1632 § 80. 

67) Angeführt von Sonntag in den Jahresverhandlungen der kurländiſchen Geſell— 
ſellſchaft für Lit. und Kunſt 1819 S. 314. 

68) Abgedruckt in Paucker's eſthl. Landrecht Coll. S. 129 ff. 

69) Königl. Refol. vom 8. Juni 1630. Eſthl. Ritter⸗ u. L.⸗R. B. I. T V. A. 2. 
70) Abgedruckt: die von 1648 in Paucker's eſthl. Landr. Coll. S. 123 ff. und die 
von 1653 im Anhange zu Ewers Ausgabe des eſthl. Ritter- und Landrechts. 

71) Manngerichtsordn. von 1653 § 1, 4, 10. Ae von 1648 P. 3, 4. 

72) Manngerichtsord. $ 7, 3 u. 8. 

73) Manngerichtsord. § 10, 

74) Manngerichtsord. § 10. Inſtruction P. 6. 

75) Seite 32. Manngerichtsord. § 11. 

76) Manngerichtsord. § 13. 

77) Inſtruction von 1648 P. 10 . 

78) Landgerichtsordn. von 1632 Art 9 u. 11. Königl. Reſol. vom 6. Aug. 1634 § 9. 

79) A. a. O. Art. 10. 

80) Urkunde im Inlande 1839 Nr. 43. 

81) Seite 33. Landgerichtsordn. Art. 27. 

82) Königl. Reſol. vom 15. November 1648 P. 4. 

83) Dies erhellt aus den acta publica vol. 33. Nr. 21, vol. 36 Nr. 11 bei Gade⸗ 
buſch III. 1. $ 200, 

84) Gadebuſch Sammlungen (Jahrbücher III. I, § 79). 

85) Reſeript des Generalgouverneurs vom März 1646 in L. Landt. Rec. vol. 1 S. 77. 

86) So heißt es in der Abſchrift in Gadebuſch Sammlungen (Jahrbücher III. . 
$ 144). Er vermuthet, es fei die der Krone gehörige Jakobikirche geweſen; allein 
in der Johanniskirche verſammelten ſich, wie noch jetzt, die lettiſchen Bauern, für 
die das Patent ſeinem Inhalte nach offenbar vorzüglich beſtimmt war. 

87) In Gadebuſch Sammlung, ſ. Jahrbücher III. 1. § 74. 

88) Vergleiche die Deduction der Unſchuld Patkuls S. 97 u. die dörptſche Pofttare 
vom Jahre 1693 (Gadebuſch Jahrbücher III. 2, § 274). 

89) Reſeript des Generalgouverneurs vom März 1646 in L. Landt. Rec. vol. I. ©. 
77 u. Petitum der Ritterſchaft vom Auguſt 1647 a. a. O. S. 141. 

90) Seite 34. In Gadebuſch Sammlungen (Jahrbücher III. 1. $ 74). 

91) Landt. Rec. vom 7. Auguſt 1647. 

92) Livl. Landt. Rec. vom Auguſt 1647 (Ree. vol. I. S. 145). 

93) Für Livland: in Gadebuſch Sammlungen, ſ. Jahrb. III. 1. § 21. Für Eſih⸗ 
land: Landord. des Gouverneurs Oxenſtierna vom 18. März 1645 in Bunge's 
Archiv VII. 


94) Petita der L. Ritterſchaft vom 7. Auguft 1647 (Rer. vol. I. S. 149) 
95) Receß vom Januar 1646. a 
96) Landtagsreceß vom Auguſt 1647 (Rec. vol. I. S. 139). 

97) In Gadebuſch Sammlung (Jahrbücher III. 1. $ 144). 
98) Landt. Rec. vol. I. S. 156, 

99) Inſtruction von 1647 Art. 2. 

100) Inſtruction 8 12 u. 13. 

1) Inſtruction $ 5 u. 6. 

2) Seite 35. Inſtruction $ 12 u. 9. 

8) Inſtruction § 13. 

4) Inſtruction $ 11 u. 12, 

5) Inſtruction $ 15, 9 u. 14. 

6) Inſtruction 8 5. 

7) Inſtruction $ 16. 

8) Inſtruction $ 14. 

9) Inſtruction $ 17 u. 18. 

10) Landtagsreceß vom März 1646. 

11) Seite 36. Kelch S. 559. 

12) Kelch S. 550. 

13) Acta publica tabular. Dorp. vol: XIV. Nr. 5 bei Gadebuſch III. 1. 5 9. 
14) Kelch a. a. O. 

15) S. die Einleitung zur Conſiſtorialordnung von 1634, 

16) A. a. O. Kap. 34. g 

17) Seite 37. Landt.-Rec. vom Januar 1649. 


18) A. a. O. Kap. 7 u. 8. 
19) A. a. O. Kap. 7. 

20) A. a. O. Kap. 9. 

21) A. a. O. Kap. 10. 

22) A. a. O. Kap. 11. 

23) A. a. O. Kap. 13. 

24) A a. O. Kap. 18. 

25) A. a. O. Kap. 19. 

26) A. a. O Kap. 20. 
27) A. a. O. Kap. 25 u. 26. 
28) A. a. O. Kap. 29—31. 


20) Seite 38. In Gadebuſch Sammlung (Jahrbücher III. 1. § 47). 

30) In Gadebuſch Sammlung (Jahrbücher III. 1. 8 79.) 

31) In Gadebuſch Sammlung (Jahrbücher III. 1. § 132). 

32) Dörptſch. Nathsprot. vom Jahre 1644 S. 335. 

33) Kelch S. 560. - 

34) Seite 39. Dörptſch. Rathsprot vom Jahre 1641 S. 776, 804. Acta publ. vol. 
II. Nr. 14. Rathsprot. von 1646 S. 589. Liden examen visionum Georgii 
Reichardi. Dorpat 1647. Einhorn, ausführlicher Bericht was ſich in Kurland 
mit Laur. Matthei begeben, als Anhang zu Jacobi Stolterfobtii eontro- 
versia de visionibus 1649. „ 

35) Kelch S. 564. 


340 


36) Knüpfer's Beitrag zur Geſchichte des eſthländiſchen Predigerſynodes S. 23 ff. 

37) Carlblom's Entwurf zur Kirchengeſchichte Eſthlands VI. S. 11. 

38) Kelch S. 560. 

39) Seite 40. Willigerode im Inlande 1838 Sp. 387. 

40) Worte des Generalgouverneuren Skytte in feiner Publ. vom 21. Sept. 1632 
bei Menius Relation u. ſ. w. 

41) S. Menius Relation von Inauguration der Univerfität zu Dorpat 1632. 
(Bunge's Archiv VII.) 

42) Kelch S. 551. Königl. Reſol. vom 13. Auguſt 1631 in Bunge's Quellen des 
revaler Stadtrechts II. S. 218 ff. Transact des Adels und der Stadt Reval 
vom 16. Februar 1631 im Inlande 1838 Sp. 791 f. 

43) Seite 41. Willigerod im Inlande 1840 Nr. 16, 17. 

44) Menius Relation u. ſ. w. 

45) Kelch S. 551-555. Menius S. 63 Prot. Senat. Dorpt. 15. Oetbr. 1632. 

46) Nach Menius Relation. 

47) Seite 42. Königl. Patent vom 20. Auguſt 1638 in Mitth. VII. S. 228. 

48) A. a. O. 

49) Seite 43. Die wichtigſten Quellen für die Geſchichte der Univerſität ſind: die | 
Relation von ihrer Eröffnung am 15. Oct. 1632 (von Menius), Caroli XI. 
Statuta Academiae Dorpatensis 1692, Actus inauguralis de 29. August 1699, 
Sjöberg Pernavia litterata 1703, das Inſeriptionsbuch der 2. Univerſität, Dis⸗ 
putationen, Reden und Programme u. ſ. w. Dieſe find fämmtlih benutzt von 
Bacmeifter in feinen Nachrichten von den ehemaligen Univerſitäten zu Dorpat und 
zu Pernau (in Müller's Sammlung ruſſiſcher Geſchichten IX. S. 95-262). 
Ferner: die bei Gelegenheit der fünfzigjährigen Jubelfeier der Untverſität im J. 
1852 veröffentlichte kurze Geſchichte derſelben. Ein Verzeichniß der Profeſſoren 
und ihrer Schriften befindet ſich in Sommelii reg, Acad. Gust. Carol. hist. 
Lund. 1790-1796. S. auch Schirren's Abhandlung zur Geſchichte der ſchwe⸗ 
diſchen Univerſität in Livland und das von Dr. Buchholtz mitgetheilte Verzeichniß 
der Profeſſoren nebſt Beilagen in den Mittheilungen VII. und die Abſchrift der 
Matrikel in den Mitth. VIII. 5 

50) Inland 1841 Nr. 40 nach Gerichtsacten. 

51) Seite 44. Rerum Osilianarum Congeries pag. ae (Handſchr. auf der riga⸗ 
ſchen Stadtbibliothek.) 

52) Menius prodromus pag. 2 f. 

53) Seite 45. Reſolution vom 4. Juli 1643 P. 3. 

54) Gadebuſch III. 1. S. 159. 

55) Königl. Reſol. vom 17. Auguſt 1648 P. 6. 

56) Königl. Reſol. vom 9. Februar und 25. Auguſt 1652. 

57) Seite 46. Eſthl. Nitter- und Landrecht. Buch V. Tit. 48. Art. 1 

58) Königl. Reſol. vom 17. Januar 1651 Art. 3, 

59) Königl. Reſol. vom 17. Juni 1690 a. E. 

60) Königl. Reſol. vom 27. Januar 1699. 

61) Eſthl. Ritter» und Landrecht V. 48. 1. 

62) Seite 47. S. über das Vorhergehende Bunge's Geſchichte und Quellen der 


341 
eſtländiſchen Ritter» und Landrechte in feinen Beiträgen zur Kunde der lid, eſth⸗ 
und kurländiſchen Rechtsquellen 1831. 

63) Eſthl. Ritter⸗ und Landr. I. 1. 8. N 

64) Eſthl. Ritt. und Landr. I. 32. 1. V. 48. 1—3. 

65) Seite 48. Eſthl. Ritt.⸗ u. Landr. VI. 1. 1—2. 

66) A. a. O. 8 3 u. 4. 

67) A. a. O. VI. 2. 

68) A. a. O. Tit. III. 

69) Seite 49. A. a. O. Tit. IV. 

70) A. a. O. Tit. v. 

71) A. a. O. Tit VI. 

72) A. a. O. Tit. VI. 7. 

73) Eſthl. Nitter- und Landr. Buch I. Art. 5 u. 6, 

74) A. a. O. Buch I. Tit. II. Art. 3—5. 

75) A. a. O. Art 12. 

76) A. a. O. I. 2. Art. 5--7. 

77) A. a. O. Art. 4. 

78) Eſthl. Ritt.- u. Landr. I. 5. Art. 2, 3 u. 6. 

79) A. a. O. Art. 16. 

80) Seite 50. A. a. O. I. Tit. III. A. 1 u. 2. 

81) Eſthl. Ritt.⸗ u. Landr. I. Tit. 6. 

82) Eſthl. Ritter- und Landrecht I. 8. 1, 2 u. 4. 

83) A a. O. Art 9 u. 8. 

84) Eſthl. Ritter- und Landr. I. 9. 

85) Eſtihl. Ritter- und Landr. I. 10, 1—3. 

86) A. a. O. Art. 5. 

87) Eſthl. Ritter- und L.-R. I. 13. 1, 2, 8 u. 9. 

88) Eſthl Nitter- und L.-R. I. 14. 

89) Seite 51. Eſthl. Ritter- und L.-R. I. 15 u. 20, 

90) A. a. O. Tit. 16. 

91) A. a. O. Tit. 17. 

92) A a. O. Tit. 18. 

93) Eſthl. Ritter- und L.-R. I. 28. Art. 6 u. 7. 

A) A. a. O. 29, 2. 

95) A. a. O. Tit. 33. Art 3 u. 4. 

96) A. a. O. Tit. 34. Art. 2 u. 3. 

97) A a. O. Tit. 35. Art. 2-4. 

08) A. a. O. Art. 6. 

90) A. a. O. Art. 7. 

100) A. a. O. Tit 36. 

101) Eſthl. Ritter- und L.-R. II. I. 1 u. 2. 

1) Seite 52. A. a. O. Art. 3. 

2) A. a. O. Art. 4. 

3) A. a. O. Art. 7. 

4) A. a. O. Art. 7. 

5) Eſthl. Ritter- und L.-R. II. 2, 10, 
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6) A. a. O. Art. 11 u. Tit. 3. Art. 3. 

7) A. a. O. Art. 4. g 

8) A. a. O. Tit. 4. 

9) A. a. O. Tit. 5. 

10) A. a. O. Tit. 6. 

11) Eſthl. Ritter und L.⸗R. I. 8, 3. 

12) Seite 53. A. a. O. Tit. 9. Art. 4 -6. 
13) A. a. O. Art. 8 u. 9. 

14) A. a. O. Tit. 12. Art. 3. 

15) A. a. O. Tit. 13. Art. 4. 

16) A. a. O. Tit. 14. 

17) A. a. O. III. 11, 3. 

18) Eſthl. Ritter- und L.⸗R. III. 1, 4 u. 5. 
19). A. a. O. Art. 6. 

20) A. a. O. Art. 7. 

21) A. a. O. Art. 8-13, 

22) Eſthl. Ritter⸗ und L.⸗R. III. 11, 1. 

23) A. a. O. Tit. 2. Art. 1., Tit. 11. Art. 1 u. 2. 
24) Seite 54 A. a. O. Tit 3. Art. 1 u. 3. 
25) A. d. O. Art. 4. j 

26) A. a. O. Tit. 5. Art. 6. 

27) A. a. O. Tit. 6. 

28) Eſthl. Nitter- und L.⸗R. III. 7, 1. 

29) A. a. O. Art. 2— 7. 

30) A. a O. Tit. 8. Art. 1-8 

31) A. a. O. Art. 9— 12. 

32) A. a. O. Art. 16. 

33) S. Rieſenkampf's Marginalien z. eſthl. Ritter- und L.⸗R. III. 9, 2 
34) Seite 55. Eſthl. Ritter- und L.⸗R. III. 10, 1 u, 13. 
35) A. a. O. III. Tit. Art. 14 u. 15. 

36) A. a. O. III. Tit. 9. Art. 4., Tit. 10. Art. 10 
37) A. a. O. Art. 13. 

38) A. a. O. III. 14. 

39) Eſthl. Ritter⸗ und L.⸗R. III. 15. 

40) A. a. O. Tit. 12. 

41) A. a. O. Tit. 13. Art. 1—7. 

42) A. a. O. Art. 8. 

43) Seite 56. A. a. O. Art. 9. 

44) A. a. O. II. 4, 4. 

45) Eſthl. Ritter⸗ und L.⸗R. II. 5, 1. III. 2, 2 
46) A. a. O. Buch III. 3, 17. 1, 4 u. 5. 


47) A. a. O. Buch III. 3, 17. Art. 1—3 u. 7. 
48) A. a. O. III. 9, 5. 

49) A. a. O. III. 17, 4-6. 

50) A. a. O. III. 9, 5. 

51) A. a. O. IM. 9, 5. 17, 7. 


52) A. a. O. III 
53) Seite 57. 
54) A. a. O. III 
55) Eſthl. Ritter⸗ 
56) Eſthl. Ritter⸗ 
57) A. a. O. IV. 
58) A. a. O. IV. 


59) A. a. O. IV. 


60) A. a. O. IV. 


61) Seite 58. A. 
62) A. a. O. Art. 


63) Eſthl. Nitter- 
64) A. a. O. IV. 
65) Eſthl. Ritter⸗ 
66) A. a. O. IV. 
67) A. g. O. IV. 
68) A. a. O. IV 


46,1. 


A. a. O. III. 11, 1. 


1.97 5. 

und L.⸗R. IV. 2, 5; 8, 8. 

und L.⸗R. IV. 21. 

6, 3; 13, 1. 

1. Zuſatz Art. 8 (in einer Handſchrift). 
1. Zuſatz Art. 8. 

1, 10; 13, 43; 15, 2. 

a. O. IV. 2. 3. 

6. 

und L.⸗R. IV. 7. 

4% 4 U. 2. 

und L⸗R. IV. 11, 9. 

12, 5. 

16. Art. 9 u. 4. 

. 20. Art. 5, wo zwar römiſches Recht, aber nicht in voller Ueber— 


einſtimmung mit dem Texte angeführt wird. 


69) Seite 59. A. a. O. IV. 10, 1. 

70) A. a. O. III. 12, 4. 

71) A. a. O. IV. 10, 4. 

72) A. a. O. IV. 6, 11, 16, 17 u. 19. 

73) A. a. O. IV. 6, 7. 

74) A. a. O. IV. 6, 16 u. 26. 

75) A. a. O. IV. 18. 

76) Seite 60. Eſthl. Ritter⸗ u. L.⸗R. V. Kap. 1 u. 2. 
77) A. a. O. V. 3, 1. 

78) A, a. O. V. Tit. 4 u. 6. 

70) A. a. O. Tit. 5. 0 
80) A. a. O. Tit. 7 u. 8. 

81) A. a. O. Tit. 9. 

82) A. a. O. v. 10, 1—4. 

83) A. a. O. Art. 6 u. 7. 

84) A a. O. V. Tit. 22. 

85) Seite 61. A. a. O. V. 23. 

86) A. a. O. Tit. 24. 

87) A. a. O. Tit. 25— 29. 

88) A. a. O. Tit. 29 u. 30. 

89) A. a. O. V. 31, 7 u. 9. 

90) A. a. O. Tit. 32 u. 33 

91) A. a. O. Tit. 33. 

92) Seite 62. A. a. O. Tit. 34. 

93) A. a. O. Tit. 36. 

94) A. a. O. Tit. 37, 

95) A. a. O. Tit. 38. 5 
96) A a. O. Tit. 39 u. 40, 
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97) A. a. O. Tit. 41. 

98) A. a. O. V. Tit. 42. Art. 3. 

99) A. a. O. Tit. 43. 

100) Seite 63. A. a. O. Tit. 44— 47. 

1) Piasecki, pag. 347, 444, 448, 456, 458. Kobiercicki hist. Vladislai lib. I. 

2) Puffendorf, rer. Suec. lib. IV. S. 67. 

3) Puffendorf, lib. V. 6 6 & 7. 

4) Pias ecki, pag. 478-481. Loccen. hist. Suec. lib IX. pag. 652. Puffen- 
dorf lib. VII. pag. 227—233. Die Friedensurkunde in Lengnichs Geſchichte 
des preußiſchen Landes Th. 6 (in Documenta pag. 39 — 47); Auszugsweiſe in 
Ziegenhorn Nr. 134 (in den Beilagen Seite 173). 

5) Seite 64. S. die Proteſtation der theologiſchen Facultät im n Archiv, 
vol. II Acta publica Nr. 9. 

6) Kelch, S. 557. Puffendorf lib. VII. 5. 134. 

7) Kelch, S. 561 f. -Loccenii hist, Suec. lib. IX. p. 659, 708. Puffendorf 
rer. Suec. lib. XI. $ 81. lib. XII. $ 42. lib. XIII. $ 61. lib. XIV. $ 34. lib. 
XVI. $1. 

8) Instr. pacis $ 1—13, 14, 17 u. 25. Kelch S. 565. Böckler, historia 
belli Sueo-Danici. 1679 und darnach Loccenius u. Puffendorf. 

9) Puffen dorf rer. Suec. lib. XVII. $ 126. — 

10) Seite 65. Puffen dorf rer. Suec. lib. XVII. $ 117. lib. XVIII. 5 92. 

11) Puffendorf rer. Suec. lib. XXI. $ 123. 

12) Puffendorf rer. Suec, lib. XXIII. $ 18—34. 

13) Kelch S. 567. Loccenii hist, Suec. lib. IX. p. 749—751. Buffendorf 
rer. Suec. lib. XXIV. $ 1. sq. $ 17. usq. ad finem. lib. XXV. 5 1--28, 37, 42. 

14) Seite 66. Puffendorf de rebus Caroli Gustavi lib. I. $ 11. Das Haupt- 
werk über die Gefchichte dieſes Königs, meiſt aus Urkunden geſchöpft. 

15) Puffendorf I. c. 5 43. Kelch S. 568 ſagt eigentlich daſſelbe, aber mit we⸗ 
niger Beſtimmtheit. 

16) Puffen dorf J. c. $ 49. 

17) Puffendorf I. o. I. §. 50—56. II. 8 1—8. 

18) Puffen dorf I. e. §. 11-38. 

19) Das von Horn im J. 1627 eroberte Dünaburg ſollen die Schweden verloren 
und im J. 1635 wieder genommen haben (Gadebuſch III. 1. S. 6466); es 
muß aber nicht in ihren Händen geblieben ſein. 

20) Puffendorf J. c. 8 39. 

21) Puffendorf J. e. 8 40. 

22) Puffendorf J. c. $ 43, 44. 

23) Seite 67. Puffendorf J. e. $ 75-77. Kelch S. 569. 

24) Puffendorf J. e. $ 77-90. 

25) Hiärn ©. 572. Puffendorf I. e. III. $ 43. 

26) A. a. O. 

27) Acta publica Dorpat. vol. II. Nr. 38. Puffendorf I. c. & 44. 

28) Seite 68. Puffendorf J. e. $ 45, 46. 

29) Puffendorf, hist. Friderici Wilhelmi, pag. 252 fl. 266 fl. Rudavsky, 
pag. 221, 241, 252, 270. 
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30) Kelch S. 572. 

31) Puffendorf I. c. III. $ 47. 

32) A. a. O. $ 48 u. 49. 

33) S. über dieſen Feldzug und namentlich die Belagerung Rigas: die gründliche und 
wahrhaftige Relation von der Belagerung der Stadt Riga 1657 und das vom 
moskowitiſchen Zar hart belagerte und durch Gottes Beiſtand erhaltene Riga, von 
Ernſt Müller, Pfarrer zu Gießen, 1662 (in Verſen). Das letztere Werk ſcheint 
von Gade buſch nicht benutzt, und enthält auch nichts Bemerkenswerthes, das 
erſtere iſt die Ueberſetzung einer lateiniſchen Arbeit unter dem Titel: verissima 
relatio u. f. w. Etwas kürzer iſt: Beſchreibung, welcher Geſtalt Riga von dem 
Großfürſten in Moskau belagert, 1656. Livl. Bibliothek, Th. II. S. 268. 

34) Seite 69. Gründliche Relation u. ſ. w. im Anhange. 

35) Gründliche Relation u. ſ. w. 

36) Gründliche Relation u. ſ. w. 

37) Puffend orf J. c. $ 50. Gründliche Relation u. ſ. w. 

38) Kelch S. 573. Gründliche Relation u. ſ. w. 

39) Kelch a. a. O. Puffendorf J. e. $ 52. 

40) Gründliche Relation u. ſ. w. Auf die Truppenzahlen kann man ſich nicht genau 
verlaſſen. Die „gründliche Relation“ berechnet die mit dem Zaren in Livland 
eingerückten Truppen auf 118,000 Mann. Vor Dorpat follen 18,000 Mann ge= 
ſtanden haben, die wohl noch hinzuzurechnen ſind. Dieſe Angaben ſcheinen zuver⸗ 
läſſiger, als die Kelch's, der überhaupt viel kürzer erzählt, als ſelbſt Puffen⸗ 
dorf. Nach ihm wäre der Zar mit 120,000 Mann eingerückt, hätte aber davon 
40,000 Mann vor Dorpat gefandt, fo daß nur 80,000 Mann nachgeblieben 
wären. 

41) Seite 70. Gründliche Relation. Kelch S. 573 f. 

42) Gründliche Relation. Kelch S. 574. 

43) Gründliche Relation u. ſ. w. 

44) Kelch S. 575. Gründliche Relation. 

45) Kelch S. 576. Gründliche Relation. 

46) Seite 71. Gründliche Relation. 

47) Gründliche Relation. 

48) Gründliche Relation. 

49) Gruͤndliche Relation. 

50) Gründliche Relation. 

51) Gründliche Relation. 

52) Puffendorf l. e. $ 52. Kelch S. 577-579. 

53) Gründliche Relation. 

54) Die Gründliche Relation gibt 18,000 Mann an, mit eben ſo viel „Goloppen“, 
d. h. Unfreien. Kelch ©. 572 gibt 40,000 Mann an, unter Befehl des Gene- 
ralen Dolgoruki. 

55) Seite 72. Ich folge für die Belagerung von Dorpat der Beſchreibung von 
Gadebuſch (Jahrbücher III., 1, $ 126), die er aus Urkunden geſchöͤpft hat, 
namentlich aus einem während der Belagerung geführten Protokolle, das ſich 
im dörptſchen Archive vorſindet (vol. II. Acta publica Nr. 39. Kelch S. 
579 behauptet, man habe fi mit der Uebergabe übereilt und dörptſche Bür⸗ 


ger hätten einen Verrath ausgeübt. Dieſes Gerücht iſt wohl aus den unten 
anzuführenden Streitigkeiten des Landeshauptmanns mit dem Rathe entſtanden. 
Die Gründliche Relation weiß hievon nichts und findet vielmehr, die Stadt habe 
ſich ſehr lange gegen einen überlegenen Feind vertheidigt. 

56) Puffendorf J. e. $ 53. 

57) Seite 73. Puffendorf I. e $ 54—56. Der Waffenſtillſtand, den Puffendorf 
etwas ſpäter anſetzt, findet ſich in Lauro actorum publicorum Europae, Fran- 
eofurti 1658. P. I. pag. 44— 46. Kelch S. 580. 

58) Kelch S. 571 f. Ziegenhorn Nr. 184 in den Beilagen S. 228. 

59) Dörptſches Rathsprot. vom J. 1644. S. 322. 

60) Arndt II. S. 117. 

61) Puffendorf J. e. IV. 5 50. Kelch S. 580 

62) Kelch S. 580. 

63) Seite 74. Kelch S. 582. 

64) Kelch S. 583 f. Puffen dorf I. e. IV. $ 52. 

65) Seite 75. Puffendorf J. e Kelch S. 584. 

66) Dogiel I. pag. 377 f. 

67) Puffendorf J. e. IV. $ 51. 

68) Seite 76. Im Puffendorf l. e. Appendix pag. 21 29 iſt die Friedensur⸗ 
kunde abgedruckt. 

69) Puffendorf L e. V. $ 84, 85, 88, 119, 120. 

70) Puffendorf I. e. V S 91. Kelch S. 586 f. 

71) Seite 77. Puffendorf I. c. lib. V. § ultimo. Loccen. lib. IX. pag. 835. 
Kelch S. 592. Schlüſſel zum Nyſtädter Frieden S. 227—231. 

72) Seite 78. Kelch S. 586. Puffen dorf I. e. V. 8 93. 

73) Kelch S. 588590. Puffendorf J. e. V. § 93. Beide Schriftſteller weichen 
nur in Nebenſachen von einander ab. 

74) Kelch S. 590-597. Puffendorf I. c. lib. V. $ 94, 5 121, lib. VI. § 69, 70. 

75) Puffendorf I. e. V. $ 84. 

76) Puffendorf J. c. lib. VI. $ 7478. 

77) Seite 79. Puften dorf 1. c. lib. VI. $ 78. Daß hier ohne Vermittelung un⸗ 
terhandelt wurde, folgt aus Puffendorf lib. VII. $ 4, obwohl Wiedau be 
bauptet, der Waffenſtillſtand ſei auf römiſch⸗kaiſerliche Vermittelung geſchloſſen 
worden (Sammlung ruſſiſcher Geſchichten Bd. IX. S. 306); der Kaiſer führte 
aber vielmehr damals mit Schweden Krieg. 

78) Puffendorf J. e. lib. VII. 5 3. 

79) Die Friedensurkunde findet ſich in Paftendorf I. e. Appendix pag. 39 
53. Loccenius hist. Suec, pag. 899-932. Boehmii acta pacis Oliven 
sis 1763. 

80) Seite 80. Puffen dorf I. e. VII. $ 30, 

81) Diarium Europaeum Pars V. pag. 210. 

82) Diarium Europaeum Pars VI. pag. 357. 

83) Diarium Europaeum Pars VII. pag. 295. 

84) Puffendorf I. e. VII. $ 30. Diariam Europaeum Pars VII. pag. 7, 8, 15, 

127. Auszug aus dem Friedeusichluffe im Drarium Europaeum Pars VII. pag. 

166170. Schlüſſel zum Nyſtädter Frieden S. 237249. 


85) Diarium Europaeum Pars VII pag. 532 f. 536, N 
86) Seite 83. Bunge, eſth- und livländiſches Privatrecht $ 9 
87) Schwediſche Vormünderordnung § 4 u. 6 
88) A. a. O. § 5. 
89) A. a. O. § 4, 6, 18, 33, 34 u. 97, 
90) Seite 84. A. a. O. § 11. 
91) Königl. Verordn, vom 20. Decbr. 1694 $ 17 u. 19. 
92) Vorm.⸗Ord. $ 2. 
93) Vorm.⸗Ord. $ 5. 
94) Vorm.⸗Ord. § 8 u. 9. 
95) Vorm.⸗Ord $ 10. 
96) Vorm.⸗Ord. § 11 u. 13. 
97) Vorm.⸗Ord. § 15. 
98) Vorm.⸗Ord. $ 32. 
99) Vorm.⸗Ord. § 39. 
1) Vorm.⸗Ord. § 4, 6, 18. 
2) Vorm. ⸗Ord. $ 25. 
3) Vorm.⸗Ord. § 28. 
4) Seite 85. Vorm.-Ordn. $ 27. 
5) Vorm.⸗Ord. § 23. 
6) Vorm.⸗Ord. § 29. 
7) Vorm.⸗Ord. § 24 u. 30. 
8) Vorm.⸗Ord $ 40. 
9) Vorm.⸗Ord. $ 7. 
10) Vorm.⸗Ord. $ 34, 35. 
11) Königl. Brief an das livländiſche Hofgericht vom 12. Juni 1707. 
12) Landlag caput 5 pr. $ 1. caput 28. § 1. caput 29 von Eheſachen, caput 2 u. 3 
von Erbſchaften. Königl. Reiol. vom 28. Mai 1687 (Note e. pag. 95. Landlag). 
13) Königl. Reſol. vom 17. Novbr. 1669, 30. Mai 1682 u. 28. Mai 1687 Art. 1. 
14) Teſtamentsſtadga vom 3. Juli 1686 § 6. Da dieſe Verordnung, nach der Einlei⸗ 
tung derſelben, auf ein von den Hofgerichten eingeholtes Gutachten erlaſſen worden 
iſt und ſämmtlichen Hof⸗ und anderen Gerichten im Reiche zur Richtſchnur dienen 
ſollte, fo iſt wohl vorauszuſetzen, daß fie auch in unſern Oſtſeeprovinzen publicirt 
oder wenigſtens dem livländiſchen Hofgerichte zur Nachachtung eröffnet worden 
iſt. Sie ſteht auch in der Auswahl eſthländiſcher Verordnungen S. 226 ff. 
15) Seite 86. Königl. Ingroſſationsplacat vom 24. Januar 1684. Liefl. L. O. S 
391 (nicht in der eſthl. Auswahl). 
16) Bunge's livl. u. eſthl. Privatrecht J. § 155. : 
17) Königl. Reſol. vom 11. Mai 1665 (nur im Auszuge in Buddenbrock's 
Sammlung II. S. 358). 
18) Königl. Reſol. vom 29. November 1688 $ 2 (L. O. S. 450. Auswabl efibl. 
Verordn. S. 269). 
19) A. a. O. 
20) Königl. Placat vom 24. Januar 1684. (L. O. S. 391; nicht in der eſthl. 
Auswahl.) 
21) Königl. Erec. Verordn. vom 10. Juli 1669 § 6. (L. O. S. 232. Aus wahl 
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eſthl. Verordnung S. 105.) Königl. Reſol. vom 28. Januar 1685 (L. O. S. 
399 ff. Auswahl e. V. S. 211.) 

22) Exec. Verordn. a. a. O. Königl. Refol. vom 29. November 1688 § 2. Königl. 
Reſcript vom 12. Januar 1698 (L. O. S. 695. Auswahl eſthl. Verordn. S. 
365.) Königl. Brief vom 18. April 1699. 

23) Livl. Landesordnung von 1671 Abth. 5. 

24) L. O. S. 122 u. 127; das erſtere Plakat ſteht anch in der Auswahl eſthl. Ver⸗ 
ordnung S. 49. 

25) Königl. Placat vom 13. April 1700 $ 2. (L. O. S. 137 ff.; . in der 
eſthl. Auswahl.) 

26) Königl. Reſol. vom 9. November 1685 (L. O. S. 421. Auswahl eſthl. Verord. 
S. 225.) Königl. Reſol. vom 28. Mai 1687 (L. O. S. 464 ff. Auswahl eſthl. 
Verord. S. 257). 

27) Königl. Exec. Verord. vom 10. Juli 1669 $ 5 u. 14 (L. O. S. 232 ff. u. Aus⸗ 
wahl eſthl. Verord. S. 105.) N 

28) Königl. Plakat vom 14. November 1666. 

29) Königl. Plakat vom 16. December 1687. 

30) Seite 87. Königl. Plakat vom 14. November 1666. 

31) Königl. Plakat vom 16. December 1687. 

32) A. a. O. 

33) Livl. Gouvernements⸗Plakat vom 6. October 1697. 

34) Die oben angeführten Plakate und Wechſelrecht vom 10. März 1671 Art. 23. 
(L. O. S. 266 ff. Auswahl eſthl. Verordn. S. 128.) 

35) Königl. Brief vom 18. April 1699, verglichen mit Kapitel 7 von liegenden 
Gründen L. L. 

36) Königl. Erklärung vom 3. November 1691. (L. O. S. 549; nicht in der eſthl. 
Auswahl.) Publ. des Hofg. vom 9. März 1692. 

37) Vormünder-Ordnung vom 17. März 1669 $ 35. Teſtamentsſtadga vom 3. Juli 
1686 $ 5. 

38) Gouvernements-Plakate vom 12. October 1696 und 30. Juli 1706. 


39) Seite 88. Dies Seerecht erſchien in deutſcher Sprache zuerſt in Wismar im J. 


1670, in Riga erſt im Jahre 1706, nebſt einem Anhange anderer Verordnungen 
und in Reval erſt in der Auswahl eſthl. Verordnungen S. 597 bis ans Ente 
und iſt wohl während der ſchwed. Beherrſchungszeit gar nicht praktiſch geworden. 


40) S. Rieſenkampf's Marginalien zum eſthl. Ritter- und Landrechte S. 527, 
528, 529. 


41) Teſt. St. $ 1. 
42) Teſt. St. $ 2. 
43) Seite 89. Teſt. St. $ 5. 
44) Teſt. St. $ 9. 

45) Teſt. St. $ 6. 

46) Teſt. St. § 5. A. E. 
47) Teſt. St. $ 8 u. 10. 
48) Teſt. St. § 10. 

49) Teſt. St. 8 5. 

50) Seite 90. Teſt. St. § 1 
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51) Hofg. Urtheil vom 21. Juli 1646 in Nilſens Erbrecht Th. I. S. 40, vom 10. 
März 1666 a. a. O., vom 31. Januar 1674 in Gadebuſch's Erbrecht (in 
deſſen Verſuchen Bd. I. St. 6), vom 30. April 1687 bei Nilſen a. a. O. 

52) Hofg. Urtheil vom 29. Februar 1708 bei Gadebuſch a. a. O. S. 35. 

53) Hofg. Urth vom 10. März 1666 in Samſon's Erbrecht S. 440, vom 22. 
März 1693 bei Gadebuſch a. a. O. S. 35. Nach dem Privilegium Sigis⸗ 

mund Auguſts Art. 10 waren die Töchter nur auszuſteuern, indeſſen kommt das 
neuere Recht ſchon im Meng denſchen Entwurfe vom Jahre 1643 (Buch II. 
Kap. 13 $ 9 u. 38.) und in Eſthland, wie aus dem Citat zum Nitter- und Land⸗ 
recht Buch IV. T. 8. Art. 8. zu erſehen iſt, ſchon im Jahre 1597 vor. 

54) Hofg. Urth. vom 10. Mai 1668 und 31. Januar 1674 bei Ga debuſch S. 34; 
oben angeführtes hofgerichtl. Urtheil vom 10. März 1666. a 

55) Hofg. Urth. vom 19. März 1687 bei Gadebuſch S. 38. 

56) Hofg. Urth. vom 30. April 1687 bei Gadebuſch S. 17 f. 

57) Königl. ſchwed. Brief ans livl. Hofgericht vom 26. Juni 1688 mit Beziehung 
auf das Kapitel 53 des mittlern Ritterrechts, das auch wohl hiemit übereinſtimmt, 
obgleich es weniger beſtimmt lautet. 

58) Hofg. Urth. vom 6. März 1655. b. Gadebuſch S. 16; vom 30. April 1687. b. 
Samſon S. 444. 

59) Hofg. Urth. vom 29. November 1690. Gadebuſch S. 19. 

60) Hofg. Urth. vom 19. Februar 1687. Samſon S. 143 vom 21. Novbr. 1691 

u. 13. Februar 1697, Gadebuſch S. 16; vom 15. Febr. 1696, Ga deb uſch 
S. 15; vom 15. Febr. 1699, Gadebuſch S. 13; vom 2. März 1701, Nil ſen 
I. S. 101. 

61) Hofg. Urth. vom 11. März 1668 u. vom 6. März 1686, bei Nilſen S. 114; 
vom 27. Febr. 1692 und 22. März 1693 bei Gadebuſch S. 31. 

62) Seite 91. Kirchenordn. Cap. 1 § 2. Kap. 28 § 13. 

63) Königl. Reſol. vom 28. Mai 1687. L. O. S. 464 ff. Auswahl eſthl. Verordn. 

N S. 257. Vorm.⸗Ordn. vom 17. März 1669 $ 4, 6, 11, 18. Teſt. St. $ 10. 

64) Teſt. St. $ 8. 
65) Königl. Reſol. vom 28. Mai 1687 Art. II. $. 1 u. 5. 
66) A. a. O. Art. II. § 1 u. 5. J 
67) Borm.-Ord. $ 37. 
68) Seite 92. Königl. Brief an ſämmtliche Hofg. vom 29. Juli 1698. 
69) Mitth. II. S. 59. (Aufſatz des Hofg.⸗Vicepräſidenten Barons v. Tieſenhauſen.) 
70) Kreis fiscal⸗Inſtruction vom Jahre 1707 $ 7. 
7) Königl Kirchenord. vom J. 1686 Kap. 7. § 2 u. 4. 
72) Mitth. II. 1840 S. 44—78. 
73) Königl. Plakat vom 15. November 1684 L. O. S. 318. (auswabt eſthl. 
Verord. S. 166.) . 
74) Königl. Plakat vom 6. December 1697 L. O. S. 331 (Auswahl eſthl. Verord. 
S. 168.) und Gouvernements-Plakat vom 26. Mai 1699. 
75) Gouv.-Plafat vom 26. Mai 1699 L. O. S. 148 ff. Auswahl eſthl. Verord. 
S. 393. 
76) Königl. Verord. vom 7. Juni 1706. 
77) Königl. Reſol. vom 30. Mai 1698. L. O. S. 705. (Auswahl eſthl. Verord. S. 371) 
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78) Königl. Schreiben vom 4. Juli 1690 u. 10. März 1696. 

79) Königl. Stadga vom 23. November 1686 L. O. S. 436 ff. Auswahl eſthl. 
Verordn. S. 236. 

80) Königl Handwerksord. vom 1. März 1669 Art. 1. § 5, Art. 9 8 3. 

81) Schwediſches Seerecht Th. I. Kap. 21 8 2. 

82) Landger. Ordinanz vom 1. Februar 1632 § 11. 

83) Seite 93. Proceß⸗Ord. für das Domkapitel vom 11. Febr. 1687. 

84) Königl. Placat vom 22. Auguſt 1682. L. O. S. 360 ff. 

85) Kirchenord. vom J. 1686 Kap. 10 $ 2. Kap. 16 $ 11. 

86) A. a. O. Kap. 15 § 20. ö 

87) Schreiben der königl. Juſtizverwaltung an ſämmtliche Hofgerichte v. 24. Sept. 1706; 

88) Kirchenord. Cap. 9. Königl. Brief vom 16. Nov. 1699. 

89) Kirchenord. Kap. 10. 

90) Königl. Placat vom 14. März 1699, weder in der bandes ordnung noch in der 
Auswahl, aber in Riga gedruckt und im dörptſchen Rathsarchive vorhanden. 
Gadebuſch III. 2 § 14. 

91) Kirchenord. Kap. 10, 18. Duellplakat vom 22. Auguſt 1682. 6 3. 

92) Königl. Briefe ans dörptſche Hofgericht v. 4. April 1689 und 13. Januar 1690. 
(Note b. pag. 101. L. L.) 2 

93) Note f pag. 454. L. L. 

94) Note c., pag. 452. Note b. pag. 476 L. L. 

95) Mitth. II. S. 51. 

96) Religions⸗Plakat vom 19. März 1667 (L. O. S. 131) und Vriefter-Priv. vom 
1. November 1675 $ 1. (L. O. S. 283 ff. Auswahl eſthl. Verordn. S. 144 ff.) 

97) Gouv.-Plakat vom 4. Oktbr. 1693. 

98) Seite 94. Mitth. II. S. 55. 

99) Landger Ordin. v. 1632. § 33. 

100) Plakat vom 11. und 30. April 1689. (L. O. S. 488 u. 489.) 

1) Königl. Verordnung v. 29. Auguſt 1664. § 7, 10, 11. (L. O. S. 520 ff. Aus⸗ 
wahl eſthl. Verord. S. 292.) Reſcript vom 23. November 1696. 

2) Königl. Verordn. vom 21. Auguſt 1684. (L. O. S. 294 ff. Auswahl Are Ver⸗ 
ordnung S. 207.) Erklärung vom 21. December 1691. 

3) Königl. Plakat wider Strandexceſſe v. 6. December 1697. 

4) Seite 95. Plakat vom 23. Januar 1680 (L. O. S. 316) und 15. November 
1684. (L. O. S. 318. Auswahl eſthl Verord. S. 166.) 

5) Kirchen⸗Ord. Kap. 3. § 13. | 

6) Königl. Brief vom 11. Mai 1698. Königl. Befehl vom 19. December 1699. 
Gouv.-Plakate vom 26. Mai 1699 und 23. Januar 1700, Stadga v. 10. Juli 
1669 $ 30. Priefter-Priv. v. 1675 § 22, 23. 

7) Prieſter⸗Priv. v. 1. November 1675. § 23. Königl. Brief an das rigaſche Stadt⸗ 
Conſiſtorium v. 19. Juli 1698. 

8) Königl. Edict v. 4. Mai 1664. L. O. S. 106 ff. 

9) Königl. Plakat v. 9. Mai 1693 (L. O. S. 360 f. Auswahl eſthl. Verordnungen 
S. 318). Reſolution vom 27. Mai 1698. (L. O. S. 117 f.) 

Königl. Ediet v. 4. Mai 1664. § 7 und 135 v. 12. März 1679. Königl. Reſol. 
v. 10. Januar 1678. 
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Erſtes Duellplacat v. 22. Auguft 1682 (L O. S. 360--373). S 12. Verordn. 

v. 29. November 1688. (L. O. S. 480. Auswahl eſthl. Verord. S. 269.) 

12) Seite 96. Gouv.⸗Plakat v. 23. Januar 1700. 

13) Prieſter-Priv. v. 1675 $ 22, 

14) Proceßſtadga vom 4. Juli 1695. (L. O. S. 603 ff. Auswahl eſthl. Verordnungen 
S. 326.) 1 

15) Duellplacat v. 22. Auguſt 1682. 

16) Königl. Brief an das livl Hofgericht vom 12 April 1694. 

17) Königl. Briefe vom 29. Juli 1698 und 29. März 1700, wodurch das — 
Gouv.⸗Plakat v. 3. März 1683 beſeitigt wurde. 

18) Königl. Brief an die Hofgerichte vom 22. Oectbr. 1698. 

19) Mitth. II. S. 71. 

20) Kirchen⸗Ord. Kap. 16. 

21) Seite 97. Gouv.⸗Plakate vom 1. Auguſt 1693 und 17. ne. 1699 auf 
königlichem Befehl. 

22) Königl. Reſeript vom 11. Januar 1690. 

23) Baron Schoulz, livländiſches Staatsrecht. S. 278 (ungedruckt). 

24) Kreisfisc.-Inſtr. in L. O. S. 86 ff. und königl. Nefol. vom 22. Septbr. 1671. 
L. O S. 42 ff. 

25) Seite 99. Die in den neuern Werken über den lidl. Proceß häufig angeführte ſchwe⸗ 
diſche Hofgerichtsordinanz vom 23. Juni 1615 hat eigentlich gar keine Geltung, 
denn ſie iſt durch die Ordinanz fürs livländiſche Hofgericht vom Jahre 1630 er⸗ 
ſetzt, welche übrigens, einige nothwendige Modificationen abgerechnet, wörtlich 
mit ihr übereinſtimmt. 

26) Executions-Ord. v. 10. Juli 1669 $ 5. Die beiden Exec.⸗Ord. ſtehen auch in 
der Auswahl der eſthl. Verordn. Königl. Reſol. zur Beförderung der Juſtiz ge⸗ 
reichende Punkte v. 22. September 1671 $ 7. 

27) Erecutions-⸗Ord. von 1669 $ 1, 2, 4, 5, 6, 8. 

28) Erklärung des General-Gouverneurs Bengt Oxenſtierna v. 19. October 1636. 

29) S. die Hofgerichtsordinanz v. 1630 u. den königl. Brief ans livländiſche Hofge⸗ 
richt vom 2. December 1702. 

30 Zweite Executionsord. v. 10. Juli 1669 $ 1 u. 2. 

31) Execut.-Ord. v. 10. Juli 1669 $ 10. 

2) A. a. O. 8 5. 

33) A. a. O. 8 5. 

34) A. a. O. 8 4. 

35) Seite 100. A. a. O. § 10. 

36) A. a. O. 8 6. Königl. Brief an alle Gouverneure v. 16. October 1684. 

7) A. a. O. O. R 

38) Königl. Reſol. v. 28. Januar 4685 $ 2. 

39) Executions-Ord. v. 1669 $ 6. Königl. Brief v. 15. October 1684. Wardirungs⸗ 
* vom 25. Octbr. 1686 (L. O. S. 431 ff. Auswahl eſthl. Verordnungen 

S. 233). 

40) Greeutions- Verotd. v. 1669 $ 7. Königl. Reſol. vom 28. Januar 1685 $ 2. 

41) Executions-Verord. v. 1669 $ 6. 

42) A. a. O. 8 6 u. 7. 
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43) Königl. Reſol. v. 28. Januar 1685 $ 2. L. O. S. 399 ff. Auswahl eſtbl. Ver⸗ 
ordnungen S. 211. 

44) A. a. O. 8 3. 

45) Gouv.⸗Plakat v. 1671. Art. V. 7 

46) Königl. Reſol. v. 28. Januar 1685. (L. O. S. 399 ff. Auswahl eſthl. Ver⸗ 
ordnungen S. 211.) 

47) Gouv.⸗Plakat v. 1671. Art. V. 

48) Königl. Reſeript v. 12. Januar 1698. 

49) Seite 101. Königl. Reſol. v. 28. Januar 1685 $ 2. 

50) Königl. Reſol. v 28. November 1688 $ 2 (L. O. S. 480. Auswahl eſthl. 
Verordnungen S. 269). f 

51) Executions-Ord. v. 1669 § 12. 

52) Königl. Reſol. v. 28. Mai 1687 8 3. (L. O. S. 464 ff. Auswahl eſthl. Verordn. 
257); vom 24. October 1688 und 7. Novbr. 1689. (L. O. S. 538 f. Aus wahl 
S. 301.) ; 

53) Königl. Brief an die Hofgerichte v. 4. März 1685. 

54) Execut.⸗Verordn. v. 1669 $ 20. 

55) Execut.⸗Verordn. v. 1669 § 3. . 

56) Exeeut.⸗Verordn. v. 14. April 1687. 

57) Execut.-Verordn. v. 1669 $ 23. 

58) Execut.⸗Verordn. v. 1669 $ 14. 

50) 2ie Exrecut.-Verord. v. 1669 $ 4. 

60) Execut.-Verordn. v. 1669 $ 4. 

61) Execut.-Verordn. v. 1669 $ 14 u 15. 

62) Seite 102. A. a. O. $ 14. 

63) 2te Execut.-Verordn. v. 1669 § 4 u. 7. 

64) Execut.⸗Verord. v. 1669 $ 24. 

65) A. a. O. 8 16 u. 21. 

66) A. a. O. § 17. 

67) A. a. O. $ 18 u. 19. 

68) L. O. S. 464 ff. Auswahl S. 257. 

69) Seite 104. Königl. Reſol. v. 11. Mai 1665, 29. November 1688, 27. Mai 
1701. L. O. S. 743 ff. 

70) Rev.-Plafat vom 28. Juni 1662 (L. O. S. 98 ff. Auswahl S. 43), vom 2. 
April 1681 (L. O. S. 344 ff. Auswahl S. 175), vom 31. Auguſt 1682 (L. O. 
S. 373 ff). 

71) Königl. Brief an die Hofg. v. 5. Februar 1697, Brief v. 18. Auguſt 1643, 15. 
April u. 11. Mai 1703, Schreiben der königl. Räthe an die Hofgerichte vom 29. 
November 1705. 

72) Königl. Briefe vom 31. März 1648, 25. September 1669 und 5. Februar 1697. 

73) Reviſions-Plakat von 1662. Einl. 

74) Reviſions⸗Verordn. v. 1662, v. 1682 $ 3. 

75) A. a. O. 5 1. . 5 

76) A. a. O. § 4 u. 3. Königl. Brief vom 5. December 1696. Hofgerichts⸗Conſtl⸗ 
tution vom 20. Februar 1697. 

77) Reviſions⸗Verordn. von 1662 u. 1682 $ 9. 
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78) Reviſions⸗Verordn. v. 1682 $ 7, 8 u. 10. 

79) Reviſions⸗Verordn. v. 1662. $ 3 u. 4, von 1682 § 3. Königl. Brief v. 2. Oct. 
1685 u. 7. Mai 1690. 

80) Reviſions⸗Plakat v. 1662. § 4 u. 8, v. 1682 § 3. Königl. Brief v. 5. März 
1685, 6. December 1686, 8. October 1691, 2. April 1694. 

81) Rev.⸗Verordn. v. 1662 $ 4, v. 1681 $ 4, v. 1682 $. 3. Königl. Brief v. 27. 
September 1687 u. 15. April 1703, v. 11. Auguſt 1688, 3. September 1685, 
Hofgerichts⸗Conſtitution v. 12. November 1687. 

82) Reviſions⸗Verordn. v. 1662 $ 7 u. 8, v. 1682 $ 6. 

83) Seite 105. Rev.⸗-Verordnung v. 1681 u 1682 $ 4. 

84) Rev.⸗Verordnung v. 1662 $ 6, v. 1682 $ 5. 

85) Rev.⸗Verordnung v. 1681 $ 5. Königl. Brief an die Hofgerichte vom 13. Octo⸗ 
ber 1691. 

86) Reviſions⸗Verordnung v. 1681 $ 5, v. 1682 $ 11, 12. 

87) Königl. Reſol. v. 28. September 1638. 

88) L. O. S. 603- 630. Auswahl eſthl. Verordn. S 326. 

89) Proceß⸗Ordin. v. 1695 § 1. Hofgerichts⸗Conſtit. vom 18. Jan. 1666 P. 18. 

90) Hofgerichts-Conſtit. v. 6. Sept. 1673 $ 2. 

91) Hofg.⸗Conſtit. v. 14. Jan. 1688 $ 4. 

92) Proceß⸗Ordin. § 1. 

93) A. a. O. 

94) A. a. O. 

95) A. a. O. 

96) Seite 106. Pweeß⸗Verordn. v. 1695 $ 2. 

97) Hofg.⸗Conſtit. v. 24. Octbr. 1694. 

98) Proceß⸗Verordn. v. 1695 $. 23. 

90) A. a. O. b. 4. 

100) Hofg.-Conſtit. vom 14. Jan. 1686 $ 3. 

1) Hofg.-Conſtit. vom 24 März 1666. 

2) Proceß⸗Ordin. vom 1695 $ 4. 

3) Hofg.⸗Conſtit. vom 15. März 1690. 

4) Königl. Brief vom 28 Sept. 1687. 

5) Zur Beförderung der Juſtiz gereichende Punkte vom 22. Sept. 1671. 
6) Proteß⸗Verordn. v. 1695 $ 2. 

7) A. a. O. 8 4. 

8) Hofg.⸗Conſtit. vom 31. März 1691. 

9) Hofg.⸗Conſtit. vom 24. März 1666 $ 7. 

10) Königl. Briefe vom 31. Jan. 1681, 27. Juli 1682, 29. Januar 1683, 30. Juni 
1687. Hofg.⸗Conſtit. vom 9. Febr. 1684. 

11) Königl. Briefe an ſämmtliche Hofgerichte vom 8. Febr. 1686 u. 18. März 1699. 

12) Königl. Brief an die Hofgerichte vom 25. April 1699. 

13) Königl. Briefe an alle Gouverneure vom 4. März und an die Hofgerichte vom 
13. Januar 1685. 

14) Königl. Brief an's livl. Hofgericht vom 15. Febr. 1686. 

15) Königl. Brief an's livl. Hofgericht vom 21. Januar 1696. 

16) Seite 107. Proceß-Ord. v. 1695 $ 16 u. 4. 

Th. II. Bd. II. 23 
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17) A. a. O. 

18) Hofg.⸗Conſtit. vom 27. Octbr. 1694. 

19) Königl. Brief an die Hofgerichte vom 13. December 1692. 

20) Königl. Reſol. auf des livl. Hofgerichts Memorial vom 7. November 1687 $ 3. 

21) Hofg.⸗Conſtit. vom 28. Januar 1699. 

22) Reſolution auf des livl. Hofgerichts Memorial vom 7. November 1687 $ 3, 
Reviſions⸗Plakat vom 1662 $ 4. 

23) Proceß⸗Verordn. v. 1695 § 19. Königl. Brief an die Hofgerichte vom 25. Avril 
1699. 

24) Königl. Brief an die Hofgerichte vom 29. März 1688. 

25) Proceß⸗Verordn. v. 1695 § 11. Königl. Brief an die Hofgerichte vom 5. Febr. 
1697. 

26) Königl. Brief an die Hofgerichte vom Jahre 1690 

27) Proceß⸗Verordn. v. 1695 § 11 u. 9. 

28) Hofg.⸗Conſtit. vom 31. October 1666. 

29) Hofg.⸗Conſtit. vom 6. Decbr. 1673. 

30) Königl. Reſol. an die Hofgerichte vom 15. November 1648. Hofg.⸗Conſtit. vom 
30. April 1704 und 3. Febr. 1706. 

31) Proceß⸗Ordn. v. 1695 $ 17. 

32) Königl. Reſol. zur Beförderung der Juſtiz vom 22. Sept. 1671 $. 11. 

33) Proceß⸗Ordn. v. 1695 § 17. 

34) Seite 108. Königl. Stadga vom 6. Juni 1692 über neu aufgefundene Gründe. 

35) Hofgerichtsordinanz v. 1630 $ 22. 

36) A. a. O. $ 20 P. 3. 

37) Königl. Brief an's Hofgericht vom 12. Januar 1694. 

38) Königl. Reſol. der zur Beförderung der Juſtiz gereichenden Punkte v. 22. Sept. 
1671 $ 2. (L. O. S. 43—46.) Königl. Verordn. vom 30. Aug. 1680 (L.! O. 
S. 340.), vom 2. April 1681 (L. O. S. 344 ff. Auswahl S. 175), vom 26. 
April 1682, 21. Auguſt 1684 (L. O. S. 394. Auswahl S. 207.), Proceß⸗Ordn. 
v. 1695 $ 22. 

39) Königl. Verordn. vom 30. Auguſt 1680 (L. O. S. 340, 26. April 1682 (L. O. 
S. 352). 

40) Königl. Reſol. vom 20. Jan. 1689, Generalgouvernements⸗Plakat vom 12. Oct. 
1696 u. 30. Juli 1706. 

41) Generalgouvernements-Plafat vom 12. Oct. 1696. 

42) Königl. Reſol. an die Hofgerichte vom 17. Auguſt 1667 $ 11. 

43) Königl. Reſol. der zur Beförderung der Juſtiz gereichenden Punkte v. 22. Sept. 
1671. 

44) Juſtizienplakat vom 9. Mai 1689 (L. O. S. 533). 

45) Proceß⸗Verordn. v. 1695 $ 10. 

46) Königl. Brief vom 11. März u. Hofger.⸗Conſtit. vom 11. Mai 1696. 

47) Proceß⸗Ordn. von 1695 § 22. Königl. Brief an das Hofgericht vom 20. März 
1694. 

48) Königl. Reſol. vom 9. April 1694. 

49) Königl. Brief vom 7. Auguſt 1682. 

50) Hofg.⸗Conſtit. vom 31. März 1691 u. 21. Oct. 1693. 
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51) Hofg.⸗Conſtit. vom 1. Febr. 1664, 12, November 1687, 15. März 1690 u. 30. 
November 1695. 

52) Hofg⸗Conſtit. vom 18. Januar 1666 u. 15 März 1690. 

53) Seite 109. Königl. Refol. an das Hofgericht vom 17. November 1687. Hofg.- 
Conſtit. vom 14. Januar 1688 $ 1. 

54) S. von Bock zur Geſchichte des Criminalproceſſes in Livland S. 80 ff. 

55) Executions-Verordn. v. 1669 $ 26. 

56) A. a. O. S. 79. 

57) Königl. Brief an die Hofgerichte vom 26. Januar 1688. 

58) Execut-Ordn. von 1695 $ 1. 

59) Hofg.⸗Ordinanz v. 1630. 

60) Königl. Brief an's livländiſche Hofgericht vom 22. December 1686. 

61) Execut.⸗Ordn. v. 1669 $ 27. 

62) Königl. Reſol. der zur Beförderung der Juftiz gereichenden Punkte v. 22. Sept. 
1671 P. 12. 

63) L. O. S. 53g. 1 

64) Seite 111. Plakate vom 18. Januar und 19. April 1697. 

65) Landesordnungen Kap. VIII. Plakat vom 6. October 1697. 

66) Livl. L. O. v. 1668 Kap. VII. 

67) Livl. L. O. Kap. X. Königl. Reſol. vom 19, März 16963 ſ. auch die General- 
gouverneurs-Reſolutionen vom 28. October 1639 u. 27. Mai 1640. 

68) Livl. L. O. Kap. X. 

69) Läuflingsplakat vom 2. Juli 1697. 

70) Seite 112. Landesordnung Kap. 6. 

71) Generalgouverneurs-Patent vom 6. October (L. O. S. 185). 

72) L. O. Kap. 9. 

73) Königl. Verordn. vom 21. März 1696 in der Generalgouverneurs⸗Reſolution 
vom 4. März 1697. 

74) L. O. Kap. 12. 

75) Seite 113. Roßdienſtordn. vom 5. Nov. 1686 u. Deklar. vom 31. Dec. 1687. 

76) Gouv.-Verordn. vom 20. Sept. 1700, 25. Nov. 1701, 2. Sept. 1702. 

77) Seite 114. Gouv.-Plakat vom 19. Nov. 1693 (L. O. S. 589). 

78) S. Buddenbrock's Sammlung S. 523 ff. 

70) Generalgouv.-Plakat vom 5. Oct. 1693. 

80) Seite 115. Buddenbrock S. 1204. Dieſe und die vorangehende Verordnung 
finden ſich ſonderbarer Weiſe nicht in der Nöllerſchen Sammlung, an ihrer prakti⸗ 
ſchen Giltigkeit iſt aber nicht zu zweifeln. 

81) Seite 116. Prieſt.⸗Priv. $ 6—8 u. 10. (L. O. S. 1319 

82) L. O. S. 283 ff. Auswahl S. 144 ff. 

. a. O. $ 1618. - 
.D.$ 253. 
.O. 8 24. 
. O. 8 22 u. 27. 
O. 8 13. 
88) Seite 117. Kapitel 5 pr. von Eheſachen, Stadtlag. 
89) Kapitel 19 von Erbſchaften, Stadtlag. 
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90) Kapitel 9 u. 6 von Eheſachen, Stabtlag. 

91) Kap. 11 u. 9 von Eheſachen, Stadtlag. Prieſt.⸗Priv. § 13. 

92) Kap. 1 von Erbſchaften, Stadtlag. Prieſt.⸗Priv. a. a. O. 

93) Prieſt.-Priv. a. a. O. 

94) Kap. 16 von Eheſachen L. L. 

95) N. Misc. St. 7 S. 218. 

96) Beide abgedruckt in Buddenbrock's Geſetzſammlung Bd. IV. 

97) Befindet ſich handſchriftlich im ſchwediſchen Archive der livländiſchen Gouverne— 
ments⸗Regierung. 

98) Seite 118. Kirchenordn. Kap. 1. 

99) Kap. 14 8 1. 

100) Kap. 2, § 4 u. 5. 

1) Kirchenordn. Kap. 2, § 12 u. 13 

2) A. a. O. Kap. 2. § 9 u. 10. 

3) Seite 119. Kirchenordn. Kap. 2, § 2, 3, 5 u. 8. 

4) A. a. O. Kap. 4. 

5) A. a. O. Kap. 7. 

6) A. a. O. Kap. 8. 

7) A. a. O. Kap. 9. 

8) A. a. O. Kap. 11. 

9) Conſiſtorialordn. v. 1634 Kap. 19. 

10) Seite 120. A a. O. Kap. 15. § 10. 

11) A. a. O. 5 15. 

12) A. a. O. 5 18. 

13) A. a. O. § 24. 

14) Kirchenord. Kap 16 $ 1. 

15) A. a. O. § 2. 

16) Seite 121. A. a. O. § 5. 

17) A. a. O. § 6—12. 

18) A. a. O 8 17. 

19) A. a. O. Kap. 18. 

20) A. a. O. Kap. 19, $ 1—6. 

21) A. a. O. § 10. 

22) Seite 122. A. a. O. $ 21—26. 

23) A. a. O. Kap. 20. 

24) Gouv.⸗Plakat vom 12. Oct. 1697, 

25) Sie ſteht auch in der Auswahl eſthl. Verordnung S. 525. 

26) Seite 123. Kelch Fortſ. S. 26. 

27) Gouv.-Plakat vom 9. Dec. 1697. 

28) Seite 124. Kelch S. 628 f. 

29) Seite 125. L. O. S. 748. 

30) Tetſch, Kurl. Kirchengeſch. III. S. 98—126. Inland 1855 Nr. 39. 

31) S. die nord. Misc. St. 4 u. 27, Gadebuſch livl. Bibliothek und Napierskp's 
Gelehrtenlexicon. 

32) Seite 126. S. die Ueberſetzung des königlichen Patents in Paucker's Ausgabe 
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von Wrangel's Chronik S. 60. Aus dieſer Chronik S. 62— 64 iſt auch die 
ganze folgende Darſtellung geſchöpft. 

33) Paucker's eſthl. Landrathscollegium S. 48. 

34) Seite 127. Verordnung vom 26. October 1694. So auch in Wrangel's 
Chronik. 

35) Marginalien zum Ritter- und Landrecht Buch VI. Tit. 4. Art. 6. 

36) Königl. Reſol. vom 30. Juli 1662 $ 7. 

37) A. a. O. 

38) Königl. Reſol. vom 17. Januar 1690, 

39) Königl. Nefol, vom 17. Januar 1651. P. 2. 

40) Beſtätigt durch die königl. Reſol. vom 30. October 1662 P. 14, 3. Aug. 1664 
P. 2, 16. Oct. 1675 P. 3. 

41) Königl. Reſol. vom 11. Auguſt 1662. 

42) Königl. Reſol. vom 17. Juni 1690. 

43) Seite 128. Nach Willigerod's Verfaſſung des revalſchen Gymnaſiums, wo 
auch die Geſetze vom Jahre 1636 abgedruckt ſind, in Bunge's Archiv Bd. II. 
Vergl. Willigerod im Inlande 1840 Nr. 48, 49. 

44) S. z. B. die Lebensbeſchreibung des Obriſtlieutenants Joh. Guſt. v. d. Oſten⸗ 
Sacken (+ 1717) im Inlande 1847 Nr. 2. 

45) Seite 129. Fieffe histoire des troupes dtrangeres au service de France. 
Paris 1855. 7 

46) S. die Reſolutionen der Generalgouverneure vom 20. Auguſt 1660, 11. Sep⸗ 
tember 1662, 9. December 1670, 11. April 1676 in rer. Osilian. Congeries. 

47) Königl. Reſol. v. 31. Juli 1646 (Ritterſch.-Arch. Nr. 18.) bei Buxhöwden S. 
45 ff. 

48) Rer. Osil. Congeries S. 68, 94. 

49) Bei Buxhöwden S. 66-76. 

50) Seite 130. Befehle des Gouv. Oſten-Sacken vom 19. November 1684, 4. Aug. 
1686 in rer. Osil. Congeries. 

51) Buxhöw den S. 84. 

52) Oerneklow's Befehl vom 3. Juli 1691 in rerum Osilianarum Congeries 
S. 144 f. 

53) A. a. O. S. 149. 

54) Oerneklow's Befehl vom 22. September 1693 a. a. O. S. 150. 

55) A. a. O. S. 170. 

56) A. a. O. S. 178 ff. 

57) Mannerburgs Reſcript vom 15. März 1702 a. a. O. ©. 193, 

58) Mannerburgs Reſcript vom 28. Juli 1702 a. a. O. S. 197. 

59) Mannerburgs Refeript vom 19. November 1702 a. a. S. 202. 

60) Seite 131. Burhöwden S. 86 u. 96. 

61) Oeſelſches Ritterſchaftsarchiv Nr. 110 

62) Oeſelſches Ritterſchaftsarchiv Nr. 122. 

63) Seite 132. Aus dem arensburgſchen Stadtarchiv vol. 9 in rerum Osilianar. 
Congeries S. 170. 

64) In Gade buſch Autogr, et Transs. III. p. 600. 

65) Seite 133. Rühs, Geſchichte Schwedens V. S. 292. 
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66) Reichstagsbeſchlüſſe in Stiernmann’s Sammlung S. 1236. Puffendorf 
S. 55. Rühs, Geſch. Schwed. V. S. 304. 

67) Seite 134. Generalgouv.⸗Pat. vom 3. Mai 1641 bei Jannau, Geſchichte II. 
S. 254. 

68) Landesordn. S. 141. 

69) Brief Mengdens in den Beilagen zu Patkuls Deduction ſeiner Unſchuld. 

70) Der reductionsfreundliche Jannau (Geſchichte II. S. 294), ſagt: die Reduction 
ſei im Jahre 1663 auf Livland ausgedehnt worden und das Land habe dazu ge— 
ſchwiegen! Lauter Unwahrheiten. Die betreffende Behauptung im Texte iſt, ſo 
wie das Folgende, aus den Landtagsreceſſen entnommen. 

71) Seite 135. Jannau (Geſch. II. S. 300) ſpricht nach Schoulz von einer Re⸗ 
ſolution des ſchwediſchen Senats, nach der in Livland nichts ohne Wiſſen und 
Theilnahme der Livländer vorgenommen werden ſollte. Davon iſt ſonſt keine 
Spur zu finden. Wenn er hinzuſetzt: „aus Allem leuchte mehr Eitelkeit als weiſe 
Vorſicht hervor“, fo iſt ein ſolcher Ausfall von einem Schriftſteller wohl zu er⸗ 
warten, der bei der Darſtellung dieſes Zeitraums beinah auf jeder Seite ſeinem 
Haſſe gegen den Adel Luft macht. 

72) Seite 136 Dörptſches Copiebuch von 1684 S. 66. 

73) In Buddenbrock's Sammlung Bd. II. 

74) Seite 137. Rühs, Geſch. Schwedens V. S. 295 f. 

75) A. a. O. S. 220. 

76) Ob Haſtfer ebenfalls ein Livländer geweſen ſei, iſt ungewiß, indeſſen kommt im 
Jahre 1663 ein Landrath Haſtfer vor, der zu den Unterhandlungen mit den 
Ruſſen gebraucht wurde. (Diarium Europaeum Theil X. S. 109.) 

77) A. a. O. S. 224 ff. 

78) Seite 138. In Lönberg's Samml. ſchwed. Staatsſchriften VIII. S. 110. Die 
zuſtimmende Erklärung des Königs vom 10. Dec. in Stjernmann's Samm- 
lung S. 1874. 

79) Bei Lönberg IV. 193. 

80) Stjernm III. S. 1894. 

81) Stiernm. III. S. 1908— 1934. 

82) Stjernm. III. S. 2098. 

83) Im Diar. Europ. Th. 44. S. 126 — 14g. 

84) Seite 139. Stjernm. III. S. 1880. 

85) R. D. B. Stjernm. S. 1813. 

86) Lönberg J. 127. 

87) R. D. B. Stiernm. S. 1218 Nr. VI. 

88) Nachricht von der Reduction in Pommern in Balthaſar's greifswaldiſchem 
Wochenblatte 1744 St. 44 u. ff. 

89) Seite 140. Rühs, Geſch. Schwed. V. S. 227 

90) Lönberg XI. 109. 

91) Rühs, Geſch. Schwed. V. S. 320. 

92) A. a. O. S. 323 f. 

93) Seite 141. Reichstagsſchluß $ VII. im Diar. Europ. Th. 44. S. 136—139 u. 
Gadeb. Jahrb. III. 2. S. 234 ff 

94) Der die Reduction behandelnde und meiſt aus den livl. Ritterſchaftsreceſſen 
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geſchöpfte Abſchnitt von Baron Schoulz'ens Verſuch über die Tivfändi« 
ſche Geſchichte iſt beſonders abgedruckt in Herrmann's Beiträgen zur Ge- 
ſchichte Rußlands, Leipzig 1842 und iſt bei der folgenden Darſtellung benutzt 
worden. 

95) Seite 144. Kelch S. 613 f. Blomberg) Description de la Livonie pag. 
195—200. (Wiedau,) Samml. ruf. Geſch. IX. S. 310 f. Lagerbring, 
Abriß der ſchwed. Geſch. S. 141 f. 

96) Mengdens Brief ans Landrathscollegium v. %, März 1681 in den Beilagen 
zu Patkuls Aeten S. 13 ff. 

97) Landesordn. S. 656. 

98) (Scho ul) Verſuch S. 303—306. 

99) Seite 145. Landesordn. S. 350. 

100) (Scho ulz) Verſuch S. 309. 

1) Ritterſchaftsreceſſe (nach Hagemeifter’s Auszuge in den Mittheilungen). 

2) Seite 146. Ritterſchaftsreceſſe u. (Schoulz) Verſuch S. 311. 

3) Kelch S. 616. Deser de la Liv. pag 200 202. 

4) Verſprochen im königl. Reſkript an den Gen.-Gouv. v. 19. April 1687 in Ga- 
debuſch Samml., ſ. Jahrb. III. 2. $ 210. 

5) Buxhöwden S. 88. 

6) Livl. Landesordn. S. 417. Auswahl eſthl. Verordn. S. 224. 

7) Seite 147. Generalgouv -Plakat vom 15. Aug. 1685. (Livl. L. O. S. 419.) 

8) Buxhöwden S. 87. 

9) Seite 148. Von den Rechten der liv- u. eſthl. Landgüter in den N. Misc. St. 
22 u. 23. S. 101 ff. 

10) Coll. livon. hinter Patkuls Apol. S. 53—63. 

11) Seite 149. Ritterſch.-Rec. u. (Schoulz) Verſuch S. 318 320. 

12) S. die Relation von der Erbhuldigung hinter der vorher im Dome gehaltenen 
Predigt. Riga 1687. Kelch S. 621624. 

13) Kelch S. 629639. 

14) (Schoulz) Verſuch S. 321. 

15) Ritterſchaftsreceſſe. 

16) Seite 150. Kelch 's Fortſ. S. 6. 

17) Beide Schreiben in Patkuls Deduction S. 30 f. Von einer Ausſtreichung ge⸗ 
gewiſſer Ausdrücke in der Bittſchrift, wie (Schoulz) Verſuch S. 322 f. be⸗ 
hauptet, iſt darin ebenſowenig die Rede, als in Bergenhielm's Klaglibell S. 14. 

18) Landesordn. S. 590596. Auswahl S. 320. 

10) (Scho ulz) Verſuch S. 323325. 

20) Seite 151. Hagemeiſter, über die Bedeutung des livländiſchen Hakens 1827. 
S. 14 ff. und feine livländiſche Gütergeſchichte 1836 I. S. 13 ff. 

21) S. Inland von 1841 Nr. 34 und nach der gedruckten Landrolle vom J. 1766. 
Inl. v. 1836. Sp. 322. 

22) Inland 1853. Sp. 1048. 

ni Seite 152. (Schoulz) Verſuch S. 325 f. 

4) Die vorzüglichſten Quellen zu Patkuls Geſchichte ſind außer den auf Karl XII. 
und Peter den Großen bezüglichen Schriften, von ihm ſelbſt: 1) die rechtmäßige 
Retorſion auf die von einigen boshaften Columnianten in Schweden in Druck ge⸗ 


gebene, f. g. rechtmäßige Ahndung. Moskau 29. April 1702; 2) Echo oder recht⸗ 
mäßige Beantwortung auf die von infamen ſchwediſchen Ehrendieben ausgeſtreu— 
ten unverſchämten Pasquille (auch lateiniſch 1706); 3) Patkul's Berichte an das 
zariſche Cabinet in Moskau von ſeinem Geſandſchaftspoſten bei Auguſt II. Ber⸗ 
lin 1792-1797. III., von einem ungenannten Herausgeber, der den Berichten, 
die nur den 1. Band einnehmen, eine Lebensbeſchreibung Patkuls mit mehrern 
Actenſtücken beigefügt hat; 4) Einzelne Schriften Patkul's, wie feine Memoriale 
an den König von Polen vom 7. und 12. Februar 1705 und ſein franzöſiſcher 
Brief, wahrſcheinlich an den ruſſiſchen Kanzler, Grafen Golowin, vom 8. Februar 
1705, alle drei abgedruckt in den Beilagen zu B. Bergmann's Biographie 
Patkul's. — Ferner eine Apologie Patkul's, dem Könige von Polen überreicht 
von Sincerus Treumann, wohl vom Anfange des J. 1706, ebenfalls bei Berg- 
mann abgedruckt, ſo wie ein Schreiben Golowins an Patkul vom 6. Februar 
1706; die Briefe des Obriſten Görtz, gegen Patkul gerichtet (im Auszuge bei 
Bergmann); — der Landtagsreceß und die Declaration der livl. Ritterſchaft 
und der Stadt Riga vom J. 1700. Von neuern Bearbeitungen ſind anzuführen: 
Patkul's Biographie in Gadebuſch livl. Bibliothek II. S. 328340, nebſt den 
Berichtigungen in ſeinen Jahrbüchern Bd. VII. u. N. Misc. St. 27 u. 28. 
S. 412 ff. — J. R. v. Patkul, vor dem Richterſtuhle der Nachwelt, von B. 
Bergmann, Leipzig 1806 (das Beſte, was bisher erſchienen iſt). Der erſte 
Band ſeiner hiſtoriſchen Schriften. — Der Livländer J. R. v. Patkul, von 
Wernich. Berlin 1849 (leider unvollendet). Wichtig iſt auch Herrmanns von 
mehren bisher unbekannten Actenſtücken begleitete Diſſertation: quae fuerint 


Patkulii partes ineunte bello septentrionali, 1847. Einzelne Züge ſeiner rück— 
ſichtsloſen Heftigkeit finden ſich im rigaſchen Stadtblatte 1816 S. 97 ff. 

25) Die Familie Patkul bewies am 10. Juni 1746 ihren Adel aus der Ordenszeit. 
N. Misc. St. 18 u 19. S. 303. 


26) Deduction der Unſchuld Patkul's in den Beilagen zum Klaglibell gegen denſel⸗ 
ben S. 91. 

27) N. n. M. St. 13 u. 14. S. 401. 

28) S. die Lebensgeſchichte Karl's XII. Nürnberg 1719 S. 112. 

29) Nordberg Th. II S 41. 

30) Res gestae Caroli Gustavi Lib. IV. 

31) Neuer polniſcher Florus. Nürnberg 1666. S. 751. 

32) Nordberg II. S. 41. Gauhen's Angabe (Adelslexicon S. 863), Patkul fel 
vierzig Jahr alt geſtorben, alſo erſt im J. 1667 geboren, ſtützt ſich auf keine 
Beweiſe und iſt um fo unwahrſcheinlicher, als er ſchon im J. 1677 der Papen— 
dorfſchen Kirche einen Kelch ſchenkte. 

33) Seite 153. Acta paeis Olivensis auct. Boehmio T. I. pag. 220 

34) Dies geſtehen ſelbſt Kelch, Fortſ. S. 6 und Nordberg II. S. 41 ein. Li’ 
miers, histoire de Suede sous le rögne de Charles XII. 1721. T IV. 
pag. 395. Bibliotheca Menkeniana Lips. 1734. pag. 330. 

35) Limiers a. a. O. 

36) Gadebuſch, livl. Bibl. II. S. 237. 

37) Ritterſchaftsreceſſe. 
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38) S. die desfallſigen Staatsſchriften in Collect. Liv. hinter Patkul's Deduction 
feiner Unſchuld Nr. 12— 18. S. 63—91. 

39) Collect. Liv. Nr. 15. u. 16. 

40) Seite 154. Protocollauszug v. 1599, in den Collect. Liv. hinter Patkul's De- 
duction S. 37 ff. und Eingaben der Deputirten Nr. 17 u. 19. 0 

41) Deduction über die livl. Erbrechte, übergeben 19. Dee. 1690. Collect. Liv. 
Nr. 18. 

42) Bittſchrift und Memorial der Deputirten vom 2. Mai 1691 in Collect. Liv. 
Nr. 22 u. 23. 

43) Ebenſo in Bergenhielm's Klaglibell (in Patkul's Deduction S. 9) und im 
Memorial v. 2. Mai 1691. 

44) Seite 155. Rüh's, Geſch. Schwed. V. 

45) Seite 156. Dieſe ganze Darſtellung iſt dem unter den Beilagen zu Bergen— 
hielm's Klaglibell enthaltenen Auszuge aus dem Berichte der Deputirten an 
den Landtag v. J. 1692 entnommen (abgedruckt in Patkul's Deduction). Uebri⸗ 
gens hat Patkul dieſen, von einem Beamten in Riga, Segebade, gemachten Aus- 
zug ſpäter für unrichtig erklärt. Die Schrift hatte geraume Zeit bei Segebade 
gelegen, war aber ſpäter von Patkul vernichtet worden, wie im Klaglibell Ber- 
genhielm's gefagt wird. 

46) Samml. ruſſiſcher Geſch. IX. S. 543. 

47) (Schoulz) Livl. Staatsv. S. 275 (Handſchr.). Verſuch S. 278. 

48) Reſol. des Reichsjuſtiz Koll. v. 17. Januar 1739. (Gadebuſch Jahrg. III. 
2. $ 87.) 

49) Schoulz a. a. O. 

50) Seite 157. S. die Deduction S. 55 ff. (Beil. zu Bergenhielm's Klaglibell.) 

51) Das geſteht ſelbſt Kelch, der Freund der Reduction, ein. 

52) Jannau, Geſchichte II. S. 359. Das Datum iſt zwar nicht beigeſetzt, erhellt 
aber aus einer Beilage zur Replik des Anklägers Patkul's in Stockholm. De ; 
duction S. 180. Deutſches Reſponſum S. 31. 

53) Seite 158. Deduction S. 62—68. (Beilage zu Bergenhielm's Klaglibell.) 
(Schoulz) Verſuch S. 332—338 und die Ritterſchafts-Receſſe. 

54) Seite 159. Deduction S. 72-98, 125 — 149. (Actenſtücke des Proceſſes.) S. 
111-118. (Patkul's Exceptionsſchrift). Reſponſum S. 152—195 ſ. Berichte II. 
S. 654, 187. 

55) Gerichtliche Ausſagen vom 27. Januar 1694, in der Deduction S. 92 ff. 

56) Urtheil und königl. Befehl v. 29. Januar 1694 in der Deduction S. 74, 78. 

57) Seite 160. Auszug aus den Landtagsverhandlungen und Bittſchrift in Patkul's 
Deduction S. 121 ff. 

58) Auszug aus den Landtagsverhandl. in den anderen Beilagen zu Patkuls Acten 
S. 7-10 (hinter der Deduction). 

59) Kelch Fortſ. S. 29. E 

60) Deduction S. 189 f. Patkul's Berichte II. S. 156. 

61) Seite 161. In den Beilagen zu Patkuls Acten S. 27. 

62) (Schoulz) Verſuch S. 338— 344. 

63) Generalgouv.-Verordn. v. 15. Sept. 1693 (L. O. S. 565). 

64) Generalgouv.-Verordn. v. 5. Oetbr. 1693 (L. O. S. 575). 
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65) Generalgouv.⸗Verordn. vom 22. Sept. 1693 in Remmin's Buch ©. 717. 

66) Königl. Verordn. vom 28. Sept. 1694. (L. O. S. 598 f. Aus wahl eſthländiſcher 
Verordn. S. 324.) 

67) Generalgouv.⸗Verordn. vom 20. u. 26. Septbr. 1693 (A. a. O. S. 714—716, 
728-743.) 

68) Generalgouv.⸗Verordn. v. 5. October 1693 (L. O. S. 576). 

69) Generalgouv.⸗Verordn. von 19. Novbr. 1693 (L. O. S. 589). 

70) Abgedruckt in Patkul's Deduction. 

71) Seite 162. Abgedruckt in den Beilagen zu Bergenhielm's Klaglibell u. ſehr 
parteiiſch und im ſchwediſchen Sinne beurtheilt von Kelch, Fortſ. S. 10 ff. 

72) Seite 163. Die Bittſchrift und die übrigen ineriminirten Schriften befinden ſich 
unter den Beilagen zum Klaglibell. 

73) Deduction 189 f., wo ſich acht ſolche Proteſtationen vorfinden. 

74) Seite 164. Die Exceptionsſchrift und Duplik in der Deduction S. 98 ff., 198 
ff. nebſt Beilagen. 

75) Beilagen zu Patkul's Arten S. 31 ff. 

76) Seite 165. Rig. Stadtbl. 1822 Nr. 39. Beilage I. 6—8. 

77) Bei Buddenbrock II. S. 1327 ff. 

78) Seite 167. Buddenbrock's Sammlung II. S. 1382 ff. 

79) Reſol. König Karls vom 12. Oetober 1695, abſchriftlich auf der rig. Stadtbibl. 
(Patkuliana Bd. 1.) 

80) Nach Kelch. 

81) Commiſſionsurtheil vom 12. Oct. 1695, abſchriftlich auf der rigaſchen Stadtbibl. 
(Patkuliana 1.) 

82) Patent vom 28. Januar 1695 im dörptſchen Stadtarchiv. 

83) Seite 168. Arndt Chronik Th. II. S. 20. Gelehrte Beiträge zu den rig. An- 
zeigen 1762 S. 61. 

84) Dörptſch. Copeibuch S. 284 ff. 

85) Index Nr. 130. 

86) Sammlung ruſſ. Geſchichten IX. S. 313. 

87) Generalgouv.-Patent vom 27. Nov. 1696. (L. O. 660 f.) 

88) Lagerbring, Abriß der ſchwed. Geſchichte S. 161. 

89) Geſchichtliche Entwickelung des Provinzialrechts der Oſtſeegouvernements. Peters⸗ 
burg 1845. III. S. 50 (ruſſ. Ausgabe). 

90) Seite 169. (Schoulz) Verſuch S. 352. 

91) (Schoulz) Verſuch S. 353—355. 

92) Hagemeiſter im Inlande 1836 Sp. 322. 

93) Friebe Geſch. V. S. 81. Derſelbe behauptet S. 221 ebenſo willkührlich, Karl 
habe blos der Kleriſei geſchmeichelt, um den Adel deſto deſpotiſcher behandeln zu 
können. 

94) Seite 170. Nach der Erzählung eines der Trabanten im Journal ver Litteratur 
och Theater 1810 Nr. 48 S. 191 bei Rühs, Geſch. Schwed. V. S. 410. 

95) T. H. Gadebuſch, Pomm. Sammlungen I. S. 94. 

96) Jannau, Geſchichte II. S. 300. 

97) S. die Reichstagsbeſchlüſſe bei Stjernmann S. 1918, 1986 u. 2047. 

98) Daſſelbe Urtheil fällt Rühs, Geſch. Schwed. V. S. 313. 
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99) Karls XI. Brief an den pommerſchen Gouv. Bjelke. Rühs V. S. 255. 

100) Reſol. auf die Beſchwerden des Adels vom 26. Januar 1698 bei Stjernmann 
S. 2147. 

1) Seite 171. Ritterſchaftsreceſſe. 

2) (Schoulz) Verſuch S. 360-362. Nach ihm wären alle Beſitzer, ſowie auch 
Abgeordnete der Städte zuſammenberufen worden. Allein nach den Ritterſchafts⸗ 
receſſen fand nur der oben angeführte Convent ſtatt. 

3) (Schoulz) Verſuch S. 365, 368. Ritterſchaftsreceſſe. 

4) S. 172. Nordberg J. S. 631. 

5) Friebe's Geſch. V. S. 116. 

6) Friebe a. a. O. 

7) Wir kennen dies Patent und den Erfolg deſſelben nur aus dem nyſtädter Frie- 
densſchluſſe Art. 11. L. O. S. 738—743, 

8) Nyſtädter Frieden Art. 11. 

9) S. deſſen Lebensbeſchreibung in Baron Tieſenhauſen's Eroberung Livlands 
durch Scheremetjeff. 

10) Seite 173. In Rußwurm's Eibofolke I. S. 188 nach dem Original im reval⸗ 
ſchen Regierungsarchive. 

11) Hupel's topographiſche Nachrichten III. S. 452. Paucker, Eſthlands Land- 
güter I. S. 94. Hagemeiſter, Livl. Gütergeſchichte I. S. 53 u. 109. 

12) Abgedruckt bei Rußwurm J. S. 196. 

13) Seite 174. Nya handl. pag. 26. aus dem ſchwediſchen Reichsarchive. 

14) Urkunde im Archive des wiekſchen Manngerichts. 

15) Der Verfaſſer weiß ſehr wohl, daß die gegentheilige Anſicht häufig ausgeſprochen 
worden iſt, kann aber von der ſeinigen ſchon deshalb nicht abweichen, weil 
ſie auf dem oberſten Grundſatze aller Beſteuerung, nämlich einem richtigen Ver⸗ 
hältniſſe zum Werthe des Steuerobjects, zu den Geld- und ſonſtigen Kräften des 
Landes einerſeits und andererſeits zu den wechſelnden Bedürfniſſen der Staatsre⸗ 
gierung beruht. Aus dieſer doppelten Urſache kann und darf eine Steuer oder 
Grundlaſt nie unabänderlich fein und jedes dergleichen feſtſetzende Privilegium iſt 
ein Unrecht gegen die übrigen Steuerpflichtigen. 

Abgedruckt bei Ruß wurm J. S. 210 aus dem revalſchen Regierungsarchive. 
Seite 175. Man ſehe dieſe intereſſanten Discuſſionen in Nya handl. p. 33 — 49, 
wo das Protokoll aus dem Reichsarchive abgedruckt iſt. Ein Auszug hievon be- 
findet ſich bei Ruß wurm J. S. 213 ff. und in der ſehr gelehrten, in der eſthl. 
literäriſchen Geſellſchaft am 8. April 1853 vorgetragenen Abhandlung: die Rechte 
der ſchwediſchen Bauern in Eſthland, welcher der Verfaſſer manche Notizen ent⸗ 
lehnt hat, ohne jedoch in der Beurtheilung der Verordnung vom J. 1685 mit 
dem Verfaſſer übereinſtimmen zu können. 

Urtheil des eſthl. Landgerichts vom 18. März 1754, beſtätigt vom Reichsjuſtiz⸗ 
Collegium am 25. Juni 1757, und vom 31. März 1769. Reſol. des eſthl. Ge⸗ 
neralgouverneurs v. 28. Aug. 1779, des wieckſchen Manngerichts vom 12. März 
1781, beſtätigt vom Oberlandgerichte am 21. März 1783 und vom Reichsjuſtiz⸗ 
Collegium am 28. Mai 1784. Ukas des Senats vom 24. Januar 1791 und 26. 
Januar 1816. Urtheile des wieckſchen Manngerichts vom 4. April 1810 und 
des eſthl. Oberlandgerichts vom 17. März 1811, 22. November 1816, 16. Januar 
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1819 und 30. März 1840, Alle dieſe Entſcheidungen find in beglaubigten Ab⸗ 
ſchriften dem Verfaſſer zugekommen. 

19) Seite 176. Landtags⸗Receß vom Januar 1646 und Reſol. der Reichsvormünder 
v. 22. Oct. 1662. 

20) Seite 177. Stadtblatt 1812. S. 225 ff. aus Brotzeſchen Papieren. 

21) Hiſtoriſche Sammlungen aus dem ältern rigaſchen Stadtarchive auf der Stadt- 
bibliothek vol. XVI. Stadtblatt 1815. S. 197, 201 ff. vergl. 1816. S. 92. 

22) Bunge, Einl. in die Liv», Eſth⸗ und Kurl. Rechtsgeſch. § 86. 

23) Rig. Stat. II. 4. f 

24) Seite 178. S. Schwartz, Geſch. der rig. Stadtrechte in Gadebuſch 'ens 
Verſuchen Bd. II. St. 3. S. 261 ff. 

25) Bruno Hahnenfeldt, collatio juris statutarii Rigensis eum jure communi. 

26) Seite 179. Rig. Stat. I. 14. 

27) Rig. Statut I. 1. 

28) Seite 180. Schon nach König Stephans Privilegium vom 14. Januar 1581 
§ 4 und dem Privilegium Guſtav Adolphs vom 25. September 1621 $ 3. 

29) Rig. Statut II. 29. $ 1. 

30) A. a. O. 

31) S. auch die königl. Reſol. v. 5. Auguſt 1637. 

32) S. auch die Reſol. der Reichsvormünder v. 28. Juli 1634 und 22. Ocibr 1662. 

33) Corpus Privilegiorum v. 25. Septbr. 1621. 

34) Inſtruct. v. 18. Novbr. 1621. Beſcheid des Grafen Jakob de la Gardie vom 
18. Mai 1628. Reſolution der Reichsvormünder v. 22. October 1662. 

35) Königl. Schreiben an den Generalgouverneuren v. 6. April 1675. 

36) Königl. Reſol. v. 13. April 1681. 

37) Schragen der großen Gilde § 13, 17. 

38) Die 32 Punkte P. 13. Schragen der großen Gilde $ 12. 

39) Seite 181. Schragen der großen Gilde $ 4. 

40) Caſſaordnung v. 1675. (Königl. Reſol. v. 11. Auguſt 1675.) 

41) Schragen der großen Gilde § 76. 

42) Schragen der großen Gilde § 75, 77, 84. 

43) Generalgouv.-Reſer. vom 20. April u. 26. Auguſt 1686. 

44) Königl. Reſeript v. 30. März 1676, 24. März u. 17. September 1681. 

45) Polizeiordnung für Riga, im rig. Stadtarchive, wohl nur ein Entwurf, das da⸗ 
malige öffentliche und namentlich das Verwaltungsrecht umfaſſend, aber ziemlich 
dürftig. 

46) Rig. Statut 1, 1. $ 13. 

47) Rig. Statut II. 13. 8 1. 

48) Rig. Statut I. 1. § 4, 8, 11-13. 

49) Rig. Stat. II. 29. $ 1. 

50) Seite 182. Rig. Stat. I. 1. 8 3 

51) Rig. Stat. I. 1. § 6. 

52) Auszug abgedr. in 2 2 u. eſthl. Privatrecht § 53. 

53) Geiier, Geſch. Schwed. III. S. 27. u. a. 

54) Kelch S. 601. 

55) Brotze, Rückblick in die Vergangenheit 1808 S. 16 
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56) Eine zur Abwendung deſſelben an Guſtav Adolph geſchickte Deputation richtete 
wenig aus. Rig. Stadtbl. 1811 S. 209 ff. 

57) Rig. Stadtbl. 1816 S. 143. 

58) Schragen der großen Gilde $ 10, 11, 75, 76; die 32 Punkte P. 14 u. 15. 

59) Seite 183. Schragen der großen Gilde $ 39. 

60) Schrag. der gr. Gilde $ 61—67, der kleinen $ 1—8. 

61) A. a. O. $ 70—74. 

62) Schrag. der gr. Gilde § 1 u. 20. 

63) Schrag. der gr. Gilde § 6 u. 17. 

64) Schrag. der gr. Gilde $ 7896; die 32 Punkte. 

65) Schrag. der kl. Gilde § 30. 

66) Schrag. der gr. Gilde § 14 u. 52; die 32 Punkte P. 7 u 8. 

67) Schrag. der gr. Gilde § 52. 

68) Schrag. der gr. Gilde $ 52—57; die 32 Punkte P. 1. Schrag. der kl. G. $ 23. 

69) Seite 184. Schrag. der kl. Gilde $ 30, 

70) Schrag. der gr. Gilde § 18, 19, 29, 30, 38, 58; die 32 Punkte P. 1, 3, 4, 18 u. 23. 

71) Schrag der gr. Gilde § 53; die 32 Punkte P. 6. Schrag. der kl. Gilde § 29. 

72) Schrag. der gr. Gilde $ 18, 19, 23, 29, 30, 38; die 32 Punkte P. 1, 4, 18, 23. 

73) Schrag. der gr. Gilde $ 29 37, der kl. Gilde $ 28. 

74) Schrag. der gr. Gilde § 9, 22, 23 ; die 32 Punkte P. 9—12. 

75) Schr. der gr. Gilde $ 1—5, 40; die 32 Punkte P. 9. Schr. der kl. Gilde § 26. 

76) Seite 185. A. a. O. 8 6. 

77) A. a. O. § 6-23. Schrag. der kl. Gilde $ 27. 

78) A. a. O. $ 19. 

79) A. a. O. 5 21. 

80) A. a. O. $ 22, 24. 

81) A. a. O. 5 25. 

82) Schr. der gr. Gilde $ 28 u. 38. 

83) Schr. der kl. Gilde § 1016. 

84) Seite 186. Schr. der gr. G. $ 39-52. 

85) Schr. der gr. Gilde § 60, 62, 66. 

86) Seite 187. Inland 1852 Sp. 871. 

87) Rig. Stat. II. 4. 

88) Rig. Stat. II. I. § 1 u. 2. 

89) Rig. Stadtr. II. 10. 

90) A. a. O. II. 5 2, 6. 

91) Seite 188 A. a. O. II. § 1-8, 

92) Reſol. der Reichsvormünder vom 22. Oct. 1662. Königl. Decr. vom 31. Oct. 
1662. 

93) Rig. Stat. III. $ 1 u. 2. 

94) A. a. O. 5 3 u. 4. 

95) A. a. O. II. 5. 3. 

96) A. a. O. § 4 u. 5. 

97) Seite 189. Rig. Stat. I. 6. u. 7. 

98) A. a. O. II. 9 

99) Rig. Stat. II. 9. 
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100) Rig. Stat. II. 12. 

1) A. a. O. II. 13 

2) Seite 190. A. a. O. II. 13. 

3) A. a. O. 2. 15. 

4) Seite 191. Rig. Stat. II. 18. 
5) A. a. O. II. 20. $ 1. 

6) Rig. Stat. II. 19. 

7) Seite 192. Rig. Stadtrecht II. 21 u. 22. 
8) Rig. Stat. II. 20. 

9) Rig. Stadtr. II. 24. 

10) A. a. O. II. 25. 

11) Seite 193. A. a. O. II. 26—28. 
12) Rig. Stat. II. 29. 

13) Rig. Stat. II. 30 u. 31. 

14) Seite 195. Lüb. R. B. III. 1, 7, B. V. 6, 2. 
15) Rig. Stadtrecht II. 32. 

16) Rig. Stadtrecht II. 33. 

17) Seite 196. A. a. O. II. 34. 
18) A. a. O. II. 35. 

19) Rig. Stat. III. 1. 

20) Rig. Stat. III. 4. 


- 


21) Seite 197. Rig. Stat. III 5. 


22) Rig. Stat. III. 6. 
29) A. g. O. III. 7 u, 8. 
24) A. a. O. III. 9. 

25) Seite 198. A. a. O. III. 3, 2. 

26) Lübiſches Stadtrecht III. 6, 15. 

27) Rig. Stat. III. 11. § 1 u. 3. 

28) A. a. O. § 4 u. 5. 

29) A. a. O. §. 6 u 7. 

30) A. a. O. 9 8. 

31) Rig. Stat. III. 12, 2. 

32) Seite 199. A. a. O. § 1 u. 2. 

33) A. a. O. 8 3. 

34) A. a. O. 5. 5. 

35) A. a. O. § 4 u. 6. 

36) Rig. Stat. III. 13. 

37) Rig. Stat. III. 14. 

38) Rig Stat. III. 17. 

39) A. a. O. III. 16. 

40) Seite 200. Rig. Stat. IV. I. 

41) Rig. Stat. IV. 2, 1. 

42) Rig. Stat. IV. 3, 2. 

43) Rig. Stat. IV. 4, 6. 

44) Rig. Stat. IV. 2. 1. 

45) Seite 201. L. Napiersky, die Morgengabe des rigaſchen Rechts S. 52, 60, 


46) Rig. Stat. IV. 6, 1. 

47) Rig. Stat. IV. 5, 3. 

48) Rig. Stat. IV. 5. 1 u. 2. 

40) Rig. Stat. IV. 6, 2. 

50) Rig. Stat. IV. 4, 1—5. 

51) Rig. Stat. IV. 7. 

52) A. a. O. IV. 8. 

53) Rig. Stat. V. 2, 1. 

54) Seite 202. A. a O. 1, 2. 

55) A. a. O. 2 2. 

56) A a. O. 2. 5 3 u. 4. 

57) A. a. O. 2, 5. 

58) A. a. O. 8 5 u. 10. 

59) A. a. O. 5 6 u. 8. 

60) Rig. Stat. v. 3. 

61) Seite 203. Rig. Stat. VI. 5, 1. 

62) A. a. O. 8 3. 

63) A. a. O. 4. 8 9. 

64) A. a. O. 7, 2. 

65) Seite 204. A. a. O. 9, 2. 

66) A. a. O. 10, 3. 

67) A. a. O. 11. 

68) Seite 205. Abgedruckt in Albanus liol. Schulblätt. 1811. S. 273280. 

69) S. L. Bergmann in Albanus livl. Schulblätt. 1814. S. 326, 337, 353. 

70) Sammlung rufſiſcher Geſchichten Bd. IX. S. 311. 

71) Seite 206. S. die Geſchichte dieſer Anſtalt bis 1710 von Sonntag in Al- 
banus livl. Schulblätt. 1815. S. 93, 193. 

72) Stadtblatt v. 1811. S. 266 ff. 

75) A. a. O. 1815. Nr. 27. 

74) Seite 207. Eine Abſchrift dieſer Verordnung befindet ſich im Rathsarchive in 
den Collectaneen von Witte. 

75) Raths⸗Excerptenbuch Rubr. 12. (Rig. Stadtbl. 1814. S. 65, 66.) 

76) Aus den Brotze ſchen handſchriftl. Sammlungen. Rig. Stadibl. 1810. S. 86. 

77) Seite 208. Rig. Stadtbl. 1812. S. 237, aus einer Acte des Stadtarchivs. 

78) Rig Stadtblätter 1826. S. 63. 

79) Königl. Reſol. v. 8. Mai 1647. 

80) Königl. Reſol. v. 27. Auguſt 1636 u. 16. Auguſt 1653 und die allgemeine Con⸗ 
firmation der rigaſchen Stadt-Privilegien ſeitens Karl Guſtavs v. J. 1656. 

) Seite 209. Sammlung ruf. Geſch. IX. S. 304. 

2) Nach dem Secretbuche des Bürgermeiſters Dunten zu den angeführten Jahren. 
) Brotze, Rückblick in die Vergangenheit 1814. S. 20. 

) Rig. Stadtbl. 1812. S. 173. 

8) Nicht im J. 1642, wie es in der Sammlung ruſſiſcher Geſchichten, Bd. IX. ©. 
303 heißt, denn erſt im J. 1679 reichte Piehl ſeinen Vorſchlag ein. Rig. Stadtbl. 
1812. S. 68. 

80) Inland 1844 Nr. 30. 
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87) (Sch weder) Noch etwas zur Geſchichte unſerer letzten lutheriſchen Vorſtadtkirchen 
1813. Berkholz, Nachrichten die Gertrudenkirche betreffend 1814. 

88) Seite 210. Bergmann, Verſuch einer kurzen Geſchichte der rigaſchen Stadt⸗ 
kirchen 1792. S. 4 u. 5. 

89) Nach dem Secretbuche des Bürgermeiſters Dunten 

90) Seite 211. Rig. Stadtbl. 1816. Nr. 20, 21. 

91) S. die gründliche Darſtellung und Beurtheilung der Proceßacten von Wolf- 
feldt in ſeinen Mitth. aus dem livl. Strafrechte 1844. 

92) Kelch S. 605. 

93) Kelch S. 626. 

94) Brotze, Rückblick in die Vergangenheit 1805. S. 6 f. 

95) Stadtbl. 1812. S. 238 und 1815 S. 267. 

96) Seite 212. Dieſe Angabe if, fo wie die folgenden, zu denen ſich kein Citat fin» 
det, den Protokollauszügen bei Gadebuſch entnommen, wo ſich auch die einzel— 
nen Blätter der Protokolle angeführt finden. Eine Wiederholung wäre hier 
überflüffig 

97) Des Stadtferr. Remmin Buch. S. 359—365. 

98) Seite 216. Rathsprot v. 13. Jan. 1675. 

99) Seite 223. Remmin's Buch S. 978-984. Rathsprot. v. J. 1705 an meh⸗ 
reren Orten. 

100) Rathsprotokolle bei Gadebuſch III. 2. $ 131. Schoulz S. 398 nimmt die 
Beſchuldigung als erwieſen an. Kelch S. 551 behauptet, Virgin ſei im Gefäng⸗ 
niſſe fürchterlich gemißhandelt worden, was in den Protokollen nur als Gerücht 
vorkömmt. 

1) Rathsprot. v. 1708 S. 39. 

2) Bunge's Archiv II. S. 318 VII. S. 229 ff. 

3) Nach Grotian's Bericht im odenpähſchen Kirchenbuche. 

4) Seite 224. Nach den Rathsprot. S. Gadebuſch Jahrb. IV. 1. §. 37, 38. 
5) In Bunge's Archiv IV. 

6) In Bunge's Archiv IV. 

7) Sammlung ruſſiſcher Geſch. Bd. IX. 

8) S. Hagemeiſter's livl. Gütergeſch. II. S. 174. 

9) In Bunge's Archiv I. 

10) Seite 225. Hagemeiſter im Inland 1836 Sp. 163. 

11) Hagemeiſter's Gütergeſch. I. S. 180. 

12) Hagemeiſter a. a. O. . 

13) Seite 227. Abſchriften der drei obenangeführten Urkunden finden ſich in den 
Händen des Verfaſſers. 

14) Samml. ruſſ. Geſch. IX. S. 484. 

15) Kelch S. 620 f. 8 

16) Erlaß vom 25. Novbr. 1669. Dieſes und das vorhergehende Schreiben befinden 
ſich abſchriftlich auf den Gütern Atradſen und Bewershof und find daraus in den 
Mittheilungen I. S. 147 f. abgedruckt. 

17) Hupel's topographiſche Nachrichten von Liv- u. Eſthland J. S. 371 f. 

18) Geſchichtliche Ueberſicht des Provinzialrechts der Oſtſeegouvernements, Petersburg 
1845 Th. II. S. 70 (der ruſſ. Ausgabe). 


en 
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19) Lehnbrief v. 11. Juli 1618 im Inland 1837 Sp. 559. 

20) Urk. v. Oſtermontag 1621 a. a. O. Sp. 569 ff. 

21) Urk. v. 16. März 1635 a. a. O. Sp. 602 

22) Seite 228. Königl. Reſol. v. 22. Febr. 1665. 

23) Inland 1852 Nr. 27. Esthona 1828. 

24) Seite 229. Nach im Stadtarchive befindlichen a ſ. Buxhöwden ©. 44 
u. 59 u. rer. Osil. congeries. 

25) Reſol. vom 20. Aug. 1660 in rer. Osil. congeries S. 72 ff. 

26) A. a. O. S. 79 ff. 

27) Arensb. Stadtarchiv fol. 6, 7 in rer. Osil, cong. 

28) Reſol. Karls XII. vom 21. Auguſt 1691 in rer. Osil. cong. S. 146 f. 

29) Unterlegungen des arensb. Magiſtrats vom 9. November 1691 u. 13. Septbr. 
1693 a. a. O. S. 153 ff. 

90) A. a. O. S. 190. 

91) Seite 230. Königl. Deelar. v. 5. Mai 1629 u. Zollprivil. v. 28. Novbr. 1653 
in Bunge's Quellen des Rev. R. II. 

32) Kön. Reſol. v. 30. Juli 1662 $ 7 u. 8 ebendaſelbſt. 

33) Kelch S. 392. 

34) Seite 231. Kön. Reſol. v. 17. März 1660 $ 2. 

35) Königl. Reſol. v. 30. Juli 1662. 

36) Seite 237. Die bis hieher angeführten Concordate und königlichen Reſolutionen 
befinden ſich ſämmtlich in Bunge's Quellen des revaler Stadtrechts Bd. II. 

37) In den Mittheilungen IV. S. 297 ff. 

38) Seite 238. Kelch S. 616. 

39) Vergl. Bunge, Erörterungen Bd. IV. S. 166. 

40) Seite 240. Salomonis Guberti stratagema Oeconomicum oder Ackerſtudent, 
befindet ſich in drei gleichlautenden Ausgaben von den Jahren 1673, 1688 und 
1757 auf der dörptſchen Univerſitäts bibliothek. 

41) S. die ausführliche Beſchreibung deſſelben bei Gubert S. 85. 

42) Hagemeiſter's Gütergeſchichte S. 17. 

43) Die unüberwindliche Handelsſtadt Riga. Stettin (nach S. 21 aus dem Anfang 
des 18. Jahrh.). 

44) Seite 241. Original in der kleinroopſchen Brieflade. 

45) Löwis, die ehemalige Verbreitung der Eichen S. 232. 

46) Löwis, in den Mittheil. I. 2. S. 224. 

47) Seite 242. Gubert S. 161. 

48) Gubert S. 165. 

49) Seite 243. Darſtellung der landwirthſchaftlichen Verhältniſſe in Liv⸗, Eſth⸗ und 
Kurland 1845. S. 75. 

50) S. dieſelbe bei Buxhöwden, Beiträge zur Geſch. d. Prov. Oeſel. 1838. S. 55. 

51) S. Hagemeiſter a. a. O. S. 16 f. u. 23 f. 

52) Seite 244. Dieterici's der Berliner Akad. der Wiſſ. am 16. Mai 1850 vor⸗ 
getragene Abhandl. über die Vermehrung der Bevölkerung 

53) Nach der Tabelle bei Hagemeiſter a. a. O. S. 24. 

54) Im rig. Rathsarchive (Collect. v. Joh. Witte). 

55) Seite 245. Rig. Stadtbl. 1815. Nr. 46. 

Th. II. Bd. II. 24 
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56) A. a. O. 1814. Nr. 37. 

57) Seite 246. Rig. Stadtbl. 1811. S. 185. 

58) Kunſtreiche Schloſſerſchragen $ 4. Malerſchragen $ 25. Stuhlmacherſchragen 
Art. 3. § 6. Gürtlerſchragen $ 3. Knopfmacherſchragen § 16. 

59) Rad- und Stellmacherſchragen § 28. Schneiderſchragen $ 4-10. Kunſtreiche 
Schloſſer⸗, Sporer- u. ſ. w. Schragen $ 4—8. 

60) Drechslerſchragen $ 37 (ein Schachſpiel und ein Spinnrad). Buchbinderſchragen 
Art. 2. § 3. 

61) Böttcherſchragen Art. 16. Drechslerſchragen § 39. Fleiſcherſchragen § 9. Stuhl⸗ 
macherſchragen Art. 3. § 9. Stellmacherſchrag. § 33. Sattlerſchrag. Art. 2. § 3. 

62) Seite 247. Töpferſchragen § 28. Sattlerſchragen Art. 2. § 4. Stellmacher⸗ 
ſchragen § 37. Stuhlmacherſchragen Art. 3. $ 11. Buchbinderſchragen Art. 2. 
§ 3. Böttcherſchragen Art. 11. Corduanerſchragen § 1. Lohgerberſchrag. § 15, 
16. Hutmacherſchragen $ 21. Handſchuhmacherſchragen $ 3. Knopfmacherſchragen 
$ 14. Fleiſcherſchragen § 2 u. § 4. Kürſchnerſchragen $ 7,78. Klempnerſchra⸗ 
gen $ 5. Malerſchragen § 37, 38. 

63) Buchbinderſchragen Art. 4. § A. 

64) Kürſchnerſchragen $ 12. Schuhmacherſchragen § 17. 

65) Der Reichsvormünder Reſol. v. 28. Juli 1634. Königl. Reſol. v. 8. September 
1641, 3. Juli 1643, 5. Septbr. 1648. 

66) Königl. Reſol. v. 14. Novbr. 1650 $ 6. 

67) Rig. Stadtbl. 1814. Nr. 37. 

68) Seite 248. Köhler bei Willebrandt II. S. 186, 293. 

69) Brief Warneke's im dörptſchen Archive, vol. 22 Act. publ. Nr. 37. 

70) Puffendorff hist. Frid. Wilh. p. 220. 

71) Königl. Reſol. v. 14. October 1643 in Bunge's Quellen des revaler Stadt⸗ 
rechts II. 

72) Puffendorf rer. Suec. I. X. $ 9. XI. $ 2, 61, 83. 

73) L. c. XIII. $ 102, 103. 

74) L. c. XII. $ 83-89. Loccen. hist. Suee, I. IX. p. 703. sq. 

75) Seite 249. Puffen dorf rer. Suec. I. XIII. $ 100, 101, 

76) Puffendorf rer. Suec. I. XXV. 5 38—41. Loccen. I. IX. p. 752, 

77) Puffendorf de reb. Car. Gust. IV. $ 69, 70. 

78) Puffendorf de reb. Car. Gust. V. $ 109. 

79) Gadebuſch, Samml. (Jahrb. III. 2. $ 54.) 

80) Rig. Handelsord. v. 1765. $ 109. 

81) Seite 250. Reglem. v. 19. Februar 1715. 

82) Wybers de statu civit. Dorp. fol. 18—21, 

83) Dörptſche Rathsprot. v. 1647 bei Gadebuſch, Jahrb. III. 1. $ 152. 

84) Königl. Reſol. v. 22. Auguſt 1636, 31. Auguſt 1641 und 14. Octbr. 1643 in 
Bunge's Quellen des revaler Stadtrechts Th. II. 

85) Seite 251. Königl. Reſol. v. 27. Auguſt 1634 $ 5., 16. September 1636 $ 1., 
20. Auguſt 1646 $ 1. in Bunge's Quellen des revaler Stadtrechts II. 

86) Seite 252. Puffendorf de reb. Car. Gust. 1. II. 5 86-98. 

87) L. c. I. III. 5 75. 

88) Diar. Europ. Th. X. S. 52. 
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89) L. c. S. 170. 
90) Gadebuſch III. 2. § 23, nach der ſchwed. Handelsgeſchichte des Adolph Mo d⸗ 
ner v. J. 1771. 
91) Stjern m. St. IV. 158. 
92) Rühs, Geſch. Schwed. V. S. 397. 
93) Dörptſches Rathsprotocoll v. 1685 bei Gadebuſch III. 2. $ 183, 
94) Beſchwerden der Stadt Dorpat im J. 1630 bei Wybers, de statu civ. Dorp. 
fol. 18— 21 f 
95) Dörptſche Rathsprot. v. J. 1695. 
96) Seite 253. Königl. Reſol. v. 27. Aug. 1634 und 22. Aug. 1636, 
97) Urkunden im dörptſchen Raths-Archiv. 
98) A. a. O. 
99) Königl. Reſol. v. 23. Novbr. 1653 8 A. 
100) Seite 254. Königl. Reſol. v. 23. Novbr. 1653. 
1) Seite 255. Buxhöwden ©. 44. Rer. Osil. cong. S. 51. 
2) Rerum Osilianarum congeries S. 72 ff. 
3) Buxhöwden S. 70 u. 77. 
4) Königl. Reſol. v. J. 1668 im arensburgſchen Stadtarchive P. 4. Buxhöw den 
S. 81. 
5) Arensb. Stadtarchiv. Buxhöwden S. 88. 
6) In Gadebuſch'ens Sammlungen (Jahrb. III. 1. $ 43). 
7) Dörptſche Rathsprot. v. 1637 S. 414. 
8) A. a. O. v. 1638. S. 511. 
9) A. a. O. v. 1645. S. 543, 545. 
10) Seite 256. In des dörptſchen Bürgerm. Remmin Buche S. 359—365. 
11) Wybers de statu eivit. Dorp. fol. 1821. Buddenbrock, Sammlung der 


livländiſchen Geſetze Bd. II. Reſol. VIII. L. O. S. 90. . 
12) Remmin's Buch S. 366—372 und feine Inſtruction v. J. 1683 im dörptſchen 
Stadtarchive. 


13) Im dörptſchen Stadtarchive. 

14) Seite 257. (Baron Schoulz) Verſuch S. 264. 

15) S. ihre Inſtruction in: Schwediſches Beginnen zu Einführung und Befeſtigung 
der Schifffahrt und Handlung. Von einem ſchwediſchen Miniſtro (vielleicht 
E. Oxenſtierna) herkommend. 1660. 

16) Schwed. Skerecht S. 398—412. 

17) (Baron Schoulz) Verſuch S. 269. Samml. ruſſiſcher Geſch. IX. S. 309. 

18) Gadebuſch III. 2. $ 72. 

19) Kurzer Auszug aus denſelben in Buſch und Ebeling's Handelsbibliothek Bd. 
II. St. 1. Damit ſtimmen auch die Angaben in dem Extract eeniger Waaren 
de hier ter Riga uytgegan ayn (1669-1737). S. rigaſche Stadtblätt 1810. 
S. 62 ff. 

20) Seite 258. Das alte Schloß Dünaburg lag 18 Werft oberhalb der jetzigen Feſtung, und 
daß das ehemalige Städtchen Dünaburg unweit des Schloſſes lag, erhellt aus der Be⸗ 
ſchreibung der Belagerung v. J. 1655 bei Puffendorf, de reb. gest. Car. 
Gust. p. 81 (Napiersky im Inlande 1838 Sp. 103). Eine Verlegung des 
Städtchens muß alſo ſpäter ſtattgefunden haben, ſchwerlich aber ſchon im Jahre 

24 * 


1582 auf Befehl Stephan Bathorys, wie behauptet worden iſt. S. Napiersky 
a. a. O Sp. 115. 

21) Rig. Stadtbl. 1812. S. 9, nach den Zollregiſtern. 

22) Jetzt auf dem gräflich Dunteſchen Gute Nurmis befindlich und dem Verfaſſer durch 
die Güte des jetzigen Beſitzers mitgetheilt. Die Abſtammung der gräflich Dun⸗ 
tenſchen Familie von dem Bürgermeiſter Dunte iſt indeſſen zweifelhaft, denn nach 
den Wrangelſchen Notizen ſtammt ſie von einem Martin Dunte, deſſen Vater 
Hans, däniſcher Beamte und Großvater Erbherr vom Gute Gleditz im heutigen 
Großherzogthume Oldenburg war. Nun hatte Jürgen Dunte zwar einen Sohn 
Martin, der für die Verdienſte des Vaters geadelt wurde (der von der Königin 
Chriſtine unterſchriebene Adelsbrief befindet ſich ebenfalls in Nurmis), allein ſchon 

im J. 1657, 17 Jahr alt, ohne Erben ſtarb. Jürgen Dunte, der in der Wran- 
gelſchen Genealogie gar nicht vorkommt, hatte nach dem Secretbuche zum Vater 
den Hans Dunte, der in Riga Kaufmann war (geb. 1565, geſtorben 1640), zum 
Großvater den Jobſt Dunte, der ſich im J. 1562 zu Reval als Kaufmann nie 
derließ, zum Aeltervater den Gert Dunte aus Hildesheim und zum Urältervater 
den Bürgermeiſter Henning Dunte aus Braunſchweig; höher ſteigt das Secret- 
buch nicht hinauf. 

23) Seite 262. Stadtbl. v. 1811. S. 169. 

24) Seite 263. Kön. Reſ. v. 31. Oct. 1662. 

25) Königl. Verordn. v. 16. Juli 1691. 

26) Livl. Landesordn. S. 485. 

27) Königl. Reſol. v. 30. Septbr. 1623. 

28) Livl. Landesordn. S. 683. 

29) Wettordn. A. 1—5., C. $ 4, D. § 4 (v. 1690). 

30) Seite 264. Wettordn. v. 1690. B. $ 12—14. 

31) Wettordn. v. 1690. C. § 1, 2, 8. 

32) Wettordn. C. $ 3 u. 6. 

33) A. a. O. 8 7. 

34) Stadtblatt v. J. 1812. S. 43 f., nach Urkunden und Acten des ſchwed. Archivs. 

35) Wettordn. v. 1690. B. $ 5. 

36) Seite 265. A. a. O. D. 5 2, 5 u. 3. 

37) S. hierüber auch: der weltberühmten Handelsſtadt Riga Unüberwindlichkeit. Leip⸗ 
zig und Stettin (nach S. 21 aus dem Anfang des 18. Jahrh.) S. 9. 

38) Seite 266. Brotze, im rig. Stadtblatte 1811. S. 373 ff. 

39) Rig. Stadtbl. 1815. Nr. 44, 45. 

40) Rig. Stadtbl. 1816 Nr. 18, nach Acten. 

41) Stadtbl. v. 1813 Nr. 11. 

42) A a. O. v. 1817 Nr. 36. 

43) Im rig. Stadtrechte vom J. 1673. B. II. 30 wird der Albertsthaler = 15 Mark 
oder 7½ Gulden polniſch gerechnet. 

44) Seite 267. Arndt Chron. II. S. 332. 

45) Nach Dunte's Secreibuch zum J. 1646. 

46) Arndt a. a. O. 

AT) S. die ſchwediſche Vertheidigungsſchrift v. J. 1700 unter dem Titel Veritas ® 
calumniis vindicata $ 102 in Livon, fasc. III. p. 91, 145. 


48) Seite 268. Hagemeiſter's Gütergeſch. S. 32. 

49) Landesordn. S. 122. 

50) Dörptſch. Rathsprot. v. 1639. S. 552. 

51) Dörptſch. Rathsprot. v. 1646. S. 717, 719. 

52) L. O. S. 127, 389. 

53) Seite 269. Kelch S. 102. 

54) Receß v. 12. October 1666 (Livonica fasc. VI. p. 86). Schlüſſel zum nyſtäd⸗ 
ter Frieden S. 270. 4 

55) Lettres de J. de Witt. IV. p. 307, 327. — Siehe die mehrmaligen Andeutun⸗ 
gen über Beſtechlichkeit ſeitens nach Stockholm geſchickter Abgeordneten der Stadt 
Dorpat in Gadebuſch Jahrb. III. 2. 

56) Diar. Europ. Th. 32. S. 23, 66, 133, 196, 329, 368, 376, 577. 

57) Dörptſche Rathsprot. v. J. 1675. S. 15, 44, 48, 55, 112, 165, 205, 214. 

58) Puffendorf rer. Brandenb, I. XIII. 5 29, 61. 

59) Seite 270. Diar. Europaeum Th. 33. S. 375, 458, 480, 537, 608. Kelch 
S. 603 f. 

60) Puffendorf rer, Brand. I. XIV. $ II. L. 15. 8 12. 

61) Puffendorf rer. Brand. 1. XVI. $ 1. 

62) Puffen dorf J. e. I. XVI. $ 65—69. 1. XVII. $ 1—6. Kelch S. 603—613. 

63) Seite 271. Puffendorf J. e. 1. XVII. $ 24, 28, 80. Diar. Europ. Th. 43. 
S. 185 —192. a 

64) Chwalkowski jus publ. Polon. p. 136. Diar Europ. Th. 35. S. 26, 114. 

65) Schlüſſel zum nyſtädter Frieden S. 275—280. 

66) Dörptſches Copiebuch v. 1684. S. 66. 

67) Livon. fase VI. p. 69. 

68) Bergmann, Peter d. G. I. S. 247, nach einer damaligen Bekanntmachung. 

69) Seite 272. (Schafirow's) Raiſonnement, was für rechtmäßige Urſachen Se. 
zariſche Maj. Peter J. gehabt, den Krieg wider den König in Schweden anzu- 
fangen, 1716 aufgeſetzt und gedruckt. St. Petersburg 1717, S. 54-63, wo 
aber die Farben zu ſtark aufgetragen ſind. S. Gordon, Leben Peters d. G., 
I. S. 120 f. Golikow, Thaten Peters d. G. (ruſſiſch) I. S. 239 und Suppl. 
IV. S. 239. Vergl. dagegen Kelch, Fortſetzung S. 46 und Dahlberg, Recht— 
fertigungsſchrift v. 18. März 1700. Liv. fase. V. p. 55 f. VI. p. 76 fl. 

70) Nach einem von einem Freunde Patkul's — wie Bergmann vermuthet, wahrſchein⸗ 
licher Weiſe der oben angeführte Löwenwolde — an ihn gerichteten und den Pate 
kulſchen Proceßacten beigelegten Briefe vom 7. Juni 1695. 

71) S. die Einleitung zu Patkul's Deduction. Nach Nordberg, I. S. 107, hätte 
Patkul Schutz bei Sobiesky geſucht, aber nicht erhalten; woher weiß er das? 
Es ſtimmt nicht mit Patkuls damaliger Lage überein. 

72) Seines Aufenthalts in der Schweiz erwähnt Patkul ſelbſt in der Einleitung zur 
Deduction. Ausführlich ſpricht davon Keysler in feiner Reiſe durch Deutich- 
land, 1740, im zwanzigſten Briefe aus Genf 30. September 1729, nennt aber 
den Baron Forſtner, um ihn weniger kenntlich zu machen, F. v. {on Siehe die 
Berichte an das zariſche Kabinet II. S. 221. 

73) Seite 273. Lundblad's Geſchichte Karls XII. und f. im Theatrum Europaeum. 

74) Auszug aus den Flemmingſchen Memoiren bei Herrmann S. 18 ff. 
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75) Nach Patkul's Unterredung mit dem papendorfſchen Pfarrer Tempelmann im J. 1700, 
worüber der Pfarrer am 22. März dem Generalgruverneuren einen ausführlichen 
Bericht abſtattete (Gadebuſch III. 3. $ 26), 

76) Daß Patkul ſchon im Frühjahr 1698 als Beirath des ſächſiſchen Geſandten nach 
Kopenhagen gegangen ſei, wie Wernich S. 152 nach Lundbladt's Geſchichte 
Karls XII. S. 37 und Riegel's Geſchichte Friedrichs IV. von Dänemark. Ko⸗ 
penhagen 1695. Th. I. S. 380 annimmt, iſt daher nicht gewiß und erinnert zu 
ſehr an Patkul's Sendung nach Moskau. In beiden Hauptſtädten ſoll er ſich in 
Häuſern befreundeter Staatsbeamten verborgen gehalten haben. 

77) S. die Einleitung zu Patkuls Deduction. 

78) Nach Patkuls Unterredung mit Tempelmann, der Nordberg I. S. 109 im Gan- 
zen nicht widerſpricht, obwohl er nicht daſſelbe Detail giebt. 

79) Seite 274. Für Karls XII. Regierung ſind die Hauptquellen ſeine ie 
von Nordberg und Adlerfeld; Voltaire iſt unzuverläſſig. 

80) Flassan, histoire de la diplomatie frangaise IV. p. 170. Nordberg J. 
S. 85. 

81) Vergl. die verſchiedenen Generalconfirmationen der Rechte ſeitens der verſchiede— 
nen polnischen Könige ſeit Stephan Bathory, gleich nach ihrer Wahl in der Prawa, 
Konstytucye ete. Vol. II. u. ff. 

82) Raiſonnement S. 5—65. 

83) Seite 275. Nach Patkuls Brief an den Baron Forſtner vom Mai 1700 bei 
Nordberg J. S. 109. 

84) S. die Unterredungen mit dem Prediger Hagen in den Berichten an das Wahn 
Kabinet und das Echo $ 29. 

85) Seite 276. In Patkuls Berichten II. S. 237 befindet ſich ein Bedenken mit den 
Daten Grodno 1. Januar, Warſchau 7. April 1699. Daß dieſe Zeitangaben 
richtig ſind, erhellt daraus, daß König Auguſt im Januar 1699 in Grodno und 
im Frühjahr in Warſchau war, das erſt am 24. März 1698 mit Dänemark geſchloſſene 
Bündniß erwähnt wird, auch Patkul erſt im October 1698 ſich zum Könige bege— 
ben haben will. In Büſching's Magazin 1781. Th. XV. ſteht ebenfalls ein 
Patkulſches Memoir, aber mit dem unrichtigen Präſentationsdatum: Grodno den 
2. Januar 1698, eine Zeit, wo König Auguſt ſich wahrſcheinlich gar nicht in 
Grodno befunden hat, und Patkul wenigſtens gewiß nicht dageweſen iſt. Es iſt 
wohl möglich, daß es ebenfalls von Patkul herrührt; beide Schriftſtücke find da⸗ 
her in der Darſtellung mit einander um ſo mehr verſchmolzen worden, da die 
Zeit der Abfaſſung des letzteren, bei der offenbaren Unrichtigkeit des Präſenta— 
tionsdatums, gar nicht zu beſtimmen iſt. Wernich hält es für das frühere. Mit 
dem im Texte mitgetheilten Entwurfe zum Ueberfalle Rigas ſtimmt auch das aus 
dem dresdner Stadtarchive mitgetheilte und in Bunge's Archiv Bd. VII. ab» 
gedruckte „Project zu der Entrepriſe mit Riga“ überein. 

86) In Herrmann's Diſſertation und Bunge's Archiv Bd. VII. 

87) Seite 277. Berichte II. S. 267 nach Nordberg. 

88) Der Freibrief befindet ſich unter dem Titel eines Manifeſtes in den Beilagen zum 
Echo und wird auch in Patkuls Geſpräch mit Tempelmann erwähnt. Die im 
dresdner Archiv befindliche Urſchrift enthält auch die von Herrmann in ſeiner 
Diſſertation mitgetheilten Punkte, welche bei der Veröffentlichung weggelaſſen 
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wurden, und iſt in Bunge's Archiv VII. abgedruckt und mit König Auguſts und 
Patkuls, als Gevollmächtigten der livl. Ritterſchaft, Unterſchrift verſehen. 

89) Seite 278. Veröffentlicht in der Deduction von Herrmann. 

90) Manifeſt des Cardinals in den nord. Misc. St. 24 u. 25. 

91) Nordberg I. p. 104, 115, 118. Lundbladt p. 38. 

92) Im most, Reichs archiv: Dän. Verhandl. Nr. 7. (Patkul's) Bericht II. S. 273. 

93) Text bei Gadebuſch III. 3. S. 35. Nordberg I. S. 111114. Adler» 
feld S. 26—31. NRatifieation in Liv. Fasc. VI. p. 53. 

94) Dieſen Vorbehalt erwähnt aufs Beſtimmteſte das auf Befehl Peters des Großen 
im J. 1716 aufgeſetzte Raiſonnement S. 64 f. 

95) Nordberg I. 111. Was Bergmann S. 115 ff. dagegen vorbringt, ſcheint 
wohl nicht gegründet. 7 

96) Seite 279. Im most. Reichsarchiv: Poln. Verhandl. Nr. 49. 

97) Adlerfeld I. S. 420-426. Nordberg I. S. 111. Journal de Pierre le 
Grand p. 9. Dieſe franzöſiſche Ueberſetzung iſt im J. 1773 von Formy in 
Berlin angefertigt und herausgegeben, nachdem das ruſſiſche Original auf Befehl 
Katharinas II. drei Jahr vorher von Michael Schtſcherbatow in Petersburg 
herausgegeben worden. 

98) Nordberg I. S. 157. 

99) Kelch, Fortſetzung S. 58. 

100) Liv. Fasc. I. p. 3—5. 

1) Flemming's Schreiben vom °%,. Februar und Schutzbriefe a. a. O. Fasc. I. 
p. 13—21. Eine gegen ihn gerichtete Schrift ebendaſelbſt III. p. 150. 

2) Patkuls Brief an Flemming vom 9. Januar 1700 bei Herrmann. 

3) Seite 280. Brief des General's Hallert an Auguſt II. v. 19. Novbr. 1701 in 
Herrmann's Diſſertation. 

4) Liv. Fasc. I. p. 20. Kelch, Fortſ. S. 60. ff. 

5) Livon. Fase. I. p. 5, 6, 42, 21-23. Die Eroberung der Kobernſchanze nach 
Nordberg I. S. 127. i 

6) Liv. Fasc. I. p. 29. 

7) Liv. Fasc. I. p. 36—42. 
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8) Gadebuſch III. 3. $ 30. . 
9) Seite 281. Liv. Fasc. I. p. 23 u. 26. (Brief aus Pernau und dem ſächſiſchen 
Lager.) 


10) Nach Nordberg und der Relation in Liv. Fase. I. am %. März, nach der 
Capitulation in Remmin's Buche am "9... Vergl. Adlerfeld I. S. 52—55. 
Kelch, Fortſ. S. 67. 

11) Liv. Fasc. I. p. 51. 64. 

12) Liv. Fasc. I. p. 30 u. 83. II. p. 8. 

13) Patkul's Echo. P 

14) S. fein Schreiben an den Kurfürſten von Brandenburg vom 14. März 1700 in 
Liv. Fasc. I. p. 38. 

15) Nordberg I. S. 156-190. Adlerfeld I. S. 49 f. 56—58. 74 —85. 

16) Livon. Fasc. IV. p. 10—12, 

17) Seite 282. Kelch, Fortſ. S. 75-82. Daß Patkul, der nur Oberſt war, das ſächſiſche 

Heer beſehligt haben ſollte, wie Gadebuſch meldet, iſt unwahrſcheinlich. Payküll 
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war ſchon Flemmings Vorgänger im Commando geweſen und Patkul war mit 
Flemming nach Warſchau zurückgereiſt. 

18) Liv. Fasc. IV. p. 23—25. Nordberg I. S. el 

19) Nordberg I. S. 137. 

20) A. a. O. Patent v. 13. März 1700 in Liv. Fase. IV. p. 10. 

21) Patkul's Berichte II. S. 303. Liv. Fase. I. p. 55. 

22) Abgedruckt in den Beilagen zu Patkul's Echo. 

23) Seite 283. Kelch, Fortſetzung S. 85—100, wo ſich die Erklärungen finden; 
Rigaſche Archivnachrichten 6 Gadebuſch III. 3. § 26). Nordberg I. S. 
145 — 147. 

24) Baron Schoulz's Verſuch über die a. v. Livland. (Handſchrift S. 377.) 

25) Kelch, Fortſ. S. 82 f. 

26) Kelch, Fortſ. S. 100-106, Nordberg J. S. 148. 

27) Nordberg S. 150. ; 

28) Seite 284. Theatrum Europaeum 11. August. Patkul's Berichte II. S. 317 
nach Nordberg— 

29) Leipziger Poſt⸗ und Ordinarzeitung bei Wernich S. 215 f. 

30) Nordberg S. 149—151. Leipziger Ordinarzeitung. 

31) Patkul's Echo $ 29. 

32) Kelch S. 107-112. 

33) Liv. Fasc. IV. p. 52. 

34) Kelch, Fortſ. S. 130. 

35) Justae Vindiciae V. b. Dogiel V. p. 477. Liv. Fase. III. p. 22—62. S. auch 
Kelch Fortſ. S. 178 f. 

36) Veritas a calumniis vindicata. Liv. Fasc. II. R. 20— 150. 

37) Schreiben des Grafen Guiscard v. 1%. Septbr. in Liv. Fasc. IV. p. 40. 

38) Seite 285. Liv. Fase I. p. 36--40. 

39) Dahlberg's Bericht Liv. Fasc. V. p. 551 u. folg. 

40) Das (18. März 1700) von Dahlberg abgefaßte Rechtfertigungsſchreiben findet 
ſich in Liv. Fasc. V. p. 551 (mit dem wohl falſchen Datum 8. März 1701) u. 
VI. p. 76. 

41) Liv. Fasc. V. p. 56. Brief Kniperkrona's. 

42) Schreiben des ruſſiſchen Geſandten im Haag v. 13: October und des Anige v. 
England an den Zaren v. 23. October 1700. Liv. Fasc. IV. 

43) Schlüſſel zum nyſtädter Frieden S. 284. 

44) Journal de Pierre le Grand p. 14. 

45) Schlüſſel zum nyſtädter Frieden S. 286. Schwediſches Gegenmemoir v. J. 1702 
in Liv. Fasc. VI. Kelch, Fortſ. S. 119—123, behauptet, der Raub an Wosni⸗ 
zyn habe gar nicht im ſchwediſchen Livland, ſondern im Pleskauſchen ſtattgefunden 
und die Klage des moskauſchen Poſtmeiſters ſei unterſucht und nichtig befunden 
worden. 

46) Nordberg III. S. 107. 

47) Schlüſſel zum nyſtädter Frieden S. 287. 

48) Seite 286. Golikow X. S. 28 f. 

49) Golikow, Suppl. VI. S. 55. 

50) Golikow, Suppl. VI. S. 55 f. 
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51) Gordon (der auch gegenwärtig und in ruſſiſchen Dienſten war) giebt in feiner 
Geſchichte Peters des Großen nur 39,000 Mann an. 

52) Kelch S. 124—128, 146. 

53) Hallart's Schreiben an den König v. Polen v. 6. Decbr. 1700 in Liv. Fase. 

5 V. p. 24. S. die Einzelheiten der Belagerung bei Kelch, Fortſ. S. 128-135. 

54) Seite 287. Nach Hallart's (Handſchr.) Tagebuch bei Bergmann, Peter der 
Große II. S. 29. Kelch S. 143. 

55) Schlüſſel zum nypſtädter Frieden S. 188. 

56) Kelch Fortſ. S. 140 f. 

57) Nach Kelch, der die einzelnen Regimenter aufzählt (handſchr. Fortſ. feiner Chro- 
nik S. 14 f.) 8440 Mann, nach amtlichen Berichten 20. Bataillone zu 300 und 
40 Schwadr. zu 100-110 Mann. S. Hallart's Tagebuch. 

58) Hallart's Schreiben an den König v. Polen. 

59) Scheremetjew's entſchuldigende Berichte v. 3. u. 10. Nopbr. in der gedruckten 
Sammlung derſelben (ruſſiſch) und Golikow's Suppl. VI. S. 8386. 

60) Hallart a. a. O. 

61) Mit den allgemeinen Quellen für den mien Krieg überhaupt, iſt über die 
Schlacht bei Narwa noch zu vergleichen die ſchwediſche officielle Publication vom 
28. November 1700 und das Schreiben des daſelbſt gefangenen Generals Hal- 
lart an den König von Polen, vom 6. December 1700 (in Liv. Fasc. V. p. 
10—32). Letzteres iſt in einem feindſeligen Tone gegen Peter d. G. aufgeſetzt. 

62) Seite 288. Nach Hallart und Golikow II. Die Verletzung der Capitulation 
erwähnen die ſchwediſchen Quellen und Hallart nicht, der letztere ſagt nur, die 
ruſſiſchen Generale ſeien als Geißeln zurückbehalten worden! Etwas abweichend 
und mit Uebergehung der Capitulation bei Nordberg I. S. 218—225. Ad⸗ 
lerfeld S. 86114. Lagerbring, Abriß der ſchwed. Geld. S. 189-185. 
Blomberg rechtfertigte ſein und ſeiner Collegen Benehmen in einer beſonderen 
Schrift (in Liv. Fasc. VI.). Wenn die ſchwediſchen Berichte den Tag der Schlacht 
auf den 20. November ſetzen, ſo rührt das von der damaligen Zeitrechnung in 
Schweden her, wo der Schalttag 29. Februar 1700 weggelaſſen wurde. Im J. 
1712 wurden dafür zwei Schalttage, der 29. und 30. Februar wieder eingeſchal⸗ 
tet, ſo daß die Zeitrechnung mit dem julianiſchen in Rußland em Kalen⸗ 
der wieder — 

63) Golikow, Suppl. VI. S. 69—73. 

64) Das Manifeſt befindet 451 deutſch in (Schafirow's) — a. E. 

65) Seite 289. Golikow II. S. 38. Suppl. XVII. S. 82—85. Journal de 
Pierre le Grand p 33. 

66) Daher konnte Patkul auch in feinen letzten Augenblicken ſagen, daß Friedrich I. 
ihm ſeine Krone verdanke. S. auch Kuhn in der von Bieſter herausgegebenen 
berliner Monatsſchrift Bd. IX. Januar Juni 1803. 

67) Nordberg I. S. 252. 

68) Ruſſiſches Reichsarchiv zu Moskau: Poln. Verhandl. Nr. 152. Adlerfeld . 
S. 127-129. Nordberg J. S. 249 f. 

69) Golikow Suppl VI. 99-105. Liv. Fase. VII. Relation S. 24 — 29. 

70) Patkul's Berichte I. S. 39. 

71) Nach Steinau's handſchr. Memoire in der Halliſchen Bibliothek Nr. 54, bei 
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Wernich S. 241 ff. Von den Geſchützen ſprechen auch Adlerfeld J. S. 123 
und Nordberg I., S. 242 f. 

72) Relation in Liv. Fasc. VII. p. 19 ff. 

73) Seite 290. Adlerfeld I. S. 138—150. Nordberg S. 256-267. Goli⸗ 
kow, Suppl. VI. S. 114 f. Tagebuch Peters d. G. I. S. 41. 

74) Adlerfeld I. S. 154, 180-182. Nordberg I. S. 266, 298—300. 

75) Sendſchreiben, betreffend des Moskowiters Einfall 1703 S. 6. 

76) Eine wichtige Quelle für die Kriegsgeſchichte in Liv und Eſthland find die im 
J. 1774 vom General en Chef Grafen Peter Scheremetjew herausgegebenen 
Briefe Peters des Großen an deſſen Ahnherrn den Feldmarſchall, fo wie die Be⸗ 
richte des letzteren an den Zaren (Moskau 1798 in drei Bänden). 

77) Golikow II. S. 59. Suppl. VI. S. 120— 122. Journal de Pierre le Grand 
p. 44. Nach Kelch S. 241 wäre Roſen geblieben. 

78) Liv. Fasc. VIII. p. 41-46. Sendſchreiben S. 7. Adlerſeld J. S. 161—167. 
Nordberg I. S. 279 f. 302. Gordon, Geſchichte Peters des Großen J. 
S. 172. 

79) Nordberg I: S. 288. 

80) S. Schlippenbachs Bericht vom 1. Januar 1702 bei Adlerfeld I. S. 185— 
190. Nordberg 1. S. 301 f. In Liv. Fasc. IX. p. 30, 31. heißt es, 2000 
Schweden hätten 100,000 Ruſſen die Spitze geboten. Gordon, Geſch. Peters 
d. G. I. S. 173 ſagt, es wären dreimal fo viel Ruſſen als Schweden geweſen. 
Vergl. Journal de Pierre le Grand p. 45. Golikow, Suppl. VI. S. 137. 
Kelch Fortſ. S. 260—266. 

81) Seite 291. Adlerfeld l. 270-273. Nordberg I. S. 386. Journal de 
Pierre le Grand p. 49. Kelch S. 301 ff. 

82) Gordon, Geſch. Peters d. G. I. S. 176 f. 

83) Journal de Pierre le Grand p. 51. ! 

84) Golikow, Suppl. VI. 163 f. Scheremetjews Bericht v. 4. Aug. 1702. Peters 
Brief an Apraxin v. 10. Septbr. Golikow X. 71. . 

85) Kelch Fortſ. S. 307. 

86) Golikow X. S. 71. Scheremetjews Bericht v. 13. u. 24. Auguſt 1702. 

87) Seite 292. Golikow, Suppl. VI. S. 163. Nordberg I. S. 388. Gor⸗ 
don I. S. 174. Journal de Pierre le Grand p. 53 f. Kelch Fortſ. S. 296. 
Etwas abweichend in Sauermann's gel. Lex. 1704. S. 218. (Inland 1855. 
Nr. 39.) 

88) Napiersky, livl. Schriftſtellerlexicon II. S. 69. 

89) Nord. Misc. St. 1 u. 2. Heropia pycexaa III. Cr. Herep6. 1838. Int. 1855. 
Nr. 39. 

90) Kelch Fortſ. S. 307. 

91) Scheremetjew's Bericht. 

92) Piper's Memorial bei Nordberg III. S. 318 f. 

93) Oxenſtierna's Memoire v. 5. März 1702 in Patkuliana I. (Rig. Stadibibl.) 
und in Nordberg III. S. 299 ff. ; 

94) S. die verſchiedenen Memoiren in Liv. Fasc. IX. p. 9 ff. u. p. 20 ff. 

95) In Liv. Fase. VIII. p. 25 fl. f 

96) Karls Worte bei Nordberg I. S. 365. 


97) Seite 293. Kelch S. 247. 

98) Kelch S. 273. 

99) Nordberg J. S. 434. 

100) Golikow Suppl. VI. S. 227 f. 

1) Golikow XI. S. 71 f. 

2) Seite 294. Patkul's Berichte I. S. 54. 

3) Büſching's Magazin für die neue Hiſtorie und Geographie Th. X. Halle. 

4) Berichte II. S. 32. 

5) Patkul's Berichte I. S. 32—35. 

6) Patkul's Berichte I. S. 20 f. 131. 

7) Berichte III. S. 4 f. 

8) Zalnsei epist. fam. (v. 3. Febr. 1703). Patkul's Brief an den Palat. Belzens. 
v. 1. März 1703. S. die ausführliche Schilderung dieſer Begebenheiten in Wer⸗ 
nich's Patkul S. 304—310. 

9) Patkul's Berichte I. S. 115 f. 135, 261 f. 279. 

10) Seite 295. Vertrag v. 29. Juli 1702. Nordberg I. S. 406 f. 

11) S. Wernich's Patkul S. 314 f. 

12) Patkul's Berichte I. S. 73 u. III. S. 1-11. Daß Peter auch verſprochen 
habe, Patkul's Begnadigung zur Bedingung des Friedens mit Schweden zu ma⸗ 
chen, ſcheint mir nicht genugſam verbürgt. Berichte a. a. O. 

13) Journal de Pierre le Grand p. 74. Vergl. Kelch Fortſ. S. 330. 

14) Journal de Pierre le Grand p. 86. Nordberg I. S. 467. Adlerb. I. 
S. 382. Kelch S. 355. 

15) Nordberg I. S. 467 f. 

16) Nordberg I. S. 470-472. Kelch S. 355 f. 

17) Seite 296. Kelch Fortſ. S. 363—369. Adlerfeld I. S. 404. II. S. 9. 
Gordon I. S. 184. Sendſchreiben über des Moskowiters Einfall 1703. S. 8 ff. 
Daß Peter der Große dieſen Verwüſtungszug in Perſon geleitet habe, wie Ga⸗ 
debuſch III. 3. $ 83 nach dieſen Quellen behauptet, it wohl nicht richtig, viel⸗ 
mehr findet ſich in den Berichten Scheremetjews an den Zaren einer vom 29. 
September 1703, in welchem der Feldmarſchall ſeinen Zug ausführlich ſchildert. 

18) Golikow, Suppl. VI. S. 203 und Scheremetjews Bericht v. 29. Sept. 1703, 

19) Patkul's Bericht I. S. 5, 11—21, 38 f., 48, 81, 87, 216. 

20) Patkul's Berichte I. S. 30. Pauli, preuß. Staatsgeſchichte VII. $ 191. 

21) Mosk. Reichsarchiv: Poln. Angelegenheiten Nr. 154. 

22) Patkul's Berichte I. S. 5, 11—21, 38 f., 48, 81, 87, 216. 

23) Patkul's Berichte I. S. 74. 

24) Seite 297. Vollmachten v. 21. Oetbr. 1703 und 28. Januar 1704. Golikow 
X. S. 140. 

25) Golikow, Supp. VI. S. 250. Patkul's Berichte I. S. 156. 

26) Patkul's Berichte I. S. 113 ff. 139. 

27) Berichte 1 S. 223, 283. ‘ 

28) S. die Schreiben Peters d. Großen an Scheremetjew v. 12. u. 30. April 1704. 

29) Dörpt. Rathsprot. v. 1704 S. 15. 

30) Adlerfeld II. S. 9. 1. S. 472. Kelch (Fortf. S. 457) behauptet, Narwa fei 
nicht gehörig verproviantirt geweſen. 
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31) Nordberg I. S. 469. Kelch S. 392. 

32) Bericht Skytte's. Adlerfeld II. S. 4, 351 f. Vergl. S 71-73. Nord⸗ 
berg I. S. 575. Kelch Fortſ. S. 394. Gordon I. S. 189 f. Scheremet⸗ 
jews Bericht v. 5. Mai 1704. 

33) Brief Peters an Scheremetjew v. 12. Mai 1704 und Golikow X. S. 151 f. 

34) Zur Belagerungsgeſchichte Narwas ſind die zuverläſſigſten Quellen die drei in 
Bunge's Archiv Bd. II. u. VI. abgedruckten Journale, hier A, B, G bezeichnet, 
die Ga debuſch nicht gekannt zu haben ſcheint, ferner Peters d. G. Tagebuch, 
der ſchwediſche Bericht bei Adlerfeld II. S. 463-468. Nordberg I S. 
575—577. Gordon I. S. 197—2%01. Journal de Pierre le Grand p. 96— 

100 u. 105-114. Kelch S. 395—400, 405—409, 410, 431. 

35) Seite 298. S. die über Schlippenbachs Rückzug beſonders herausgekommene 
Schrift: Wahrer Bericht von der Action und Retraite bei Leßna u. ſ. w. Vergl. 
Kelch Fortſ. S. 410. 

36) Ueber die Belagerung Dorpats ſ. des Commandanten Skptte Bericht bei Ad ler— 
feld II. S. 451-443, Nordberg I. S. 572—574, Remmin's Buch. S. 

945963, die dörptſchen Rathsprot. aus jener Zeit, Gordon I. S. 189—191, 
193—196, Kelch S. 400404, 410-430, 

37) Seite 299. Schreiben des Zaren an den Dumni Diak Awtonow Iwanowitſch 
Iwanow v. 20. Juli. Golikow X. 163—165. r 

38) Plan im Schlüffel zum nyſtädter Frieden (Nürnberg 1722) S. 300. 

39) Angeführtes Schreiben des Zaren. 

40) Schreiben des Zaren an Menſchikow vom 4. Juli. Golikow, Suppl. VI. S. 
262— 264. 

41) Nach dem Schreiben des Zaren vom 20. Juli an den Dumni Diak Awtonow 
Iwanowitſch Iwanow. e 

42) Seite 300. Kelch Fortſ. S. 424. 

43) A. a. O. und nach Skytte's Bericht. 

44) A. a. O. Inſtruction Peters für Scheremetjew im petersburger Journal Bd. III. 
S. 211-213. 

45) Kelch Fortſ. S. 430 f. 

46) Gordon I. S. 277. 

47) Golikow X. S. 141. 

48) Gadebuſch III. 3. S. 454. Anm. i. 

49) Nordberg I. S. 574. Vergl. Kelch S. 461. 

50) Seite 301. Kelch S. 445 f. ſpricht blos von den gegenſeitigen Briefen. Skytte 
ſagt aber in ſeinem eigenen Berichte bei Adlerfeld Th. II. S. 443 und 465, 
daß er in Perſon geſchickt wurde, um mit Horn zu unterhandeln, allein derſelbe 
nicht herauskam. Kelch giebt die Briefe im Auszuge und meint, Horns Antwort 
ſei nicht beleidigend geweſen, obwohl fie die Behauptung enthielt, von den Ruſſen 
ſei keine Capitulation gehalten worden, ausgenommen die von Nöteburg und dar⸗ 
auf die bei Kelch ziemlich unverſtändliche, aber doch wie es ſcheint anzügliche 
Phraſe: „Die Renomé welche Ihr Zariſch Maj. ſich erwarten durch derſelben 
Generositate, womit Ihr Zar. Maj. unverbrüchlich gehalten, denen Garnifonen 

in deren Feſtung den Kriegsüblichen Accord läſſet man hingeſtellt ſein; In das 

Avantageuse und raisonable Urtheil fo Ihr Zariſche Maj. Waffen ſich bei allen 
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hohen Puissancen erworben, ſowohl bei bemeldeter Feſtungs Uebergabe als auch 
bei dieſes Krieges Anfang und allen dergleichen womit unſchuldig Blut verſcho⸗ 
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51) Seite 302. Adlerfeld II. S. 469—473. Nordberg I. S. 577. Kelch 
Fortſ. S. 454 f. 

52) Abbildungen im Schlüſſel zum nyſtädter Frieden. 

53) Journal de Pierre le Grand p. 117. 
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ſche ſehr ausführlich. 

55) Mosk. Reichsarchiv: Poln. Verhandl. Nr. 162. 

56) Seite 303. Patkul's Berichte I. S. 118. 

57) A. a. O. S. 142 — 149, 158 f. 213, 281, 296-303, 305, 324. . 

58) A. a. O. Berichte vom 5. u. 13. Febr., 26. März und 29. Juli. Bergmann 
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59) A. a. O. S. 129 f. 149, 152, 276, 310. 

60) Seite 304. A. a. O. S. 133, 167, 227. 

61) Patkul's Berichte I. S. 249— 252. 

62) A. a. O. S. 219. 

63) A. a. O. S. 258, 263. 

64) A. a. O. S. 288. 

65) A. a. O. S. 326 f. 329. Nordberg I. S. 554, 561. 

66) Patkul's Berichte I. S. 330. Kelch Fortſ. S. 543. 

67) Seite 305. Patkul's Berichte I. S. 335; nach Nordberg I. S. 565 ſcheinen 
die meiſten Koſaken zu Fuß weggegangen zu ſein, vergl. die Berichte des Oberſten 
Görtz 1705. 

68) Berichte I. S. 318 ff. (v. 1%. September 1704), 

69) Patkul's Bericht v. %,5- Decbr. 1704 I, S. 354 ff. 

70) Berichte I. S. 375. 

71) Berichte I. S. 372. 

72) Seite 306. Patkul's Memoire an den König von Polen v. 5. Februar 1705 
und ſein Brief an den Grafen Golowin vom 8. Februar (abgedruckt bei Berg⸗ 
mann S. 331 f). 

73) Berichte I. S. 336 f. 

74) Berichte I. S. 369. 

75) S. des Zaren Brief an die Königin von England v. 27. Mai 1707. Golikow, 
Suppl. VII. S. 289 — 302. Patkul's Berichte I. S. 375. III. ©. 157161 f. 

76) S. den darüber gedruckten Bericht und Kelch S. 556. 

77) Schwed. Biographie I. S. 130-135, 146. 

78) Adlerfeld II. S. 249—252. Nordberg III. S. 626-629. Kelch S. 576. 

79) Seite 307. Adlerfeld II. S. 490. Nordberg I. S. 694. Gordon J. 
S. 275. 

80) Schwed. Biogr. I. S. 140—151. 

81) Nordberg J. S. 693 f. 

82) Nordberg II. S. 44. 

83) Kelch Fortſ. S. 572 nach Papkülls Vertheidigungsſchrift. 
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84) Gauhe, Adelslex. II. S. 869. Nordberg I, S. 608. 

85) Liv. Fasc. I. p. 1, 13. Nordberg J. S. 118. III. S. 58. 

86) Dies erwähnt auch das Journal de Pierre le Grand p. 135, nennt aber den 
Papküll irrthümlich Patkul. Dies iſt nur ein Fehler des Herausgebers, der den 
Irrthum theilt, wie man aus einer Anmerk. zu dieſer Stelle ſieht. 

87) Adlerfeld II. S. 212217. Nordberg J. S. 606-609. Kelch Fortſetzung 
S. 571. 

88) Adlerfeld III. S. 408. Nordberg II. S. 8. 

89) Seite 308. Abgedr. in den Berichten III. S. 59— 86. 

90) Den letztern Grund führt Peter d. G. in ſeinem Journal p. 159 und der gleich⸗ 
zeitige Keyfler in feinen Reifen S. 181 f. an. 

91) Dies erzählt Patkul ſelbſt in ſeinem letzten Geſpräche mit dem Prediger Hagen. 
Berichte III. S. 131. 

92) Geſpräche im Reiche der Todten (zwiſchen Peter d. G. und Karl XII. S. 26) 
vom luſtigen Rathe am Berliner Hoſe. 

93) Nordberg I. ©. 625 f. 

94) Nordberg a. a. O. Patkuls Geſpräch mit Hagen u. a 

95) Berichte III. S. 194-199. 

96) Abgedr. in den Berichten III. S. 146 f. 

97) Seite 309. Schreiben des Königs an Manteufel in den Berichten III. S. 143. 
S. Adlerfeld II. S. 248. 

98) Nordberg II. S. 10 f. Anm. 

99) Limiers, histoire de Suede sous le rögne de Charles I. T. IV. 399. 

100) Berichte III. S. 247. 

1) Journal de Pierre le Grand p. 151. Parthenay III. p. 163 ff. 

2) Nordberg II. S. 11. 

3) Seite 310. Revalſche Poſtzig. v. J. 1707 Nr. 94 bei Bergmann S. 246. 
Nach einer Ueberlieferung beſtand das Erbtheil des Neffen in einem in der vene⸗ 
zianiſchen Bank niedergelegten Capitale von 100,000 Ducaten. Die darauf be⸗ 
zügliche Urkunde ſoll Menſchikoff in Gegenwart des in der Schlacht von Poltawa 
gefangenen Neffen Patkuls ins Feuer geworfen haben, weil dieſer ſie ihm nicht 
cediren wollte. Die nach dem pariſer Frieden erfolgten Reclamationen der Erben 
blieben fruchtlos. 

4) Patkuls Unterredung mit dem Prediger iſt von dieſem ſelbſt aufgeſetzt und befin⸗ 
det ſich in den Berichten III. Vergl. Adlerfeld III. S. 44-46. Nordberg 
II. S. 40. Kurze Beſchreibung der Execution u. ſ. w. 1707. 

5) Seite 311. Voltaire, Leben Karls XII. S. 155. 

6) Seite 312. Daß Gadebuſch, der nie ein politiſches Urtheil hat, und Jann au, 
bei ſeiner Mißgunſt gegen den Adel und ſeiner Parteilichkeit für Schweden, Patkul 
einen Verräther nennen und Kelch (Fortſ. S. 6) behauptet, er habe nur zur Be⸗ 
friedigung einer Privatrache und aus Ehrgeiz gehandelt, läßt ſich leicht erklären. 
Aber auch Bergmann beurtheilt Patkuln unrichtig, wenn er ihm „elende Lei⸗ 
denſchaften“ (S. 255), Ehrgeiz und „unreine Beweggründe“ (S. 1) bei ſeiner 
Anſtellung bei Auguſt II. und Peter d. G. vorwirft. Patkul ſuchte nur ſeine 
Sicherheit und für ſeine Thätigkeit und Talente einen angemeſſenen Schauplatz, 
glaubte außerdem aber auch in jenen Fürſten die Retter ſeines Vaterlandes zu 
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Kurlands V. S. 173 f.) und Graf Bray (Essai eritique sur I'histoire de la 
Livonie II. S. 293). 5 

7) Adlerfeld III. S. 169, 242. 

8) Journal de Pierre le Grand p. 201—209. Schwed. Biogr. I. S. 259 — 300. 
(Löwenhaupts Leben von ihm ſelbſt beſchrieben). Adlerfeld III. S. 85, 89, 110, 
128—140, 142, 247. Nordberg II. S. 64, 89. Gordon I S. 283-292. 
Golikow III. S. 18—27, XI. 418—423. 2 VIII. S. 123129. 

9) Journal de Pierre le Grand p. 195 f. 

10) Gordon I. S. 327. Journ, de Pierre le Grand p. 301. 

11) Seite 313. Most. Reichsarchiv: Poln. Verhandl Nr. 177 179. 

12) Golikow, Supp. VIII. S. 155 f. 

13) Seite 314. Golikow, Suppl. VIII. S. 426--431. 

14) Nordberg II. S. 180—185, Dieſer Schriftſteller nennt den — Bauer 
einen gebornen Livländer. Er war ein Holſteiner und hieß nicht Georg, ſondern 
Rudolph Felir. Seine einzige, mit dem Oberſten von Suandern vermählte Toch⸗ 
ter ſtarb als Wittwe auf dem Gute Kamby im Dörptſchen. Gadebuſch III. 3. 
$ 156. Anm. e. Gauhe, Adelslexicon II. S. 42—45. Des letztern Nachrichten 
ſollen nach Gadebuſch mancher Berichtigung bedürfen. — Die Belagerung Rigas 
iſt neuerdings am ausführlichſten in (L. Bergmann) Erinnerungen an das 
unter ruſſiſchem Kaiſerſcepter verlebte Jahrh., 1. Heft 1810, erzählt worden. Quel⸗ 
len find, des Augenzeugen Helms wahrhafte Darſtellung u. ſ. w. 1711. Nord» 
berg II. S. 185—248, 251 (die ſchwediſch⸗rigaſchen Angaben find wegen der 
damaligen oben geſchilderten ſchwediſchen Zeitrechnung um einen Tag zurückzuſetzen, 
um in den julianiſchen Kalender zu paſſen). Gordon II. S. 9 f. Golikow III. 
S. 193—204. Journal de Pierre le Grand p. 301339. (Wiedau) Samml. 
ruſſiſcher Geſch. IX. * 

15) Golikow XII. S. 99. 

16) Nach Nordberg II. S. 243. 

17) Seite 315. Nach den Ritterſchaftsreceſſen. 

18) Seite 316. Nach den Ritterſchaftsreceſſen. 

10) Folglich war die Vorſtadt noch in ſchwed. Händen und die Eroberung derſelben 
kann nicht am 30. März, wie Bergmann (Geſch. Peters d. G. II. S. 144) 
berichtet, ſtattgefunden haben, ſondern am 30. Mai, wie Peters d. G. Journal 
und Gadebuſch ſagen, welche überhaupt genauer und ausführlicher ſind. 

20) Seite 317. S. Baron Tieſenhauſen's Eroberung Lüvlands durch Scheremet- 
jew und Lebensgeſchichte Georg v. Tieſenhauſens (des im Texte erwähnten Land⸗ 
marſchalls) Riga 1856 S. VII. 

21) Nach dem Helms 'ſchen Tagebuche. 

22) Baron Tie ſenhauſen's angeführtes Werk S. VIII-xX. 

23) Seite 318. In Gadebuſch Autogr. et Transsumtis V.Ap. 111177. 

24) Journ. de Pierre le Grand p. 327. Samml. ruſſiſcher Geſch. IX. S. 325. 
Nordberg II. S. 247 f. 

25) Golito w UI. S. 201. Abbildung der Schlüſſel bei den Briefen: Peters d. G. 
an Scheremetjew. 

26) Seite 319. Nordberg II. S. 248, 251 f. Journ. de Pierre le Grand p. 331. 
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Nach Golifow, Suppl. VIII. S. 432—437, wäre auch die halbe Mannſchaft 
zurückgehalten und ein Major vom Grafen Strömberg nach Stockholm geſchickt, 
allein nach Erhaltung einer trotzigen Antwort auch die andere Hälfte der Gefan⸗ 
genen nach Moskau abgeführt worden. 

27) Ruſſiſch abgedruckt in der wollſtändigen Sammlung der ruſſiſchen Geſetze (onuoe 
Coöpanie BaKoHoB%b). 

28) Nach einer im Beſitz des Verfaſſers befindlichen officiellen Abſchrift. 

29) Seite 320. Inland 1844 Sp. 782. 

30) S. meine Darſtellung des livl. Strafproceſſes. Riga 1845 Th. I. § 10-17 und 
Helmerſen, Abhandl. aus dem Gebiete des livl. Adelsrechts II. Nr. 1, wo 
dieſe Fragen ausführlicher abgehandelt werden. 5 

31) Seite 321. Deutſch abgedr. in Friebe's Geſch. Livl. ꝛc. V. S. 253 f. nebſt 
den Erlaſſen vom 30. September und 12. October. 

32) Nord b. II. S. 249. Golikow III. S. 211 f. Journ. de Pierre le Grand 
p. 341, 

33) Ein Auszug aus dieſer und den übrigen Capitulationen befindet ſich in der von 

der 2. Abtheil. der höchſt eigenen Kanzellei Sr. Maj. herausgegebenen Geſchichtl. 
Ueberſicht der Entwickelung des Provinzialrechts in den Oſtſee-Gouv. 1845. 

34) Seite 322. Nordberg II. S. 244 und 249. Journal de Pierre le Grand 
p. 343 f. Protocoll des zu Pernau am 11. Aug. gehaltenen Kriegsraths, im 
Inlande 1836 Sp. 140 f. 

35) Nordberg a. a. O. Journ. de Pierre le Grand p. 345. 

36) Nach Körber's Abh. v. der Peſt. S. 54-65. 

37) Abgedr. nach einer gerichtlich beglaubigten Abſchrift des eſthl. Ritterſchaftsarchivs 
von Dr. Paucker in ſeiner Ausgabe der Wrangelſchen 3 S. 196 f. 

38) Journ. de Pierre le Grand p. 350-354. Nordberg II. S. 250 f. 

39) Seite 323. Ruſſiſch in der officiellen Samml. der —— 

40) Bei Nordberg III. S. 486—492 und in Paucker's Ausgabe der Wrangel⸗ 
ſchen Chronik nach dem Original. 

41) In Bunge's Quellen des revaler Stadtrechts II. S. 374 ff. u. Nordberg III. 
S. 493— 498. 

42) Deutſch abgedr. in Paucker's Ausgabe von Wrangels Chronik S. 179 ff. nach 
dem Original. 

43) Seite 324. (Paucker's) eſthl. Landrathscollegium S. 62. 

44) Seite 325. Inſtr. v. 10. Detbr. 1710 bei Golikow XII. S. 210-218. 

45) In Gadebuſch Samml. ſ. Jahrbücher IV. 1. $. 6. 

46) Golikow III. S. 283. Peters d. G. Schreiben vom 19. Jan. 1711 an den 
Grafen Scheremetjew. 

47) Seite 326 Brief des Zaren an den Fürſten Menſchikoff vom 8. Mai 1711 bei 
Golikow, Suppl. IX. S. 71. 

48) A. a O. S. 48. 

49) Seite 327. Golikow, Suppl. XVII. S. 164. 

50) Rig. Stadtbl. 1825 S. 404 ff. nach officiellen Erlaſſen. 

51) Golikow V. S. 53. Suppl. IV. 142. 

52) Wrangel's Chronik von Eſthland S. 114. 


53) Bergmann, Peter der Große VI. S. 94, nach einer mündlichen Mittheilung 
der Nachkommen des Grafen. 

54) Seite 328. Bergmann, Peter der Große III. S. 232. 

55) Golikow, Suppl. IX. S. 148 f. 

56) Golikow IV. S. 91 f. 

57) Golikow IV. S. 308. 

58) Bacmeiſter's Tageb. Pet. d. G. Beil. III. S. 168—269 (nach Actenſtücken) 

59) Seite 329. Golikow VI. S. 313 f. 

60) Inſtr. an die ruſſiſche Geſandtſchaft in Kopenhagen, Golikow VI. S. 318— 
321 und an Oſtermann S. 393-394. 

61) Golikow VI. S. 301 f. 

62) Golikow VI. S. 329—333, 

63) Golikow VII. S. 39 f. 

64) Koch, Recueil de traités III. S. 144. 

65) Seite 330. Mosk. Reichsarchiv: Poln. Angelegenheiten Nr. 205. 

66) Golikow VII. S. 90, 93. 

67) Golikow VII. ©. 106 f. 

68) Golikow, Suppl. XIII. S. 105 f. Bülletin im livländiſchen Gouv.⸗Archiv, bei 
Bergmann, Peter d. G. V. S. 25. 

69) Golikow VII. S. 134-144. 

70) Golikow VII. S. 169 f. 244. 

71) Golikow VII. S. 281—284 

72) Golikow VII. S. 288. 

73) Golikow VII. S. 338. 

74) Seite 331. Das deutſche Original im most. Reichsarchiv: ſchwediſche Angele- 
genheiten Nr. 67, 68, mit der angeführten Zufiherung in Betreff der ſtändiſchen 
Ratification. Ruſſiſch bei Golikow VII. und deutſch überſetzt im Schlüſſel zum 
nyſtädter Frieden 1722 und in Paucker's Ausgabe der Wrangelſchen Chronik. 
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Die polniſchen, däniſchen, ſchwediſchen Regenten und Oberbeamten Liv⸗ und Eſthlands und der Inſel Oeſel 


4 
1562—1710. 
s K l 4 Schwediſche General⸗Gouverneure Gouverneure und Vice⸗Gouverneure Schwed. Gouverneure u. Vice-Gou⸗ 
; ? 5 i N s hab Oeſel. 3 
Jahre. Könige von Dänemark Könige von Polen Könige von Schweden Polniſche Adminiſtratoren Livlands Oberbefehlshaber in Oeſe von Eſchland. von Riga und Livfand. ee eee 
1562 Friedrich II. Sigismund Auguſt. Erich XIV. Herzog Gotthard Kettler. Herzog Magnus von Holftein. | |Feldm. Klaas Chriſterſon Horn. — (nicht immer von den General⸗ 
Ludinghaufen- Wolff (ſchon 1562). * Lorenz Flemming. — Gouverneuren geſondert.) 
| Graf Swante gr Gouv. 28. — 
| Auguft 1562, 
Chriſtoph Walkendorf (1565). Hermann | 3 1564. — 2 8 
1566 — — — Johann Chodkiewicz. — Heinrich Klasfon Horn 20. Jan. 1565. 55 — 
1568 1 2 Johann III. 30. Sept. — — Gabr. Chriſterſon Drenftierna 1569. — — 


Feldobriſter Akeſon Tott als Stell 
| vertreter, Ende 1570. | 


1573 — a — — Klaus von Ungern. > — — 
1574 * Heinrich von Valois — a | — Pontus de la Gardie, Ende 1575. — — 
5 13. Mai. a 
1575 — 1 — 14. — — Joh. Uerküll v. Menz (1576). Heinrich Klaasſon Horn 1576. = — 
December. 
1578 — N wer Johannes Berends 1578. | — — 
1582 — — — Biſchof Geor Nadziwil (ſpäter Georg Bahrenshac v. Nelfi bis Töne Erichſon 1579. — = 
Cardinal) erg zu Dlica. H 5 | 
1587 — Sigismund III. (Kron⸗ — Mathias Budde N Guſtav * Oxenſtierna I — 
{ 


prinz v. Schwed.) 9. Au 
1588 CChriſtian IV. 4. A April. J 8 2 5 — Guſtav N 13. Det. 1588, | 
1 Me | Erich Gabrielſon Drenftierna 1591. | 


Jürgen Boye 1592, — 


6 


1 


1592 * er Sigismund III. 17. Nov. 
| 1600 = 2 Herzog Karl zum Kö⸗ Karl Heinrichsſon Horn 1600. 
nige erwaͤhlt. N Graf Moriz end Sept. 
f | Herzog 111 Abi v. Holſtein. f — — 
1603 . — Johann Karl Chodkiewicz. * t Kawer. — 
1607 — — Herzog Karl als König — gr And Limon 1 1605. = 
Karl IX. I 15. 
1611 | = — Guſtav wor 31. Dec. — | Nils Kraggen 1612, Andreas Larsſon *). — 2 
\ 1612 — — 2 | Jakob Wade (Boden) 1615. Gabr. Guſtapsſon Oxenſtierna 1612. — — 
Ulf Philipſon Bonde. — — 
1621 u. 1621 Livland ver: -- Schwediſche General-Gouder- FR Schwediſche Gouverneure und — 
| foren, neure Livlands. Statthalter oder Schloß⸗Com⸗ 
| mandanten feit 1621. 
1622 er — — Feldmarſchall Graf Jakob de la — Graf 9085 de la Gardie 1619, Reichsſchatzmeiſter Jasper W — 
| Gardie. erhält 1622 auch Livland. | ie 
1628 Se ri | = Johann Bengtſon Stytte, Reichs * Madtſon Kruus, Gouv. 1621 Pehr Guſtavſon Bannier 1622. 


| 6 rath und Freiherr. 


*) A. Linnersſon ſtarb nach Hiärn in der Schlacht von Kirchholm 1605. Erſt 1611 nennt er A. Larsſon als neuangekommenen Statthalter. Dazwiſchen nennt Kelch 1608 A. Larsſon oder Lenartsſon als Statthalter. 
Th. II. Bd. II. 25 * 


Schwed. Gouverneure u. Vice-Gon- 
verneure von Reval u. Eſthland. 


Schwediſche General-Gouverneure Gouverneure und Vice⸗Gouverneure 
von Eſthland. von Riga und Livland. 


Schwediſche General-Gouverneure 
g von Livland. 


Jahre. Könige von Dänemark. 


In Eſthland nur en Joachim Berends, Command. 1 1623. 
bis 16 


1634 BZ — | — Bengt Bengtsſon Oxenſtierna, Freih. — Adam Schraffer, Command. 1 1630.“ Philipp Scheding 1628. 
Andreas Bille 1635. — Swante ä N Gouv. * 
+ 1628 
1643 — — | — Hermann Hansſon Wrangel. Ebo Ulfeld. — Anders Erichſon Häſtebufwud, Gou⸗ — 
| | verneur 1628, 
1644 * — u Erich Erichsſon Ryning, Freiherr. Friede zu Bromſebrö 13. — Jöran Silfwerpatron, Comm. 1630. — 
1 1645 Bun 7 1 — — Gabriel Bengtsſon une. Aha Frh. Auguſt S ch wediſche — Otto Sack, Commandant 1635. Guſtav Gabr. Oxenſtierna 1642. 1 
ug tatthalter. 
1648 Oeſel verloren. — | bai Guſtavſon Stenbock 1645. — Erich Guſtavſ. Stenbock, Gouv. 1648. Erich Arelsſon Drenſtierna 1645. 
1649 — — Graf N Gabriel Jacobſon Andreas Erichſon 1646. — Heinrich Saß, Command. 1649. 
de la Gardie. 
Johann Utter 1648. — Heinr. Graf v. Thurn, Gouv. 1651, — 
8 | +1656 bei der Belagerung Riga's. — 
1652 — — | — Graf Guſtav Karlsſon Horn. — — Guſt. Guſtavſ. Stenbock, Gouv. 1652. r 
1654 — — Karl X. 6. Juni. — Baron Lieven 1654. u Guſtav Löwenhaupt, Gouv. 1653. Heinrich Graf von Thurn 1654. 0 
1655 — — — Graf M. G. de la Gardie zum 2. Mal. — — Karl Sack, Command. 1655. Bengdt Skytte 1655. 
Simon Helmfeld, Gouv. 1656. Bengt lasſon Horn 1656. 
1658 — — — Graf Robert Patrickſon Douglas. — S — Freiherr Woldemar v. Ungern-Stern⸗ — 
| „| — 1658 Schloßſtatthalter. 
1660 = = Karl XI. 13. Febr. — Karl Sparre 1660. — Nils Bat, Gouverneur 1659. — 2 
1661 — — — Graf Arel Guſtavsſon Lillje. — — Pehr Sparre, Gouverneur 1660. — 
| Fabian v. Ferſen, Gouv. 1663. — 
1662 — — — Graf Bengt Gabrielsſon Oren— — Freih. Hans v. Ferſen, 1673 Gouv. 
ſtierna. Eſthland zum General- r Magnus Schneckenſkiold, Statthal⸗ Joh. ( mae Sura 1680 
2 5 P vernement erhoben 167 ter 1681. 
1665 25 — — Graf Clas Akeſon Tott bis 1671 — — Guſtav v. Wulfen, Gouv. 1683, — 
(manche Verordnungen von Dren- 0 + 29. Juni 1684 
arg gezeichnet). 2 
1675 — — — 1671-1675 Gouv. Ferſen ſtellvertr. Karl Johannſon Siöblad 1676.“ Bengt Clasſon Horn 1673. Joh. v. er Comm. 1696, 
+4 l 
Freiherr Chriſter Swantesſon Horn. >= Erich Knutſon Gm, Son, +1700. g — I 
Oſten⸗Sacken 1678. Andr. Sennartfon 2 Torſtenſohn 1677 Michael ee Urs Statth. 1698, — 0 
1686 — — — Graf Jakob Haſtfer. Robert Johannſon Lichton 1681. Karl Hanſon oblich 1 1700. — 
Karl Joh. Siöblad 1687 zum 2. M.] Nils Thurnsſon Bielke 1686. Graf Adam . G. 1706. — \ 
Oſten⸗Sacken zum 2. Male 1689. Graf Arel Julius de la Gardie 1687. Rembert 8 8 (+ 3. — f 
ebr. 1709 
Peer Dung 1690 (ſpäter — Karl See ee ſeit 29. = j 
. 0 andhöfding). ar 
1695 2 * — Graf Erich Dalberg bis 1702. Engelbrecht Mannerburg, 1701 a — Heinrich v. Albedo, u — 
Landhoͤfding von Oeſel. vor dem 20. Aug. 1 09. 
1697 — — Karl XII. 5. April. — — Johann Klot von ten, — 
Vice⸗Gouv. 1710 i 
1702 — — — 17021706 Gouv. Fröhlich ſtellv. * General Schlippenbach ſtellv. 1704. — | Gouverneur Karl Nieroth. 


1709 — — — Graf Strömberg. = Graf Nils Strömberg 1706. — Vice⸗Gouverneur Patku 
1710 — — Livland, Oeſel und Eſthland ergeben ſich | Rußland. 


erneure Gouverneure und PVice-Gouverneure Schwed. Gouverneure u. Vice⸗Gou⸗ 
von Riga und Livland. verneure von Reval u. Eſthland. 


erneureſ Joachim Berends, Command. 1 1623. = 
Adam Schraffer, Command. + 1630.“ Philipp Scheding 1628, 
Swante .. zn Gouv. — 
1628 


T 
Anders Erichfon Häſtebufwud, Gou⸗ 
verneur 1628. 
Jöran Silfwerpatron, Comm. 1630. — 
Otto Sack, Commandant 1635. Guſtav Gabr. Oxenſtierna 1642. 


Erich Guſtavſ. Stenbock, Gouv. 1648. Erich Axelsſon Dreuſtierna 1646. 
Heinrich Saß, Command. 1649. 


Heinr. Graf v. Thurn, Gouv. 1651, — 
+1656 bei der Belagerung Riga's. — 
Guſt. Guſtavſ. Stenbock, Gouv. 1652. 2 
Guſtav Löwenhaupt, Gouv. 1653. Pe Graf vo von Thurn 1654. 
Karl Sack, Command. 1655. ngdt Skytte 1655. 
Simon Helmfeld, Gouv. 1656. Pi b Clasfon Horn 1656, 
Freiherr Woldemar b. Ungern⸗Stern⸗ — 
berg 1658 Schloßſtatthalter. 
Nils Bat, Gouverneur 1659. — 
Pehr Sparre, Gouverneur 1660. — 
Fabian v. Ferſen, Gouv. 1663. — 
Freih. Hans v. Ferſen, 1673 Gouv. 
al⸗Gou⸗ Magnus Schneckenſkiöld, Statthal⸗ Joh. ( kr Dugena 1680 
1673. ter 1681. 
Guſtav v. Wulfen, Gouv. 1683, — 
+ 29, Juni 1684. 


1673. Joh. v. eee Comm. 1696, 
+4 


Erich Knutſon * Bow, + 1700. 
ohn 1677 Michael 21763 J Statt. 1698, 


n 1681. Karl Hanfon Fröhlich, Gouv. 1700. 

1686. Graf Adam Löwenhaupt, G. 1706. 

edie 1687. Rembert Funk, Vice⸗Gouv. (+ 3. 
Febr. 1709) 

Karl each irg ſeit 29. 


Heinrich v. Albedoll, Vice⸗Gouv. 
vor dem 20. Aug. 1709. 
Johann Klot von — Ben 
Bice-Gpup, 1710, | 
— Gouverneur Karl Nieroth. 
Vice-Gouverneur Patku 


ſich | Rußland. 


